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Grund und Boden iſt die erſte und bleibt für immer die haupt— 
ſächlichſte Nahrungsquelle des menſchlichen Geſchlechts. Auf der 
mütterlich nährenden Erde erwachſen und leben die Staatsgeſell— 
ſchaften. Deshalb iſt kein anderes Verhältniß für deren Zuſtände 
ſo wichtig und in vielfacher Beziehung einflußreich, als das der 
Grundvertheilung im Zuſammenhange mit dem Recht der Grund— 
ſtücke, wie der grundbeſitzenden und der ackerbauenden Volksklaſſen. 
Darauf beruht die Agrarverfaſſung der verſchiedenen Staaten und 
Völker; wiederum auf dieſer aber größerentheils die politiſche 
Verfaſſung, wie der Zuſtand der bürgerlichen Geſellſchaft. Daher 
hat in Zeiten fortſchreitender oder rückgängiger Bewegung die 
Agrargeſetzgebung in der alten und neueren Völkergeſchichte ſtets 
eine ſo bedeutende Stelle eingenommen; unter ihrer Fahne ſchaarten 
ſich auf der einen und auf der andern Seite politiſche, volkswirth— 
ſchaftliche oder ſoziale Parteien. Indem die Grundvertheilungs— 
Verhältniſſe und das ihnen entſprechende Agrarrecht mehr oder 
weniger auch alle übrigen bürgerlichen Rechtsverhältniſſe und 
geſellſchaftlichen Zuſtände beſtimmen und mit den politiſchen, wie 
geſellſchaftlichen Berechtigungen und Intereſſen aller Stände, 
Berufsklaſſen und Individuen auf das mannichfachſte verflochten 
ſind, ſind ſie es aber auch vorzugsweiſe, welche auf die Entwicke— 
lung und den Fortſchritt der Volkswohlfahrt hemmend oder be— 
fördernd einwirken. Je mehr man ſich dieſer Wechſelbeziehungen 
bewußt iſt, je bedenklicher müſſen ziel- und prinziploſe Schwan— 
kungen der Geſetzgebung, ihr Experimentiren mit einzelnen Maß— 
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regeln, deſto gefährlicher insbeſondere reglementirende Eingriffe 
in die naturgemäße und freie Bewegung der Vertheilungs- und 
Beſitzverhältniſſe des Grundeigenthums erſcheinen. Deren Wir— 
kungen auf Sitten- und Rechtszuſtände, wie auf die materielle 
Wohlfahrt des Volks ſind im voraus nicht zu berechnen. 

Das während der Jahrhunderte des Mittelalters ausgebildete 
ſogenannte Feudalſyſtem, in welchem ſich die vielfach verſchlungenen 
Abhängigkeitsverhältniſſe und Beſchränkungen von Perſonen und 
Eigenthum der grundbeſitzenden und ackerbauenden Klaſſen grün— 
deten, war bereits durch die ſeit dem ſechszehnten Jahrhundert 
erſtarkende Territorialhoheit und landesherrliche Macht in ſeinen 
Fundamenten angegriffen und erſchüttert. Seit etwa funfzig Jahren 
begann die Agrargeſetzgebung der einzelnen deutſchen Staaten deſſen 
völlige Umſchaffung und Beſeitigung. Unter den größeren hat 
am früheſten (ſeit 1807) Preußen, am ſpäteſten (evt ſeit 1848) 
Oeſterreich die dem früheren Feudalſyſtem entgegengeſetzten Prin— 
zipien der freien Agrarverfaſſung anerkannt und auf ihrem Fun— 
dament einen neuen Ausbau des Staatsgebäudes unternommen. 
In denjenigen Staaten, in welchen zuvor die Agrargeſetzgebung 
am zögerndſten und unvollkommenſten vorgegangen war, kamen 
dieſe Prinzipien theils im Jahre 1830, dann hauptſächlich in 
Folge der Bewegung des Jahres 1848 um ſo ſchneller und ent— 
ſchiedener zur Geltung. Gegenwärtig beruht die Agrarverfaſſung 
und mit ihr die politiſche und geſellſchaftliche in allen deutſchen 
Staaten ohne Ausnahme auf den großen Prinzipien der Freiheit 
der Perſon und des Grundeigenthums, wenn ſchon deren Kon— 
ſequenzen in einigen Ländern noch nicht vollſtändig durchgeführt ſind, 
indem einzelne Stücke der älteren, namentlich Beſchränkungen der 
vormals gutsunterthänigen oder gutspflichtigen bäuerlichen Beſitzer 
in der freien Verfügung über ihr Grundeigenthum, bezüglich deſſen 
Theilbarkeit oder der Erbfolge in daſſelbe, in die neue Agrar— 
verfaſſung mit hinübergenommen wurden. Auch ſind faſt überall 
Verwaltungs- und Gerichtsbehörden mit der vollſtändigen Durch— 
führung der in den Geſetzgebungen anerkannten und im weſent— 
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lichen auf gleiche Weiſe angewendeten Grundſätze noch beſchäftigt. 
Das allgemeine, gleichmäßige und dabei offizielle Anerkenntniß 
jener Prinzipien Seitens aller deutſchen Regierungen, wie Seitens 
der Volksvertretungen iſt indeß ein unbeſtreitbares Ergebniß der 
neueren und neueſten Geſchichte. Es iſt zugleich eine der bedeu— 
tendſten, fruchtbarſten und ſegensreichſten Errungenſchaften der 
durch die Jahrhunderte fortſchreitenden chriſtlich-germaniſchen Welt— 
bildung. Dies begreift, wer in der Geſchichte eine höhere Leitung 
der göttlichen Vorſehung nicht verleugnet und in ihr mehr ſieht, 
als ein Aggregat äußerer Begebenheiten, veranlaßt durch zufällige 
Autriebe oder Leidenſchaften, ſei es von Individuen oder Mafjen. 
In ihren Grundprinzipien ſchien ſonach die Agrarverfaſſung des 
neunzehnten Jahrhunderts zum Abſchluß gekommen; es ſchienen 
dieſelben fortan unbeſtritten. 

Noch iſt jedoch kein Jahrzehent verfloſſen und wiederum treten 
die alten ſo tief greifenden Streitfragen hervor und beſchäftigen 
aufs neue die Geſetzgebung mehrerer deutſcher Staaten in entgegen— 
geſetzter Richtung. Bald knüpfen ſie an vereinzelte ungünſtige 
Erſcheinungen in den Zuſtänden eines Theils der Ackerbaubevölke— 
rung dieſes oder jenes Landestheils an; man ſieht darin eine 
neueſte unmittelbare Wirkung der hergeſtellten Verfügungsfreiheit 
über den Grundbeſitz, zumal der Theilbarkeit deſſelben und ſchreibt 
ſie auf deren Rechnung, ohne den tieferen Urſachen nachzugehen 
und ohne dergleichen Erſcheinungen mit den Geſammtverhältniſſen 
auch anderer Länder und der verſchiedenen anderen Volksklaſſen 
derſelben zu vergleichen. Bald ſind es die politiſchen und ſozialen 
Doktrinen beſtimmter Parteiſtandpunkte, denen ſich die Kenntniß 
der wirklichen Zuſtände der Vergangenheit, wie der Gegenwart 
verſchließt, in deren Augen ſich dieſe im verkehrten Bilde ab— 
ſpiegeln. Bald machen ſich angeerbte Vorſtellungen von früheren 
Einrichtungen, ſei es des Feudalſyſtems oder des bevormundenden 
Polizeiſtaates, geltend. Es iſt eine gemeine Erfahrung in der 
Geſchichte aller Völker, vielleicht ein großes, für den ſicheren 
Fortſchritt nöthiges Geſetz, daß die reſtaurativen Ideen in den 
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auf große Bewegungen folgenden Zeiten äußerer Ruhe (nach 1850, 
wie nach 1815) ſich wieder hervordrängen; in deren Bekämpfung 
ſoll die Macht und Ueberzeugung der gewonnenen Wahrheiten 
um ſo mehr geſtärkt und befeſtigt werden. 

Für die abgeſchaffte Leibeigenſchaft oder perſönliche Erbunter— 
thänigkeit und Schollen- oder Gutspflichtigkeit tritt jetzt kaum mehr 
ein Vertheidiger in die Schranken. Auch über die in ſtaats- wie 
in landwirthſchaftlicher Beziehung für die Berechtigten wie für die 
Verpflichteten gleicherweiſe anerkannte Nothwendigkeit, mindeſtens 

cützlichkeit der Aufhebung und Ablöſung von Frohndienſten, 
Naturalzehnten und anderen privatrechtlichen Grundbelaſtungen, 
wie der die Kultur und freie Benutzung des Grund und Bodens 
hindernden Dienſtbarkeiten herrſcht ziemlich allgemeines Ein— 
verſtändniß. Selbſt über den Nutzen einer Zuſammenlegung (Ver— 
koppelung, Arrondirung, Konſolidation oder Kommaſſation) der 
auf der Feldflur zerſtückelten und vermengten Grundſtücksparzellen 
deſſelben Gutes oder Beſitzers — (einer vielmehr ebenfalls aus 
dem Prinzip der Freiheit in der Kultur und Benutzung des 
Bodens gerechtfertigten Maßregel)!) — hat ſich die allgemeine 
Meinung faſt in allen deutſchen Staaten aufgeklärt, in mehreren 
hierüber ſeit einigen Jahren auch die Geſetzgebung ſchon ent— 
ſchieden. Dagegen gehört zu den von neuem verhandelten Kontro— 
verſen des Agrarrechts hauptſächlich die Zertheilungs-(Dis— 
membrations-) Befugniß und die damit zuſammenhängende Be— 
gründung neuer Anſiedlungen. Sie iſt am wichtigſten für 
Preußen. Eher könnte fie in anderen, beſonders kleineren Staaten, 
je nach deren verſchiedenen Kultur- und Bevölkerungszuſtänden, 
aus landwirthſchaftlichen und ſtaatsgeſellſchaftlichen Geſichtspunkten 
einer verſchiedenen Beurtheilung unterliegen, obwohl auch hier bei 


1) Vergl. den Aufſatz des Verfaſſers: „die Zuſammenlegung (Verkoppe— 
lung, Konſolidation, Kommaſſation, auch Arrondirung) der Grundſtücke“: im 
2. Th. S. 54 ff. des von Dr. Arenſtein und Dr. Schneitler herausgegebenen, 
im Verlage von Franz Duncker zu Berlin erſcheinenden landwirthſchaftlichen 
Hülfs⸗ und Schreibkalenders auf das Jahr 1858. 
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den vorgeſchlagenen Beſchränkungen der Theilbarfeit des Grund— 
eigenthums, wie der freien Verfügung darüber unter Lebenden 
oder von Todes wegen, bei den Geſetzvorſchlägen wegen Her— 
ſtellung der Geſchloſſenheit gewiſſer Güterarten durch Einführung 
oder Erweiterung von Fideikommiſſen und (bäuerlichen) Erbgütern 
meiſt politiſche Beweggründe konkurriren. 

In Preußen (doch auch bereits in einigen anderen deutſchen 
Staaten) wurden gleichzeitig mit der Geſchloſſenheit und Untheil— 
barkeit, wie mit der Erwerbsbeſchränkung der adlichen, bäuerlichen 
und ſtädtiſchen Grundbeſitzungen, auch die geſchloſſenen Innungen 
und Zünfte, wie alle Monopole und ausſchließliche Berechtigungen 
im Gewerbsweſen aufgehoben und iſt die geſetz- und verfaſſungs— 
mäßig anerkannte Freiheit des Grundeigenthums nebſt deſſen Theil— 
barkeit und freien Vererbung kein iſolirtes Volksrecht, ſondern 
Theil und Glied des ganzen neueren Staatsweſens und geſell— 
ſchaftlichen Rechtszuſtandes. Zu dieſem gehören als Korrelate 
der Freiheit des Grundeigenthums die Gewerbsfreiheit, wie die 
Freizügigkeit als ebenſo weſentliche Bedingungen zur unbeſchränk— 
ten Benutzung und Verwerthung der geiſtigen und körperlichen 
Kraft, dieſes hauptſächlichſten und dabei koſtbarſten Gutes wie 
der Nation und des Nationalvermögens, ſo beſonders der beſitz— 
loſen Volksklaſſen. Daher ſind in vielen Theilen Preußens, auch 
anderer deutſcher Länder, die große und die kleine Landwirthſchaft, 
das große und das kleine Gewerbe, die Grundvertheilungs- und 
Beſitzverhältniſſe, mit Handwerken, Fabriken und Bergbau ſchon 
gegenwärtig dergeſtalt verwachſen, daß jeder Eingriff und jede Be— 
ſchränkung bezüglich des einen Stückes und Gliedes jenes Syſtems der 
bürgerlichen Freiheiten auf andere Stücke und Glieder dieſes 
Organismus und Fundaments einer faſt 50jährigen Entwickelung 
der Staatsgeſellſchaft ſtörend und hemmend zurückwirken müßte. 
Wie die Wechſelbeziehung dieſer verſchiedenen bürgerlichen Frei— 
heiten zuſammen hier oder dort die Urſache und der Hebel zum 
gleichzeitigen Emporkommen und Erblühen von Gewerbe und 
Fabrikinduſtrie einerſeits und von Ackerbau und Landeskultur 
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andererſeits, bereits geworden ift, ſo hat fie für ähnliche Wir— 
kungen an anderen Orten die Grundlagen geſchaffen und die 
Verhältniſſe vorbereitet. 

Der unbefangenen Betrachtung kann dieſe Wechſelbeziehung nicht 
entgehen, in welcher die Grundvertheilungs-Verhältniſſe nebſt der 
Freiheit in der Erwerbung des Grundeigenthums und in der 
Verfügung über daſſelbe mit den Geſammtzuſtänden der bürger— 
lichen Geſellſchaft und deren Wohlfahrt im Ganzen ſtehen, wie 
erſtere auf die Lage der anderen Klaſſen der Bevölkerung, aber 
auch auf die der großen Grundbeſitzer zurückwirken. Bei einem 
ſo erweiterten Standpunkt der Betrachtung tritt die Frage in den 
Hintergrund zurück, ob der Groß- oder Kleinbeſitz, die Groß— 
oder Kleinkultur in dieſer oder jener Beziehung den Vorzug ver— 
diene? Dabei dürfte die Entſcheidung allein oder auch nur 
hauptſächlich aus dieſem Geſichtspunkt ſich als eine einſeitige und 
untergeordnete ergeben. Auf alle Fälle wird man, beſonders bei 
der legislativen Behandlung, einen höheren und weiteren Stand— 
punkt einzunehmen, geſtützt auf Statiſtik und Geſchichte die that— 
ſächlichen Verhältniſſe im Ganzen aufzufaſſen, bei den einzelnen 
hier oder dort zur Erſcheinung gekommenen Uebelſtänden aber die 
wirklichen Urſachen zu erforſchen und die Wechſelwirkungen nicht 
ans dem Auge zu laſſen haben, in welchen die Grundbeſitz- und 
Grundvertheilungs-Verhältniſſe mit den übrigen Zuſtänden der 
Geſellſchaft und mit denen anderer nicht beſitzender Volksklaſſen 
ſtehen. In Frankreich, wo das Volk, ſeiner Revolutionen un— 
geachtet, nach wie vor an napoleoniſchen Gedanken ſeiner Regie— 
rungen gewöhnt, von dieſen die Anordnung auch ſeiner bürgerlichen 
und geſellſchaftlichen Angelegenheiten erwartet, wo ſich die Regie— 
rung für die günſtige oder ungünſtige Geſtaltung der bürgerlichen 
und ſozialen Verhältniſſe verantwortlich erklärt, könnten eher 

Staatspolizeigeſetze am Orte ſein, welche es unternehmen, von 
oben her die Grundvertheilung zu reguliren und über die all— 
gemeine bürgerliche Freiheit im Bereiche des Grundeigenthums 
und der Gewerbe beſchränkende Normen feſtzuſetzen. Dort iſt 


— 


dies nur die Kehrſeite des Sozialismus, der von einem ſolchen 
Regierungsſyſtem erzeugt und an demſelben groß gezogen iſt. In 
Preußen hingegen und in denjenigen Staaten, wo die Regierung 
und Geſetzgebung ein ähnliches Syſtem längſt verlaſſen und als 
ſchädlich erkannt hatte, ſcheinen alle Maßregeln verwerflich, welche 
im Widerſpruch mit der Sitte und dem Volksbewußtſein, in den 
fortſchreitenden naturgemäßen Entwickelungsgang von Kultur und 
Induſtrie eingreifen, indem ſie dafür beſtimmte Bahnen vorzeichnen 
wollen. 

Es erſcheint gewiß nur als eine üble Parteigewohnheit, daß 
diejenigen als Feinde oder Gegner des großen Grundbeſitzes 
(d. h. der Rittergüter) oder gar der Landeskultur bezeichnet werden, 
welche neben den übrigen bürgerlichen Freiheiten auch die Freiheit 
des Grundeigenthums und die damit verbundene unbeſchränkte 
Verfügungsbefugniß über daſſelbe, mithin auch deſſen Theilbarkeit 
(d. h. die rechtliche Möglichkeit einer Dismembration der Grund— 
beſitzungen) vertheidigen und dabei zugleich, im inneren Zuſammen— 
hange hiermit, die bei jenen Gütern in einigen Theilen Preußens 
noch fortbeſtehenden Grundſteuerbefreiungen, wie die durch ein neues 
Geſetz wiederhergeſtellten polizeiobrigkeitlichen Befugniſſe der Ritter— 
güter über die ländlichen Ortſchaften als unvereinbar mit den 
gegenwärtigen Rechtszuſtänden des Landes beſeitigt wiſſen wollen, 
während die Geſchichte der älteſten verfaſſungsmäßig regierten 
Staaten im Gegentheil zeigt, daß es dem wahren und dauern— 
den Intereſſe ſowohl der Staatsgeſellſchaft, als der Klaſſe 
der großen Grundbeſitzer ſelber am meiſten zuſagt, wenn der 
naturgemäße Einfluß dieſer letzteren in den bürgerlichen, geſell— 
ſchaftlichen und politiſchen Angelegenheiten des Landes nicht auf 
ein äußerliches und zufälliges Vorrecht der Scholle, auf deren 
beſondere privatrechtliche oder politiſche Privilegien, ſondern auf 
die ſich überall geltend machenden und völlig berechtigten Faktoren 
der höheren Intelligenz, des größeren Beſitzes und Vermögens, 
mithin der unabhängigeren und für die Betheiligung an den öffent— 
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lichen Angelegenheiten geeigneteren Lebenslage der Perſonen ge— 
ſtützt wird. 

Die Unbekanntſchaft mit den Thatſachen, mit älteren oder 
neueren Zuſtänden des einen oder anderen Landes, iſt nicht ſo 
ſelten; außerdem war es nicht zu vermeiden, da der Gegenſtand 
bereits von verſchiedenen Standpunkten und Seiten vielfältig be— 
leuchtet iſt, hier und dort auch oft Geſagtes zu wiederholen, ſo 
wenig es andererſeits beabſichtigt werden konnte, den mit der 
Kulturgeſchichte wie mit der politiſchen und geſellſchaftlichen Ver— 
faſſung von Staaten und Völkern ſo tief verwachſenen Gegenſtand 
nach allen Richtungen hin erſchöpfend zu behandeln. 


Die Verhältniſſe des preußiſchen Staates liegen am 
nächſten. Bei Vergleichung der älteren, wie der neueren Ge— 
ſchichte der Grundvertheilung und der Rechtsverhältniſſe und Zu— 
ſtände der verſchiedenen Arten von Grundbeſitzthümern mit der 
neueſten Strömung politiſcher und ſtaatswirthſchaftlicher Prinzipien 
und Anſchauungen, wird man lebhaft an die Worte eines würdigen 
greiſen preußiſchen Staatsbeamten (des früheren Oberpräſidenten 
der Mark Brandenburg, von Baſſewitz) erinnert, welcher in ſeinem 
langen Leben die früheren Verhältniſſe des Grundbeſitzes vor 1807 
wie die ſpäteren, die ſchlimmen wie die guten Zeiten Preußens, 
ſeinen tiefen Fall wie ſeine Erhebung, deren Urſachen wie deren 
Wirkungen kennen gelernt und durch viele Jahre in ernſter Thätig— 
keit für die Wohlfahrt ſeines Vaterlandes mitgearbeitet hat: „Nur 
zu leicht (ſagt von Baſſewitz) vergißt die Gegenwart im ruhigen 
Beſitz ſchwer errungener Vortheile das Andenken an die früheren 
Zuſtände, ſelbſt wenn ſie ihr noch ſo nahe liegen; es verſchwindet 
die Vergangenheit aus den Augen, man vergißt, was gewonnen 
worden; oft fehlt aber auch der nöthige Spiegel zum Zurück— 
ſchauen, den uns die Geſchichte und die Statiſtik vorzuhalten hat.“) 


1) S. v. Baſſewitz die Kurmark Brandenburg, ihr Zuſtand und ihre Ver⸗ 
waltung vor dem Kriege von 1806. Leipzig 1847, im Vorwort S. X. 
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Als der König Friedrich Wilhelm III., geſegneten An— 
denkens, den Thron beſtieg, war es eine ſeiner Hauptſorgen, 
welche vielfach ſein Gemüth bewegte, „die Aufhebung der erblichen 
Fortpflanzung des Leibeigenſchafts-, Erbunterthänigkeits- oder 
Gutspflichtigkeits-Verhältniſſes herbeizuführen.“ Der Entſchluß 
und die That zu den nothwendigen Reformen der Verwaltung 
und Verfaſſung des Staates blieben indeß zu lange hinter Wün— 
ſchen und Gedanken zurück. Als Preußen 1806 zuſammen— 
gebrochen war, wie kaum jemals ein anderer Staat, da ſuchte 
und fand man nicht nur die Rettung und Hülfe im Unglück, 
ſondern auch die Mittel zu neuer weit kräftigerer Erhebung ganz 
allein in den großen Grundſätzen der bürgerlichen Freiheit. Nicht 
durch Reglements über die Konſervation eines Handwerkerſtandes 
durch geſchloſſene Innungen und Zünfte, nicht durch beſchränkende 
Staatspolizeigeſetze über ein geringſtes Maß der adlichen oder 
bäuerlichen Grundbeſitzungen oder über bäuerliche Erbfolge-Ord— 
nungen u. ſ. w., wurde der preußiſche Staat reſtaurirt. Es waren 
vielmehr die ewigen Ideen der bürgerlichen Freiheit und die von 
ihnen diktirten großartigen, auf das Ganze gerichteten Geſetze, 
welche die freie Entwickelung aller geiſtigen und materiellen Kräfte 
in der Nation, vor allem die Freiheit des Eigenthums und der 
Arbeit zum Ausgangspunkte und zum Ziele hatten; nur durch ſie 
wurde wieder neues Leben in dem Organismus der Staatsgeſell— 
ſchaft angefacht und die Auferſtehung, wie die neue Kraft und 
Ausdehnung des Staates herbeigeführt. Das erſte große Grund— 
geſetz, welches der König im Verein mit unvergeßlichen preußi— 
ſchen Staatsmännern, vor allem mit dem Freiherrn vom Stein 
unterm 9. Oktober 1807 erließ (dieſe magna charta des preußi— 
ſchen Staates), erkannte es als eine unerläßliche Forderung der 
Gerechtigkeit, wie als Grundſatz einer wohlgeordneten Staats— 
wirthſchaft an, alles zu entfernen, was den einzelnen Unterthanen 
bisher hinderte, den Wohlſtand zu erlangen, welchen er nach dem 
Maße ſeiner Kräfte zu erreichen fähig war und, indem daſſelbe 
demgemäß zugleich alle perſönlichen Gutsunterthänigkeits- und 
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Leibeigenſchafts-Verhältniſſe, ſowie alle (bis dahin geltenden) per— 
ſönlichen Beſchränkungen des Adels, Bürgers und Bauern in der 
Ergreifung von Gewerben und Erwerbung von Gütern der einen 
oder anderen Art aufhob, geſtattete es einerſeits die freie Theil— 
barkeit und Veräußerlichkeit des allodialen Grund— 
eigenthums jeder Art, andererſeits aber auch die Einziehung 
und Zuſammenſchlagung von Bauergütern zur Bildung größerer 
Güter, ferner die Vererbpachtung einzelner Theile von Lehns- und 
Fideikommiß-Beſitzungen, ſowie die Aufhebung der Lehne, Familien— 
ſtiftungen und Fideikommiſſe durch Familienſchlüſſe. Ihm ſchloß 
ſich das Landkultur-Edikt vom 14. September 1811 an. Daſſelbe 
beſtätigte die unbeſchränkte Theilbarkeit und Dispoſitions— 
freiheit in Bezug auf das Grundeigenthum und geſtattete 
ſelbſt die Vereinzelung von Erbpachtgütern. Dabei machte dies 
noch gegenwärtig in Kraft beſtehende Geſetz die für das Ganze, 
wie für die Familien, insbeſondere für die Verbeſſerung des 
Wohlſtandes und die ſittliche Erhebung der kleinen Leute, der 
Tagelöhner, Häusler u. ſ. w. günſtigen Wirkungen der freien 
Veräußerung und Theilbarkeit des Grundbeſitzes der Nation auf 
das eindringlichſte anſchaulich'. 


1) Da dieſe Prinzipien einer weiſen und durch den Erfolg praktiſch be— 
währten Staatskunſt im weſentlichen bisher noch in Geltung und Wirkſamkeit 
geblieben ſind, ſo iſt es für den Gegenſtand um ſo wichtiger, auch hier 
wiederum an die Worte des Landkultur-Edikts zu erinnern. Der S. 1. deſ— 
ſelben lautet vollſtändig: 

„Zuvörderſt heben Wir im allgemeinen alle Beſchränkungen des Grund— 
eigenthums, die aus der bisherigen Verfaſſung entſpringen, hiemit gänzlich 
auf, und ſetzen feſt: 

daß jeder Grundbeſitzer ohne Ausnahme befugt ſein ſoll, über ſeine 
Grundſtücke in ſo fern frei zu verfügen, als nicht Rechte, welche Dritten 
darauf zuſtehen, und aus Fideikommiſſen, Majoraten, Lehnsverband, 
Schuldverpflichtungen, Servituten und dergleichen herrühren, dadurch 
verletzt werden. 

Demgemäß kann, mit Ausnahme dieſer Fälle, jeder Eigenthümer ſein 
Gut oder ſeinen Hof durch Ankauf oder Verkauf oder ſonſt auf rechtliche 
Weiſe willkürlich vergrößern oder verkleinern. Er kann die Zubehörungen an 
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Dieſen Staatsmaximen völlig entgegengeſetzt bezeichnet das 
im Jahre 1855 verkündete Programm der rechten Seite des 
preußiſchen Hauſes der Abgeordneten die Grundſätze dieſer Geſetz— 


einen oder mehrere Erben überlaſſen. Er kann ſie vertauſchen, verſchenken, 
oder ſonſt nach Willkür im rechtlichen Wege damit ſchalten, ohne zu einer 
dieſer Veränderungen einer beſonderen Genehmigung zu bedürfen. 

Dieſe unbeſchränkte Dispoſition hat vielfachen und großen Nutzen. Sie 
iſt das ſicherſte und beſte Mittel, die Grundbeſitzer vor Verſchuldungen zu 
bewahren, ihnen ein dauerndes und lebendiges Intereſſe für Verbeſſerung 
ihrer Güter zu geben und die Kultur aller Grundſtücke zu befördern. 

Erſteres geſchieht dadurch, daß bei Erbtheilungen, oder ſonſt entſtehenden 
außerordentlichen Geldbedürfniſſen des Annehmers oder Beſitzers eines Hofes 
ſo viele einzelne Grundſtücke verkauft werden können, daß derſelbe ſchuldenfrei 
bleibt oder es wird. 

Das Intereſſe giebt die, für Eltern ſo wünſchenswerthe und wohlthätige 
Freiheit, ihr Grundeigenthum unter ihre Kinder nach Willkür zu vertheilen 
und die Gewißheit, daß dieſen eine jede Verbeſſerung zu gute kommt. 

Die Kultur endlich wird eben hierdurch und zugleich dadurch geſichert, 
daß die Grundſtücke, welche in der Hand eines unvermögenden Beſitzers eine 
Verſchlechterung erlitten hätten, bei dem Verkauf in bemittelte Hände gerathen, 
die ſie im Stande halten. Ohne dieſen einzelnen Verkauf wird der Beſitzer 
ſehr oft tiefer verſchuldet und der Acker entkräftet. 

Durch die Veräußerung wird er ſchulden- und ſorgenfrei, und erhält 
Mittel, das ihm verbleibende Land gut zu kultiviren. Es bleibt alſo alles 
Land bei dieſem beweglichen Beſitzſtande in guter Kultur, und deren einmal 
erreichter Punkt kann durch Induſtrie und Anſtrengung wohl noch höher ge— 
bracht werden, ohne äußere ſtörende Einflüſſe aber iſt ein Zurückſinken nicht 
leicht zu beſorgen. 

Aus der Vereinzelung entſpringt noch ein anderer ſehr beachtenswerther 
Vortheil, der Unſerm landesväterlichen Herzen beſonders angenehm iſt. Sie 
giebt nämlich den ſogenannten kleinen Leuten, den Käthnern, Gärtnern, Büd— 
nern, Häuslern und Tagelöhnern Gelegenheit, ein Eigenthum zu erwerben 
und ſoſches nach und nach zu vermehren. Die Ausſicht hierauf wird dieſe 
zahlreiche und nützliche Klaſſe Unſerer Unterthanen fleißig, ordentlich und 
ſparſam machen, weil ſie nur dadurch die Mittel zum Landankauf erhalten 
können. 

Viele von ihnen werden ſich emporarbeiten und dahin gelangen, ſich durch 
anſehnlichen Landbeſitz und Induſtrie auszuzeichnen. Der Staat erhält alſo 
eine neue ſchätzbare Klaſſe fleißiger Eigenthümer, und durch das Streben, 
ſolches zu werden, gewinnt der Ackerbau mehr Hände, und durch die vor— 
handenen in Folge der freiwilligen größeren Anſtrengung mehr Arbeit als 
bisher.“ 
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gebung von 1807 und 1811 und die durch ſie begründete freie 
Agrarverfaſſung als die Urſache des Ruins des Bauernſtandes, 
von Theuerung, Mißwachs und ſelbſt Hungersnoth; daſſelbe will 
die Volksvermehrung nebſt der Eheſchließung und insbeſondere 
auch die Erwerbung von Grundbeſitz, wie deſſen Zertheilung und 
Verſchuldung nicht mehr dem bloßen Belieben der Privaten an— 
heimgeben; es will alle Grundbeſitzungen von neuem „fideikommiß— 
artig befeſtigen, feudaliſiren und wiederum als beſondere Rechts— 
körper privilegiren, ſogar das bewegliche Vermögen immobili- 
ſiren.“ 

Von der in dieſem Programm ausgeſprochenen Richtung ſind 
auch verſchiedene Angriffe gegen die preußiſche Agrargeſetzgebung 
ausgegangen. Jedenfalls iſt es ein Erfolg veränderter Staats— 
maximen, daß (nach mehrjährigem parlamentariſchen Kampfe) der 
Artikel 42. der Verfaſſungs-Urkunde vom 31. Januar 1850 im 
Jahre 1856 inſoweit aufgehoben wurde, als derſelbe bei erblicher 
Ueberlaſſung von Grundſtücken nur die Uebertragung zu vollem 
Eigenthum mit Vorbehalt feſter und ablösbarer Zinſen für zuläſſig 
erklärte, ferner das Recht der freien Verfügung über das Grund— 
eigenthum, wie deſſen Theilbarkeit und die unbedingte Ablösbarkeit 
aller Grundlaſten ausdrücklich gewährleiſtete, wennſchon die ein— 
zelnen Geſetze von 1807, 1811 und 1850, deren Prinzipien 
dieſer Artikel der Verfaſſung nur ſanktionirte, fortbeſtehen. Des— 
gleichen iſt ſchon früher (1852) die Beſtimmung der Verfaſſungs— 
Urkunde aufgehoben, wonach die Stiftung von Familienfideikom— 
miſſen unterſagt worden und dieſe in freies Eigenthum umgeſtaltet 
werden ſollten, ſeitdem aber durch beſondere Geſetze, anſtatt der 
in der Verfaſſungs-Urkunde von 1850 in Ausſicht genommenen 
Aufhebung der Lehne, die Umwandlung der altvorpommerſchen 
und hinterpommerſchen, ſowie der oſtpreußiſchen und ermelän— 
diſchen Lehne in Familienfideikommiſſe angebahnt. Ein neueſtes 
Geſetz vom 15. April 1857 beſchränkt die Ablösbarkeit der Grund— 
laſten an geiſtliche und Schul-Inſtitute, fromme und milde Stif— 
tungen im weſentlichen auf eine bloße Verwandlung dieſer Grund— 
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laſten in Rente. Aus dem Herrenhauſe endlich find bereits 
wiederholte Anträge und Beſchlüſſe hervorgegangen wegen erleich— 
terter Einführung von Familienſtiftungen und Fideikommiſſen mit 
Landgütern, ſodann wegen beſchränkter Erbfolge in das ländliche 
Grundeigenthum, dies für alle Landestheile, auch die Rheinprovinz, 
— ohne dabei in letzterer Beziehung jedoch (wie in anderen 
Staaten beabſichtigt worden) die freie Verfügung unter Lebenden 
und von Todes wegen zu beſchränken !). 


1) Die hauptſächlichſten in der Seſſion von 1856/57 wiederholten und 
vom Herrenhauſe beſchloſſenen Anträge lauten: 

„Die Königliche Staatsregierung zu erſuchen, der Zerſplitterung und 

Verſchuldung des in Erbgang kommenden ländlichen Grundeigenthums 

durch geſetzliche Anordnung entgegen zu wirken, und zu dem Ende: 
A. dem nächſten Landtage einen Geſetzentwurf vorzulegen, durch welchen 
in den ſechs öſtlichen Provinzen der Monarchie jeder Beſitzer von 
ländlichem freien Grundeigenthum (d. h. einem ſolchen, welches 
einer Spezial-Succeſſion nicht unterliegt) berechtigt wird, durch 
Teſtament feſtzuſetzen, daß das zu feiner Verlaſſeuſchaft gehörige 
ländliche Grundeigenthum demjenigen oder denjenigen Erben, wel— 
chen er daſſelbe zuwenden will, zu einer ermäßigten Taxe in An— 
rechnung gebracht werden darf und die Pflichttheils-Erben gehalten 
ſeien, dieſe Taxe bei der Auseinanderſetzung zur Grundlage zu 
nehmen; 
B. dem nächſten Landtage einen Geſetzentwurf für die ſechs öſtlichen 
Provinzen vorzulegen, welcher unter Aufrechthaltung der freien 
Verfügung über ländliches Grundeigenthum, ſei es unter Lebenden 
oder von Todes wegen, die Inteſtat-Erbfolge in freies ländliches 
Grundeigenthum dergeſtalt ordnet, daß die gemeinen Erbfolge— 
Ordnungen, ſeien ſie die des Allgemeinen Landrechts, oder pro— 
vinzielle oder ſtatutariſche, nicht ferner auf den Inteſtat-Erbübergang 
der Grundſtücke angewandt werden, vielmehr bei eintretender In— 
teftat-Succeffion für diejenigen Grundſtücke, bei denen 
a) nicht Spezial-Succeſſionen (wie Lehne, Fideikommiſſe u. |. w.), 
oder 

b) nicht nach provinziellen oder Statutar-Rechten beſondere auf die 
Grundſtücke beſchränkte Succeſſionsregeln, abweichend von dem 
gemeinen Erbrecht, zur Anwendung kommen, 

eine Succeſſion etwa nach folgenden Regeln ſtattfinden ſoll: 

1) Ländliches Grundeigenthum, welches einer Spezial-Succeſſion 
nicht unterliegt, wird für den Erben, welcher es annimmt, nach 


Wie weit der von der einen Seite ausgeſprochenen und an 
die neuere Geſetzgebung geknüpften Beſorgniß, „daß Grund und 
Boden ſich allmälich und fortſchreitend in Staubtheile auflöſe, 
daß ein kräftiger (mittlerer und ſelbſtſtändiger) Bauernſtand, wenn 
nicht alsbald durch Geſetze geholfen werde, beim ſteten Fort— 
ſchreiten der rationellen Landwirthſchaft unrettbar zu Grunde gehe, 
daß alles Grundvermögen ſich mehr und mehr mobiliſire und 
damit die erhaltende Geſinnung, wie die Anhänglichkeit und Liebe 


1 
— 


. 
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6) 


einer billigen Taxe geſchätzt, und nach dieſer zur Berechnung 
des geſammten Nachlaſſes gebracht. 

Dabei ſoll der Werth des Grundſtücks dadurch gefunden 
werden, daß der nach feſtzuſtellendem mehrjährigen Durchſchnitt 
oder nach landwirthſchaftlichen Grundſätzen zu ermittelnde Er— 
trag deſſelben mit einem billigen Multiplikator, etwa der Zahl 16, 
vervielfältigt wird. 

Für dieſen Taxwerth wird das Gut mit den gewöhnlichen, 
zum bisherigen Wirthſchaftsbetriebe nothwendigen Beilaßſtücken, 
den Gebäuden, Vieh, Saaten und Pflugarten, verſehen voraus— 
geſetzt, und alſo dieſe für die Taxe dem Abnehmer mit über— 
laſſen. 

Nach dieſem Werthe wird das Gut (in fo fern die Erbſchafts— 
ſchulden denſelben nicht überfteigen) dem übernehmenden Erben 
zur Anrechnung gebracht. 

Der Gutsannehmer wird unter den Miterben, in Ermangelung 
jeglicher letztwilliger Dispoſition, durch freiwillige Einigung 
oder nöthigenfalls durch das Loos gefundeu. 

Gehören zu der Verlaſſenſchaft mehrere ſelbſtſtändige Grund— 
ſtücke, und ſind mehrere gleichberechtigte Erben vorhanden, ſo 
ſind dieſe Grundſtücke, ſofern eine anderweite Einigung nicht 
erfolgt iſt, unter Innehaltung der vorſtehenden Grundſätze auf 
ſo viel Erben zu vertheilen, als Grundſtücke vorhanden ſind. 
Die ſelbſtſtändige Gutsqualität wird hier durch das ſelbſtſtändige 
Hypotheken-Folium nachgewieſen. 

Verkauft der Gutsannehmer das Gut innerhalb 10 Jahren nach 
dem Tode des Erblaſſers freiwillig, ſo hat der Verkäufer des 
Gutes die Differenz zwiſchen dem Annahmewerthe und dem 
damaligen wahren Werthe mit ſeinen abgefundenen Miterben, 
reſp. deren Rechts-Nachfolgern, nachträglich zu theilen. Die ab— 
gefundenen Miterben ſind ſofort bei der Auseinanderſetzung be— 
rechtigt, ihren desfallſigen Anſpruch in das Hypotheken-Folium 
des betreffenden Gutes eintragen zu laſſen.“ 
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zum Vaterlande zerſtört werde“ u. ſ. w., — innerhalb des preußi— 
ſchen Staatsgebiets eine thatſächliche Veranlaſſung und Begrün— 
dung zur Seite ſtehe, davon weiter unten. 

Der berühmte engliſche Geſchichtſchreiber (Macaulay) wirft 
ſeiner Nation vor: „daß in ihr das praktiſche Element jederzeit 
vor dem ſpekulativen ungebührlich vorgeherrſcht habe und vom 
Zeitalter Johann's bis zum Zeitalter der Königin Viktoria die 
Berathung der 250 Parlamente Englands ſtets von der Regel 
geleitet worden ſei, niemals durch die Geſetzgebung etwas zu 
erneuern, außer wo eine Beſchwerde empfunden, und nicht weiter 
zu erneuern, als um die Beſchwerde loszuwerden, niemals einen 
Satz in der Geſetzgebung aufzuſtellen, welcher ſich weiter erſtreckte, 
als auf den beſonderen Fall, für welchen Vorſorge zu treffen, 
wodurch aber auch der Vortheil gewonnen worden, daß kaum ein 
anderes Land zu nennen, in welchem ſo wenig Rückſchritte ſtatt— 
gefunden hätten.“ 

Mögen die geſetzgebenden Gewalten in den deutſchen Staaten 
nicht den entgegengeſetzten Vorwurf auf ſich ziehen. Von den 
Engländern wäre auf alle Fälle die ſorgſame Beachtung und ernſte 
Erwägung von Präzedenzien im Gange der Geſetzgebung zu lernen. 
Selbſt für die Männer, von welchen das ſogenannte Programm 
der Rechten!) ausgegangen iſt und für diejenigen, welche ſich im 
weſentlichen unter deſſen Fahne geſtellt haben oder doch die darin 
niedergelegten Anſichten unterſtützen, muß es mindeſtens von hiſto— 
riſchem Jutereſſe fein, ſich den früheren Verlauf derſelben 
Geſetzvorſchläge über die mehrgedachten Gegenſtände zu ver— 
gegenwärtigen. Dieſer Verlauf ſcheint der Politik des neuen 
Programms, — einer Umkehr der der jetzigen Geſtalt des Grund— 
beſitz- und Grundvertheilungs-Verhältniſſes zum Grunde liegenden 
Geſetzgebung von 1807 und 1811 und deren Zurückführung auf 
die Bahn der Reſtauration von Rechtsformen des Beſitzes aus 
der Vorzeit vor 1807, nicht günſtig. Als dieſelben reagirenden 


1) Grundzüge der kouſervativen Politik. Berlin, 1856. 
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Anſichten den Grundſätzen jener Geſetzgebung, insbeſondere des 
Edikts vom 14. September 1811, betreffend die Regulirung der 
gutsherrlich-bäuerlichen Verhältniſſe (die Verleihung des Eigen— 
thums an die Beſitzer der bisher zu erblichen oder nicht erblichen 
Nießbrauchsrechten beſeſſenen bäuerlichen Nahrungen gegen Land-, 
Rente- oder Kapitalsentſchädigung der Gutsherrn), wie des Land— 
kultur-Edikts von demſelben Tage ſchon alsbald nach hergeſtelltem 
Frieden entgegentraten, geſchah dies zwar inſoweit nicht ohne Er— 
folg, als die ſogenannte Deklaration des Regulirungs-Edikts vom 
29. Mai 1816 mit den ſich daran ſchließenden ähnlichen Ergän— 
zungen von 1827 für Oberſchleſien und 1836 für Poſen, erheb— 
liche Beſchränkungen der Regulirungsfähigkeit, d. h. des Anſpruchs 
der Wirthe auf Erwerbung des Eigenthums ihrer Höfe, feſtſetzte 
und hiervon im wirthſchaftlichen Intereſſe der Gutsherrn die be— 
deutende Zahl aller der kleinen bäuerlichen Beſitzer ausſchloß, 
deren Höfe nicht unter den Begriff einer ſelbſtſtändigen Acker— 
nahrung fielen, wennſchon der in der Kontinuität der Landes— 
geſchichte und auf der älteren Landesverfaſſung beruhende Rechts— 
grund für die Verleihung des Eigenthums gegen Entſchädigung 
der Gutsherrn, bei den kleineren bäuerlichen Wirthen derſelbe 
war, wie bei den größeren!). Dagegen blieb die Vererbung der, 
Eigenthum gewordenen bäuerlichen Nahrungen den allgemein gel— 
tenden Erbfolgegeſetzen unterworfen, eine gemäßigte Taxe bei der 
Erbtheilung ausgeſchloſſen, auch theilungshalber die Subhaſtation 
geſtattet. Es wurde ſogar „um die Vereinzelung (die Theilbarkeit) 
der Höfe nicht durch hypothekariſche Schulden zu erſchweren“, die 
Belaſtung der regulirten bäuerlichen Höfe mit dergleichen Schulden 
über den vierten Theil ihres Werths unterfagt”). Die ſchon 1816 
entſtandene Beſorgniß, „daß die Theilbarkeit und Verſchuldungs— 


1) Vergl. die ältere Geſchichte und die allegirten Landesurkunden bei 
Lette und v. Rönne, die Landeskulturgeſetzgebung des preuß. Staates. Bd. II. 
Abth. I. S. 582 ff. und Einleitung zum Band J. 

2) Es iſt dies die einzige direkte und Tendenz-Beſtimmung der preußi- 
ſchen Geſetzgebung zur Beförderung der Dismembrationen. 
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befugniß der Höfe, wie die geſetzliche Erbfolge in derſelben, ver— 
bunden mit der täglich zunehmenden Macht des Geldes, das 
Fortbeſtehen eines kräftigen Bauernſtandes bedrohe“, fand alsbald 
nach Errichtung der Provinzialſtände (1823 und 1824) insbeſon— 
dere auch in dieſen Organ und Stütze. In Folge der Anträge 
verſchiedener provinzialſtändiſcher Verſammlungen holte die Re— 
gierung (1826) das Gutachten dieſer Stände über nachſtehende 
für eine neue Geſetzgebung zu befolgende Grundſätze ein: a) das 
Verbot der Verkleinerung beſtehender Bauerhöfe unter ein gewiſſes 
Maß (welches in einem der Geſpannkraft von zwei Pferden an— 
gemeſſenen Beſtande von Ländereien gefunden werden ſollte), 
b) über das Erforderniß eines polizeilichen Konſenſes und Arbi— 
triums zur Spaltung und Theilung zuſammenhängender Feldſtücke, 
e) über eine allgemeine Beſchränkung der Verſchuldung der Bauer— 
höfe und ihrer Angreifbarkeit als Exekutionsobjekt, endlich d) über 
die Begünſtigung des Hofannehmers bei Erbtheilungen und die 
Wiederherſtellung gemäßigter Erbtaxen. Als jedoch die Provinzial— 
ſtände auf die Berathung dieſer Vorſchläge näher eingingen, 
erklärte ſich die Mehrzahl dagegen, beſonders aber proteſtirten die 
Abgeordneten der Landgemeinden gegen die ihre Standesgenoſſen 
in der Verfügung über ihr Grundeigenthum beſchränkenden Maß— 
regeln. Spätere Vorlagen beſchränkten ſich (1841) auf zwei 
beſondere Geſetzentwürfe, a) (mit Ausſchluß der Rheinprovinz) 
über Parzellirung der Grundſtücke und Anlegung neuer Anſied— 
lungen, b) (mit Ausſchluß von Weſtphalen und der Rheinprovinz) 
theils aa) wegen der bei Erbtheilungen anzuwendenden gemäßigten 
Taxen ländlicher Nahrungen, theils bb) wegen erweiterter Be— 
fugniß zur hypothekariſchen Verſchuldung der nach dem Edikt vom 
14. September 1811 regulirten Bauerhöfe. Während ſich für 
den letztgedachten Geſetzentwurf einſtimmig alle Provinzialſtände— 
Verſammlungen erklärten, wurde in Betreff des vorgeſchlagenen 
neuen Erbtheilungsſyſtems (b. aa.) von den Landtagen der Provinzen 
Poſen, Pommern und Preußen ſowohl deſſen Bedürfniß, als deſſen 
Gerechtigkeit und Zweckmäßigkeit entſchieden in Abrede geſtellt, 
Lette, Vertheilung 2 
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auf dem ſchleſiſchen Landtage ein beſonders dringendes Bedürfniß 
überhaupt nicht anerkannt und gegen den Vorſchlag von ſämmt— 
lichen Vertretern des Bauernſtandes proteſtirt. Dies auch von 
der überwiegenden Mehrzahl derſelben Vertreter auf dem branden— 
burgiſchen Landtage, wogegen ſich außerdem nur eine kleine Ma— 
jorität deſſelben dafür erklärte und der Entwurf zu b. aa. nur 
auf dem ſächſiſchen Landtage (wo gleichwohl die bäuerlichen 
Höfe im größeren Theile der Provinz aus Wandeläckern oder 
walzenden Grundſtücken zuſammengeſetzt ſind) im allgemeinen 
Beifall fand‘). Inzwiſchen waren in den Jahren 1837 u. folg. 
umfaſſende Unterſuchungen und ſtatiſtiſche Nachweiſe angeordnet 
über die Beſitzzuſtände der verſchiedenen Klaſſen der ländlichen 
Grundeigenthümer, über die ſeit der Zeit der allen Klaſſen ver— 
liehenen Verfügungsfreiheit über das Eigenthum vorgekommenen 
Parzellirungen, wie über Urſache und Wirkung dieſer letzteren. 
Das Ergebniß war auch damals im weſentlichen Folgendes: 

Seit Aufhebung der Geſchloſſenheit der Grundbeſitzungen 
durch die Geſetzgebung von 1807 und 1811 und der Möglichkeit 
des Erwerbes eines eigenen Grundbeſitzes war das Streben hier— 
nach in vielen Gegenden ſichtbar und durch Fleiß und Sparſam— 
keit der kleinen Leute erfolgreich geweſen, am meiſten da, wo 
Fabriken und Gewerbe auch auf dem Lande entſtanden. Das 
Bedürfniß der wachſenden Bevölkerung, die intenſivere und ver— 
beſſerte Kultur der Grundſtücke hatte hier und dort zu Parzelli— 
rungen von Bauergütern, der Ab- und Ausbau der Bauerguts— 
beſitzer auf entferntere Pläne in Folge der Separationen und 
Gemeinheitstheilungen (der Konſolidation oder Verkoppelung, mit 
gleichzeitiger Aufhebung der Servituten), zum Verkauf der Hof— 
gebäude und Gärten im Dorfe an kleine Leute, Tagelöhner und 
Landhandwerker, geführt. Beim Vorſchreiten und Anwachſen 
mancher Dörfer hatten ſich in ihnen Kaufleute und Handwerker, 
als ſolche zum Theil die Abkömmlinge und Erben der bäuerlichen 

1) Vergl. die Denkſchrift: „der erſte vereinigte Landtag in Berlin 1847. 
Th. I. S. 461 ff. 
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Hofbeſitzer, angeſiedelt und es waren dieſe letzteren öfter mit ein— 
zelnen Grundſtücken aus den elterlichen Wirthſchaften ausgeſtattet 
worden. Hin und wieder waren unkultivirte Ländereien, deren 
Urbarmachung die Kraft des Bauerhofsbeſitzers überſtieg, an 
kleine Leute oder andere Grundbeſitzer überlaſſen und von dieſen 
in Kultur geſetzt. In keinem Landestheil hatte die durch die 
Geſetzgebung von 1807 und 1811 gewährte Freiheit in der Ver— 
fügung über das Grundeigenthum und deſſen Theilbarkeit die 
Auflöſung des Bauernſtandes als ſolchen zur Folge gehabt. Weit 
öfter aber war es hingegen vorgekommen, daß ganze Bauergüter 
zu größeren Grundbeſitzungen zuſammengekauft oder ausgekauft 
und mit den Rittergütern vereinigt worden; dies vermöge der 
durch die ritterſchaftlichen Kreditinſtitute und ſonſt den Beſitzern 
dieſer Güterklaſſe zu Gebote geſtandenen überwiegenderen Kredit— 
mittel, auch hin und wieder in Folge der auf den regulirten 
Bauerſtellen haftenden, im Vergleich zu den damaligen Getreide- 
preiſen unabführbaren Regulirungsrenten oder vermöge des Ueber— 
gewichts der raſcher vorgeſchrittenen Kultur auf den großen 
Gütern. 

Dieſe im allgemeinen übereinſtimmenden Ergebniſſe der Be— 
richte und ſtatiſtiſchen Erhebungen faſt aller Provinzialbehörden!) 
und die oben gedachten (1841 erſtatteten) Gutachten einer Mehr— 
zahl der Provinzialſtände hatten zur Folge, daß die Regierung 
von weiteren legislativen Maßregeln zur Beſchränkung der freien 
Verfügungsbefugniß über das Grundeigenthum Abſtand nahm. 
Vielmehr hob in entgegengeſetzter Richtung das Geſetz vom 
29. Dezember 1843 die aus dem Edikt vom 14. September 1811 
herrührende Beſchränkung der hypothekariſchen Verſchuldungs— 


1) Vergl. über dieſe Ergebniſſe den Aufſatz von Schneer: „die Dis— 
membrationsfrage mit Benutzung der amtlichen Quellen des preußiſchen 
Miniſteriums des Innern“ im Archiv der politiſchen Oekonomie- und Polizei⸗ 
wiſſenſchaften von Rau und Hanſſen, neue Folge, Bd. III. H. 1; ferner 
die Denkſchrift der Regierung S. 461 ff. Th. I.: „der erſte vereinigte Land— 
tag in Berlin ꝛc. 1847.“ 

2 * 
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befugniß der regulirten Bauerhöfe auf; auch wurde in zwei 
Provinzen (Schleſien und Sachſen) die zuerſt im Geſetz vom 
7. Juni 1821 ausgeſprochene Befugniß der Eigenthümer zur 
Ablöſung von Dienſten, Natural- und Geldleiſtungen auf die 
kleineren Stellen (Dienſtetabliſſements) ausgedehnt. Das Geſetz 
vom 3. Januar 1845, betreffend die Zertheilung von Grund— 
ſtücken und die Gründung neuer Anſiedlungen für die ſechs öſt— 
lichen Provinzen, beſchränkte ſich im weſentlichen auf reglemen— 
tariſche Anordnungen über die angemeſſene Vertheilung der 
verſchiedenen Reallaſten öffentlicher Natur an Staat, Kirche, 
Gerichtsobrigkeit und Gemeinde (mit Rückſicht auf den in dieſen 
Provinzen Preußens noch fortdauernden Mangel einer allgemeinen 
Grundſteuerregulirung und einer ländlichen Gemeindeordnung), 
wie auf einzelne Beſtimmungen gegen die ſogenannte Hofſchlächte— 
rei“), wogegen daſſelbe die Prinzipien über die Freiheit des Grund— 
eigenthums und deſſen Theilbarkeit aufrecht hielt und von neuem 
anerkannte. 

Von dem für die Provinz Weſtphalen erlaſſenen bäuerlichen 
Erbfolgegeſetz von 1836 wird ſpäter die Rede ſein. 

So hatte ſich nach länger als zwanzigjährigen Berathungen 
und Verhandlungen die Geſetzgebung, wie die öffentliche Meinung, 
welche letztere damals ihr politiſch berechtigtes Organ in den 
Provinzialſtänden hatte, für die Verwerfung aller, mit den großen 
Grundſätzen der Geſetzgebung von 1807 und 1811 nicht ver— 
einbaren Beſchränkungen der allgemeinen bürgerlichen Freiheit in 
Bezug auf die Grundeigenthums-Verhältniſſe entſchieden. Bei 
voller Anerkennung dieſer Entſcheidung beabſichtigte die Staats— 
regierung, im Anſchluß an die Gutachten und Wünſche ver— 
ſchiedener Provinzialſtände, nur noch einen Gegenſtand zu ordnen, 
welcher mit dem früheren Vorſchlage wegen eines abweichenden 


1) Nämlich nur gegen diejenige, welche die Dismembration von bäuer⸗ 
lichen Beſitzungen, nicht gegen diejenige, welche den Auskauf und die Kon⸗ 
ſolidation derſelben mit großen Gütern (das ſog. Einſchlachten) zum Gegen- 
ſtande hat. 
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Erbtheilungsſyſtems in Betreff der bäuerlichen Grundbeſitzungen 
zwar in einem äußeren hiſtoriſchen Zuſammenhauge ſtand, dagegen 
von einem durchaus anderen Prinzip ausging, wobei die Ten— 
denzen jener früheren Propoſitionen völlig verlaſſen waren. Sie 
legte deshalb dem erſten vereinigten Landtage des Jahres 1847 
den Entwurf eines Geſetzes vor, „betreffend die Abſchätzung bäuer— 
licher Grundſtücke und die Beförderung gütlicher Auseinander— 
ſetzungen über den Nachlaß eines bäuerlichen Beſitzers.“ 

Im Hinblick auf die neueſte, der gegenwärtig ſeit länger als 
einem Menſchenalter beſtehenden preußiſchen Agrarverfaſſung ent— 
gegengeſetzte Richtung, welche ſich theilweiſe auch bei den Faktoren 
der Geſetzgebung Geltung verſchafft, iſt es von Intereſſe, die 
Verhandlungen des erſten vereinigten Landtages von 1847 über 
dieſen Geſetzentwurf noch näher in's Auge zu faſſen, zu dem Ende 
auch den letzteren zu kennen; dieſer wird deshalb in der Anmer— 
kung abgedruckt'). 

1) S. den Geſetzentwurf und die demſelben beigegebene Denkſchrift 
S. 460 ff. „Der erſte vereinigte Landtag in Berlin 1847.“ Der Geſetz— 
entwurf lautete: 

§. 1. Die Abſchätzung von ſolchen Beſitzungen, deren Beſitzer im Stande 
der Landgemeinen vertreten werden, erfolgt, mit Beſeitigung jedes Unter— 
ſchiedes zwiſchen ſogenannten gemäßigten und Ertragstaxen, jederzeit nach dem 
nachhaltigen Ertragswerthe, mithin mit Rückſicht darauf, daß der Gutsüber— 
nehmer im Stande iſt, ſich bei der Wirthſchaft im leiſtungsfähigen Zuſtande 
zu erhalten. 

Auf den im Artikel 72 der Deklarationen vom 29. Mai 1816 (Geſetz— 
Samml. S. 171) hervorgehobenen Umſtand: „ob eine bäuerliche Nahrung 
Eigenthum geworden“, kommt es ferner nicht mehr an. 

§. 2. Die Abſchätzung geſchieht, ſofern die Intereſſenten ſich nicht über 
andere Perſonen geeinigt haben, durch Taxatoren aus den Standesgenoſſen 
des Beſitzers, d. h. durch ſolche Perſonen, welche dem Stande der Land— 
gemeinen angehören. 

Hinſichtlich der Anzahl der zuzuziehenden Taxatoren und deren Auswahl 
behält es bei den Vorſchriften des Th. II. Tit. 6. der Allgemeinen Gerichts— 
Ordnung ſein Bewenden. 

§. 3. Den Taxatoren dienen die Vorſchriften der Allgemeinen Gerichts— 
Ordnung und in Betreff der bäuerlichen Grundſtücke von geringerem Werthe 
die Abſchätzungsvorſchriften des Geſetzes vom 15. Juni 1840 (Geſetz-Samml. 
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In der diefem Entwurf beigefügten Denkſchrift der Regierung 
iſt unter anderem bemerkt, daß die Staatsregierung ſelber die frühere 
Tendenz als ſchädlich und unnöthig erkannt und aufgegeben habe, 
zumal die früher verfolgte Richtung: auf die Konſervation des 
Bauernſtandes und ſeines Familienguts durch direkte, in die indi— 
viduelle Freiheit und in beſtehende Rechte eingreifende Mittel 
hinzuwirken, immer gehäſſig bleibe: daß ſich der Bauernſtand, 
ſeitdem ſeine Beſitzungen in Folge der Kulturgeſetze in freien 
Verkehr gekommen und auch hinſichtlich der Erbfolge dem gemeinen 
Rechte anheimgefallen ſind, vielmehr unter mancherlei anfänglich 


S. 131) zur Richtſchnur; dieſelben ſind aber unter allen Umſtänden nicht 
blos über die einzelnen, ſachverſtändig zu ermittelnden Sätze, nach denen das 
Taxationsinſtrument zuſammengeſtellt wird, ſondern auch über den Geſammt— 
werth der Beſitzung gutachtlich zu hören. 

F§. 4. Die Vormundſchaftsbehörden haben gütliche Auseinanderſetzungen 
über den Nachlaß eines bäuerlichen Grundbeſitzers möglichſt zu befördern, 
und es werden deshalb die ihnen in den §§. 483. 484. 576—579. Th. II. 
Tit. 18. des Allgemeinen Landrechts beigelegten Befugniſſe in folgender Weiſe 
erweitert: 

a) Dem Gutsannehmer dürfen zur Abtragung der dem Pflegebefohlenen 

ausgeworfenen Abfindungen billige Friſten gewährt werden. 

b) Wenn mehrere Miterben vorhanden ſind, ſo bedarf es keiner Sub— 

haſtation, im Fall einer derſelben das Grundſtück für zwei Drittel der 
Taxe annehmen will und dabei dem Pflegebefohlenen Vortheile bietet, 
die derſelbe von einem Dritten nicht zu erwarten hat. 

c) Auch ein Gebot unter zwei Drittel der Taxe kann in dieſem Falle 

angenommen werden, wenn die dem Fflegebefohlenen angetragenen 
Vortheile den Unterſchied zwiſchen Gebot und zwei Dritteln der Taxe 
an Erheblichkeit überſteigen. 
Wenn die mehreren majorennen Miterben ſich dahin einigen, daß das 
Grundſtück einem unter ihnen aus freier Hand zugeſchlagen werde, ſo 
kann und muß der Vormund auf Subhaftation nur dringen, wenn 
das Gebot zwei Drittel der Taxe nicht erreicht oder beſondere Um- 
ſtände die Beſorgniß eines Nachtheils für den Pflegebefohlenen recht— 
fertigen. 

8.5. In der Provinz Weſtphalen tritt die gegenwärtige Verordnung 
an die Stelle der Nr. 4. der von Uns mit Bezug auf die noch ſchwebenden 
Verhandlungen über das Geſetz vom 13. Juli 1836 unter dem 5. Januar 1844 
für jene Provinz getroffenen vorläufigen Beſtimmungen (Juſt.⸗Miniſt.⸗Bl. 1844 
S. 11). 
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ſogar ungünſtigen Umſtänden und während einer für die land— 
wirthſchaftlichen Verhältniſſe ſtets ſchwierigen Uebergangsperiode, 
dennoch ſichtlich gekräftigt und gehoben habe, daß daher im Laufe 
von zwanzig Jahren die erſte Veranlaſſung zu legislativen Be— 
ſchränkungen beſeitigt ſei. Es laſſe ſich (heißt es weiter) nicht 
verkennen, daß es einen großen Unterſchied mache, ob der Erb— 
laſſer ſelbſt die auf Erhaltung ſeines Nachfolgers im Nahrungs— 
ſtande und des Guts in der Familie abzweckenden Dispoſitionen 
trifft, oder ob das Geſetz die fehlende Verfügung ſupplirt. Der 
Erblaſſer verfüge mit Berückſichtigung der individuellen Verhält— 
niſſe, der Eigenſchaften, ſelbſt der Wünſche und Neigungen ſeiner 
Kinder; ihm ſei der wahre Werth des Hofes, der Preis, bei 
welchem der Hofannehmer, ohne vor den Miterben ungerecht bevor— 
zugt zu werden, beſtehen könne, genau bekannt; er ſei im Stande, 
eine zweckmäßige Wahl ſeines Nachfolgers zu treffen und die 
Bedingungen der Uebernahme in billiger, alle Theile zufrieden— 
ſtellender Weiſe feſtzuſetzen; alles dies könne im Mangel einer 
gültigen Willenserklärung des Erblaſſers nicht das Geſetz, welches 
nur abſtrakte Normen aufſtellt, ſondern viel eher die Dispoſition 
der Erben im Wege gütlicher Uebereinkunft erſetzen. Daraus 
erkläre ſich die entſchiedene Abneigung, mit welcher der frühere 
Geſetzentwurf in der Mehrzahl der provinzialſtändiſchen Verſamm— 
lungen und namentlich vom Stande der Landgemeinden aufgenom— 
men worden iſt. 

Der dem vereinigten Landtage vorgelegte Geſetzentwurf hatte 
keine Begünſtigung des Hofannehmers vor den Miterben, vielmehr 
nur den Zweck: „einem praktiſchen Bedürfniß zu genügen, eines— 
theils namentlich mehr Sicherheit und Wahrheit in das Taxations— 
weſen der kleineren ländlichen Grundſtücke und Beſitzungen zu 
bringen, anderntheils die Hinderniſſe zu beſeitigen, welche einzelne 
Beſtimmungen des preußiſchen Vormundſchaftsrechtes einer den 
Verhältniſſen der Minorennen, wie der Familie oft weit mehr 
zuſagenden gütlichen Auseinanderſetzung entgegenſtellten“, überein— 
ſtimmend mit einer für die Provinz Weſtphalen im Jahre 1844 
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erlaſſenen und daſelbſt von allen Betheiligten, wie von den Be— 
hörden als zweckmäßig und wohlthätig erkannten Verordnung. 

Dennoch begegnete dieſem Geſetzentwurf wegen ſeines, wenn 
auch nur äußerlichen Zuſammenhanges mit dem früher proponirten 
Erbfolgeſyſtem und wegen der ſingulairen Natur deſſelben, der 
allgemeinſte entſchiedenſte Widerſpruch in der Dreiſtändekurie des 
vereinigten Landtages. Seitdem aber ſind kaum zehn Jahre ver— 
floſſen und es iſt bekannt, daß ſich inzwiſchen die Verhältniſſe der 
Grundbeſitzer keinenfalls ungünſtiger geſtellt haben, am wenigſten 
die der kleineren (bäuerlichen), auf welche die beantragten Maß— 
regeln wegen Veränderung des Erbfolgeſyſtems, Beſchränkung der 
Theilbarkeit, oder der Befugniß zur Aufnahme von Darlehnen 
u. ſ. w. in der That doch nur zielen. Schon als Zeugniſſe über 
die hier in Frage kommenden Zuſtände ſind vorzugsweiſe die 
Stimmen der Vertreter der Landgemeinden (des Bauernſtandes) 
auf dem vereinigten Landtage beachtenswerth. Faſt nur Redner 
dieſes Standes ließen ſich vernehmen und es äußerten dieſelben 
unter anderem: 

„Ohne Freiheit ſei kein Gedeihen, keine Kräftigung, kein Er— 
halten möglich. Solle man ſich mehr verwundern über die Macht 
des Vorurtheils oder über die Unbekanntſchaft mit den Zuſtänden 
des Bauern und des Landes, zumal in den weſtlichen Theilen, 
wo der Bauer von jeher frei geweſen, wo der Bauernſtand ſich 
erhalten habe, nicht trotz, ſondern grade vermöge ſeiner Freiheit.“ 

„Erlangte eine beſchränkende Verordnung Geſetzeskraft, ſo 
würde der Grundwerth fallen, die Familienbande gelöſt und Haß 
und Verfolgung verbreitet werden. Die landrechtlichen Beſtim— 
mungen reichten aus, die Verlaſſenſchaft zur Zufriedenheit der 
Erben zu ordnen, auch das Gut der Familie zu erhalten. Es 
komme ſelten vor, daß ein bäuerliches Gut sub hasta geſtellt 
werde.“ 

„Die neuere Geſetzgebung dieſes Jahrhunderts habe die 
Feſſeln des Bauernſtandes gelöſt; der bäuerliche Beſitzer iſt voll— 
ſtändig freier Eigenthümer ſeines Grundes und Bodens; er iſt ein 
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freier Mann und freier Staatsbürger geworden, begabt mit allen 
politiſchen und bürgerlichen Rechten. Sein perſönlicher Rechts— 
zuſtand ſei der eines jeden andern Staatsbürgers und durch das 
bürgerliche Recht geregelt. Er ſei befähigt und berechtigt zu aller 
Induſtrie, zu allen Gewerben. Seit dieſer freien Entwickelung 
des Bauernſtandes ſei Gewerbe und Induſtrie auf dem ganzen 
flachen Lande verbreitet und häufig mit der Ackerwirthſchaft ſo 
innig und unzertrennlich verbunden, daß es, beſonders in Fabrik— 
gegenden, ſchwer zu entſcheiden iſt, welches von den Gewerben, 
der Ackerbau oder die Fabrikation, die Hauptnahrungsgquelle des 
Landwirths bildet. Deshalb beſtehe auch kein eigentliches ſicheres 
Kriterium eines bäuerlichen Grundſtücks und eines bäuerlichen 
Beſitzes mehr. Auf ländliche Beſitzungen, welche der Adel oder 
welche der Bürger aus den Städten auf dem Lande beſitzt und 
gegen Pachtzins in Zeitpacht ausgethan hat, könne die Tendenz 
des Geſetzes nicht ausgedehnt werden; ebenſo nicht auf ländliche 
Grundbeſitzungen von Gaſt- und Schankwirthen, Krämern, Fabri— 
kanten und Gewerbtreibenden in den Dörfern, welche häufig neben 
ihrem Hauptgewerbe eine kleine Ackerwirthſchaft für ihren perſön— 
lichen Bedarf trieben. Außerdem gebe es auf dem Lande eine 
große Menge kleiner Ackernahrungen, die in ſich ſelbſt nicht be— 
ſtehen, ſondern nur in Verbindung mit einem beſtimmten Gewerbe, 
wie z. B. mit der Weberei oder Schmiede u. ſ. w., bei denen 
es in ſtaatswirthſchaftlicher Rückſicht beſonders wünſchenswerth 
und zweckmäßig erſcheine, daß ſie wandelbar und dem Verkehr 
unterworfen bleiben, weil es dabei auf eine individuelle Gewerbs— 
fähigkeit und Gewerbsthätigkeit der Beſitzer ankommt. Dann gebe 
es eine Menge Bauerhöfe (namentlich in Weſtphalen), welche in 
kleineren Städten belegen ſind. Exiſtire auch kein Bauernſtand 
mehr, welcher erkennbar iſt nach ſeinen früheren Verhältniſſen 
und feſten Rechtskriterien, ſo werde doch ſtets ein Bauernſtand 
überhaupt beſtehen, nämlich ein ſolcher, der ſich vom Betriebe 
des Ackerbaues und der Landwirthſchaft hauptſächlich und ſelbſt— 
ſtändig ernährt.“ 
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„Erfahrungsmäßig fei von den Betheiligten immer darauf 
hingewirkt, daß nach Beſtimmung der Väter das Beſitzthum ſoviel 
wie möglich in den Händen der Familie bleibt. Wenn einige 
Erblaͤſſer über ihren Nachlaß nichts beſtimmten, jo hätten fie 
dazu den Grund gehabt, daß ein Kind ſoviel erben ſolle, wie das 
andere. Geſetze von der Art, wie das vorgeſchlagene, brächten 
Uneinigkeit unter den Geſchwiſtern hervor; was der Vater beſtimmt, 
das ließen ſich die Kinder gern gefallen, nicht ſo die Beſtim— 
mungen eines allgemeinen Geſetzes. Der Redner lebe im Bauern— 
ſtande ſeit vierzig Jahren und frage insbeſondere die älteren Mit— 
glieder, die vor vierzig Jahren den Bauernſtand kannten und jetzt 
noch kennen, ob wohl dieſer Stand damals ſo kräftig und groß 
an Betriebſamkeit und Fleiß geweſen ſei, wie jetzt? Dies habe 
die weiſe Geſetzgebung des hochſeligen Königs verurſacht, die feinen 
Unterthanen über ihre Beſitzthümer gewährte freie Verfügungs— 
befugniß, die Ablösbarkeit der Reallaſten und die Separationen; 
dieſe drei weiſen geſetzlichen Maßregeln, welche nicht von einander 
getrennt werden könnten, hätten den jetzigen Werth des bäuerlichen 
Grundbeſitzes und die gegenwärtig vorhandene Regſamkeit im 
Bauernſtande hervorgebracht. Dieſer ſei kräftig genug und bedürfe 
keiner beſchränkenden Geſetze. Warum an deſſen Verhältniſſen 
rütteln, um ihm die Freiheit wieder zu beſchränken.“ 

„Selbſt in ſolchen Theilen der Provinz Sachſen, wo es nur 
wenig geſchloſſene Bauergüter giebt und nach dem Tode des Erb— 
laſſers gewöhnlich alles in gleiche Theile getheilt wird, beſtehe 
gleichwohl ein kräftiger Bauernſtand. Da ſei die rechte menſch— 
liche Freiheit nicht zu Hauſe, wo der arme Mann, der in vielen 
Jahren mit ſaurem Schweiß und Mühe etwas erſpart, nicht die 
Freiheit habe, dafür Land anzukaufen, wo ihm die Möglichkeit 
verſchränkt iſt, auf einem eigenen Stückchen Grund und Boden 
Kartoffeln für ſeine Familie zu bauen.“ . 

„Die Anwendung von Ausnahmegeſetzen im Erbrecht werde 
ein großes Uebel in der Bevorzugung eines der Erben vor den 
übrigen herbeiführen; jener werde nur um ſo eher den wohlfeiler 


erhaltenen Bauernhof an einen Fremden veräußern. Im Groß— 
herzogthum Poſen namentlich gebe es noch viele ländliche Be— 
fitungen, welche, wie es auch oft geſchähe, ohne erdenklichen 
Nachtheil in mehrere bäuerliche Höfe getheilt werden könnten.“ 

„Ein ſingulaires Erbfolgegeſetz ſei ebenſowohl für die ge— 
ſchloſſenen Güter, als für die Wandeläcker nachtheilig.“ 

Der Bauernſtand werde ſich in ſeiner gegenwärtigen Kraft 
erhalten; derſelbe werde fort und fort kräftiger werden, ſobald 
nur erſt alle Servituten und Realverpflichtungen vollends abgelöſt, 
die veralteten Privilegien des Grundbeſitzes, die Patrimonial- und 
Polizeigerichtsbarkeit aufgehoben, Gutsherrſchaften und Gemeinden 
zu einer gemeinſamen Kommune vereinigt und eine zeitgemäße 
Landgemeinde-Ordnung erlaſſen ſein würden; dann werde ſich nicht 
nur der Stand der Landgemeinden, ſondern der ſämmtlicher Grund— 
beſitzer kräftiger und gediegener als je verhalten.“ 

„Der Stand der Landgemeinden habe ſich bedeutend gehoben 
ſeit der weiſen Geſetzgebung vom 9. Oktober 1807. Erſt jetzt habe 
dieſer Stand erkannt, welche Feſſeln auf ihm gelegen. Die Ab— 
löſung ſämmtlicher Servituten, eine Landrentenbank zur Ablöſung 
der Reallaſten, ein Kreditinſtitut“) auch für die kleineren Grund— 
beſitzer ſeien Mittel, den Bauernſtand zu erhalten und zu heben; 
dazu eine zeitgemäße Kommunalordnung. Die beſte Kräftigung 
ſei die, welche der Stand der Landgemeinden bei ganz freier 
Verfügung über ſein Beſitzthum aus ſich ſelbſt heraus entwickelt.“ 

Mit Rückſicht auf dieſe Anſichten und Zeugniſſe aus der 
Mitte der Betheiligten von deren Vertretern wurde ſelbſt jener 


1) Seitdem iſt das von den landſchaftlichen Kreditverbänden früher aus— 
geſchloſſene (kleine und bäuerliche) ländliche Grundeigenthum in Schleſien 
zufolge Verordnung vom 11. Mai 1849, desgl. in Oſtpreußen zufolge Er— 
laſſes vom 4. Mai 1849 nach einem ſchon früher gefaßten Beſchluſſe des 
dortigen General-Landtages, in den landſchaftlichen Kredit- und Pfandbriefs- 
verband aufgenommen, während dies in den übrigen öſtlichen Provinzen, wo 
dergleichen Kreditinſtitute beſtehen, noch nicht der Fall iſt. Landrentenbanken 
zur Beförderung der Ablöſung der Reallaſten ſind ſeitdem zufolge Geſetzes 
vom 11. März 1850 in allen Provinzen eingerichtet. 
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Geſetzentwurf, „betreffend die Abſchätzung bäuerlicher Grundſtücke 
und Beförderung gütlicher Auseinanderſetzungen über den Nachlaß 
bäuerlicher Beſitzer“ von der Dreiſtändekurie (gegen eine ſehr 
kleine Minorität) verworfen, hierauf auch von der Regierung 
zurückgenommen. 

Allerdings waren die Verhältniſſe der kleinen und mittleren 
(bäuerlichen) Grundbeſitzer zu verſchiedenen Zeiten, in dieſer oder 
jener Gegend des preußiſchen Staates, auch recht ungünſtig; hier 
und da ſind ſie es auch jetzt noch. Mit Recht aber ſtellten ſich 
die Redner und Zeugen des vereinigten Landtages auf den all— 
gemeineren und höheren Standpunkt des Geſetzgebers, der es nicht 
mit einzelnen kleinen Oertlichkeiten zu thun hat. Mit Recht ferner 
beſchränkten ſie ſich, gleichwie es die ſeit länger als zwanzig Jahren 
geführten Berathungen gethan, auf die Erörterung der vorliegenden 
Frage: ob die durch die Geſetzgebung von 1807 und 1811 dem 
Bauernſtande verheißene und in Ausführung derſelben zu Theil 
gewordene allgemeine bürgerliche Freiheit in der Verfügung über 
ſeinen Grundbeſitz im Ganzen zerſtörend und auflöſend, oder nicht 
vielmehr kräftigend und befeſtigend gewirkt habe? — Schwere 
Unglücksfälle (Kriege und Durchzüge feindlicher Heere, Mißwachs, 
Viehſeuchen u. ſ. w.), welche die Beſitzer der Bauernhöfe gleichwie 
die von Rittergütern getroffen, zeigten freilich ihre zerſtörenden 
Nachwirkungen auf den kleinen oder großen Grundbeſitz oft noch 
nach Jahrzehnten. Dergleichen und manche andere Urſachen 
hatten den früher unfreien oder erſt im Uebergange zur Freiheit 
begriffenen Bauernſtand vorzugsweiſe getroffen. Es handelt ſich 
hier indeß darum: ob die allgemeinen bürgerlichen Freiheiten und 
Rechte, deren die Beſitzer kleiner Güter (der Bauernſtand) theil— 
haft geworden, ob namentlich die Theilbarkeit und Verſchuldbarkeit 
des Grundeigenthums und das auf dieſes angewendete gemeine 
Erbfolge- und Erbtheilungsſyſtem unvereinbar ſei mit dem Fort— 
beſtehen von Bauergütern, zumal, wie man früher und wiederum 
in neueſter Zeit meint, verbundeu mit der Macht des Kapitals 
und Geldes und den Fortſchritten der rationellen Oekonomie? 
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Indem dies entſchieden zu verneinen iſt, wird weiter unten 
erwähnt werden, durch welche Gefahren in älterer, wie in ſpäterer 
Zeit die Erhaltung eines kräftigen, wie eines Bauernſtandes über— 
haupt von der entgegengeſetzten Seite bedroht war, nämlich nicht 
durch die Dismembrationen, — ſelbſt nicht durch die ſogenannte 
Ausſchlächterei bäuerlicher Höfe — ſoudern vielmehr durch die 
Konſolidationen, — durch das Auskaufen von Bauern, die Zu— 
ſammenſchlagung insbeſondere der bäuerlichen Aecker zur Bildung 
größerer Güter, noch mehr durch die Vereinigung der bäuerlichen 
Ländereien mit den Rittergutsfeldmarken, in Folge deſſen der frühere 
Bauerhofsbeſitzer häufig ſeine Haus- und Hofſtelle behielt und 
in die Klaſſe bloßer Häusler zurücktrat. 


Vorerſt noch einige Worte über die gegenwärtige neueſte 
Lage der Verhältniſſe, wie ſie in Ergänzung der eigenen 
Kenntniß des Verfaſſers über die Zuſtände des Landes von vor— 
urtheilsfreien und nicht minder ſehr ſachkundigen Männern aus 
verſchiedenen Landestheilen, insbeſondere den öſtlichen Provinzen, 
bezeugt worden iſt. In dieſen Provinzen haben für die älteren 
Eigenthümer!), namentlich für die unter Friedrich dem Großen 
oder in noch älterer Zeit als perſönlich freie Leute und Eigen— 
thümer angeſetzten Koloniſten beſondere Erbfolge-Ordnungen oder 
anderweite Beſchränkungen in der Dispoſition über ihr Grund— 
eigenthum, wenigſtens vermöge allgemeiner Beſtimmungen auch 
früher nicht beſtanden. Die Vorſchrift des Allgemeinen Land— 


1) Vergl. z. B. rückſichtlich der eigenthümlich beſeſſenen ſchleſiſchen Erb— 
ſcholtiſeien Urkundenſammlung von Tzſchoppe und Stenzel S. 154 wegen der 
älteren Verhältniſſe. In der Altmark hatte ſich ſpäter faktiſch, wenn auch 
nicht geſetzlich, ein den Laß- und Unterthänigkeitsverhältniſſen analoger Rechts— 
zuſtand ausgebildet. Dr. Goetze, Provinzialrecht der Altmark S. 5. Einl. u. 
Th. I. Abth. 2. S. 19—24 u. a. a. O. in Verbindung mit der altmärkiſchen 
renovirten Geſinde-, Hirten- und Schäfer-Ordnung von 1635 in Mylius 
Corp. Const. March., ferner Lette und v. Rönne, Landeskulturgeſetzgebung 
des preuß. Staates. Einl. S. XVIII. ff. u. XXI. u. Th. II. A. 1. S. 871. 
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rechts (S. 280. Tit. 7. Th. II.) wegen Ueberlaſſung des Guts 
nebſt Wirthſchaftsinventariums gegen eine gemäßigte Taxe in 
denjenigen Fällen, in welchen der neue Beſitzer Miterben ab— 
zufinden hat, galt hauptſächlich für erbunterthänige Bauern. So— 
weit nicht bei ſpäteren Verleihungen zu Eigenthum oder Erbpacht 
beſondere Stipulationen wegen ermüßigter Erbtaxen oder abwei— 
chender Erbfolge feſtgeſetzt wurden, fanden die Regeln der gemeinen 
geſetzlichen Erbfolge Anwendung. 

Die Erhaltung der Bauergüter und ſelbſt anderer ländlicher 
Beſitzungen in ihrem Beſtande und deren Konſervation in den 
Familien beruht, wie ſchon in früherer Zeit bei den perſönlich 
freien Leuten und Eigenthümern, ſo bei den ſpäter regulirten 
bäuerlichen Beſitzern faſt in allen Theilen des preußiſchen Staates 
bis zum Rhein hin!) (wie im größeren Theile des übrigen Deutſch— 
lands) ganz hauptſächlich auf der althergebrachten, nach wie vor 
fortwirkenden und feſtgewurzelten Sitte der Gutsüberlaſſungs— 
verträge, durch welche der Vater oder beide Eltern in der Regel 
erſt dann, wenn erſterer das ſechzigſte Jahr erreicht, ſofern er 
nicht in Folge von Schwäche oder Krankheit ſich früher zur Ruhe 
zu ſetzen veranlaßt iſt, das Gut einem der Kinder gegen ein 
Altentheil für einen mäßigen Preis überlaſſen, wobei gleichzeitig 
in der Regel Abfindungen für die übrigen Kinder, auch wohl 
Unterhalt und Erziehung jüngerer Geſchwiſter des Hofannehmers, 
Ausſtattungen von Töchtern, z. B. mit Vieh und Betten, aus dem 
Hofe, feſtgeſetzt werden, je nach den Verhältniſſen der Familie 
und je nach dem ſonſtigen während längerer Bewirthſchaftung des 
Hofes (bei der dem Bauerſtande im Ganzen eigenen Genügſamkeit) 
erworbenen Kapital und beweglichen Vermögen. Abgeſehen von 
dem Ausgedinge oder Altentheil, welches in vielen Fällen ver— 
hältnißmäßig ſehr hoch ſtipulirt, jedoch häufig nicht im vollen 
ſtipulirten Umfange beanſprucht wird, geht die Tendenz bei dieſen 

1) Auch jenſeits des Rheins, im Cleviſchen Jülich, in früher Luxem— 
burgiſchen und Lathringiſchen Landestheilen u. ſ. w. Stenogr. Bericht des 
Herrenhauſes von 1857. S. 134 und 135. 
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Gutsüberlaſſungsverträgen im allgemeinen auf Gleichſtellung der 
übrigen Kinder mit dem Gutsannehmer. Es kommt vor, daß 
einzelne Kinder auch wohl bereits früher ausgeſtattet und ab— 
gefunden ſind. Sehr häufig erhält der Gutsannehmer die Mittel 
zur Abfindung ſeiner Geſchwiſter durch die Mitgift ſeiner Ehe— 
frau. Auch werden da, wo Gütergemeinſchaft gilt, oder, wie in 
der Mark Brandenburg, der überlebende Ehegatte ſeinen ſtatu— 
tariſchen Erbantheil zur einen Hälfte des Nachlaſſes erhält, der 
überlebende mithin in beiden Fällen über das halbe Gut verfügen 
kann, hierin Mittel zur Begünſtigung des Hofannehmers ohne 
Beeinträchtigung der übrigen Miterben geboten. In dieſen Fällen 
geht freilich der Bauerhof häufig auch an die überlebende Ehe— 
frau, in der Regel aber doch die Mutter der miterbenden Kinder 
über, zumal dann, wenn jene noch bei jüngeren Jahren und keins 
ſchon allein oder mit dem Ehemann im Stande iſt, den Hof zu 
bewirthſchaften. Oft jedoch wird auch in ſolchen Fällen einem 
Kinde die ſpätere Ueberlaſſung des Hofes bei der Erbtheilung 
gegen die Taxe bereits zugeſichert und ſein Anrecht im Hypotheken— 
buch vermerkt. Selbſt im Todesfalle beider Eltern und bei der 
Minderjährigkeit der Mehrzahl von Geſchwiſtern werden dennoch 
die Höfe ſeltener an Fremde veräußert, ſondern deren Erhaltung 
in der Familie durch Ueberlaſſung an eins der älteren Kinder 
dadurch erreicht, daß die Herauszahlung der Abfindungen der 
übrigen Geſchwiſter aus dem Hofe erſt nach und nach, meiſt erſt 
bei erlangter Majorennität, Verheirathung und Anſtellung einer 
eigenen Wirthſchaft beſtimmt wird. Im allgemeinen ſind die 
bäuerlichen Beſitzungen viel weniger verſchuldet, als die größeren 
(die Ritter-) Güter, auch die Viehſtände der kleineren Beſitzer 
verhältnißmäßig zahlreicher. In der Mehrzahl hat die Ueber— 
ſchuldung der Höfe, der Verfall der Gebäude oder des Vieh— 
ſtandes in Liederlichkeit, Faulheit oder auch Trunkenheit des Be— 
ſitzers ihren Grund, überhaupt in ſolchen Urſachen, welche einen 
Beſitzwechſel im Intereſſe des Gemeinweſens, der Landeskultur 
wie der Erhaltung der Bauerhöfe ſelber höchſt wünſchenswerth 
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erſcheinen laſſen!). Die Zahl der nothwendigen Verkäufe von 
Bauerhöfen iſt, wie früher, ſo auch gegenwärtig im ganzen eine 
geringe. Die Erfahrung beſtätigt die behauptete Thatſache einer 
irgend bedeutenden Parzellirung der Bauerhöfe keinesweges, es 
ſei denn, daß größere Höfe bei Gelegenheit oder zum Zweck der 
Erbtheilung in zwei Hälften getheilt werden, oder daß die Eltern 
einen Bauplatz nebſt einem kleinen Grundſtück zur Anſiedlung eines 
Kindes abzweigen. Uebrigens kommen Parzellirungen von Ritter— 
gütern noch viel ſeltener vor, öfter die Zerſchlagung bedeutender 
Gutskomplexe von mehreren Vorwerken in einzelne immer noch 
größere Güter. Dies zum Segen des Landes und im Intereſſe 
des Aufblühens der Landwirthſchaft, da es in den öſtlichen Pro— 
vinzen noch ſehr viele Gutskomplexe und Güter giebt, welche im 
Verhältniß zu dem vorhandenen und nöthigen Betriebskapital, 
deſſen Bedürfniß mit der ſteigenden Kultur und rationelleren Land— 
wirthſchaft wächſt, viel zu groß ſind. Wo nicht, wie es theilweiſe 
in Pommern, in Oſtpreußen und Poſen geſchehen, viele Bauer— 
güter ausgekauft, zu großen Grundbeſitzungen zuſammengeſchlagen 
oder damit vereinigt ſind, hat ſich ſogar die Zahl ſelbſtſtändiger 
Ackernahrungen durch Zuſammenkauf von kleineren Grundſtücken 
oder von Theilen größerer, auch durch intenſivere Wirthſchaft und 
Kultur, in einzelnen Gegenden vermehrt. Dabei hat aber auch 


1) Der vom Abgeordneten Landrath v. Lavergne-Peguilhen während der 
Sitzung der zweiten preuß. Kammer von 1850/51 erſtattete Bericht der 
Kommiſſion über die Kreditverhältniſſe der ländlichen Grundbeſitzer vom 
8. Mai 1851 No. 325. Druckſ. d. II. Kammer bemerkt, daß die Ver- wie die 
Ueberſchuldung (faſt allgemein zur Hälfte, nicht ſelten aber auch zu 73 bis ¼ 
des Kaufpreiſes) wegen der größeren Leichtigkeit des Kredits, bei den Ritter⸗ 
gütern und ähnlichen größeren Landgütern, auch ſolchen, welche zur Aufnahme 
von Pfandbriefen und zum Eintritt in die ritterſchaftlichen Pfandbriefverbände 
berechtigt ſind, erheblicher ſei, als bei den bäuerlichen Gütern, — bei welchen letzteren 
eine hypothekariſche Verſchuldung meiſt nur in der Abfindung von Miterben, 
in Ausgedingen und Altentheilen oder in Unglücksfällen liegt (doch aber auch 
in gutsherrlichen Renten und beſonders in den zur Löſung derſelben auf— 
genommenen Kapitalien), — beſtätigt demnächſt aber, „daß vorkommende 
Ueberſchuldungen bäuerlicher Beſitzungen meiſt durch unverſtändige Wirth- 
ſchaftsführung und liederlichen Lebenswandel herbeigeführt werden.“ 
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der mit der Landkultur und Induſtrie erheblich geſtiegene Bedarf 
von Arbeitskräften, verbunden mit der im Volke vorherrſchenden 
Neigung zur Erwerbung eines eigenen Heerdes und Grundbeſitzes, 
welche durch die Geſetzgebung von 1807 und 1811 belebt, erſt 
ſeit derſelben befriedigt werden kann, dazu geführt, daß kleine 
Grundbeſitzungen beſonders auf den früheren Gehöften der bei 
den Separationen ausgebauten Bauern, oder auf unkultivirten 
Ländereien und Hüthungsflächen eutſtanden ſind, die dem früher 
eigenthumsloſen, dabei fleißigen und ſparſamen Tagelöhner eine 
ſichere und feſte Heimath, freie Wohnung, Kartoffeln und Gemüſe 
für den Hausbedarf, auch wohl Futter für eine Kuh und öfter 
ſogar noch einen Theil ſeines Brodkorns liefern. 

Wie nützlich, ja nothwendig grade viele dergleichen kleine 
Eigenthümer, welche ihren Haupterwerb in Tagelohn- oder Akkord— 
arbeit der großen (Ritterguts-) Beſitzer ſuchen und finden, für 
die Kultur und rentable Bewirthſchaftung der großen Güter ſind, 
wird ſpäter noch erwähnt werden. 

Dies iſt im großen Ganzen der Zuſtand des Landes, wie er 
ſich nach der Geſetzgebung von 1807 und 1811 geſtaltet hat und 
wie er den Tendenzen und Erwartungen derſelben entſpricht. 

Vom ſtaatswirthſchaftlichen, wie ſelbſt vom politiſchen Ge— 
ſichtspunkte aus ſcheint der den mehrgedachten Anträgen zum 
Grunde liegende Gedanke an ſich vollkommen gerechtfertigt: daß 
zwiſchen den großen Grundbeſitzungen (den Rittergütern), welche 
im Verhältniß zu den mittleren und kleineren (den bäuerlichen) 
Gütern in manchen öſtlichen Provinzen Preußens über die Hälfte, 
in Pommern beinahe zwei Drittel des geſammten Areals um— 
faſſen und von denen ſich viele auf den Umfang von halben und 
ganzen Meilen ausdehnen, einerſeits, und zwiſchen den kleinen 
Häusler, Buden- und Kathenbeſitzern, die zumeiſt von Tage— 
löhnerei, einem geringen ländlichen Handwerk, der Fiſcherei oder 
ähnlichen Nahrungszweigen leben, andererſeits, noch eine Mittel— 
ſtufe im Grundbeſitz exiſtire, daß ſich mithin ſolche ſelbſtſtändige 
Ackernahrungen erhalten, durch welche der Unterhalt des Hofwirths 

Lette, Vertheilung. 3 
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und ſeiner Familie geſichert iſt, bei welchen Pflüge und Geſpann— 
vieh, ſelbſt Knecht und Magd, neben der Familie des Wirths zur 
Beſtellung nothwendig und deren Beſitzer ohne Nebenverdienſt im 
Lohne anderer, beim gewöhnlichen Laufe der Dinge im Stande 
ſind, ſich aus den Erträgniſſen des Guts ſelbſt einen mäßigen 
Wohlſtand zu bewahren. 

In der That beſteht aber eine ſolche Mittelſtufe im Grund— 
beſitz auch nach 1807 und 1811 fort und es hat ſich in den öſt— 
lichen Provinzen auf ihre Koſten jedenfalls nicht der Kleinbeſitz 
unverhältnißmäßig vermehrt. Die Behauptung, daß ſich die 
Grundbeſitzungen in Staubtheile auflöſen und daß der Untergang 
eines Bauernſtandes in dem obigen Sinne bevorſtehe, erſcheint 
namentlich für die öſtlichen Provinzen eine Hyperbel und inhalt— 
loſe Phantaſie. Schon oben wurde erwähnt, daß im großen 
Ganzen der Bauernſtand, d. h. die Klaſſe mittlerer Eigenthümer 
— von den vorbezeichneten ſelbſtſtändigen Ackernahrungen — ſeit 
der Regulirung, beziehungsweiſe ſeit Ablöſung der Frohndienſte, 
wie anderer gutsherrlicher Reallaſten, insbeſondere auch ſeit der 
Separation und Hutbefreiung der bäuerlichen Feldmarken (die 
leider nicht immer mit der Regulirung und Ablöſung verbunden 
wurde) nur wohlhabender und kräftiger geworden iſt. Zwar iſt 
andererſeits richtig, daß hier und dort ein Theil des Bauern— 
ſtandes auch noch nach der Eigenthumserwerbung (jedoch viel mehr 
der Konſolidation, als der Dismembration) unterlag, weil aus— 
gemattet durch ſein früheres, zum Theil übermäßig drückendes 
Dienſtverhältniß neben der Laſt der ihm obliegenden Staats- und 
Gemeindeſteuern und öffentlichen Leiſtungen, durch die Kriege und 
deren Nachwehen, verſchiedentlich auch in Folge der zu den nie— 
deren Kornpreiſen des dritten Jahrzehents im Mißverhältniß 
ſtehenden Renten. In einigen Landestheilen geſellten ſich hierzu 
noch ſpäter andere ungünſtige Konjunkturen und ein ſehr fühl— 
barer Mangel an Betriebskapital, wodurch in Verbindung mit 
jenen Urſachen, beſonders in der Provinz Preußen, die der Erhaltung 
freilich nicht blos des Bauernſtandes, ſondern auch vieler anderer 
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Grundbeſitzer ſchädlichen Nachwirkungen der Kriege ſich noch verlän— 
gerten. Damals — noch von 1830 bis 1845 — (bemerkt einer unſerer 
anerkannteſten Statiftifer)') „wurden daſelbſt ſehr viele in freies 
Eigenthum übergegangene Bauerhöfe von den benachbarten größeren 
Gutsbeſitzern zu den geringſten Preiſen aufgekauft. Einen andern 
Theil ſolcher Bauerhöfe ſah man zerſplittern, um ſpäterhin auch 
noch in vereinzelten Reſten als Anhang größeren Grundbeſitzungen 
einverleibt zu werden. Durch dieſe ſogenannten Hofſchlächtereien 
wurden in einzelnen Kreiſen ganze Dorfſchaften bäuerlicher Wirthe 
bis auf das letzte Erbe ausgekauft. Die ſich noch auf ihrem 
Hofbeſitz behauptenden Bauerwirthe ſuchten theilweiſe ihre Stel— 
lung durch Aufnahme von Losleuten zu bewirken, weil ſie durch 
deren Miethszins einen Theil ihrer Zahlungsverbindlichkeiten 
erfüllen zu können hofften. Bei einem großen Theil derſelben 
trat ein bedrohlicher Zuſtand der Verarmung ein; Verarmung 
aber erzeugte auf dieſer Bildungsſtufe in der Regel Erſchlaffung ꝛc. 
Wenn auch auf einigen Bauerhöfen durch Erbtheilung oder par— 
tiellen Verkauf zwei, ſelbſt drei geſonderte Wirthſchaften entſtanden 
waren, jo war doch eine weit größere Zahl der Bauerwirthſchaften 
durch Auskauf zu Grunde gegangen. Ebenſowenig war eine 
größere, als dem erweiterten Güterareal entſprechende Verſtärkung 
in der Zahl der Inſtleute und Gärtner, noch in Bezug auf die 
ländlichen Handwerker zu bemerken. Die ganze Hauptmaſſe der 
Zunahme der ländlichen Bevölkerung fiel vorzugsweiſe auf die 
grundbeſitzloſen Klaſſen der Landbewohner.“ Dagegen bezeugt der— 
ſelbe Statiſtiker vom letztverfloſſenen Jahrzehent, „daß der Bauer 
den Beſitz ſeines Eigenthums würdigen gelernt habe und in der 
Regel taub bleibe gegen die verlockenden Anerbietungen zum Ver— 
kauf, er wiſſe ſich auf ſeinem Eigenthum zu behaupten, da er ſich 


1) Geh. Rath Profeſſor Schubert zu Königsberg i. Pr. im Aufſatz: fta> 
tiſtiſche Darſtellung der fortſchreitenden Entwickelung der Landwirthſchaft ꝛc. 
in den letzten zehn Jahren. Archiv für Landeskunde der preuß. Monarchie 
Bd. 4. Ates — 1856 — Quartal. S. 249 ff. 
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auch ſeinerſeits an dem Aufſchwunge der landwirthſchaftlichen 
Kultur, wennſchon im geringeren Maße, betheilige. Auch die Zer— 
ſplitterung der Höfe fände, ungeachtet des allgemeinen Wunſches 
nach Eigenthum, nicht mehr im gleichen Zahlenverhältniß, wie 
vor 1846 ſtatt und am geringſten erſcheine die Vermehrung des 
numeriſchen Verhältniſſes in der Klaſſe der Losleute und anderer 
Ackerbauproletarier.“ Beachtenswerth iſt jedenfalls ferner die 
notoriſche Thatſache, daß die älteren bäuerlichen Eigenthümer, 
gleichwie andere kleine Eigenthumsbeſitzer aus der Zeit vor 1807, 
die Unglücksfälle und Laſten, wie die Wirkungen der Kriege dieſes 
Jahrhunderts mit wenigen Ausnahmen überdauert haben, während 
dieſe Urſachen in der Provinz Preußen und anderen öſtlichen 
Landestheilen den Ruin einer Mehrzahl ſogar von großen Grund— 
beſitzern zur Folge gehabt haben. 

Wenn nun aber dieſe, wie die weiter oben angeführten, 
ebenfalls durch landeskundige Männer bezeugten Thatſachen mit 
den von anderen Seiten, z. B. auch in den Berichten des Herren— 
hauſes über die Anträge wegen Beſchränkung der Dispoſitions— 
freiheit in Betreff des Grundeigenthums (beſonders des kleineren 
— bäuerlichen —), aufgeſtellten Behauptungen in Widerſpruch 
treten und ſolchergeſtalt das Zeugniß der einen der Ausſage der 
anderen gegenüberſteht, ſo muß es verſucht werden, die Entſchei— 
dung über den wahren Sachverhalt aus einer anderen Quelle zu 
ſchöpfen. Dazu bieten die neueren offiziellen ſtatiſtiſchen Er— 
hebungen über die Grundvertheilungsverhältniſſe aus der Zeit 
von 1837 bis 1851 einen Anhalt, ſo weit ſie öffentlich vorliegen, 
mithin wenigſtens aus zwei Provinzen, aus einer öſtlichen und 
einer weſtlichen. Danach haben ſich dieſe Verhältniſſe nicht weſent— 
lich geändert und jedenfalls keinesweges zum Nachtheil der großen 
und mittleren Güter. 

Die Wirkungen der auch in der Provinz Poſen eingeführ— 
ten, bei den bäuerlichen Laßgütern nach Ausführung der Re— 
gulirungen (zufolge Geſetzes vom 8. April 1823) hergeſtellten 
Freiheit und Theilbarkeit des Grundeigenthums, find in jenem 
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Zeitraum nach amtlichen Ermittelungen aus dem Jahre 1853/54, 
folgende !): 

Obwohl 18 Rittergüter gänzlich zerſchlagen worden, ſind doch 
aus abgezweigten Parzellen u. ſ. w. 20 neue, alſo 2 Rittergüter 
mehr entſtanden, und es hat ſich das Rittergutsareal im ganzen 
um 9367 Morgen vergrößert. Ferner ſind an anderen ſpann— 
fähigen ländlichen Beſitzungen gänzlich zerſchlagen 2794, dagegen 
neu entſtanden 3003, mithin mehr 209 (mit einem Areal von 
56,969 Morgen), wozu noch an kleinen, durch Landerwerbungen 
in ſpannfähige Nahrungen verwandelten Stellen 284 treten, ſo 
daß die Mehrzahl der ſpannfähigen ländlichen Nahrungen im 
Jahre 1851 gegen das Jahr 1837 493 beträgt; ſodann aber 
hat ſich auch die Anzahl der neu entſtandenen kleineren nicht ſpann— 
fähigen ländlichen Stellen um 10,917 (mit einem Areal von 
103,761 Morgen) vergrößert und dabei ſelbſt der Viehſtand, 
beſonders an Rindvieh und Pferden, erheblich zugenommen. Daß 
durch alle Klaſſen ländlicher Grundbeſitzungen, fortſchreitend mit 
dem außerordentlichen Anwuchs der Bevölkerung und dem Be— 
dürfniß von Arbeitskräften in Folge der Kulturentwickelung, deren 
Zahl geſtiegen, namentlich auch die Anzahl der kleineren nicht 
ſpannfähigen Beſitzungen keinesweges auf Koſten der Zahl ſpann— 
fähiger Nahrungen gewachſen iſt, erklärt ſich hauptſächlich daraus, 
daß die größeren Güter, deren Areal die Kräfte und das Ver— 
mögen der Beſitzer überſtieg, nicht blos unter ſich, ſondern auch 
zur Etablirung von Arbeiterfamilien mit eigenem Grundbeſitz ab— 
gegeben haben; — denn außer der oben gedachten gänzlichen Auf— 
löſung von Gütern find auch noch Parzellirungen bei 112 Ritter— 
gütern, bei 6660 anderen ländlichen ſpannfähigen Beſitzungen 
und bei 2774 kleineren nicht ſpannfähigen Beſitzungen vorgekom— 
men; — ferner daraus, daß außer den beiden erſten Güterklaſſen, 
ſelbſt die kleinen Stellen (deren Mehrzahl erſt im Laufe der letzten 


1) Vergl. des Präſidenten Klebs Schrift: die Landeskulturgeſetzgebung, 
deren Ausführung und Erfolge im Großherzogthum Poſen, als Beitrag zur 
Kulturgeſchichte dieſer Provinz. S. 333 ff. 
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dreißig Jahre entſtand), zur Etablirung von Stellen derſelben 
Kategorie Grundſtücke abgaben, unzweifelhaft deshalb, weil ſie 
einen Umfang hatten, der für Spatenkultur und Bearbeitung durch 
die Familie zu groß, zur Haltung eigenen Geſpannviehes aber 
nicht groß genug war, daher weniger eintrug, als der kleinere 
Beſitz in Verbindung mit dem Nebenverdienſt im fremden Lohn. 
Dabei befanden ſich denn ſolche Handarbeiter, welche neben ihren 
Häuſern einige Morgen Land zum Erbau der nöthigen Gemüſe 
beſitzen, in einer viel beſſeren Lage als die beſitzloſen Tagelöhner 
oder bloße Hausbeſitzer, und vorzugsweiſe auf ihnen beruht die 
Abhülfe des Mangels an tüchtigen, beim Akkord ſogar wohlfeileren 
Arbeitern. Grade in der Provinz Poſen befinden ſich dagegen 
aber auch viele jener verunglückten Koloniſationen von kleinen 
Eigenthümern aus einer weit früheren Zeit. 

Ebenſo ergeben ſich für die Provinz Weſtphalen bei 
Vergleichung der Jahre 1837 und 1851 nicht ungünſtigere Reſul— 
tate hinſichtlich der Zahl von Ritter- und anderen ſpannfähigen 
Gütern, bei erheblicher Zunahme der kleineren nicht ſpannfähigen 
Beſitzungen.“) 

Es hat ſich, vielfacher Parzellirungen bei allen Güterklaſſen 
ungeachtet, in den drei Regierungsbezirken dieſer Provinz die 
Zahl der Rittergüter von 436 nur auf 434, alſo um 2 vermin- 
dert, deren Geſammtfläche dagegen um circa 30,000 Morgen 
vergrößert, die Zahl der ſpannfähigen Güter von 39,038 auf 
39,117, alſo um 79 und deren Geſammtfläche von 125,875 Mor⸗ 
gen vermehrt, ebenſo die Zahl anderer nicht ſpannfähiger Güter 
von 93,358 auf 108,791, alſo um 15,433, und auch deren 
Geſammtfläche um 128,763 Morgen vergrößert. Die erhebliche 
Vermehrung der Zahl der bäuerlichen Beſitzungen und gleichzeitig 
der Geſammtflächen bei allen, kommt in Weſtphalen hauptſächlich 


1) Sie find entnommen aus den dem Kommiſſionsbericht des preußiſchen 
Hauſes der Abgeordneten über den Geſetzentwurf, betreffend die Abſchätzung 
von Landgütern zum Behufe der Pflichttheilsberechnung in der Provinz Weſt— 
phalen, angehängten offiziellen Beilagen. 
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auf Rechnung der fortgeſchrittenen Theilung und Kultivirung 
der gemeinheitlichen und markengenoſſenſchaftlichen Grundſtücke, 
welche vorzugsweiſe in dieſer Provinz, wo die altgermaniſche 
Agrarverfaſſung der Markengenoſſenſchaften am meiſten zu Hauſe 
geweſen und lange erhalten iſt, eine große Ausdehnung hatten. 
Die wachſende Zahl der kleinen Eigenthümer erklärt ſich großen— 
theils dadurch, daß in verſchiedenen Theilen dieſer Provinz Fa— 
brik⸗, Hütten⸗ und Bergwerksbetrieb ſeit wenigen Jahren einen 
gewaltigen Aufſchwung nehmen und dabei die bei den Fabriken 
(theils innerhalb, vielfach aber auch außerhalb derſelben in eigener 
Wohnung) beſchäftigten Arbeiter, beſonders Hütten- und Bergleute, 
zur Verbeſſerung ihrer Lage nach eigenem kleinen Grundbeſitz 
eifrig ſtreben und hierin von den Fabrik- und Hüttenbeſitzern 
unterſtützt werden, die in den anſäſſigen Leuten erfahrungsmäßig 
die beſten, ſicherſten und zuverläßigſten Arbeiter gewinnen. So 
entſtehen in der Nähe der Fabrikorte Hütten- oder Bergwerke 
oft auf den von den Kolonaten abverkauften, bis dahin noch nicht 
urbar gemachten Markenantheilen oder Hinterländereien theils neue 
Anſiedlungen, theils wenigſtens Eigenthümer kleiner Acker- und 
Gartengrundſtücke, welche letztere die Familie, auch der Arbeiter 
ſelber in ſeinen Feierſtunden kultivirt und beſtellt. 

Bei ſolchen Ergebniſſen der vergleichenden Statiſtik ſcheint 
es, — ganz abgeſehen von tiefer liegenden Bedenken aus ſtaats— 
und landwirthſchaftlichen, wie gewerblichen und ſelbſt aus all— 
gemeinen politiſchen Geſichtspunkten — an dem Bedürfniß und 
an einer äußeren Veranlaſſung zu geſetzlichen Beſchränkungen 
der Theilbarkeit des Grundeigenthums und der Verfügungsbefug— 
niß über daſſelbe zu fehlen. Dagegen mangeln bis jetzt noch 
ſpeziellere ſtatiſtiſche Notizen über die Ausdehnung der Konſoli— 
dationen, — über Anzahl und Umfang der durch Auskauf, Zu— 
ſammenſchlagung und Vereinigung mit großen und beſonders 
Rittergütern oder gar mit Fideikommiſſen gänzlich zu Grunde 
gegangenen, früher ſelbſtſtändigen bäuerlichen Nahrungen und 
Kolonate, obwohl von anderer Seite auch darauf angetragen 
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wurde!). Niemals iſt die Frage beantwortet, weshalb ſtets nur 
gegen die Zertheilung von Grundbeſitzungen, beſonders der 
bäuerlichen und gegen deren Verkleinerung, hingegen niemals um— 
gekehrt auch gegen die Zuſammenziehung mehrerer und be— 
ſonders ſelbſtſtändiger bäuerlicher Höfe zu größeren (Ritter-) 
Gütern, Einſprüche erhoben und Staatspolizeigeſetze verlangt ſind, 
während doch die Tendenz darauf hinausgeht, die Konſervation 
der erſteren überhaupt zu ſichern, und während ſchon oben bemerkt 
und notoriſch iſt, daß in einigen öſtlichen Provinzen Preußens, 


1) Ein ſolcher Antrag z. B. im Hauſe der Abgeordneten vom 7. Fe— 
bruar 1856 ging dahin: „die königliche Staatsregierung aufzufordern: 
zuverläßige ſtatiſtiſche Erhebungen anzuordnen und dem Hauſe der 

Abgeordneten vorzulegen, über die ſeit dem Jahre 1807 bis jetzt in 

den verſchiedenen Landestheilen der ſechs öſtlichen Provinzen 

und der Provinz Weſtphalen im Gefolge von Dismembrationen oder 

Konſolidationen vorgekommenen Veränderungen bäuerlicher Beſitzthümer, 

dabei beſonders aber ermitteln zu laſſen: 

1) die Anzahl, den Umfang und die Art der bäuerlichen Grund— 
beſitzungen, welche ſeit der durch die Geſetze vom 9. Oktober 1807, 
14. September 1811 u. ſ. w. gewährten freien Verfügungsbefugniß 
eingegangen oder verkleinert ſind; 
die Veranlaſſung und Urſache des Untergangs, beziehungsweiſe der 
Verkleinerung derſelben, in Folge Erbtheilung oder Verſchuldung 
des Beſitzers oder aus Spekulation oder wegen Auswanderung; 
die Wirkung auf die Beſitzverhältniſſe, wie auf die Kulturzuſtände 
in den verſchiedenen Landestheilen jener Provinzen, dabei 
namentlich auch, ob und in welchem Maße die zu 1. gedachten 
Grundbeſitzungen ganz oder theilweiſe 
a. mit Ritter- oder ähnlichen größeren Grundbeſitzungen (etwa über 

600 Morgen Fläche) vereinigt — (konſolidirt) — oder 
b. anderen bäuerlichen Gütern einverleibt, oder 
c. bei der Zertheilung in die Hände vorher beſitzloſer Einwohner 
(Tagelöhner, Hauſinnen, Fabrikarbeiter, Gewerbtreibende) über— 
gegangen, oder 
d) zur Vergrößerung der Beſitzungen kleiner Leute (Büdner, Häus— 
ler, Brinkſitzer, Kötter ꝛc.) gedient und 
e. wie weit ſie zur Begründung neuer Anſiedelungen reſp. Anlagen 
und zwar: 
a. ſogenannter kleiner Leute (der arbeitenden Klaſſe), oder 
F. von Fabriken, Gärtnereien, Mühlen u. dergl. benutzt find.“ 


2 


— 
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wo auf dem Lande noch faſt Feine Fabriken und große Gewerbs— 
unternehmungen, dergleichen auch ſelbſt in den Städten ſparſamer 
vorkommen, wo das Bevölkerungsverhältniß der Kulturfähigkeit 
und natürlichen Produktionskraft des Landes, wie dem Arbeiter— 
bedürfniß noch lange nicht entſpricht, z. B. in den Provinzen 
Preußen und Pommern, bei weitem mehr ſelbſtſtändige Bauer— 
güter, hier und da ſogar ganze Bauerdörfer bis auf das letzte 
Erbe, völlig ausgekauft und entweder zur Vergrößerung der ohne— 
hin ſchon ſehr umfangreichen Rittergüter, oder zur Bildung von 
neuen größeren Beſitzungen anderer Art verwendet, daß ferner 
hin und wieder, beſonders aber in der Provinz Weſtphalen, bäuer— 
liche Grundſtücke und ganze Kolonate ſogar mit Fideikommiſſen 
vereinigt und ſo nicht blos dem gemeinen Verkehr, ſondern auch 
dem Zwecke der Herſtellung und Erhaltung ſelbſtſtändiger Bauer— 
güter für immer entzogen worden ſind? Man kann dies nur 
daraus erklären, daß die Frage der Theilbarkeit von den Gegnern 
derſelben zu oft aus einſeitigen, ſei es ökonomiſchen oder ſtaats— 
wirthſchaftlichen Geſichtspunkten behandelt, wobei dann über ein 
einzelnes und nächſtes, wirkliches oder vermeintliches Uebel eine 
andere größere, indeß weiter abliegende Gefahr überſehen wird. 


Bevor wir hierauf zurückkommen, iſt jedoch der Gegenſtand 
von ſeiner rechtshiſtoriſchen, wie von der allgemein ge— 
ſchichtlichen Seite ins Auge zu faſſen. 

Nach der älteren Geſchichte und Verfaſſung von Brandenburg— 
Preußen ſtehen nicht ſowohl die Beſchränkungen der Theilbarkeit, 
als die Verbotsgeſetze wegen Zuſammenziehung und Vereinigung 
der bäuerlichen Grundbeſitzungen mit den Rittergütern im Vorder— 
grunde. Letztere müßten daher für die reſtaurative „Befeſtigung 
und Feudaliſirung der Grundbeſitzungen“ wenigſtens doch als ein 
Korrelat und als eine nothwendige Ergänzung der Theilbarkeits— 
beſchränkungen angeſehen werden. Denn ſeit der früheſten Zeit 
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hielt das brandenburg-preußiſche Regiment an dem alten Grund— 
ſatz deutſcher Landesverfaſſungen“) feſt, daß kein bäuerliches 
Grundſtück, gleichviel ob ſelbſtſtändige Ackernahrung oder kleine 
Häusler- und Gärtnerbeſitzung, verringert oder gar zum Rittergut 
eingezogen werden dürfe. Zufolge der älteſten Landesverfaſſung 
der Mark Brandenburg, welche ſich auf die Koloniſation und 
Anſiedlung freier, vom Rhein, aus Sachſen u. ſ. w. herbeigezogener 
Bauern gründete, die daher auch urſprünglich dem Gericht und 
der Verwaltung des Landesherrn unmittelbar unterworfen waren, 
— ſollte das Maß der neben den großen und kleinen bäuerlichen 
Eigenthümern vorhandenen, vorzugsweiſe mit der Pflicht des 
Kriegsdienſtes belaſteten Ritter- und Knappengüter, der erſteren 
nur in ſechs, der letzteren nur in vier Hufen beſtehen?). Später 
traten die hohenzollernſchen Kurfürſten der Vergrößerung der 
Rittergüter auf Koſten der kleinen bäuerlichen Beſitzungen durch 
die Einziehung der letzteren zum Gutsareal, auf das entſchiedenſte 
entgegen. Sie hielten das Verbot der Schmälerung oder Ein— 
ziehung der bäuerlichen Beſitzſtände ſowohl bezüglich der zu den 
bäuerlichen Gütern gehörigen Grundſtücke, als ſelbſt rückſichtlich 
der dieſen letzteren auf gutsherrlichem Fundus zuſtehenden Hütungs— 
und anderen Gerechtigkeiten ſtrenge aufrecht. Daſſelbe wurde 
vielfach und fortgeſetzt in allen Landtagsrezeſſen und Landesord— 
nungen ſeit dem Anfang des ſechzehnten Jahrhunderts, zumal ſeit 
Errichtung von Schatzungskataſtern und Schoßbüchern, bis zum 
letzten Landtagsrezeſſe von 1653 herab, ausgeſprochen. In der 
Kur wie in der Neumark durften damals bäuerliche Höfe nur in 
dem Ausnahmefalle, wenn es dem Gutsherrn an einem beſonderen 
Ritter- oder für die Wittwe an einem Wittwenſitz fehlte und dazu 


1) S. Möſer; auch Niebuhr römiſche Geſchichte, ältere Ausgabe. II. 
368. u. ſ. w. 

2) Vergl. Riedel, die Mark Brandenburg im Jahre 1250; auch Tzſchoppe 
und Stenzel, Urkundenſammlung zur Geſchichte des Urſprungs der Städte 
und der Einführung deutſcher Koloniſten und Rechte in Schleſien und der 
Lauſitz. 
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ein bäuerliches Gehöft nöthig war, ſelbſt dann aber nur nach ſach— 
verſtändiger Taxe und gegen Erſtattung des Kaufgeldes an den 
Bauern, auch jedenfalls nur mit jedesmaligem landesherrlichen 
Konſenſe, eingezogen werden!). Freilich hatte ſchon früher die 
Macht der Verhältniſſe, insbeſondere die Veräußerung von öffent— 
lichen Rechten, der Gerichtsbarkeit und Polizei, wie von Dienſten, 
Zehnten und anderen urſprünglichen Staatsleiſtungen ſeitens der 
Landesherrn an die Beſitzer der Rittergüter, die fortſchreitende 
Vergrößerung dieſer letzteren begünſtigt; bereits ſeit Ende des 
dreizehnten Jahrhunderts hatte die hierdurch ſich ausbildende 
Gutsherrlichkeit über bäuerliche Hinterſaſſen, mit der Gerichts— 
barkeit über die Dorſſchaften (wie Droyſen jagt”), der Freiheit 
und dem Eigenthum der Bauern die Axt an die Wurzel gelegt. 
Nicht blos in der anarchiſchen Zeit unter den bairiſchen Herrſchern 
im vierzehnten Jahrhundert, ſondern auch nach der Aufnahme des 
Landbuchs der Mark Brandenburg unter Kaiſer Karl IV. (1375) 
hatten ſich daſelbſt die kleinen (bäuerlichen) Beſitzungen zum Vor— 
theil der Rittergüter bedeutend vermindert. Bei weitem zerſtören— 
auf die Beſitz- und Rechtsverhältniſſe des Bauernſtandes ein. 
Einerſeits wurden, da unzählige bäuerliche Höfe und ganze Dorf— 
ſchaften verwüſtet und verlaſſen waren, im Intereſſe der Herſtel— 
lung von Bodenkultur, Bevölkerung und landespolizeilicher Ord— 
nung, die ortsobrigkeitliche Gewalt und Polizei der Gutsherren 
und in unmittelbarer Verbindung damit das perſönliche Unter— 
thänigkeitsverhältniß der Landbewohner viel weiter ausgedehnt und 
als Folge davon Ausflüſſe und Verpflichtungen dieſes letzteren 
(wie z. B. in Niederſchleſien und der Altmark) auch auf perſönlich 
freie und Eigenthumsbauern übertragen, ferner die bäuerlichen 


1) Vergl. die Urkunden und geſchichtlichen Thatſachen in der erwähnten 
allgemeinen Einleitung zur Landeskulturgeſetzgebung des preuß. Staates von 
Lette und v. Rönne Bd. I. S. XVI XXXIII., desgl. Bd. II. Abth. I. 
S. 582 ff. 

2) Droyſen, Geſchichte der preuß. Politik. Bd. I. S. 64 u. 69. 
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Dienſte bedeutend erſchwert und ſelbſt auch damals noch neue 
dingliche Verpflichtungen aus den gutspolizei- und gerichtsobrig— 
keitlichen Rechten hergeleitet. Anderntheils bildeten ſich haupt— 
ſächlich erſt damals viele Ritterſitze durch Zuſammenſchlagung von 
Bauerländereien und Einziehung der Höfe zu ſelbſtſtändigen oder 
größeren Gütern aus. In Pommern durften überdies ſchon früher, 
nach den unter dem Einfluß der Stände von den pommerſchen 
Herzögen erlaſſenen Landes- und Unterthanen-Ordnungen aus der 
erſten Hälfte des ſiebzehnten Jahrhunderts, Kaufhöfe, die Ueber— 
reſte der in älterer Zeit auch dort weit ausgebreiteten deutſchen 
Koloniſation perſönlich freier Eigenthumsbauern, gegen Erſtattung 
des Kaufgeldes und zwar allein für die Hofgebäude, nach Be— 
dürfniß der Herrſchaften zu deren Vorwerken oder Schäfereien 
eingezogen werden. 

Sehr intereſſante Aufſchlüſſe über die ſucceſſive Abnahme 
der kleinen (bäuerlichen) Beſitzungen und das allmäliche Anwachſen 
der großen (der Ritter-) Güter in der Mark Brandenburg ge— 
währt unter andern eine Vergleichung des Landbuchs Kaiſer 
Karl IV. von 1375 mit den Zuſtänden vor und nach dem dreißig— 
jährigen Kriege, in der gründlichen und mühevollen Arbeit des 
berliniſchen Stadtarchivar Fidicin!). Die ſpätere Vermehrung 
der kleinen Beſitzer, von Kolonien, Erbpächtern und Eigenthümern 
kommt hier hauptſächlich auf Rechnung der Staatsdomainen, wie 
der Koloniſations- und Regierungsmaßregeln Friedrichs des Großen, 
auch Friedrich Wilhelms III. 

Und ſelbſt von dieſen Koloniſtenſtellen erlagen in einigen 
Landestheilen viele der Konſolidation und dem Streben nach Er— 
weiterung des großen Grundeigenthums. So hatte, um die ſchwach 
bevölkerte Provinz Pommern zu heben, Friedrich der Große nach 
dem ſiebenjährigen Kriege, durch die Kabinetsordres vom 13. Ja— 
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nuar 1772 und 16. Dezember 1775, über drei Millionen Thaler 


1) Vergl. deſſen zu dem Landbuch gelieferte Geſchichte der Territorien 
der Mark Brandenburg, Bd. I. zunächſt der einzelnen Städte, Rittergüter, 
Dörfer u. ſ. w. von den Kreiſen Teltow und Niederbarnim. Berlin 1857. 
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den pommerſchen Rittergutsbeſitzern unter der ausdrücklichen, auch 
angenommenen und verbrieften Bedingung angewieſen, mit dieſem 
Gelde bisher wüſtes Land zu kultiviren, wovon die Hälfte zur 
beliebigen Benutzung als Vorwerksland den Gutsbeſitzern ver— 
bleiben, die andere Hälfte dagegen zur Anſetzung erb- und eigen— 
thümlicher Koloniſten und bäuerlicher Stellen verwendet, dieſer 
Beſtimmung gemäß für immer vom Rittergut getrennt, zu dieſem 
niemals wieder eigezogen, vielmehr ſtets mit beſonderen Koloniſten 
und ohne Erhöhung ihrer Rente, beſetzt werden ſollte. Doch iſt 
dieſer Theil der königlichen Verordnungen ſehr mangelhaft erfüllt 
und es iſt von den mit königlicher Hofwehr und ſonſt unterſtützten 
Koloniſten und kleinen bäuerlichen Eigenthumsbeſitzern nur der 
kleinere Theil übrig geblieben, während in den meiſten Fällen die 
Sache den Ausgang genommen hat, daß die Gutsherren — früher 
oder ſpäter — über die Höfe anderweit verfügt, dieſelben erworben 
oder eingezogen und dann zum Theil in Pacht oder Miethe aus— 
gethan haben.!) 

Aehnliche, wenn auch bei weitem nicht ſo ausgedehnte Wir— 
kungen als der dreißigjährige Krieg auf die Verminderung des 
kleinen und auf die Vermehrung des großen Grundbeſitzes, hatte 
in einigen Landestheilen der ſiebenjährige Krieg. 

Auch in anderen Landestheilen bildeten ſich Rittergüter mit 
umfangreichen Grundſtücken und bedeutenden Gutswirthſchaften 
zum großen Theil wiederum erſt mit dem Schluſſe des Mittel— 
alters?). Selbſt noch die Kriege von 1807—1815 find in den 

1) Vergl. Gutachten des Obertribunals vom 19. Dez. 1845 über das 
Rechtsverhältniß der in Pommern auf Staatskoſten angelegten ſogenannten 
Meliorationshöfe in der Zeitſchrift des Reviſionskollegiums für Landeskultur— 
geſetzgebung der preuß. Staaten. Bd. V. S. 115 ff. und die Entſcheidungen 
des Obertribunals (v. 15. Mai 1847) Bd. XV. S. 393 ff. 

2) In Weſtphalen wurden um dieſe Zeit viele Kolonate, mitunter ganze 
Dörfer, zu Ritterſitzen eingezogen, worüber öfters ein hartnäckiger Kampf 
zwiſchen den Rittergutsbeſitzern und den Bauern vor dem Reichskammer— 
gericht entbrannte. Vergl. unter andern Wigand in ſeiner geſchichtlichen Dar— 


ſtellung der Provinzialrechte von Paderborn und Corvey Th. II. 
Für einen Theil des nördlichen Deutſchlands weiſt Dr. Georg Hanſen 
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öſtlichen Provinzen Preußens dem Beſtande der nicht eigenthüm— 
lichen (laſſitiſchen oder pachtweiſe beſeſſenen) bäuerlichen Beſitzungen 
nachtheilig geworden; zu einer Zeit, wo das Edikt vom 14. Sep— 
tember 1811 wegen Regulirung und Eigenthumsverleihung der 
bäuerlichen Höfe meiſt noch unausgeführt war und deren Beſitzer, 
moraliſch und materiell durch gutsherrliche Frohnden und Laſten, 
wie die damit konkurrirenden Kriegsleiſtungen niedergedrückt, die 
Höfe verließen oder gegen geringes Abſtandsgeld den Gutsherren 
übergaben, was in viel größerem Maße der Fall geweſen ſein 
würde, wenn nicht jenes Edikt bereits publizirt geweſen und durch 
deſſen Verheißungen und die Hoffnung auf ein künftiges Eigen— 
thum die Mehrzahl der (laſſitiſchen) bäuerlichen Beſitzer empor— 
gehoben und zu jener zähen Ausdauer, wie zu jenen außerordent— 
lichen Anſtrengungen auch ihrerſeits befähigt worden wäre, welche 
damals alle Klaſſen des preußiſchen Volkes in patriotiſcher Be— 
geiſterung und Erhebung für König und Vaterland bewieſen. 
Während ſo die großen Weltbegebenheiten und ihre Folgen 
der Konſervation des kleinen (damals meiſt unfreien und abhängigen) 
Beſitzes feindſelig entgegenwirkten, hingegen dem vollen und be— 
ſonders dem großen Grundeigenthum zu ſtatten kamen, war anderer— 
ſeits die Staatsregierung unabläſſig beſtrebt, den Beſtand des 
kleinen (bäuerlichen) Grundbeſitzes zu beſchützen und zu vertheidi— 
gen. Nur in Erneuerung der alten hohenzolleruſchen Verordnungen 
befahlen die für die innere Politik von Brandenburg - Preußen 
ebenſo bedeutungsvollen als bezeichnenden Erlaſſe Friedrich Wil— 
helms I. (1714, 1717 und 1739) und Friedrichs des Großen 
(1749 und 1763) die vollſtändige Wiederherſtellung aller, be— 
ziehungsweiſe im dreißigjährigen und ſiebenjährigen Kriege ein— 


nach: „wie die Herrenhöfe (die privilegirten und größeren Güter) meiſtentheils 
erſt durch Erwerbung und Niederlegung von Bauerhöfen und öfters von 
ganzen Dörfern entſtanden ſeien.“ Vergl. neues ſtaatsbürgerliches Magazin 
mit beſonderer Rückſicht auf die Herzogthümer Schleswig und Lauenburg, 
herausgegeben von Falck. Bd. III. S. 113 u. 114, desgl. 126. Bd. VI. 
S. 27 in dem Aufſatz: Anſichten über das Agrarweſen der Vorzeit. 
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gezogenen oder wüſte gewordenen Höfe und Nahrungen jeder Größe, 
Art und Benennung, wie die Ausſonderung alles bäuerlichen Areals 
aus den gutsherrlichen Grundſtücken bei ſchwerer Strafe, und zwar 
zurückgehend bis zu den Jahren 1624 und 1633 bis zur Auf— 
nahme der letzten Beſitz- und Steuerkataſter“). Das allgemeine 
preußiſche Landrecht von 1794 wiederholte jene den bäuerlichen 
Beſitzſtand im Gegenſatz zum gutsherrlichen Fundus — zu dem 
Rittergutsareal — ſichernden Beſtimmungen ($$. 14— 16. Tit. 7. 
Th. II. A. L. R.). Die unbedingte Erlaubniß zur Einziehung 
und Zuſammenſchlagung aller, namentlich auch aller kleineren bäuer— 
lichen Beſitzungen, welche die ſpätere Deklaration von 1816 (wie 
die für Poſen von 1836 und für Oberſchleſien von 1827) von 
der Regulirung und Eigenthumserwerbung ausſchloß, gab allererſt 
das auf die Grundſätze des Edikts vom 14. September 1811 
wieder zurückgehende Ablöſungs- und Regulirungsgeſetz vom 
2. März 1850 ($. 77.) ?). Indem die Eigenthumsverleihung der 
bäuerlichen (Laß-) Höfe an ihre Beſitzer gegen Entſchädigung der 
Gutsherren für deren privatrechtliche Anſprüche, auf jener früheren 
Landesverfaſſung beruhte und darin ihre Rechtfertigung fand, 
mußte dagegen die Regierung fortan ihrerfeits alle ſtaatsrechtlichen 
Anſprüche auf die bäuerlichen Höfe und deren Konſervation 
aufgeben und dieſelben für einen Gegenſtand des freien 


1) Vergl. über die ältere brandenburg-preußiſche Landesverfaſſung in 
Bezug auf den vorliegenden Gegenſtand Lette und v. Rönne, Landeskultur— 
geſetzgebung des preuß. Staates. Bd. I. Einl. S. XV. ff. und LXXI. ff.; 
desgl. den Artikel: Agrarverfaſſung und Agrargeſetzgebung im 5. Heft des 
Staatslexikons von Rotteck und Welcker. 3. A. S. 352 ff. Und dennoch 
mußte häufig, ſo ſchon 1624, zuletzt wegen Oſtpreußen durch Reſkript vom 
31. Mai 1806 von der Wiederbeſetzung der zu den Rittergütern eingezogenen 
bäuerlichen Hufen Abſtand genommen und Amneſtie ertheilt, wegen Ausmitte— 
lung dieſer Hufen aber ein ſpäterer Zeitabſchnitt, für Oſtpreußen z. B. der 
1. Juli 1772 feſtgeſetzt werden. Lette und v. Rönne a. a. O. S. LXXIII. 

2) Hierüber wie über einige ſchon früher nachgelaſſene Ausnahmen und 
den abweichenden Rechtszuſtand einzelner Landestheile ſ. Lette und v. Rönne 
Bd. II. Abth. I. S. 588 ff. 
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Privatverkehrs erklären. Damit waren denn die früheren 
Grundſätze der Landesverfaſſung bezüglich der Bauerhöfe und die 
ihnen entſprechenden Beſtimmungen des allgemeinen Landrechts 
(S§. 14 — 16. Tit. 7. Th. II.) in Uebereinſtimmung mit den 
§§. VI. und VII. des Edikts vom 9. Oktober 1807 wegen ge— 
ſtatteter Einziehung und Zuſammenſchlagung von bäuerlichen 
Grundſtücken und deren Umwandlung in Vorwerksland ganz be— 
ſeitigt und vollends aufgehoben, insbeſondere alſo auch die Ritter— 
gutsbeſitzer in Zukunft von der ſtaatsrechtlichen Verpflichtung zur 
Erhaltung und Wiederbeſetzung der Höfe befreit worden. Dies 
als ein Korrelat der vom Staate verordneten Eigenthumsverlei— 
hung der bäuerlichen Stellen, zugleich aber als eine nothwendige 
Konſequenz der preußiſchen Agrargeſetzgebung in Betreff der freien 
Verfügung und Benutzung des Grundeigenthums, als ein Theil 
und Glied der durch dieſe Geſetzgebung geſchaffenen neuen Agrar— 
verfaſſung. 

Betrachten wir jetzt noch die inneren (politiſchen und 
bürgerlichen) Grundlagen, auf welche ſich jene ältere 
Landesverfaſſung bezog und mit denen ſie unmittelbar zu— 
ſammenhing. 

Das frühere feſtere Grundvertheilungs-Verhältniß beruhte 
theils ſchon während des Mittelalters (in der Zeit des Feudal— 
ſyſtems), theils während der darauf folgenden Jahrhunderte (der 
Zeit der erwachſenden Landeshoheit und des Polizeiſtaats) auf 
Motiven, die mit den Lebens- und Geſellſchaftszuſtänden jener 
Vorzeit ſo verwachſen waren, daß ſie ſich deshalb unter den 
völlig umgewandelten Verhältniſſen der freien Agrarverfaſſung 
am wenigſten durch Doktrinen (wie z. B. die „der Feudaliſirung 
der Grundbeſitzungen und ihrer Wiederherſtellung als beſonderer 
Rechtskörper“) wieder in's Leben rufen laſſen. Denn über— 
haupt haben ſich zu keiner Zeit, weder bei den alten, noch bei 
den neuen Kulturvölkern die Bodenvertheilungs- und Beſitzverhält— 
niſſe nach allgemeinen politiſchen oder ſozialen Theorien gerichtet, 
vielmehr ſtets in reellen Intereſſen und Berechtigungen gegründet. 
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Um die Grundlagen und Motive der mehrerwähnten älteren 
Landesverfaſſung nachzuweiſen, iſt wiederum auch hier ein geſchicht— 
licher Rückblick nöthig. 

Seitdem das Grundeigenthum der einzelnen Glieder des alten 
Verbandes der deutſchen Gaugenoſſenſchaft ſeine politiſche Bedeu— 
tung mit der Epoche verloren hatte, in welcher die Mitglieder 
der freien Gemeinden (die urſprünglich freien Bauern) in Guts— 
hörigkeits- und Unterthänigkeits-Verhältniſſe der verſchiedenſten 
Art zu größeren und kleineren Guts- und Territorialherren ver— 
fielen, trat alsbald ein Wechſelverhältniß zwiſchen Perſon und 
Gut in der Weiſe ein, daß die Eigenſchaft des letzteren zugleich 
über die Freiheit und Unfreiheit des Beſitzers und ſeiner Familie 
entſchied. Das Mittelalter verknüpfte nicht blos Amtsrechte und 
Amtspflichten mit den Gütern und vererbte oder übertrug die— 
ſelben als ein Zubehör von Grundſtücken, ſondern es erſchien 
ſelbſt der Charakter der Freiheit oder Unfreiheit feſtgewurzelt im 
Grundſtück; letzteres äußerte damals dieſelbe Rückwirkung auf 
den Beſitzer, wie früher dieſer auf ſeinen Grund und Boden. 
Der Beſitz eines freien oder unfreien Grundſtücks machte zum 
freien oder unfreien Manne. !) 

Ein zweiter Umſtand, durch den ſich die Geſchloſſenheit der 
verſchiedenen, beſonders der bäuerlichen Grundbeſitzungen ſeit dem 
16ten Jahrhundert und noch mehr ſeit dem 30 jährigen Kriege 
im 17ten und 18ten Jahrhundert (gleichzeitig mit der Ausbildung 
der Landeshoheit und Steuerbedürfniſſe einerſeits, wie der Guts— 
herrlichkeit und Gutsobrigkeit andererſeits) befeſtigte, lag in dem 
beiderſeitigen Intereſſe der Landesherren wie der Gutsherren und 
reſp. Stände an der Erhaltung des Beſtandes der Bauergüter. 
Bei den Landesherren war es das Intereſſe an der Steuerfähig— 
keit der zu den Landes- und Kommunal-Laſten, Militairpflichten, 
Vorſpann u. ſ. w. meiſtenteils allein ſteuerpflichtigen bäuerlichen 


1) S. unter anderem Dr. Ludwig Zimmerle, das deutſche Stammguts— 
ſyſtem nach ſeinem Urſprunge und ſeinem Verlaufe. S. 156. 247. 141 ff. 
Lette, Vertheilung. 4 
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Güter, bei den Gutsherren das Intereſſe an der Präſtationsfähig— 
keit der mit Dienſten, Natural- und Geldleiſtungen für die guts— 
herrliche Wirthſchaft belaſteten bäuerlichen Höfe und Kolonate. 
Denn dieſe bildeten das Pfandobjekt für die öffentlichen Staats-, 
wie für die gutsherrlichen Privat-Leiſtungen und Abgaben. Die 
berechtigten Stände (Adel, Prälaten und Ritterſchaft) ließen ſich 
daher deren Untheilbarkeit, wie die Unzuläſſigkeit ihrer Verſchul— 
dung ohne gutsherrlichen Konſens nebſt der beſchränkten Erbfolge, 
in Landtagsrezeſſen und Landesordnungen verſichern; die kräfti— 
geren Landesherren hingegen hielten außerdem deren Uneinzieh— 
barkeit, den Ständen gegenüber, aufrecht. Geſchichtlich liegt 
allein in dieſen Intereſſen der ſich ausbildenden Staaten einerſeits 
und der Gutsherren und Stände andererſeits die Veranlaſſung zu 
den die Dismembration, wie die Konſolidation der bäuerlichen 
Güter beſchränkenden Staatspolizeigefegen. ') 


1) Vergl. hierüber die Allegate bei Lette und v. Rönne a. a. O., unter 
andern S. LXI. und Staatslexikon a. a. O. S. 354; ſodann Dr. C. Stüve, 
Weſen und Verfaſſung der Landgemeinden und des ländlichen Grundbeſitzes 
in Niederſachſen und Weſtphalen. Geſchichtliche und ſtatiſtiſche Unterſuchungen 
mit unmittelbarer Beziehung auf das Königreich Hannover. Jena 1851. 
S. 51. 52. 82 und 83. 208; ferner S. 128. 229, wo unter anderem bemerkt 
iſt: „Gegen die Einziehung der Bauergüter und ihre Verwandlung in guts— 
herrliches Vorwerksland wirkte beſonders das Steuerbedürfniß des Fürſten, 
gegenüber der Exemtion des Adels. Mit der Vermehrung der landesherr— 
lichen Anſprüche im 16 ten Jahrhundert ſtieg das Streben der Gutsherren, 
die Höfe durch eigene Bewirthſchaftung von ſolchen Laſten frei zu machen; 
das Land war auf dem Wege, ſich in große Güter mit Tagelöhnern um— 
zuwandeln und die Zeitpacht durchweg an die Stelle des erblichen, abhängigen 
Beſitzes zu ſetzen. Als im 17ten Jahrhundert der Steuerdruck die Bauern 
zu Grunde richtete, dieſe die Höfe verließen, um als Häuslinge oder Anbauer 
ſich bequemer zu ernähren, da waren die Verordnungen gegen die Dismembra— 
tion der Prädiorum die einzige Rettung zur Erhaltung eines kraftvollen Bauern- 
ſtandes und der Landesverfaſſung.“ „In Hannover dauerte auch das Verbot der 
Einziehung der Höfe, ihrer Zuſammenlegung, wie der Zwang zur Wiederbeſetzung 
ſeit der Ablöſungsordnung von 1833 fort und iſt noch bis 1848 ſtrenge aus— 
geübt worden.“ Es iſt bemerkenswerth, daß beſonders in den jetzt hannoverſchen 
Theilen von Niederſachſen und Weſtphalen das Streben der Ritterſchaft nach 
Vergrößerung ihrer Güter am wenigſten Erfolg hatte. In mehreren Theilen 


Dieſe Intereſſen find weder thatſächlich, noch rechtlich mehr 
vorhanden, nachdem auch in Preußen die Aufhebung der Grund— 
ſteuer-Exemtionen und Ungleichheiten verfaſſungsmäßig und geſetz— 
lich ausgeſprochen (wenn auch noch unausgeführt), die Umwand— 
lung der früherhin zu Laß- (erblichem oder nicht erblichem Nieß— 
brauchs-) Recht beſeſſenen Höfe in freies Eigenthum ihrer Be— 
ſitzer erfolgt und die Ablöſung der auf den bäuerlichen Höfen 
ruhenden gutsherrlichen Laſten und Abgaben theils durchgeführt, 
theils wenigſtens doch in der Ausführung begriffen iſt. Des— 
gleichen hat jede Wechſelbeziehung von Freiheit und Unfreiheit 
des Grundſtücks und der Perſon ſeines Beſitzers aufgehört, nach— 
dem durch die Agrargeſetzgebung des IIten Jahrhunderts die 
Auflöſung derjenigen Bande vollzogen iſt, welche das bäuerliche 
Grundeigenthum und deſſen Beſitzer von einem zwiſchen ihm und 
der Staatsgewalt ſtehenden Dritten, einem Grund- und Gutsherrn, 
abhängig machten. Der weſentlich im Chriſtenthum wurzelnde, 
aus ihm hervorgegangene Begriff der freien Perſönlichkeit hat 
den Menſchen (wie einſt von der Sklaverei, hierauf von der 
Leibeigenſchaft, Erbunterthänigkeit und Schollenpflichtigkeit) auch 


von Hannover beſitzen die Rittergüter (und mehr als die Hälfte derſelben im 
ganzen Königreich) überall keine Forſten; allein da, wo auch jeder Bauerhof 
Privatholzgründe hat, iſt Forſtbeſitz die Regel. Nur 200 Güter beſitzen mehr 
als je 100 Morgen. Die Geſammtzahl der Güter, welche mehr als 50 Thlr. 
Grundſteuer zahlen, beträgt nur 223, während die Geſammtzahl der Grund— 
eigenthümer von mehr als 50 Thlr. Grundſteuer 1395, davon die Zahl der 
Rittergüter alſo nur 1/7 beträgt. Der Gutsacker liegt großentheils in mehr 
reren Gemeinden und kleineren, ſelbſtſtändigen Pachthöfen zerſtreut. Die 
hannoverſche Ritterſchaft beſitzt nur 5 pCt. des kultivirten Bodens und 7 pCt. 
der Forſten. Von 8 Millionen Morgen Ackerland und Forſten kommen 6 
auf Bürger und Bauern, 1½ auf die Domainen (incl. Forſten) und kaum 
500,000 Morgen auf die Rittergüter. Stüve erklärt dies aus der früheren 
Ungeſchloſſenheit und Zertheilung der Rittergüter, wie aus der von den kur— 
braunſchweigiſchen und hannoverſchen Regenten beſonders ſtark geübten Auf— 
ſicht über die Erhaltung der Bauergüter, und äußert ſogar die Beſorgniß, 
daß bei völliger Aufhebung der Gebundenheit der landtagsfähigen Lehn— 
rittergüter dieſe Güterklaſſe umgekehrt im bäuerlichen Grundbeſitz untergehen 
würde. a. a. O. und S. 227 ff. 


4 * 


52 


von jener Untertähnigkeit unter die Scholle erlöſt. Die Herſtel— 
lung der Freiheit der Perſon und des Eigenthums iſt eins der 
bedeutungsvollſten und wohl das wichtigſte Ergebniß einer großen 
weltgeſchichtlichen Entwickelung auf dem ſozialen Gebiete. Deſſen 
muß ſich jede Geſetzgebung vollſtändig bewußt bleiben, welche 
die Grundlagen des Staatsweſens, die verſchiedenen Elemente der 
bürgerlichen Geſellſchaft in fortſchreitender geſunder Ausbildung 
erhalten und dabei mit Sicherheit für die Zukunft bauen will. 


Schon oben bei der rechtshiſtoriſchen Erörterung der älteren, 
die bäuerlichen Beſitzungen ſchützenden Landesverfaſſung in ver— 
ſchiedenen Theilen des preußiſchen Staatsgebiets, ergab ſich, daß 
die großen Weltbewegungen in der Regel der Erweiterung des 
Eigenthumsbeſitzes und dabei meiſt dem großen Grundeigenthum 
auf Koſten des kleinen gedient haben. Denn überdies iſt das 
Streben nach Vergrößerung und Ausdehnung des Eigenthums 
mit deſſen Natur verbunden. 

Wer die Bedeutung der Geſetzgebung zu würdigen weiß, 
welche auf die Grundvertheilungsverhältniſſe einwirkt und den 
Einfluß begreift, den eine ſolche Geſetzgebung auf alle anderen 
Lebensverhältniſſe der Nationen ausübt, wird es nicht für ein un— 
gehöriges hors d'eouvre halten, wenn im Aufſchluß an die obigen 
Erörterungen hier einige Bemerkungen über die Grund— 
vertheilungsverhältniſſe noch anderer Kulturvölker der 
alten und der neuen Welt und über die Bewegung in 
dieſen Verhältniſſen während längerer Perioden, als 
eines Jahrzehents, eingeſchaltet werden. 

Niemals ſind Staaten der alten oder neuen Welt an einer 
fortſchreitenden Verkleinerung der Grundbeſitzungen, wohl aber an 
der Vergrößerung und maſſenhaften Zuſammenhäufung der klei— 
neren Güter in den Händen weniger Perſonen und Familien zu 
Grunde gegangen. Im Durchſchnitt der Jahrhunderte oder doch 
von langen Zeiträumen, hat ſich bis zur neueren Zeit überwie— 
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gend in der allgemeinen Güterbewegung ein der Zertheilung des 
Grundbeſitzes, wie der gleichmäßigeren Vertheilung des Vermö— 
gens überhaupt, entgegenwirkendes inneres Geſetz Geltung zu ver— 
ſchaffen geſucht. Welche, nach Maßgabe der übrigen geſellſchaft— 
lichen und politiſchen Zuſtände der Völker, ſehr verſchiedenartigen 
Urſachen auch dabei mitgewirkt haben — die Erſcheinung einer 
allmälich fortſchreitenden Zuſammenhäufung des Grundbeſitzes 
(gleich wie des Kapitals) iſt nach den früheren hiſtoriſchen Erfah— 
rungen zuletzt dieſelbe geweſen. So weit bei den freien, älteren 
oder neueren Kulturvölkern die Vertheilung des Grundbeſitzes 
Gegenſtand der Geſetzgebung geweſen, war dieſe vielmehr um— 
gekehrt ſtets darauf gerichtet, ein angemeſſenes, gleicheres Ver— 
theilungsverhältniß, gegenüber der ſich periodiſch immer erneuern— 
den Gefahr einer Zerſtörung des Gleichgewichts durch die Kom— 
maſſirung des Grundbeſitzes, zu befördern, zu erhalten oder wie— 
derherzuſtellen und den kleinen Eigenthumsbeſitz gegen die Gefahr 
des Untergangs im großen zu ſchützen. Selbſt nicht die durch 
allgemeine Stamm- und Erbguts-, Fideikommiß-oder ähnliche Ein— 
richtungen befeſtigten Grundvertheilungsverhältniſſe haben den 
Wirkungen jenes auf Anhäufung des Grundvermögens in we— 
nigen Händen gerichteten Zuges in den geſellſchaftlichen Verhält— 
niſſen für die Dauer Widerſtand zu leiſten vermocht. 

So beſtimmten die agrariſchen Einrichtungen, welche dem 
größten Geſetzgeber des Alterthums (Moſes) zugeſchrieben werden, 
daß im jüdiſchen Staate im ſieben mal ſiebenten Sabbath— 
jahre (dem Jobeljahr), alſo jedesmal nach 49 — 50 Jahren, 
alle von dem Eigenthümer um Noth, Schulden oder aus welcher 
Urſache willen veräußerten Aecker ſammt Gebäuden und Zubehör 
an ihn oder ſeine Erben, und zwar frei von allen Verbindlich— 
keiten, wiederum zurückfielen, wodurch in den einzelnen Familien 
ein dauerhaft geſicherter Beſitzſtand und das Grundeigenthum in 
feſter Erblichkeit erhalten werden ſollte. Es gab dort nicht ein— 
mal (vom Prieſterſtande abgeſehen, der aber kein Grundeigenthum 
beſaß) einen (politiſch oder privatrechtlich) privilegirten Adel; nur 
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der erſtgeborene Sohn erhielt zwei Theile vom Beſitzthum des 
Vaters. Ungeachtet der höheren als menſchlichen Weihe, welche dieſe 
gleichmäßigere Grundvertheilung im jüdiſchen Volle befeſtigen 
ſollte, war ſie doch im Laufe der Zeit einer ſolchen Ungleichheit 
gewichen und dergeſtalt zerſtört, daß ein ſpäteres Geſetzbuch die— 
ſelbe fallen laſſen mußte.!) 

In keinem Staate ſchien die Grundvertheilung ſo befeſtigt, 
wie diejenige von Sparta, auf welche Lykurg ſeinen Staat 
gründete, als er mit dem Kampf des Adels (der politiſch berech— 
tigten und herrſchenden Bürgerklaſſe) gegen das Königthum, auch 
den Kampf der reichen und der minder begüterten, der beſitzen— 
den wie der beſitzloſen Adelsfamilien durch die gleichmäßigere 
Vertheilung des Grund und Bodens ausglich und beendete. Die 
Gewähr für die unſterbliche Dauer der Lykurgiſchen Agrar-Ein— 
richtung ſollte hauptſächlich auf der Unveräußerlichkeit der zu— 
getheilten Stammgüter und ihrer Forterbung als Majorate, alſo 
auf Erhaltung dieſer gleichmäßigeren Vertheilung des Grundbeſitzes 
unter die Bürger beruhen. Obwohl es in Sparta ſogar für 
ſchändlich galt, Güter zu verkaufen und Stücke vom Stammgut 
abzuſchneiden, ſo traten dennoch auch dort im Laufe der Zeit 
wiederum die ſchärfſten Beſitzunterſchiede hervor. Die Verkün— 
digung eines alten Qrakels: „daß die Anhäufung des Vermögens 
und nichts anderes Sparta vernichten würde“, ging in Erfüllung. 
Sogar reiche Erbinnen übten den ſchädlichſten Einfluß auf den 
Staat, als ſich in ihren Händen nicht weniger wie % des gan— 
zen Grundbeſitzes befanden. Den wiederholten inneren Streitig— 
keiten zwiſchen einem doch wiederum unverhältnißmäßig begü— 
terten und einem wiederum mittellos gewordenen Adel wurde 
inzwiſchen zwar durch häufige Ausſendung von Kolonien begegnet; 
zuletzt führte aber doch die übermäßige Konſolidation bei erneuer— 


oo 


1) Vergl. unter andern Max Duncker, Geſchichte des Alterthums. Aufl. 2. 
Bd. 1. S. 504. 532 und 538. 
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ten Revolutionen zum Untergange des urſprünglich gleichwohl 
auf ſtark befeſtigtem Grundbeſitz gebauten Staatsweſens.!) 

Auch in Attika, wo zur Blüthezeit Athens, abweichend 
von der urſprünglichen lacedämoniſchen Agrareinrichtung, viel— 
mehr die größte Mannigfaltigkeit im Maaße der Beſitzthümer, 
gleiche Erbtheilung unter den Söhnen und freie Zerſtückelung des 
Grundeigenthums vorherrſchte, ging ſpäter, ebenfalls Hand in 
Hand mit dem Verfall des Staats, der Grundbeſitz in immer 
weniger Hände über.“) 

Wenn irgend einem Staatsweſen, ſo hätte dem von Rom 
ſehr bald eine vollſtändige Auflöſung des Grund und Bodens in 
Staubtheile bevorſtehen müſſen. Denn in ihm beſtand von äl— 
teſter Zeit her freies und unbelaſtetes Grundeigenthum, mit der 
Befugniß der freien Veräußerung und der Gleichtheilung deſſel— 
ben unter Kindern und Erben. Dabei ruhte das alte römiſche 
Staatsweſen?) hauptſächlich auf der alten Bauernſchaft von Boll, 
Halb-, Viertel- und Achtel-Hüfnern (die Vollhufe zu etwa 20 und 
einigen Morgen), von denen je nach der Größe des Grundbeſitzes 
Kriegsdienſte und Staatslaften getragen wurden. In früherer 
Zeit war es dem Vater ſogar unmöglich gemacht, die Kinder ihres 
Erbrechts zu berauben; ebenſo unmöglich waren Erbpacht und 
dingliche Grundrente“). Wenn (im Laufe ſchon des Hten und 
6ten Jahrhunderts der Sadt) der kleine und mittlere Bauern— 
ſtand und damit alsbald auch das tüchtige Staatsweſen zu Grunde 
ging, ſo war dies nicht etwa eine Folge der Zerſtückelung und 
Gleichtheilung, ſondern ganz anderer Urſachen — (der unaufhör— 
lichen Kriege auf italiſchem Boden, beſonders der Sklavenwirth— 
ſchaft, wie der unentgeltlichen Vertheilung des Korns aus den 
Provinzen und anderer Regierungsmaßregeln). Während dadurch 


1) Duncker a. a. O. Bd. 3. S. 367 ff. Niebuhr, römiſche Geſchichte. 
Ausg. in einem Bande S. 272. 
2) Boeckh, Staatshaushaltung der Athener Bd. J. S. 40 u. a. a. O. 
3) Wie Mommſen es in ſeiner römiſchen Geſchichte darſtellt. 
4) Mommſen Bd. 1. 2te Aufl. S. 141. 
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aber nur die kleinen Beſitzer zu Grunde gerichtet wurden, gewann 
hingegen der Großbeſitz und die Großkultur ein mehr und mehr 
ſteigendes Uebergewicht. Die Anſammlung unermeßlicher Kapi— 
talien in den Händen des Ritterſtandes und ungeheurer Grund— 
beſitzungen (von Latifundien) in den Händen der ſenatoriſchen Fa— 
milien vollendete lange vor dem Verfall der Republik den Unter— 
gang des mittleren und kleineren Grundeigenthums, ſowohl eines 
kräftigen Bauernſtandes mit ſelbſtſtändigen Ackernahrungen, als der 
kleinen Gärtner und Häusler. Vergebens hatten dieſen Wirkun— 
gen der Weltentwickelung die römiſchen Agrargeſetze entgegen— 
zuwirken geſucht, welche bekanntlich nur die Vertheilung derjenigen 
durch Eroberungen oder ſonſt gewonnenen Staats- und Domainen— 
Ländereien an die ärmeren Bürger betrafen, deren ausſchließlichen 
Beſitz und Nutzen ſich die patriziſchen Geſchlechter angeeignet hat— 
ten. Vergebens verdankte der römiſche Staat dieſen Geſetzen von 
Zeit zu Zeit viele neue Bauerhufen !). Jahrhunderte hindurch 
waren auf dieſe Weiſe einzelne weiter blickende römiſche Staats— 
männer unter harten Kämpfen, mit mehr oder weniger Erfolg 
fortwährend bemüht, dem Zuſammenſchwinden des römiſchen und 
italiſchen Kleinbeſitzes durch Gründung neuer Bauerſtellen, theils 
mittelſt Auftheilung der ausgedehnten Staatsländereien, theils 
mittelſt Ausſendung von Kolonien entgegen zu wirken. In Etru— 
rien war (134 v. Chr.) der ganze freie Bauernſtand der einhei— 
miſchen Ariſtokratie in Verbindung mit den römiſchen Kapitaliſten 
erlegen, während der, bei Vergleichung aller Zeiten vielleicht kräf— 
tigſte Bauernſtand der Erde in den Gemeinden von Samnium, 
nach dem letzten Kampfe für ſein gleiches Recht gegen die römiſche 


1) z. B. wiederum auch den Grachiſchen Agrargeſetzen (133 v. Chr.) an 
80,000 dergleichen neue bäuerliche Höfe. Dem Auskaufen und Verſchwinden 
dieſer letzteren wollte man ſogar — im Widerſpruch mit den Begriffen des 
römiſchen Rechts — durch die Einführung von Erbpacht oder Erbzins bei 
dergleichen aus dem Staatsvermögen vertheilten Ackerlooſen oder durch die 
Unveräußerlichkeit dieſer Bauerſtellen und durch Verbote ihres Zuſammen— 
ſchlagens begegnen. 
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Oligarchie, dem völligen Untergange geweiht wurde!) und noch 
gegenwärtig, nach mehr als 13 Jahrhunderten die einſt blühend— 
ſten ſamnitiſchen Landſchaften großentheils Wüſten bilden. Wie 
in Italien, ſo wurden auch in den römiſchen Provinzen die Län— 
dereien der mittleren, wie der kleinen Beſitzer zu ausgedehnten 
Gutskomplexen zuſammengeſchlagen, hierauf durch Heere von Skla— 
ven bewirthſchaftet, ſpäter zwar an leibeigene oder hörige Kolonen 
in kleineren Stücken, doch keinesweges als Eigenthum ausgethan?). 
Seit jener Zeit iſt es in dem größeren Theile Italiens nicht 
mehr möglich geworden, ſich von den für den Wohlſtand wie für 
die geſammte ſittliche und materielle Entwickelung der Nation be— 
kanntlich höchſt unglückſeligen Folgen der Latifundien zu befreien, 
nachdem dieſelben überdies ſpäter durch Lehnsverfaſſung und Fi— 
deikommiſſe noch mehr befeſtigt ſind, worin die Ausbildung eines 
Standes kleiner freier Eigenthümer bisher eine unüberſteigliche 
Schranke gefunden hat. Dieſe durch Lehns- und Fideikommiß— 
Verband befeſtigten Grundvertheilungs-Verhältniſſe in Italien 
ſind, wie es in eines berühmten italieniſchen Publiziſten — 
Filangieri's — Schilderung heißt, „die Urſache geworden des 
großen Reichthums Weniger und des Elends, der Dummheit und 
Unſittlichkeit des großen Haufenss). An die Stelle kleiner, bei 
ihrem Grundeigenthum geſicherter eigenthümlicher Grundbeſitzer 


1) Vergl. Mommſen Bd. 1. S. 269. 273. 413. 811. 832 — 834. Bd. 2. 
S. 73. 78. 88. 91. 92. 98. 126. 212. 344 u. a. a. O. 

2) Nach einem Beſitzverhältniß, welches ähnlich im ſüdlichen und weſt— 
lichen Europa, auch jenſeits der Loire in Frankreich, bis zur Revolution und 
darüber hinaus, insbeſondere in den ſchädlichen kleinen Halbpachten fort— 
beſtanden hat (ſ. des Profeſſor Rau Volkswirthſchaftslehre Bd. IJ. S. 480). Die 
grundbeſitzende Klaſſe in Rom betrug ſchon gegen das Ende der Republik 
noch nicht einmal ein halbes Prozent der Bevölkerung. ſ. Hildebrand, Na— 
tionaloekonomie J. S. 248 ff. Wie es mit dem perſönlichen und dinglichen 
Rechtsverhältniß der zur nothdürftigen Beſtellung der römiſchen Latifundien 
in den Provinzen zur Kaiſerzeit angeſetzten Kleinbauern ſchon damals beſtellt 
geweſen iſt, ergeben z. B. Tit. XLVII. ff. LXII. ff. Lib. XI. Cod. 

3) Siehe Filangieri's Anſichten über Fideikommiſſe und Lehne. Inſter— 
burg 1852. 
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ift, wie Niebuhr (der Geſchichtſchreiber der römiſchen Vorzeit) 
ſagt, „ein tagelöhnerndes Lumpengeſindel von Zeitpächtern“ ge— 
treten, welche ohne Garantie für die Zukunft von der Laune und 
Habſucht ihrer Verpächter abhängen, die nicht einmal die Beſitzer 
der großen Grundkomplexe ſelber, ſondern wieder nur deren 
Agenten, Generalverwalter oder Pächter und andere Mittels— 
männer ſind.!“) 

Auch bei den germaniſchen Völkern, deren alte politiſche 
Gemeinden (die Gaugenoſſenſchaften), worauf der Staatsverband 
zumeiſt beruhte, im weſentlichen aus Bauern beſtanden mit 
kleinerem, als Eigenthum beſeſſenen, nicht befeſtigten Grundbeſitz, 
und deren bäuerliche Stammgüter in der Regel unter den Söhnen, 
zum Theil ſogar unter den Töchtern theilbar, ingleichen veräußer— 
lich waren, wobei nur in gewiſſen Veräußerungsfällen den nächſten 
Erben ein Einſpruchsrecht zuſtand, — ging die gleichmäßigere 
Grundvertheilung und das kleine und mittlere Eigenthum der freien 
Bauern nicht etwa an der Theilbarkeit und Veräußerlichkeit der 
Stammgüter zu Grunde, ſondern es gingen dieſe kleinen und 
mittleren bäuerlichen Eigenthümer, gleichzeitig mit der Zerſtörung 
der Grundlagen des alten deutſchen Staatslebens — der Gau— 
und Volksgemeinde — als Hinterſaſſen, Hörige oder erbunter— 
thänige Leute in dem großen Grundbeſitz von Lehn-, Grund- und 
Gutsherrſchaften unter:). Vergeblich hatte ſchon Karl der Große 
durch ſeine berühmten Kapitularien gegen das Beſtreben ſeiner 
großen Beamten angekämpft, die kleinen Grundeigenthümer durch 
Bedrückung mittelſt Kriegs-, Vorſpann- und Steuerleiſtungen ihres 
freien eigenthümlichen Grundbeſitzes zu berauben. Dagegen ent— 
ſtand das Inſtitut der adlichen Stammgüter und Familienfidei— 


1) Aehnlich wie es auch in Irland der Fall iſt. 

2) Eichhorn, deutſche Staats- und Rechtsgeſchichte. 2. A. II. 5. 39 u. 
a. a. O. Walter, deutſche Rechtsgeſchichte. I. 280 ff. u. a. a. O. v. Sa⸗ 
vigny, Geſchichte des römiſchen Rechts im Mittelalter. I. 235 u. ſ. w. Anton, 
Geſchichte der deutſchen Landwirthſchaft. III. 22 und 146 in Verbindung mit 
Zimmerle, das deutſche Stammgutsſyſtem. 
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kommiſſe viel ſpäter, erſt feit dem fünfzehnten und jechzehnten 
Jahrhundert, nicht etwa als ein Erzeugniß des alten deutſchen 
Rechtes, ſondern als eine Neubildung der Doktrin unter An— 
wendung von Grundſätzen des römiſchen Rechtes, auch nicht zum 
Zweck der Erhaltung und Befeſtigung der Grundbeſitzungen in 
den Händen von Privatgutsbeſitzern, ſondern vielmehr behufs 
der Zuſammenhaltung der Länder zur Ausbildung der Yandes- 
hoheit und des neueren Staatsweſens, alſo im Intereſſe des 
höheren reichsunmittelbaren Adels, des Herrenſtandes, von wel— 
chem es der niedere und kleine Adel in Nachahmung und Nach— 
eiferung des erſteren nur entlehnte, nachdem ſich derſelbe, vermöge 
des Feudalſyſtems, längſt ſchon von der deutſchen Volksgemeinde 
vollſtändig abgetrennt und nachdem ſich dieſe in eine große un— 
vertretene, politiſch und rechtlich unfreie Maſſe von hörigen und 
dienſtpflichtigen Hinterſaſſen verwandelt hatte.“) 

Was oben über die allgemeine Richtung des Güterverkehrs 
bemerkt wurde, beſtätigt ſich unter den neueren Staaten vorzugs— 
weiſe durch die Bewegung in den Grundvertheilungsverhältniſſen 
von England?). Sie iſt beſonders geeignet, denjenigen Stoff 
zum Nachdenken zu liefern, welche das Heil und die Konſervation 
des mittleren Grundbeſitzes, wie des preußiſchen und deutſchen 
Bauernſtandes, hauptſächlich von reſtaurativen Geſetzen zur Be— 
ſchränkung der Theilbarkeit oder Veräußerlichkeit und Erbfolge 
erwarten. 

In England iſt die Leibeigenſchaft ſeit Jahrhunderten be— 
ſeitigt. Schon ebenſo lange wird daſelbſt kein perſönliches Ab— 
hängigkeitsverhältniß durch die beſonderen Eigenſchaften des Grund— 


1) S. Zimmerle a. a. O. 

2) Vergl. hierzu die Darſtellung des Dr. Herrmann Schultze in ſeinen 
national⸗ökonomiſchen Bildern aus Englands Volksleben, Jena 1853; ferner 
des Profeſſor R. Gneiſt Schrift: Adel und Ritterſchaft in England, wie deſſen 
engliſches Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht; desgl. Thomas Solly, Grund— 
ſätze des engliſchen Rechts über Grundbeſitz und Erbfolge ꝛc. Berlin 1853 
u 5 se 
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beſitzthums mehr begründet, wenngleich bis zu einer neueren 
Geſetzgebung unter der Königin Viktoria über Eigenthumserwer— 
bung und Abgabenablöſung der ſogenannten Copyholds, noch eine 
Klaſſe unfreier (bäuerlicher) Grundſtücke exiſtirte, da Karl II. die 
Ueberreſte des Feudalweſens, welche unter anderem in der Be— 
laſtung der Rittergüter mit Schild- und Lehngeldern neben der 
Grundſteuer fortbeſtanden hatten, nur zu Gunſten der Kavaliere, 
der Beſitzer von Rittergütern, als Belohnung der von dieſen den 
Stuarts geleiſteten Hülfe, aufhob, hingegen jene lehnartigen bäuer— 
lichen Verhältniſſe bei den kleineren vormaligen Hinterſaſſengütern 
beſtehen ließ. Nach der engliſchen Agrarverfaſſung ſteht jedem 
Eigenthümer ein völlig freies Dispoſitionsrecht über ſeinen Grund— 
beſitz unter Lebenden wie von Todeswegen zu. Ein altes, dem 
Königthum vom Adel abgedrungenes Geſetz aus der Zeit Eduards J. 
(des dreizehnten Jahrhunderts), wonach Fideikommiſſe (in deutſcher 
Weiſe) gegründet und Form und Art der Vererbung des Beſitzes 
durch den Fideikommißſtifter für alle Zeiten und Generationen 
vorgeſchrieben werden durften, war für Alt-England lange ſchon 
durch die Sitte und Jurisprudenz eingeſchränkt und im weſent— 
lichen beſeitigt, obwohl das Inſtitut, welches man längſt für un— 
ſittlich und gemeinſchädlich erklärte, ausdrücklich erſt im Jahre 1831 
durch ein poſitives Geſetz aufgehoben und verboten wurde!). So 
exiſtirt wenigſtens im größeren Theile Großbritanniens ein be— 
feſtigter Grundbeſitz im deutſchen Sinne nicht und am wenigſten 
ſteht dem hohen engliſchen Adel und der Pairie die Befugniß zu, 
durch Familienfideikommiſſe den Grundbeſitz für alle Ewigkeit zu 
feſſeln, den Erbgang und die Erbfolge in denſelben, die Zuläſſig— 


1) Nur in Schottland beſtehen dergleichen Fideikommiſſe allerdings noch 
fort und es ſoll ihnen daſelbſt faſt die Hälfte alles Grundeigenthums unter— 
liegen. Vergl. jedoch weiter unten über die Zahl der einzelnen Pachtungen 
und Güter. — In Schottland iſt es aber auch (in der zweiten Hälfte des 
vorigen Jahrhunderts) vorgekommen, daß von einzelnen großen Grund— 
beſitzern zahlreiche kleine Beſitzer und Pächter ausgetrieben, ihre Hütten ab— 
geriſſen und die Fluren zu großen Weiden, beſonders Schaftriften, nieder— 
gelegt wurden. 
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keit oder Unzuläſſigkeit einer Verſchuldung u. ſ. w. ein für allemal 
den zukünftigen Geſchlechtern vorzuſchreiben. Jedenfalls hat in 
ganz England der große Grundbeſitz auch in dieſer Beziehung 
durchaus kein Vorrecht vor dem kleinen oder allerkleinſten. Dagegen 
aber iſt es jedem Grundbeſitzer nach gemeinem engliſchen Rechte 
erlaubt, über die Erbfolge in das Grundeigenthum für die lebende 
Generation und bis zur Großjährigkeit eines im voraus bezeich— 
neten Abkömmlings dieſer letzteren, Subſtitutionen zu treffen, durch 
welche nächſt der Erbfolge in das Grundeigenthum, über deſſen 
Verſchuldung oder Entlaſtung, Veräußerung einzelner Theile, 
Witthum, Ausſtattung und Erbtheil von Geſchwiſtern des Beſitzers, 
Meliorationen u. ſ. w. bindende Feſtſetzungen gemacht werden 
dürfen. Nach Ablauf dieſer Zeit, bei der Großjährigkeit des 
Subſtituten, iſt dieſer alsdann aber wiederum ebenſo frei in Be— 
zug auf Veräußerung, Theilbarkeit, Verſchuldung u. ſ. w. oder 
eine neue Subſtitution in das Grundeigenthum. Auf dieſe Weiſe 
wird von Generation zu Generation für den Grundbeſitz, wie für 
die Familie diejenige Fürſorge ſtets neu getroffen, welche den 
jedesmaligen periodiſch veränderten Bedürfniſſen und Intereſſen 
der Familie, wie den Verhältniſſen und Fortſchritten der bürger— 
lichen Geſellſchaft zuſagt. Nur für den Fall, daß auf keine andere 
Weiſe vom Beſitzer über die Erbfolge in das Grundeigenthum 
verordnet iſt, vererbt daſſelbe auf den älteſten Sohn!) (in der 
Grafſchaft Kent auf alle Söhne zugleich). 

Dieſe Erbfolge und jene auf einer allgemeinen im Volke 
anerkannten Sitte und auf altem Herkommen beruhende Einrich— 
tung bilden jedoch das gemeine und gleiche Recht für alle Klaſſen 
von Grundeigenthümern ohne Rückſicht auf Art und Größe ihres 
Beſitzthums. Vorausſichtlich hätten ſie mithin ebenſo zur Er— 
haltung der kleinen wie der großen Grundbeſitzungen beitragen 
müſſen. Und doch tritt die eigenthümliche Erſcheinung entgegen, 


1) Dieſe geſetzliche Erbfolge tritt aber ſelten ein, weil ſo leicht kein 
Engländer ſein Teſtament zu errichten unterläßt. 
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daß in keinem anderen Lande die kleinen Grundbeſitzungen fo 
maſſenweiſe ſich in große Beſitzthümer durch Aufkauf und Zuſam— 
menſchlagung aufgelöſt haben, wie dies in England geſchehen iſt. 
Wilhelm der Eroberer hatte ganz (Alt-) England an die Führer 
ſeines normanniſchen Heeres in 60215 Ritterlehnen, davon zwar 
28115 an die Kirche, immer aber noch über 30000 an ſeine Va— 
ſallen vertheilt. Zufolge des großen Landregiſters und Reichs— 
grundbuchs vom Jahre 1086 exiſtirten (in Alt-England) außer 
den Vaſallen, damals 33169 kleinere Freiſaſſen und beinahe an 
200000 unfreie Bauern !), ſpäter (1660) nach der Reſtauration 
der Stuarts (zufolge Macaulay) in England und Wales noch 
eine Zahl von 160000 kleinen Grundeigenthümern (Freiſaſſen) 
oder — zufolge einer anderen ſtatiſtiſchen Angabe ſogar noch 
1786, hundert Jahre ſpäter — ungeachtet der inzwiſchen ſchon 
eingetretenen Verminderung, deren noch 250000. Seitdem iſt 
dieſer kleine freie Bauernſtand immer mehr zuſammengeſchmolzen, 
bis 1816 auf 32000), wiederum ſodann bis 1831 auf etwa 72005). 
Jedenfalls iſt es eine bekannte Thatſache, daß die kleinen und 
ganz kleinen Eigenthümer in England mehr und mehr verſchwun— 
den und von den großen Gutsbeſitzern ausgekauft worden find‘). 
Den Wirkungen des ſolchergeſtalt völlig aufgehobenen Gleich— 
gewichts in den engliſchen Grundvertheilungsverhältniſſen wird in— 
deß zum Theil durch die daſelbſt ſeit langer Zeit ſchon beſtehende 
Benutzungs- und Bewirthſchaftungsweiſe von Grund und Boden 


1) Gneiſt — das heutige engliſche Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht. 
I. S. 9. 10. 

2) Vergl. außer Schulz a. a. O. S. 89 und 91 auch Dr. Bruno Hilde⸗ 
brand, Nationalökonomie der Gegenwart und Zukunft. Frankfurt a. M. 
1848. Bd. I. S. 237. 

3) Nach verſchiedenen ſtatiſtiſchen Ermittelungen. 

4) Profeſſor R. H. Rau, Grundſätze der Volkswirthſchaftslehre 6. Aufl. 
I. S. 474. Die Beſitzer der kleinen Güter oder noch ihre Nachkommen ſin⸗ 
ken, ſo weit ſie nicht in den Pächterſtand übergehen, zu bloßen Tagelöhnern 
herab, und ſeitdem hat ſich auch die Lage der ländlichen Feldarbeiter verſchlim— 
mert (ſ. Schulz a. a. O.). 
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begegnet, indem Großgutswirthſchaften in der Weiſe, wie z. B. 
in den öſtlichen Provinzen Preußens, faſt nicht vorkommen, viel— 
mehr die Gutskomplexe in der Regel in beſondere, für ſich be— 
ſtehende kleinere, mittlere oder größere Güter zerfallen und dieſe 
mit wenigen Ausnahmen ſtets verpachtet ſind, ſo daß ſich in die— 
ſen Pächtern wiederum ein ländlicher Mittelſtand hergeſtellt hat. 
Demgemäß befanden ſich 1851 in England und Wales (auf 
2752 Meilen mit 18 Millionen Einwohnern) 223271, und in 
Sottland (mit 1444 Meilen und etwa 2% Millionen Einwoh— 
nern) 56150 beſondere Güter und auf einer Meile in Eng— 
land 181 Landwirthſchaften, darunter 51 unter 100 engl. Acres 
(etwa 158 preuß. Morgen), in Schottland 38, darunter 30 un— 
ter 100 Acres, während dagegen in Irland (auf 1525 E Meilen mit 
6% Millionen Bewohnern) die Zahl der Pachtungen (nicht etwa 
kleiner Eigenthumsbeſitzungen) früher 905015, außer 25789 Per— 
ſonen, welche ihr Land in Gemeinſchaft gepachtet haben und 4431 nicht 
klaſſifizirten, ſomit die Geſammtzahl der Pächter 935235 betrug.!) 

Wenn in England auf der einen Seite Freiheit in der Ver— 
fügung über das Grundeigenthum (Theilbarkeit und Veräußerlich— 
keit) unter Lebenden und von Todes wegen, auf der andern Seite, 
beim Mangel einer ſolchen Verfügung, beſchränkte Inteſtaterbfolge 
in den Grundbeſitz (Erſtgeburtsrecht des älteſten Sohnes) und 


1) Rau S. 461. 474. In England find die kleinen Pachtgüter nach und 
nach in größere zuſammengezogen. Die mittlere Größe eines Pachtguts be— 
trägt dort in den öſtlichen Gegenden, wo der Körnerbau vorherrſcht, 430 Aeres 
(etwa 680 preuß. Morgen), im Mittelland und in den weſtlichen Gegenden 
des Graswuchſes, 220 engliſche Acres (etwa 350 preuß. Morgen). Die eng— 
lichen Pachtgüter enthalten meiſt zwiſchen 150 bis 800 Acres (230 bis 1200 
preuß. Morgen). In neuerer Zeit hat ſich in Irland, infolge zahlreicher 
Auswanderungen, auch wirthſchaftlicher Veränderungen, nach den amtlichen 
Tabellen von 1855 die Zahl der Wirthſchaften ſchon vor 1851 und wiederum 
ſeitdem erheblich vermindert und beſtanden 1855 deren a) unter einem Acre 38165, 
b) von 1 — 5 Aeres 80976, c) von 5 — 30 Aeres 316780, d) von 30 — 
100 Acres 123333, e) bis 200 Acres 21026, f) bis 500 Aeres 8176, g) über 
500 Acres 1040, mithin zuſammen nicht mehr als 600000. Die Vermin— 
derung traf am meiſten die ganz kleinen Pachtungen. 
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dabei das oben beſchriebene Subſtitutionsſyſtem nach Rechts— 
gewohnheit und gemeinem Rechte ganz allgemein gelten, dabei aber 
ſo wenig jene Freiheit zu einer Auflöſung der Grundbeſitzungen 
in Staubtheile, noch dieſe Erbfolge nebſt dem Subſtitutionsſyſtem 
zur Erhaltung der alten Freiſaſſengüter und eines mittleren kräf— 
tigen Bauernſtandes geſührt hat, ſo leuchtet ein, daß die Urſachen, 
welche in England ſo abnorme Vertheilungsverhältniſſe in Bezug 
auf das Grundeigenthum bewirkt haben, außerhalb des Bereichs, 
aber auch außerhalb der Macht und des Wirkungskreiſes der Ge— 
ſetzgebung lagen. 

Dieſe Urſachen ſind vor allen Dingen in der ſeit der zwei— 
ten Hälfte des vorigen Jahrhunderts eingetretenen Umwandlung 
äußerer und innerer Lebensverhältniſſe der engliſchen Nation zu 
ſuchen, mit denen ein geſundes und kräftiges Volk, wie das eng— 
liſche, welches nicht „der traurigen Hingebung zu dem bequemen, 
aber höchſt ungermaniſchen Prinzip, die Sorge für alles Gemein— 
nützige der Regierung zu überlaſſen“ “), huldigt, feine Regierung 
oder Geſetzgeber zu experimentiren nicht geſtattet, deren bevor— 
mundende, von oben her leitende Regulirung eine einſichtsvolle, 
der Grenzen ihres effektiven und dauernden Einfluſſes bewußte 
Regierung oder Geſetzgebung auch nicht erſt unternimmt. Es la— 
gen jene Urſachen in der Richtung der Volksthätigkeit auf Fabri— 
kation, Gewerbe und Handel und in der dadurch hervorgerufenen, 
ſo raſch und mächtig aufblühenden Fabrikinduſtrie und Manufak— 
tur, in Verbindung mit dem außerordentlich geſtiegenen Reichthum 
der höheren Klaſſen und der konzentrirenden Macht des Kapitals, 
wobei einzelne Regierungsmaßregeln und Geſetze, unter andern 
die Armentaxe und die Kornbill mitwirkten, wodurch der große 
Grundbeſitz ein Uebergewicht über den kleinen erhielt. Die zur 
möglichſten Arbeitserſparung auch in der Landwirthſchaft verbrei— 
tete Anwendung von Maſchinen ging damit Hand in Hand?). 


1) Worte und deutſcher Gedanke Sr. Hoheit des Herzogs von Coburg— 
Gotha bei der 19ten Verſammlung deutſcher Land- und Forſtwirthe. 
2) Obwohl die Maſchinen weder die Zahl noch die Löhne der Arbeiter 
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So befeſtigte ſich der Zuſtand des geſtörten Gleichgewichts in 
den Grundvertheilungsverhälniſſen mehr und mehr. Mit Aus- 
nahme von Irland nimmt die beim Ackerbau beſchäftigte Bevöl— 
kerung fortſchreitend ab!). Indem (nach Porter's Progreß 
of the nations) dieſelbe in England 1811 noch 34, 1821 
nur 33, ſodann aber 1831 nur noch 27% pCt., in Schott⸗ 
land 1831 30,10 und 1841 27,88, in ganz Großbrittanien zu— 
ſammen, 1831 31,1 und 1841 nur noch 25,93 pCt. der Ein⸗ 
wohner betrug, war ſie bis dahin in Irland und zwar ſeit 1831 
von 65,7 auf 66,2 geſtiegen und erſt im Laufe dieſes Jahrzehnts 
hat ſich daſelbſt die Zahl der Pachtungen (in Folge Auswande— 
rungen u. ſ. w.) erheblich vermindert (ſ. oben S. 63 Anm. 1.). 


Ein abweichendes Geſetz in der Bewegung des Grundbeſitzes 
und ſeiner Vertheilung ſchien ſich in Frankreich geltend zu 
machen. Gewöhnlich wird Frankreich als warnendes Beiſpiel 


vermindern; ſ. das dem internationalen Wohlthätigkeitskongreß zu Brüſſel 1856 
überreichte Memoir von M. Edwin Chadwick: „über die Zukunft des Ader- 
baus und die Landbauarbeiter.“ Th. II. S. 185 ff. Nr. XXIII. im congres 
international de Bienfaisance. Bruxelles 1857. 

1) Im allgemeinen wiederholt ſich dieſe Erſcheinung auch in anderen 
Staaten, in welchen ſich neben Ackerbau ſucceſſive Fabrikinduſtrie und um— 
fangreichere Gewerbe einfinden und heben. In Bezug auf die Provinz Preu— 
ßen ſ. den Aufſatz des Profeſſor Schubert im Archiv für Landeskunde Bd. 4. 
Ates — 1856 — Quartal S. 258 und für den ganzen preuß. Staat die 
Tabellen des ſtatiſtiſchen Bureau's pro 1849 und 1852. Bd. V. S. 1053. 
In Preußen gehören der ländlichen Beſchäftigung jetzt nicht mehr /, ſon— 
dern etwa nur noch 5/8, höchſtens is an, und es wächſt dieſe Klaſſe der Be— 
völkerung nicht in gleichem Grade und Verhältniß, wie diejenige, welche ſich 
den Fabriken, Gewerben und anderen Beſchäftigungen widmet. Auch vermindert 
ſich beſonders die Zahl der ländlichen Dienſtboten. ſ. daſelbſt S. 1076 u. 1078. 
Nach den neueſten Augaben der engliſchen Statiſtik (vgl. den preuß. Staats— 
anzeiger v. 31. Dezember 1857) macht in England und Wales die Ackerbau— 
bevölkerung nur den achten Theil der Geſammtbevölkerung aus; die Zahl 
der Landwirthe beträgt danach 1.576081, und unter anderen die Zahl der 
Mechaniker ein Drittel der Ackerbaubevölkerung. 

Lette, Vertheilung. 5 
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gegen die Theilbarkeit des Grundbeſitzes aufgeſtellt und als ein 
Schreckbild ihrer Folgen benutzt. Stehen deſſen Grundverthei— 
lungsverhältniſſe mit denen Englands auch im ſcharfen Gegenſatz, 
ſo haben auf dieſelben doch zugleich viel weiter zurückgehende 
Urſachen und tiefer liegende geſellſchaftliche Verhältniſſe eingewirkt, 
als etwa die Geſetzgebung der Revolutionszeit. „Die Theilung 
des Grundeigenthums iſt (wie Prof. Wolowski ſagte)!) gewiſſer⸗ 
maßen eine Wirkung des franzöſiſchen Charakters und Geiſtes; 
ſie iſt der Revolution vorausgegangen; ſie beſtand meiſt lange vor 
derſelben, ſie bildet einen Theil der Landesverfaſſung Frankreichs.“ 

Denn auch eine noch ſo gewaltſame Umwälzung iſt nirgends 
und war auch in Frankreich nicht im Stande, die Kontinuität der 
Geſchichte und inneren Entwickelung der Völker völlig zu zerreißen 
und ihre auf dieſem Boden erwachſenen Lebensformen, ihren Cha— 
rakter, ihre Sitten, wie ihre Erwerbsverhältniſſe durchaus um— 
zuſchaffen. Dies hat unter anderem auch Toqueville im „ancien 
regime“ für Frankreich noch neuerlich nachgewieſen. 

Wohl befanden ſich zur Zeit der älteren Agrarzuſtände vor 
der Revolution über zwei Drittel des franzöſiſchen Bodens im 
Eigenthum großer Gutsherrn, theils des Adels, der Kirchen und Klö— 
ſter, theils der Magiſtraturen, auch ſchon von Kapitaliſten. Dieſer 
Landbeſitz wurde jedoch von ihnen, wenigſtens in den ſüdlichen 
und weſtlichen Theilen, den Ländern des droit éerit — des römiſchen 
Rechts — nicht ſelbſt bewirthſchaftet, ſondern wiederum (ähnlich 
wie in Irland) in kleine Pachtſtücke zerlegt, an die durch die man⸗ 
nichfaltigſten Staats-, Kommunal- und gutsherrlichen Laſten nieder- 
gedrückten, von gutsherrlichen und fiskaliſchen Agenten und Gene— 
ralpächtern ausgeſogenen Bauern auf ſogenannte Halbpacht — meiſt 
gegen die Hälfte des Rohertrages — ausgethan, und noch gegen— 
wärtig bilden dergleichen Halbpächter dort überwiegend die Klaſſe 
der Landwirthſchaft treibenden Bevölkerung:). Im Hinblick auf ſolche 

1) S. den Vortrag auf dem internationalen Wohlthätigkeitskongreß zu Brüſſel 


von 1856 im I1ſten Theil der 1857 erſchienenen Verhandlungen deſſelben S. 206. 
2) Siehe S. 68. Anm. 3. 
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Agrarzuſtände — eine Verbindung des Großbeſitzes mit der Halb- 
pacht-Kultur — werden Sachkundige dem übereinſtimmenden Zeug— 
niß aller ausgezeichneten franzöſiſchen Staatswirthe beitreten, daß 
eine Zerſtückelung der auf ſolche Weiſe verpachteten großen Grund— 
beſitzungen und Wirthſchaftskomplexe durch den Uebergang der 
einzelnen Parzellen in das Eigenthum und die freie Benutzung 
kleiner Beſitzer eine große Wohlthat iſt. 

Von der Zertheilung des franzöſiſchen Bodens in einzelne 
kleine Beſitzungen gewinnt man aber auch kein richtiges Bild, wenn 
man darüber nur die Steuerkataſter befragt. In dieſen ſind die 
einzelnen Stücke ſelbſt örtlich geſchloſſener Güter, je nach ihrer 
verſchiedenen Kulturart und Beſchaffenheit, ihrer Begrenzung durch 
Wege, Bäche u. ſ. w., ſodann wiederum auch die einzelnen, aus 
anderen Beſitzthümern erworbenen Parzellen, gleichwie die Ge— 
bäude, unter beſonderen Nummern eingetragen. Daher erſchei— 
nen ſelbſt örtlich geſchloſſene Gutskomplexe derſelben Eigenthümer 
von hundert oder einigen hundert Morgen oft in hundert oder 
gar in mehrere hundert Parzellen aufgelöſt, während dieſelben in 
der Wirklichkeit aus bei weitem weniger örtlich zuſammenliegenden 
Grundſtücken beſtehen. Beſonders trägt jedoch zur Vermehrung 
der Kataſternummern die wachſende Zahl der im Kataſter beſon— 
ders verzeichneten neuen Gebäude ſehr erheblich bei. Denn wäh— 
rend die Anzahl der cotes foncières (der Grundbeſitzungen oder 
Inbegriffe von Parzellen, welche in einem und demſelben Steuer— 
bezirk demſelben Eigenthümer zugehören) innerhalb eines 40 jäh— 
rigen Zeitraums von 1815 bis 1855 von 10,083731 auf 12,822738 
(beim Anwachſen der Bevölkerung von 29,152743 auf 36,039364 
Einwohner), ſodann die Zahl der einzelnen Parzellen von 1821 
bis 1851, von 126 auf 127 Millionen geſtiegen iſt, betraf dieſe 
Steigerung nur die Wohngebäude und andere bebaute Plätze, jo 
wie die mit den Häuſern in unmittelbarer Verbindung ſtehenden 
Grundſtücke, indem dieſe beiden Arten von Grundſtücken ſich in 
dem Zeiraum von 1821 bis 1851 von 23,019000 auf 26,523000, 
alſo um 3,504000 vermehrten, dagegen die Anzahl der zum Acker— 


5 * 
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bau benutzten Parzellen in der Wirklichkeit ſogar vermindert hatte, 
nämlich von 102,981000 auf 100, 477000, alſo um 2,504000 
(um 2, PCt.) herabgegangen war.!) Wäre die Angabe der 
Berliner Revue richtig ), „daß die urbare Fläche Frankreichs 
von 97,915000 Morgen Ackerland in 123,000000 Parzellen, zu 
30 pCt. durch Pächter und zu 50 PCt. durch ſolche Halbpächter 
bewirthſchaftet werde, welche die Hälfte des Bruttoertrages an 
den Eigenthümer abzugeben haben“), jo würde aus dieſer An— 
gabe vielmehr folgen, daß 80 PCt. des franzöſiſchen Bodens eben 
nicht im kleinen Grundbeſitz, von kleinen Eigenthümern, ſon— 
dern vielmehr von größeren Grundbeſitzern (Kapitaliſten oder 
Grundrentnern) beſeſſen werden. 

Allerdings iſt es notoriſch, daß das Grundeigenthum in 
Frankreich ſehr vertheilt iſt. Man zählt in dieſem 9744 OMei⸗ 


1) Vergl. hierüber unter anderem den Aufſatz von Schueer: „die Dis— 
membrationsfrage ꝛc.“ im Archiv der politiſchen Oekonomie- und Polizei⸗ 
wiſſenſchaften von Rau und Hannſen, neue Folge Bd. III. H. 1. S. 29 ff.; 
ferner die Abhandlung des Landraths Simons in der Zeitſchrift des land— 
wirthſchaftlichen Vereins für Rheinpreußen. 1854. S. 300; desgl. Wolowski, 
Congres international de Bienfaisance de Bruxelles. 1857. I. S. 209 
und Revue des deux mondes. 27. année. II. periode. T. X. S. 662 ff. 
— So hat auch z. B., wie dem Verfaſſer bekannt ift, ein Gut anı preufi- 
ſchen Niederrhein von 730 Morgen 108 Kataſterparzellen, wobei jedoch in 
Wirklichkeit etwa 600 Morgen ein zuſammenhängendes Beſitzthum bilden 
und nur der übrige Theil aus vereinzelten Stücken, aber doch von 40, 30 
reſp. 10 Morgen beſteht. 

2) Vergl. den Separatabdruck aus derſelben: „Die freie Agrarverfaſſung 
nach Peter Reichenſperger“ S. 29. Uebrigens beträgt das Territorium 
Frankreichs (außer den Kolonien) 53,000000 Hektaren (etwa 206,000000 
preuß. Morgen); ſ. Wolowski a. a. O. u. Dieterici, Mitth. des ſtatiſt. Bu⸗ 
reau's in Berlin, Jahrg. 6. S. 242. Danach genauer 52,780703 Hektaren 
(eine Hektare — 3,9 preuß. Morgen). 

3) In Frankreich fängt nämlich dieſe Halbpacht im Süden der Loire an. 
Von dem dort angebauten Lande (18 Millionen Hektaren, etwa 70 Millionen 
preuß. Morgen) ſollen (nach Quesnay) ¼ in großen Gütern mit Pferden 
meiſt in Zeitpacht, in kleinen Gütern mit Ochſen, in Halbpacht liegen. 
Vergleiche Rau, Grundſätze der Volkswirthſchaftslehre. 6. A. I. S. 377. 
S. 479 und 480. 
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len enthaltenden Lande 7,846000 Familien, welche Grund und 
Boden beſitzen, — bei 12,822738 Grundbeſitzungen (cotes fon— 
eieres) — fo daß die Zahl der ländlichen Grundbeſitzer mit Hin— 
zurechnung ihrer Familien offenbar die Hälfte der Bevölkerung 
Frankreichs weit überfteigt ), während in Preußen auf 5083 
Meilen 1,965462 große, mittlere und kleine Beſitzungen und dabei 
nur 902801 Eigenthümer, welche 88,000000 preuß. Morgen zu— 
ſammen beſitzen, gezählt find ). So weit es vor der franzöſiſchen 
Revolution die Latifundien im Beſitz des Staats, des Adels oder 
der todten Hand zuließen, ſo weit nämlich freies Eigenthum be— 
ſtand, iſt deſſen Zertheilung in Frankreich uralt, und war aller— 
dings die römiſch-rechtliche Gleichtheilung unter den Erben von 
älteſter Zeit her Sitte und Recht, insbefondere im ſüdlichen und 
weſtlichen Theile, — den Ländern des droit éerit ?). Arthur 


1) Wolowski im Congres international ete. S. 209 a. a. O. Die 
ländliche Bevölkerung Frankreichs beträgt etwa / aller Einwohner, ein Ver— 
hältniß, welches in England und Wales nur in wenigen Grafſchaften vor— 
kommt, wo nach den neueſten ſtatiſtiſchen Angaben die Landbaubevölkerung 
nur den achten Theil im ganzen bilden ſoll und ſelbſt in Preußen nicht 
mehr erreicht wird. Dieterici, Mittheilungen des ſtatiſtiſchen Bureau's, Jahrg. 
6. S. 171 in Verbindung mit den ſtatiſtiſchen Tabellen von 1849 und 1852. 

2) Mit 3,643869 Familienangehörigen, 927565 Dienſtboten und 835563 
Handarbeitern, zuſammen 6,309798, ſodann mit Hinzurechnung der Per— 
ſonen, die ſich vom Landbau als Nebengewerbe ernähren, einſchließlich ihrer 
Familien, Geſinde und Tagelöhner, zuſammen 2, 239823, insgeſammt alſo 
8,549621, welche Zahl ſogar nur die Hälfte der Einwohner des preußiſchen 
Staats beträgt. Statiſt. Tabellen Bd. V. S. 1058 u. 1059. 

3) Doch bemerkt zur Begegnung der verkehrten Vorſtellungen von der 
übertriebenen Zertheilung und Geringfügigkeit aller Grundbeſitzungen Frank— 
reichs Wolowski a. a. O., daß, wenn es 3,000000 Eigenthümer giebt, welche 
keine Perſonalſteuer, und 600000, welche an Prinzipalgrundſteuer nicht über 
5 Francs zahlten, ja ſelbſt, wenn dazu alle 3 Millionen gerechnet würden 
und man annähme, daß ein Jeder davon durchſchnittlich ein Drittel Hektare 
beſitzt, dieſes Beſitzquantum der kleinen Eigenthümer gegenüber den 53,000000 
Hektaren des franzöſiſchen Bodens zu einem Minimum zuſammenſchrumpfe. 
Die Hektare aber iſt durchſchnittlich mit 3 Franes beſteuert; es repräſentiren 
alſo 3 Franes Grundſteuer immer noch einen Beſitz von 39/10 preuß. Mor— 


20. , 
Young fand bereits vor 1789 viele ſehr kleine Grundbeſitzungen 
vor. Die Parzellirung ging ſchon damals hier und dort bis zur 
Theilung eines Platzes herab, auf dem eben nur ein Obſtbaum 
ſtand. Auf die Zerſtückelung aber von einzelnen Acker-, Wieſen⸗, 
Weinbergs- und Garten-Parzellen wirkt überdies die vielfach ver— 
breitete (jedoch nicht durch die Beſtimmungen des franzöſiſchen 
Geſetzbuchs !) begünſtigte) Gewohnheit der Naturaltheilung der 
verſchiedenen einzelnen Grundſtücke einer Erbmaſſe unter die ein— 
zelnen Erben erheblich ein ?). Es ſteht ferner mit der Grund— 
vertheilung in Frankreich die Thatſache im Zuſammenhange, daß 
der Franzoſe, wie die verhältnißmäßig wenig zahlreichen Aus— 
wanderungen bezeugen, feſter als der Engländer und Deutſche an 
ſeinem Boden hängt. 

Dabei iſt ein anderer, auf die Zerſplitterung des Bodens 
einwirkender Umſtand nicht zu überſehen. Während die Legis— 
latur von 1789 die Freiheit des franzöſiſchen Bodens dekretirte 
und ſpätere Geſetze, ſo das auch in der preußiſchen Rheinprovinz 
geltende ſogenannte Ruralgeſetz vom 28. September und 6. DE 
tober 1791, die Aufhebung namentlich der Stoppel- und Koppel⸗ 
weidegerechtigkeit der anderen Gemeinheitsgenoſſen, theils durch 
Einſchließung der zu befreienden Grundſtücke mittelſt Gräben, 
Zäune u. ſ. w. unter verhältnißmäßiger Beſchränkung des eige— 
nen Weideviehs auf den gemeinſchaftlichen Hütungsflächen, theils 
nur gegen Rente geſtattete, verſäumte die franzöſiſche Geſetzgebung, 


gen. In dieſen kleinen Eigenthümern Frankreichs beſteht großentheils der 
Arbeiterſtand der in England und andern kontinentalen Ländern grundbeſitz— 
loſen Tagelöhner. 

1) Art. 832. 833 Code civil: „Dans la formation et composition 
des lots on doit éviter, autant que possible, de morceler les heri- 
tages et de diviser les exploitations.” 

2) Doch giebt es jelbft in Frankreich Gegenden, wo (wie z. B. im De⸗ 
partement Puy de Döme) Uebertrags- und antizipirte Erbtheilungsverträge 
nebſt Ungetheiltheit der Höfe von Alters her Sitte und im Gebrauch geblie— 
ben ſind, gleichwie im belgiſchen Flandern und in vielen Gegenden des ſüd— 
lichen Deutſchlands. Rau a. a. O. S. 474. Schwerz, landw. Mitth. I. 
S. 185. Tübinger Zeitſchrift 10. S. 144. 9. S. 197. 
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bei der Ablöſung der die Kultur wie die freie unbeſchränkte Be— 
nutzung des Grundeigenthums hemmenden Servituten (auf Weide, 
Holz und ähnlicher) gleichzeitig wegen der zweckmäßigen Um— 
und Zuſammenlegung der zerſtreut und vermengt durcheinander 
liegenden Feldſtücke derſelben Feldmarks- und Gemeinheitsgenoſſen, 
beziehungsweiſe deſſelben Eigenthümers oder Beſitzthums, Ver— 
fügung zu treffen!). Die franzöſiſche Servitutablöſungs-Geſetz— 
gebung blieb deshalb unvollendet und mangelhaft, indem ſie das 
Prinzip der Herſtellung eines freien, der eigenen und unbeſchränk— 
ten Kultur und Bodenbenutzung vollſtändig zugänglichen Grund— 
eigenthums nicht ganz durchführte; ſie wandelte nur einen Theil 
der älteren Agrareinrichtung um, indem ſie nämlich nur die aus 
ihr entſprungenen kulturhemmenden Servitute und Nutzungs— 
gemeinſchaften abſchaffte, hingegen die ebenfalls aus jener frühe— 
ren Agrareinrichtung — aus der althergebrachten Feldereinthei— 
lung und Gemeinheitswirthſchaft — auf die Gegenwart vererbte 
Zerſtückelung und vermengte Lage der einzelnen Parzellen deſſel— 
ben Grundeigenthümers oder Beſitzthums unangetaſtet fortbeſtehen 
ließ; dadurch aber wurde zugleich der Sinn und Anreiz für die 
Arrondirung der Grundbeſitzungen geſchwächt und die ſchädliche 
Auftheilung aller einzelnen Stücke bei Erbtheilungen eher begün— 
ſtigt; denn ohnehin waren die Beſitzer nach wie vor durch den 
Mangel paſſender Zugänge, durch die geringe Breite oder un— 
wirthſchaftliche Form der Feldſtücke in deren Kulturart, Beſtellung 
und Bewirthſchaftung nicht ſelten gehemmt oder doch beſchränkt.?) 


) Wie es dagegen die preußiſche Gemeinheitstheilungsordnung vom 
7. Juni 1821 bei Aufhebung der kulturſchädlichen Dienſtbarkeiten (auf Weide, 
Mitgenuß des Holzes, der Streu und des Plaggenhiebes), gleichviel, ob dieſe 
Grundberechtigungen und Nutzungsbefugniſſe auf einem gemeinſchaftlichen, 
einem Mit- oder Geſammteigenthum oder auf ein- oder gegenſeitigen Ser— 
vituten beruhen, ebenſo ſpätere, in Nachfolge dieſer preußiſchen Geſetzgebung 
ergangene, zum Theil auch ſchon ältere Servitutablöſungs- und reſp. Ver— 
koppelungsgeſetze in verſchiedenen deutſchen Staaten gethan haben. 

2) Vergl. Rotteck und Welcker, Staatslexikon 3. Aufl. von 1856. Hft. 5. 
S. 342 unter dem Wort „Agrarverfaſſung und Agrargeſetzgebung“ und den 
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So wenig aber das Grundvertheilungsverhältniß Frankreichs 
im allgemeinen als Wirkung der Revolution anzuſehen iſt, eben— 
ſowenig hat die freie Agrarverfaſſung, die Aufhebung der Lehne 
und Fideikommiſſe, der Frohnden und anderen bäuerlichen Real— 
laſten, der Zehnten und Servituten u. |. w. einerſeits, wie die 
Theilbarkeit der Grundſtücke nebſt der Abſchaffung von Subſtitu— 
tionen und beſchränkter Erbfolge andererſeits, im ganzen und 
großen eine noch ausgedehntere und dabei ſchädliche Zerſtückelung 
im Gefolge gehabt. Vielmehr hat dieſe ſeit 1789 vollſtändig 
hergeſtellte Freiheit in der Verfügung über das Eigenthum an 
Grund und Boden die Grumdvertheilungsverhältniſſe erheblich 
verbeſſert. Denn im Gegentheil beſtand ) eine Hauptwirkung 
dieſer freien Agrarverfaſſung darin, daß in Frankreich der kleinen 
Kultur ſeit der Revolution ungefähr 23 Millionen preuß. Mor- 
gen entzogen ſind (und beinahe ebenſoviel der Wüſte, ohne daß 
ſich dabei der Umfang des durch Pächter genutzten Areals vor 
und nach der Revolution erheblich verändert hat), daß außerdem 
aber die Beſitzungen ſolcher wohlhabenden Eigenthümer, welche 
ihre Güter ſelbſt bewirthſchaften, ſich bedeutend vermehrt haben, 
und daß namentlich eine vor der Revolution faſt ganz fehlende 
Klaſſe mittlerer Eigenthümer entſtanden iſt, welche im allgemei— 
nen wohlhabend, als wirkliche Bauern von ihrem Grundbeſitz 
leben. Nach dem Berichte des Geſchichtſchreibers der Revolu— 
tionszeit (v. Sybel) beſitzt, wenn gegenwärtig die ländlichen Eigen— 
thümer Frankreichs in drei Maſſen, in große, mittlere und kleine 
zerfallen, eine jede derſelben etwa den dritten Theil des ertrags— 
fähigen Landes, die letzte Klaſſe ungefähr nur zu demſelben Ver— 


oben erwähnten Aufſatz: „Die Zuſammenlegung (Verkoppelung, Konſolida⸗ 
tion, Kommaſſation, auch Arrondirung) der Grundſtücke“ in dem 2ten Theil 
des von Dr. Arenſtein und Schneitler bei Fr. Duncker herausgegebenen land— 
wirthſchaftlichen Hülfs- und Schreibkalenders pro 1858. Jahrgang 11. 
S. 59 und 93. 

1) Nach v. Sybel's Zeugniß in deſſen Geſchichte der Revolutionszeit 
von 1789 bis 1795; ſ. unter anderem die Einleitung S. X XXIV. 


hältniß, wie vor der Revolution und faſt ungeändert wie 1815 
und 1831. Zufolge franzöſiſcher Autoritäten ) ſollten etwa 
3,500000 Beſitzungen, welche die Hälfte des tragbaren Grundes 
und Bodens einnehmen, durchſchnittlich 6 Hektaren (23 preuß. 
Morgen), 350000, welche die Hälfte des Ueberreſtes in ſich faſ— 
ſen, eine Durchſchnittsgröße von 30 Hektaren (etwa 99 preuß. 
Morgen), und 90000 große Güter, das letzte Viertel des Bo— 
dens, jedes dieſer Güter wenigſtens 120 Hektaren = 468 preuß. 
Morgen enthalten. 

Wer nicht ein Ideal der Vertheilung des Grundeigenthums 
in den Zuſtänden erblickt, wie ſie vor der Revolution in Frank— 
reich, zumal in den ſüdlichen und weſtlichen Theilen des Landes, 
obwalteten und noch jetzt in Irland beſtehen, bei denen der Groß— 
gutsbeſitzer oder vielmehr der große Grundrentner, im ausſchließ— 
lichen Beſitz der Wohlthaten, der gegenwärtigen wie der zukünf— 
tigen Vortheile des Grundeigenthums, ohne eigene Arbeit und 
Anſtrengung vom Schweiße und der Arbeit des kleinen Pächters 
im Wohlſtande lebt und ſeinerſeits reicher wird, während ein 
ſolcher Parzellenpächter und der kleine Mann mehr und mehr 
verarmt, wird, anſtatt in die wiederum zum Modeton gehörigen 
Anklagen der Theilbarkeit und Freiheit des Grundeigenthums mit 
einzuſtimmen und die gehaltloſen Deklamationen über die Auflöſung 
des Grundes und Bodens in Staubtheile, über die Verarmung 
der Nation, die Uebervölkerung, den Untergang eines kräftigen 
Bauernſtandes und wie ſonſt dergleichen bequeme Formeln und 
Schlagworte heißen, nachzuſprechen, vielmehr an der hiſtoriſchen 
Entwickelung grade der Grundeigenthumsverhältniſſe in Frank— 
reich lernen, daß ſich nur erſt vermöge ihrer vollkommenen Frei— 
heit, mithin auch vermöge der Theilbarkeit des Grundes und Bo— 
dens und der rechtlichen Möglichkeit einer Erwerbung von Eigen— 
thum an demſelben, die dem Genius wie dem Wohle der Völker 


) Vergl. den oben angeführten Aufſatz von Schneer: „Die Dismem— 
brationsfrage“, im Archiv von Rau und Hanſſen, neue Folge Bd. 3. Hft. 1. 
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entſprechendſten Formen und Größen der Grundbeſitzthümer all— 
mälig herausbilden. Gegen eine Kommaſſation von Latifundien, 
wie ſie den Verfall der heidniſchen Staaten der alten Welt vor— 
bereitete und ankündigte, wird die neue chriſtliche Welt durch die 
volle, überall zur That werdende Anerkennung der Freiheit nicht 
blos des Eigenthums, ſondern auch der Perſon, bewahrt bleiben. 
Auch in Frankreich iſt ſeit vierzig Jahren die Bewegung in 
den Grundvertheilungsverhältniſſen nicht auf Verkleinerung, ſon— 
dern im Gegentheil auf Erweiterung und Agglomeration der ein— 
zelnen Grundbeſitzungen gerichtet geweſen. Die ſtatiſtiſchen Ar— 
beiten von Hippolyte Paſſy über die Zeit von 1835 — 1842 
weiſen nach, daß die Zahl der cotes foncières über 10 Franes 
Grundſteuer bis 1000 Francs und mehr in fortſchreitenden Pro— 
zenten zugenommen hat. !) 


Im Anſchluß an dieſe Darſtellung der Grundvertheilungs— 
verhältuiſſe, wie ſie ſehr abweichend einerſeits in England und 
andererſeits in Frankreich geſtaltet ſind, ſind nun aber die Wechſel— 
beziehungen dieſer unterſchiedenen Formen der Bodenvertheilung 
mit den geſellſchaftlichen Zuſtänden und Erwerbsverhältniſſen und 
ihr Einfluß auf die Lage der anderen, nicht grundbeſitzenden 
Volksklaſſen ins Auge zu faſſen. Wenn die Sympathien der 
Großgutsbeſitzer und rationellen Landwirthe im ausſchließlichen 
Hinblick auf die engliſche Landwirthſchaft dem engliſchen Grund— 
vertheilungsverhältniß einen unbedingten Vorzug zu geben pflegen, 
ſo werden Staatsmänner und müſſen Geſetzgeber einen allgemei— 
neren Standpunkt der Beurtheilung einnehmen; ſie haben ſich 
dabei die Zuſtände und die Wohlfahrt aller Volksklaſſen zu ver— 
gegenwärtigen. Allerdings „begegnen bei dem engliſchen Grund— 
vertheilungsverhältniß meiſt nur ſolide Wirthſchaften, Fülle und 


1) Revue des deux mondes T. X. S. 655 und Dictionnaire d'Eco— 
nomie politique. 
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Wohlhabenheit dem Auge“ !), nicht fo knappe, öfters armſelige 
Zuſtände, wie ſie häufiger in Frankreich, auch in einigen Theilen 
Deutſchlands bei den kleinen freien Grundbeſitzungen und deren 
Eigenthümern vorkommen. Man trifft freilich in England keine 
Noth unter einer ſolchen Klaſſe von kleinen Grundeigenthümern 
an; man kann daher dort auch nicht, wie es bei uns geſchieht, 
die Parzellirung und den Kleinbeſitz als die Urſache von Armuth 
und Noth der kleinen Leute anklagen. Dies aber aus dem Grunde 
nicht, weil gegenwärtig, nach der Entwickelung des engliſchen 
Grundvertheilungsverhältniſſes, eine ſolche Volksklaſſe kleiner 
Grundeigenthümer in England kaum mehr vorhanden iſt. Da— 
gegen aber hat ſich ſeitdem daſelbſt auch die Lage des ländlichen 
Arbeiters im allgemeinen verſchlechtert. Es entzieht ſich ihm jede 
Gelegenheit, erſparte und erworbene kleine Kapitalien im Grund— 
beſitz anzulegen, wie es in Frankreich ſo allgemein geſchieht. Der 
engliſche Arbeiter kann ſich nicht durch Gründung eines eigenen 
Heerdes auf eigenem Grundbeſitz eine ſelbſtſtändige Exiſtenz ver— 
ſchaffen. Daſſelbe findet bei dem Fabrikarbeiter und kleinen 
Handwerker ſtatt, während die Lage nicht weniger Mitglieder 
dieſer Volksklaſſen z. B. in den Bergwerks- und Induſtriediſtrik— 
ten der Provinz Weſtphalen, wie der deutſchen Rheinlande (nach 
den übereinſtimmenden Zeugniſſen der Landeskundigen), dadurch 
eine ſo befriedigende wird, daß es ihnen möglich gemacht iſt, ein 
kleines Grundſtück zu erwerben und auf demſelben mit Hülfe von 
Frau und Kindern ihren Bedarf an Gemüſe zu erbauen, auch 
wohl eine Kuh oder Ziege zu halten, in Folge deſſen ſie um ſo 
eher im Stande ſind, die für den Arbeiter nicht weniger ungün— 
ſtigen Konjunkturen ſtockenden Betriebes und Abſatzes, bei periodi— 
ſchem Stillſtand der Fabriken, eine Zeit lang zu überdauern. 
Der Zuſtand der Grundvertheilung in England iſt nur dadurch 
und ſo lange mit dem Wohl aller anderen und namentlich der 
beſitzloſen Klaſſen der Nation vereinbar, als Fabrikinduſtrie und 


) ſ. Schulze, national⸗ökonomiſche Bilder aus Englands Volksleben. 


76 


Manufakturen durch Beherrſchung des Weltmarktes für ihre die 
innere Konſumtion überſteigende Produktion Abſatzwege und Märkte, 
und demgemäß die maſſenhaft vom Lande und vom kleinen Grund— 
eigenthum in die Städte und zur Fabrik- und Gewerbsinduſtrie 
gedrängten Arbeiter durch dieſe letztere entſprechenden Verdienſt 
und Lebensunterhalt finden. Dabei fällt für England (noch jetzt 
im Gegenſatz zu verſchiedenen deutſchen Staaten) ins Gewicht, 
daß ſein abnormes (gleichwohl aus der Eigenthumsfreiheit er— 
wachſenes) Grundvertheilungsverhältniß durch die freie Bewegung 
im Gewerbsweſen, durch die Abweſenheit aller Monopole, von 
Zunftzwang und geſchloſſenen Innungen, wie von Realgewerbs— 
berechtigungen, bedingt und nur möglich geworden iſt. Denn 
wenigſtens im Gewerbsweſen können die vom Landbau und Grund— 
eigenthum abgedrängten kleinen Leute eine freiere, ſelbſtſtändigere 
Exiſtenz gewinnen. Jedoch wird auch bereits in England der 
Uebelſtand ſeines faſt ausſchließlichen Großbeſitzes von Männern 
aller, auch der höchſten Stände und größten Grundbeſitzer, an— 
erkaunt. Man hält es deshalb für eine der wichtigſten Aufgaben 
in politiſch-ſozialer Beziehung, allmälig wiederum einen ſelbſt— 
ſtändigen Stand von kleinen Grundbeſitzern zu ſchaffen, zu wel— 
chem Zweck ſeit einiger Zeit Geſellſchaften, und ſchon mit ſicht— 
barem Erfolg, gebildet ſind, welche Grundſtücke aufkaufen und 
ſie unter günſtigen Zahlungsbedingungen an kleinere Leute als 
Eigenthum überlaſſen. 

Es iſt aber hauptſächlich ein Ergebniß dieſer Grundverthei— 
lungsverhältniſſe, daß die Armentaxen zum großen Theil als eine 
Ergänzung des Tagelohns und Lebensunterhalts der ländlichen 
Arbeiter angeſehen und verwendet werden, und naturgemäß un— 
mittelbar oder mittelbar vorzugsweiſe das große Grundeigenthum 
treffen und daß ſie, wenigſtens bis zur neueſten engliſchen Armen— 
geſetzgebung des Jahres 1834 (infolge deren gleichzeitig die zu 
kleinen Armen- und Gemeinde-Bezirke zu größeren, zu Sammt— 
Gemeinden erweitert ſind), fortſchreitend zu einer ſolchen Höhe 
geſtiegen waren, daß in manchen Armenbezirken um die geringſten 
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Angebote keine Pächter mehr zu erlangen geweſen, welche neben 
der Pacht die Armentaxen mit übernehmen wollten; in einer 
Pfarrei war ſogar ein völliges Verlaſſen der Bodenkultur die 
Folge davon, und gaben daſelbſt die Grundeigenthümer ihre 
Rente, die Pächter ihre Pachtungen, der Pfarrer ſeine Gründe 
und Zehnten daran.“) 

Während man in England, weil Abzweigungen von Trenn— 
ſtücken größerer Beſitzungen und damit die Erwerbsmöglichkeit 
kleiner Eigenthumsſtellen nicht mehr vorkommen, die vorhandenen 
Nothſtände mithin nicht den Dismembrationen und neuen An— 
ſiedlungen zur Laſt legen kann, findet ſich dagegen dort um ſo 
größere ſittliche und phyſiſche Noth, um ſo mehr wirkliches Elend 
und Unſicherheit der Exiſtenzen in denjenigen Vierteln der Städte 
und großen Fabrikorte, wo die von Erwerbung eines eigenen 
kleinen Grundbeſitzes abgedrängte Bevölkerung in ungeſunden 
Wohnungen zuſammengeſchichtet lebt. 

Dies der andererſeits anerkannten Thatſache ungeachtet, daß 
ein großer Theil der Landbau-, wie der Fabrikarbeiter Englands, 
bei Vergleichung ihrer Lage mit denen des Kontinents und mit— 
hin ſelbſt mit kleinen Grundbeſitzern in Frankreich und Preußen, 
oder mit Handwerkern in anderen induſtriell unentwickelten, unter 
Monopolen und Innungszwang leidenden deutſchen Staaten beſſer 
lebt?), aber auch mehr leiſtet und daher weit mehr verdient; 


1) Siehe Schulze, national-ökonomiſche Bilder aus Englands Volksleben. 
Daß die Armentaxe an einem Orte ungeheuer hoch und drückend, an einem 
anderen erträglich ſein konnte und noch iſt, lag vor der Reform des Armen— 
weſens in der Kleinheit der Armenbezirke (ſ. darüber unter anderem des 
Prof. R. Gneiſt engliſches Verfaſſungs- und Verwaltungs-Recht) und liegt 
noch jetzt in der Menge und Mannichfaltigkeit der verſchiedenen dabei maß— 
gebenden Grundſteuern. (ſ. Robert Mohl, Geſchichte und Literatur der 
Staatswiſſenſchaften II. 104 ff. und Kries, Vorſchläge zur Anlegung der 
Grundſteuer in Preußen v. 1855. S. 70 ff. 96 ff. auch Tübinger Zeitſchr. XI. 2.) 

2) Vergl. hierüber Edwin Chadwick. Memoire über die Zukunft des 
engliſchen Ackerbaus und der Landbauarbeiter im Congrès international 
de Bienfaisance de Bruxelles, Session 1856. Th. II. p. 187 ff. Man 
vergeſſe dabei nicht, daß in England ſogar der auf Öffentliche Koſten verpflegte 


beſonders in denjenigen Grafſchaften und Diſtrikten Englands, 
wo die Kultur am weiteſten vorgeſchritten, die Anwendung von 
Maſchinen in der Landwirthſchaft verbreitet, dadurch das Be— 
dürfuiß geſchickterer Arbeiter hervorgetreten und hiermit gleichzeitig 
die Einſicht und Ueberzeugung bei den engliſchen Landwirthen 
allgemeiner geworden iſt, daß die Höhe und Steigerung der 
Arbeitslöhne mit dem Grade der Geſchicklichkeit und Ausbildung 
der Arbeiter und mit dem Produkt ihrer Leiſtungen im gleichen 
Verhältniß ſteht. Denn im allgemeinen nimmt freilich auch 
der engliſche Arbeiterſtand an dem Wohlſtande, an dem höheren 
Grade von moraliſcher und phyſiſcher Kraftentwicklung und Ar— 
beitsausbildung in der engliſchen Nation überhaupt Theil. Dennoch 
aber iſt es in England der Großbeſitz in Verbindung mit der 
Armengeſetzgebung, namentlich mit dem Parochial-Domizil (Unter⸗ 
ſtützungswohnſitz), welcher ſich einer der weſentlichſten Grund— 
bedingungen zur Verbeſſerung der Lage der Landbauarbeiter — 
und zwar noch gegenwärtig — entgegenſtellt. Es ſträubt ſich 
der Einfluß der großen Grundbeſitzer im Hauſe der Gemeinen 
hauptſächlich gegen eine Abänderung des Prinzips des Parochial— 
domizils, wonach die Armenunterſtützung allein auf ſolche Perſonen 
beſchränkt iſt, welche in dem kleinen, engbegrenzten Bezirk einer 
Parochie leben oder gelebt haben; eine ſolche Parochie (Armen— 
verwaltungs- und Armenunterſtützungs-Bezirk) gehört aber in der 
Regel einem einzigen großen Grundeigenthümer, welcher in Folge 
jenes Prinzips das Intereſſe hat, keine neuen und mehreren Ar— 
beiterwohnungen innerhalb ſeiner Eigenthumsgrenzen entſtehen zu 
Arme Weizenbrod erſter Qualität, dreimal in der Woche Fleiſch, auch Käſe, 
Bier und ähnliche Lebensmittel erhält. Chadwick, ein gründlicher Kenner der 
Volkszuſtände, deſſen Leben dem Studium und der Löſung der großen Fra— 
gen des Gemeinwohls und der Verbeſſerung des Schickſals der arbeitenden 
Klaſſen gewidmet iſt, deſſen Beſtrebungen ſein Vaterland die für England 
jo nöthige und heilſame Anbahnung in der Reform des Armenweſens haupt— 
ſächlich verdankt, erzählt a. a. O. S. 201. daß, weil er 1833, bei dieſer Re⸗ 
form Vorſchläge zur Veränderung jener Koſt gemacht, man ihn in Schriften 
als einen Feind des Volks bezeichnete, ſogar mit Ermordung bedrohte. 
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laſſen, um nicht den Anſprüchen der Armenverwaltung ausgeſetzt 
zu ſein, ſobald die Arbeiter in Noth gerathen und der Armen— 
pflege anheim fallen. Daher kommt es denn (ſagt Chadwick), 
„daß die Ländereien der engliſchen Großgutsbeſitzer hauptſächlich 
durch Arbeiter in einer gewiſſen Nähe kultivirt werden und die 
Landbautagelöhner in einem großen Theile Englands nur Arbeit 
in ihren Parochieen (Armenbezirken) finden, wo ſie ihren geſetz— 
lichen — Unterſtützungs-— Wohnſitz haben und wo ſie gewiſſer— 
maßen glebae adseripti bleiben. Wenn ihnen daſelbſt ungefähr 
dieſelbe Sicherung ihrer Exiſtenz zu Theil werde, welche auch 
die Sklaven in Bezug auf die Befriedigung der Lebensnothdurft 
genießen (denn ſie mögen gut oder ſchlecht arbeiten, ſie erhalten 
gewöhnlich immer denſelben Lohn), ſo hätten ſie auch dieſelben 
Beweggründe wie die Sklaven, ſo wenig wie möglich ſich an— 
zuſtrengen und zu arbeiten; ſie ſeien gezwungen, ſich allein auf 
die in ihrem Armenbezirk vorkommenden landwirthſchaftlichen 
Arbeiten zu beſchränken. Jenes Geſetz und die geringe Sorge, 
welche man den Wohnungen der arbeitenden Klaſſen zuwendet, 
habe zur Folge, daß man oft zwei Familien in eine ſchlecht ge— 
baute Hütte einkaſernirt, die kaum Raum für eine Familie hat, 
und daß viele Landbautagelöhner in die ſchlechteſten Winkel der 
Vorſtädte verwieſen ſeien, kaum einmal Fleiſch eſſen, und daß 
auf gleiche Weiſe ihre phyſiſche Körperbeſchaffenheit, wie ihre 
geiſtige und moraliſche Erziehung vernachläßigt ſei. Mehr wie 
60 PpCt. unter ihnen könnten weder leſen noch ſchreiben, und die 
übrigen ſeien im allgemeinen auch nicht weiter in ihrer Bildung 
vorgeſchritten.“) 

Weit ungünftiger noch wirkt das engliſche Grundvertheilungs— 
verhältniß für Irland, wo keine ſo großartige, der engliſchen 
gleiche Fabrikinduſtrie beſteht, vielmehr der überwiegende Theil 
der Bevölkerung auf den Landbau angewieſen iſt und wo ſeit 
der engliſchen Eroberung und ſpäter ſeit Cromwell, die Landleute 


1) Siehe Memoire im Congres international T. II., Seite 199 
und 208. 
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ohne Eigenthum, zu bettlerhaften Pächtern auf den überdies ſtark 
verſchuldeten Latifundien der Großgutsbeſitzer und Kapitaliſten 
herabgedrückt ſind, wo nicht ſelten deren Agenten, Verwalter und 
Generalpächter (wie vor der Revolution in Frankreich“) den 
armen irländiſchen Bauern die von dieſen ſogenannte Schinder— 
rente für die kleinen Pachtſtücke abpreſſen und ſtets höher zu 
ſteigern beſtrebt ſind, wo mithin die auf den Boden verwandte, 
denſelben verbeſſernde Arbeit und Kraft, die progreſſive Steige— 
rung der Produktion und Bodenrente, wie des Werths des 
Grundeigenthums niemals dem Pächter und ſeinen Kindern, ſon— 
dern ſtets nur dem großen Grundeigenthümer bei den neuen 
Verpachtungen zu Gute kommt. 

Wenn gegenwärtig noch und auch, ſo Gott will, für alle 
Zukunft, ähnliche Erſcheinungen und Zuſtände in keinem Theile 
deutſcher Länder vorkommen und dieſen jedenfalls da fern bleiben 
werden, wo nach der hergebrachten Wirthſchaftsweiſe das engliſche 
Verpachtungsſyſtem, wie z. B. in den öſtlichen und mittleren 
Provinzen Preußens, keine Stelle hat, wo vielmehr, mit Aus— 
nahme der Verpachtung ganzer Güter, die Selbſtbewirthſchaftung 
des großen wie des kleinen Grundbeſitzes Sitte und Regel iſt, 
ſo mag man immerhin doch aus dem Spiegelbilde Irlands er— 
kennen, in welche Lage ein geſchloſſener Großbeſitz, bei faktiſch 
oder rechtlich beſchränkter oder ausgeſchloſſener Theilbarkeit, die 
anwachſende beſitzloſe Bevölkerung herabdrücken kann, wobei an 
die notoriſche Thatſache zu denken iſt, daß die Parzellarverpachtung 
der großen (beſonders der Ritterguts-) Beſitzungen am Rhein 
und in Weſtphalen immer mehr Platz greift und ſeit einigen 
Jahren beinahe zur Regel geworden iſt. 

Man hat mehrfach die Behauptung aufgeſtellt, daß der 
Grundbeſitz in Frankreich wegen ſeiner Zertheilung übermäßig 
verſchuldet und namentlich weit mehr als der größere Grundbeſitz 
in England und Deutſchland mit Hypothekſchulden belaſtet ſei. 


) Vergl. von Sybel a. a. O. 
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Zu einem genügenden Beweiſe dafür oder für das Gegentheil 
fehlen vollſtändige ſtatiſtiſche Materialien. Anerkannt iſt nur, 
daß der Zinsſatz bei Hypothekſchulden in Frankreich höher iſt, 
zum Theil 10 — 12 15 pCt., während derſelbe in Preußen bis 
zur neueſten Zeit nicht 4 bis 5 vom Hundert überſtieg. Der 
Grund wird aber nicht ſowohl in der Zertheilung des Grund— 
eigenthums, als in der Einrichtung des Hypothekenweſens gefunden 
werden müſſen, indem die auf den Grundſatz der Spezialität und 
Legalität gegründete preußiſche Hypothekenordnung den Realkredit 
mehr befördert. Dagegen wird die Verſchuldung des engliſchen 
Grundbeſitzes durchſchnittlich auf 50 pCt. des Werths, die des 
noch geſchloſſeneren und größeren ſchottiſchen noch höher, beſonders 
aber die des irländiſchen weit höher angenommen, während (nach 
Mathy!) die Hypothekenſchulden der Grundeigenthümer in Frank 
reich nicht 13 pCt., nach Paſſy und Wolowsky?) im ganzen nicht 
ein Zehntheil des Güterwerths überſteigen ſollen, wogegen auch 
in den öſtlichen und mittleren Provinzen Preußens, wo durch— 
ſchnittlich die Hälfte, in Pommern beinahe % des landwirth— 
ſchaftlichen Areals, dem Groß-(Ritterguts-) Beſitz zugehören, 
die Verſchuldung deſſelben in der Regel die Hälfte des Guts— 
werths und Kaufpreiſes überſteigt und öfter % bis %ı deſſelben 
erreicht.) 

Das Streben nach eigenem Grundbeſitz iſt dem Charakter 
des franzöſiſchen Volks ſo eigen, daß die Erſparniſſe hauptſächlich 
darin angelegt werden; den Kauf auf Kredit und die allmälige 


1) Siehe Staatslexikon von Welcker und von Rotteck, 3. Ausgabe, Bd. I. 
S. 146. unter dem Wort „Ackerbau“. 

2) Revue des deux mondes T. X. S. 659. 

3) Siehe Kommiſſ.-Bericht der 2. Kammer vom 8. Mai 1851, Nr. 325. 
Druckſ. über die Kreditverhältniſſe der ländlichen Grundbeſitzer. Wie in 
Preußen, ſo iſt auch in Frankreich der kleinere Grundbeſitz am wenigſten 
verſchuldet; ſiehe Revue des deux mondes 27. année. II. periode, T. X. 
1857. p. 659. Danach ſoll Grund und Boden in Frankreich jedenfalls 
weniger verſchuldet ſein, als im ganzen übrigen Europa. 

Lette, Vertheilung. 6 
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Tilgung der Kaufgelder betrachtet man als die allgemeinſte 
Sparkaſſe. 

Dem engliſchen Großbeſitz kann ſich allerdings die große 
Zahl der kleinen Eigenthümer Frankreichs rückſichtlich ihres Wohl— 
ſtandes nicht vergleichen. Ein kleines Beſitzthum gewährt freilich 
auch nur ein geringes Einkommen. Es mögen zeitweiſe, beim 
Mißwachs von Korn und Kartoffeln, bei der häufigen Mißernte 
des Weins, bei Ueberſchwemmungen und Viehſterben in Frank— 
reich mehr kleine Eigenthümer in Vermögensverfall gerathen als 
große Beſitzer in England. Doch iſt es, was man auch in Be- 
zug auf den Kleinbeſitz ebenſowenig vergeſſen ſollte, eine Mit— 
gift der Vorſehung an die menſchliche Geſellſchaft, „daß Armuth 
in ihr beſteht bis an der Welt Ende“, daß ferner jede, die eine 
wie die andere menſchliche Einrichtung auch eine Schattenſeite 
herauskehrt und hier oder dort den einen oder andern Uebelſtand 
mit ſich führt. 

Vor der Revolution befanden ſich zwei Drittel des fran— 
zöſiſchen Bodens im Eigenthum großer Guts- und Grundherrn, 
deren Grundbeſitz mehrentheils in kleine Pachtſtücke zertheilt, die 
Landbaubevölkerung im Elend und durch Staats- und guts— 
herrliche Laſten niedergedrückt, der Ackerbau beſonders bei der 
Halbpacht auf der niedrigſten Stufe. Wenn auch noch zuletzt 
nach der neueſten Kataſtrirung in Frankreich 346000 ländliche 
Wohnungen, welche nur eine Oeffnung (die Thür), ſodann 
15817328 mit nur zwei Oeffnungen (der Thür und einem 
Fenſter), (und 1,320937 mit nur zwei Fenſtern), jedenfalls alſo 
2,163328 ſehr ungenügende ländliche Wohnungen gezählt werden, 
— ob übrigens vorzugsweiſe in denjenigen Theilen Frankreichs, 
wo die Halbpacht, dieſe ſchädlichſte Form der Kleinkultur vor— 
herrſcht, oder wo das kleine Eigenthum heimiſcher iſt, erhellt 
nicht, — ſo wohnt dagegen in Alt-England ein großer Theil der 
beſitzloſen Landbaubevölkerung wohl noch ſchlechter in den 
Winkeln der Vorſtädte; und weit übler ſteht es um die Woh- 
nungen der ebenfalls beſitzloſen kleinen Pächter in Irland, wo 
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mehr als 60 pCt. dieſer armſeligen Agrikulturiſtenfamilien ohne 
Eigenthum und ohne Gelegenheit, ſolches zu erwerben, in feuchten, 
ungeſunden Erd- und Lehmhütten, welche nur einen einzigen 
Raum enthalten, mit ihrem alleinigen Reichthum, — dem Schwein, 
zuſammen leben!). Daß es bei dieſer (der irländiſchen) Art 
und Weiſe von Bodenzerſtückelung, Kultur und Landbaubevölke— 
rung an den zum Fortſchritt der Produktion nöthigen Mitteln, 
an Intelligenz, Energie und Betriebskapital fehlt, iſt zweifellos. 
Sehr häufig wird dieſe Art von kleiner Kultur mit dem kleinen 
Grundeigenthum verwechſelt, beſonders vom engliſchen Staats— 
wirth, aus deſſen Geſichtskreis das letztere faſt verſchwunden und 
dafür faſt ausſchließlich der Pachtbeſitz eingetreten iſt. Der 
kleine Eigenthümer, z. B. in Niederſchleſien, Sachſen, Weſtphalen, 
auch Thüringen, wie anderwärts hat hingegen meiſt äußerlich 
nette, mit Thüren und Fenſtern vollſtändig verſehene Wohnungen, 
welche auch inwendig, wenn oft ärmlich, doch reinlich, mit Betten 
und Küchengeſchirr ſehr ordentlich ausgeſtattet, häufig damit in 
gewiſſer Weiſe und äußerlich mit einem Blumengärtchen aus— 
geputzt ſind, wodurch ſich dieſelben vor den Räumen, in denen 
viele Tagelöhner der öſtlichen, zumal der ſlaviſchen Landestheile 
Preußens wohnen, ſehr charakteriſtiſch unterſcheiden und vortheil— 
haft auszeichnen.“) 

1) Siehe Memoire von Edwin Chadwick a. a. O. S. 206. 

2) Auch in verſchiedenen Theilen Preußens giebt es hier und dort ein- 
zelne verunglückte Kolonien, wo die angeſetzten Koloniften auf unkultivirtem, 
unfruchtbarem Hinterlande und Waldboden noch jetzt mitunter in der Erde 
oder doch in ſchlechten Lehmhütten leben und bei aller Anſtrengung nicht vor— 
wärts kommen. Dem Verfaſſer ſind dagegen aber auch aus ſeinen früheren 
Amtsverhältniſſen und ſonſt nicht wenige ſolcher Kolonien bekannt, wo — 
bei überdies hohem Kanon und bedeutenden Schulden für Bauholz oder Grund 
und Boden, die Koloniſten allmälig die Erdhütte in ein nettes Häuschen 
nebſt Stall umſchufen, von dem Viehſtand einer Ziege zu mehreren Kühen 
aufſtiegen und die Kultur eines Beſitzſtandes von mehreren Morgen mit der 
Rhodung eines Stückchens Kartoffel- und Gartenland um ihre Hütte herum 
begannen. Nicht viel anders iſt es zahlreichen Koloniſten in den von Fried— 
rich dem Großen urbar gemachten und mit jetzt blühenden und wohlhabenden 
Ortſchaften bevölkerten Oder-, Warthe- und Netzbrüchern ergangen. Die 


6* 


84 


Bezieht auch die große Mehrzahl der kleinen Eigenthümer 
Frankreichs, in denen der in anderen Ländern beſitzloſe Tage— 
löhnerſtand beſteht, ein geringes Einkommen, ſo iſt doch von den 
hervorragendſten franzöſiſchen Nationalökonomen und Statiftifern 
übereinſtimmend die Thatſache bezeugt und dargethan, daß ſich 
ſeit Herſtellung der freien Agrarverfaſſung die Produktionen des 
franzöſiſchen Ackerbaues, wie der Reinertrag und der Werth 
von Grund und Boden außerordentlich vermehrt haben.“) 


mächtige ſittliche Triebfeder, welche in der Liebe zum eignen Grundbeſitz liegt, 
wirkt oft noch größere und dauerndere Anſtrengungen, wie der hohe Akkord— 
und Lohnſatz des beſitzloſen Tagearbeiters; wie ſie wüſte Landungen in Frucht— 
felder umſchafft, wirkt ſie auch beim kleinen Eigenthümer. Die hohe Be— 
deutung dieſer ſittlichen Triebfeder für die Staatsgeſellſchaft, wie ihre Energie 
und wohlthätige Wirkung auch im Kleinen überſieht nur zu häufig, wer im 
Wohlleben erwachſen oder zu Reichthum und großen Beſitz gelangt, mit 
Tauſenden zu wirthſchaften ſich gewöhnt, hingegen mit offenem Auge und 
Gemüth die ärmeren, unteren Klaſſen, wie deren Anſtrengungen für ihr 
Emporkommen zu beobachten, ſich entwöhnt hat. — Der Engländer Arthur 
Noung, der wenige Jahre vor der Revolution Frankreich und Belgien be— 
reiſte, und ſchon damals — wie ältere franzöſiſche Staatsmänner — gleich 
manchen deutſchen und preußiſchen Politikern der Jetztzeit — ſich über die 
Auflöſung des franzöſiſchen Bodens in Staubtheile und die daraus hervor— 
gegangene Uebervölkerung und die Verarmung der Landbaubevölkerung Frank— 
reichs äußerte, muß nichts deſto weniger anerkennen und bezeugen, „daß das 
kleine Eigenthum in den armen Händen die Zauberkraft beſeſſen, den Sand 
in Gold, den wüſten Fels in Frucht- und Weinland zu verwandeln, daß es 
die wirkſamſte Triebfeder zu ſaurer, unermüdlicher Anſtrengung und Arbeit 
ſei.“ Was Arthur Young vor 70 Jahren erkannte, beſtätigen heut zu Tage 
noch tauſende von Beiſpielen in der Rheinprovinz, wie in der Mark Branden- 
burg und in allen Landestheilen Preußens. Nur der kleine Eigenthümer 
trägt fruchtbare Erde und Dung in Körben auf Kopf oder Rücken auf die 
kahlen Berghöhen und pflegt hier den köſtlichſten Wein auf terraſſenartigen 
Abhängen von wenigen Quadratruthen u. ſ. w. Die Hütten der ſchle— 
ſiſchen Weberbevölkerung verfielen, und aus den hübſchen Häuschen der 
Minden-Ravensbergiſchen Weber und Spinner verſchwand Mobiliar und 
Hausgeräth, nicht wegen der Kleinheit der Beſitzungen, ſondern weil ihre 
Erwerbsquellen den großen Konjunkturen der Juduſtrie und des Weltmarkts 
erlagen. 

1) Siehe die Zeugniſſe und Autoritäten bei Peter Reichenſperger: „die 
freie Agrarverfaſſung“, worauf zur Vermeidung von Wiederholungen ver— 


— 
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Die offizielle Schätzung in Folge des Geſetzes von 1850 
ergiebt einen Geſammtwerth des Bodens (abgeſehen vom ge— 
ringeren Kapitaliſirungsſatz) von 66 Milliarden, während die von 
1821 einen ſolchen von 39 Milliarden Francs herausſtellte; der 
Reinertrag des geſammten Grundeigenthums in Frankreich aber 
hatte ſich jenen offiziellen Schätzungen zufolge ſeit 1821 bis 
1851 von 1597,000000 Francs auf 2643,366000 Francs, weit 
über die Hälfte gehoben.!) 

Wenn hiernach zweifellos feſtſteht, daß die Theilbarkeit des 
Grundeigenthums und ſeine Zerſtückelung in Frankreich den be— 
deutenden Fortſchritten der Landbauproduktion keinesweges ent— 
gegenſtand, ſo iſt dabei nur andererſeits, um der Wahrheit nach 
allen Seiten hin gerecht zu werden, hervorzuheben, daß die 
engliſche Landbauproduktion ſchon ſeit längerer Zeit und in einem 
noch weit höheren Grade fortgeſchritten iſt?). — Dies wiederum 


wieſen wird. Unter anderem berichtete Profeſſor Wolowsky (ſiehe Congres 
international etc. 1856. p. 207), „daß zufolge der offiziellen ſtatiſtiſchen 
Erhebungen, und den 1850 durch ein Geſetz angeordneten neuen Abſchätzungen 
und Reinertragsermittelungen des Grundeigenthums vom Jahre 1851, im 
Vergleich mit denen des Jahres 1821, welche ein Geſetz von 1818 verfügt 
hatte, der geſammte Grundwerth in Frankreich 1851 — 83744,000000, 
hingegen 1821 nur = 39514,000000 Franes betrug, ſich innerhalb 30 
Jahren mithin verdoppelt hatte, der Reinertrag aber 1821 auf 1597,000000, 
1851 hingegen auf 2643,366000 Francs, mithin um 1046,366000 Francs 
höher geſchätzt iſt, wie aber überdies eine genauere Unterſuchung ergeben 
habe, daß der Zuwachs an Grundwerth und Reinertrag hauptſächlich dem 
kleinen und zertheilten, nicht dem großen Grundeigenthum zufällt, indem ſich 
der Werth des erſteren um das vier- und fünffache vermehrt hat, der des 
letzteren kaum um ein Drittel gewachſen iſt.“ Die Produktion iſt in Frank— 
reich nachgewieſen in einem größern Verhältniß, wie die Bevölkerung geſtiegen. 
Dieſe iſt in den letzten 30 Jahren, der abſoluten Zahl nach, in Frankreich 
(9744 U Meilen), England (2722 Meilen) und Preußen (5083 Meilen) 
faſt gleich, nämlich um 5,180837 bis reſp. 5,848305, relativ hingegen ſehr 
verſchieden gewachſen, nämlich in Frankreich nur um 17,46, hingegen in Eng— 
land um 48,82 und in Preußen um 45 PCt.; ſiehe Dieterici, Mittheilungen 
des ſtatiſtiſchen Büreau's. Jahrg. 6. S. 146. 

) Siehe Wolowski in der Revue des deux mondes T. X. S. 648. 

2) In England durfte man im Mittelalter einem Pächter die Pacht 
wegen ſchlechter Wirthſchaft aufkündigen, wenn derſelbe nicht wenigſtens 
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aber nur vermöge der noch älteren Freiheit der engliſchen Agrar— 
verfaſſung, und gehoben durch die aus ſeiner freien politiſchen 
Konſtitution emporgewachſenen moraliſchen und materiellen Kräfte 
des engliſchen Volkes, insbeſondere ſeit der Aufhebung der Korn— 
bill (dieſer vermeintlichen Begünſtigung der Grundbeſitzer) und 
ſeit Aufhebung des Prohibitiv- und Schutzzollſyſtems, unter wel— 
chem dagegen fortdauernd noch Frankreich und ganz beſonders 
deſſen grundbeſitzende und arbeitende Landbaubevölkerung leidet. 
Sodann iſt es aber ferner auch eine unbeſtrittene Wirkung des 
franzöſiſchen Grundvertheilungsverhältniſſes, daß es in denjenigen 
Bezirken Frankreichs, in welchen der Boden unter kleine Eigen— 
thümer getheilt iſt, wenig Nothleidende, wenig Bettler und wenig 
unbeſchäftigte Arme giebt ). Sind wirklich?) Fälle vorgekommen, 
in denen die parzellirten Beſitzſtände um ihrer Geringfügigkeit 
willen von den Eigenthümern verlaſſen und lediglich für die 
Grundſteuer ausgeboten worden?), jo iſt dagegen aus England 


11 Buſhel vom Aere (etwa 4½ preuß. Scheffel vom preuß. Morgen) an 
Getreide produzirte; in der Mitte des vorigen Jahrhunderts ſchätzte man im 
mittleren Durchſchnitt den Ertrag eines Acres auf 16 Buſhel Weizen, 
im Anfang dieſes Jahrhunderts in den engliſchen Ackerbaudiſtrikten auf etwa 
20 Buſhel, gegenwärtig nach neueren, ſehr ſorgfältig und verſchiedenſeitig 
vorgenommenen ſtatiſtiſchen Ermittelungen auf 27—28 und in der Grafſchaft 
Norfolk auf 30 und ſelbſt bis 32 Buſhel (alſo auf circa 13 — 14 preuß. 
Scheffel vom preuß. Morgen); wo in der Nähe der Städte der liquide Dün⸗ 
ger aus denſelben angewendet wird, noch auf erheblich mehr (bis 67½ Buſhel 
pro Aere); dies ebenſo auf kleinen Beſitzungen von 25 Acres (— 39½ preuß. 
Morgen). Hingegen giebt die offizielle Statiſtik Frankreichs den gegenwärti— 
gen Ertrag einer Hektare nur auf 10 — 12 Hectolitre (vom preuß. Morgen 
auf circa 4½ bis 5½ preuß. Scheffel) im mittleren Durchſchnitt von ganz 
Frankreich an. (Vergl. das Memoire von Edwin Chadwick im „Congres 
international de Bienfaisance. Bruxelles 1856. T. II. S. 202. 205. 216.) 

1) Desgl. ſ. die Zeugniſſe bei Schneer: „Die Dismembrationsfrage“ 
S. 31 ff. Auch in der preußiſchen Rheinprovinz exiſtirt kein eigentliches 
Ackerbauproletariat und fehlt es dem kleinen, zumeiſt auf Arbeitsverdienſt im 
fremden Lohn angewieſenen Grundeigenthümer nicht an lohnender Beſchäfti— 
gung. S. hierüber weiter unten. 

2) Zufolge des oben erwähnten Aufſatzes der Berliner Revue. 

3) Wobei aber dennoch, wie oben S. 81 Anm. 3. bemerkt iſt, der grö— 
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einzelner Fälle erwähnt, in denen daſelbſt größere Pachtgüter, 
wie Zehnten, um der Armentaxe willen verlaſſen wurden, — wegen 
dieſer drückenden Kommunalſteuer, die nicht blos vorzugsweiſe den 
großen Grundbeſitz belaſtet, ſondern daſelbſt großentheils auch zur 
Erhaltung eines ländlichen Proletariats verwendet wird, welches 
nicht blos kein kleines Grundeigenthum beſitzt, ſondern (mit Rück— 
ſicht auf die thatſächliche Geſchloſſenheit des engliſchen Groß— 
beſitzes) ein ſolches zu erwerben, bei größter Sparſamkeit, Ar— 
beitsthätigkeit und Ordnung, ſogar nicht einmal Gelegenheit findet. 
Ueberall hat die Erfahrung beſtätigt, daß der Beſitz von Grund— 
eigenthum, ſelbſt des kleinſten, auf die Belebung des Sinnes für 
Recht, Geſetz und Ordnung, wie auf die Sitten, und bei der 
Fabrikbevölkerung zugleich auf den Geſundheitszuſtand der Ar— 
beiterfamilien wohlthätig einwirkt. Wenn dies Motiv der Ar— 
beiterbevölkerung Englands nicht zur Seite ſteht, ſo findet ſie 
dafür nur einen Erſatz in den politiſchen und bürgerlichen Rech— 
ten und Freiheiten ihrer Landesverfaſſung, welche die franzöſiſche 
Bevölkerung entbehrt. Doch iſt es beſonders jener ausſchließliche 
Beſitz von großem Grundeigenthum in den nicht zahlreichen Hän— 
den der höheren, reichen Klaſſe der engliſchen Geſellſchaft auf 
der einen, und der Mangel an Grundbeſitz bei den niederen, 
ärmeren Volksklaſſen auf der andern Seite, wodurch die Kluft 
und der tief gefühlte Riß zwiſchen jenen und dieſen geſchaffen 
und befeſtigt wird.!) 


Bevor wir einiger in mehreren deutſchen Ländern fortbeſtehen— 
der älterer oder eingeführter neuerer (theils auch erſt beabſichtig— 


ßere Grundbeſitz auch in Frankreich erheblich mehr verſchuldet iſt, als der 
Kleinbeſitz; übrigens, wie unter Zugrundelegung der amtlichen Reinertrags— 
Ermittelung angenommen wird, das ganze Grundeigenthum nur zu Yıo ſei— 
nes Werths. Vergl. Wolowski in der Revue des deux mondes. Auguſt 
1891. 1. S. 659. 

1) Den nur der Bächterftand und die zahlreiche Klaſſe ſehr wohlhabender 
Gewerbtreibender ausfüllen. 
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ter) Beſchränkungen der Grundvertheilung, ſowie ſpäterhin der⸗ 
jenigen preußiſchen Gebiets- und anderen deutſchen Landestheile 
erwähnen, in welchen das Grundvertheilungsverhältniß beſonders 
ungünſtig entweder wirklich iſt oder doch betrachtet wird, entſpricht 
es dem Zwecke, „die ſoeben an den Verhältniſſen Englands und 
Frankreichs entwickelte Wechſelwirkung zwiſchen der Grundverthei- 
lung einerſeits und den übrigen geſellſchaftlichen Zuſtänden, ins⸗ 
beſondere denen der unteren oder arbeitenden Volksklaſſen anderer⸗ 
ſeits, anſchaulich zu machen“, zunächſt noch die Verhältniffe eines 
kleinen deutſchen Landes — des Großherzogthums Mecklenburg— 
Schwerin — vorzuführen, deſſen Grundvertheilung zwar — im 
ſcharfen Gegenſatz zu der franzöſiſchen — der engliſchen ähnlich, 
deſſen übriger geſellſchaftlicher und Rechtszuſtand wie deſſen Ver— 
faſſung hingegen denen Englands am unähnlichſten find. 

In Mecklenburg begann man etwa um dieſelbe Zeit, als 
in Frankreich die Zahl der Eigenthümer durch die freie Agrar- 
verfaſſung ſich ſo erheblich vermehrte, den als Zeitpächter behan⸗ 
delten Bauern zu kündigen und die bäuerlichen Höfe faſt ohne 
Ausnahme zu den Gutswirthſchaften der Rittergüter einzuziehen. 
Es iſt eine bekannte Thatſache, daß, — wie jetzt bei Gütern, bei 
welchen ſich haubare Waldbeſtände befinden, noch immer viel 
durch Kauf und Verkauf ſpekulirt wird, dies damals (auch in 
Neuvorpommern) nicht ſelten mit ſolchen Gütern geſchah, bei 
denen ſich bäuerliche Höfe befanden, die man zur Vergrößerung 
des Ritterguts-Areals noch einziehen konnte und, wie es hieß, 
legte ). Bei den gegenwärtigen Zuſtänden, vermöge der beſtehen— 
den Fideikommiß⸗, Lehn- oder doch hypothekariſchen Schuldverhält⸗ 
niſſe und mit Rückſicht auf die eingeführten Feld- und Wirth⸗ 
ſchaftsſyſteme, iſt zum Abverkauf von Trennſtücken behufs ſucceſ— 
ſiver Wiederherſtellung kleiner oder mittlerer Eigenthümer wenig 
Ausſicht. In Mecklenburg-Schwerin leben auf 244 Quadrat⸗ 
meilen, wovon jedenfalls die Hälfte zu den großen Gütern gehört, 

1) Siehe unter anderem Ernſt Moritz Arndt, Verſuch einer Geſchichte der 
Leibeigenſchaft in Pommern und Rügen (1803). S. 211. 213. 259. 263. 
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etwa 650 große Gutsbeſitzer, und von 865 Rittergütern neben 133 
anderen größeren Landgütern ſind 622 Lehn. Bäuerliche Beſitzer 
befinden ſich in verhältnißmäßig geringer Zahl faſt nur noch auf 
den Domainen und dem ſtädtiſchen Areal, hingegen auf den Rit— 
tergütern 21000 beſitzloſe Tagelöhner und Einlieger, faſt 29000 
Knechte und ebenſoviel weibliche Dienſtboten ). Zwiſchen der 
beſitzloſen Menge der ländlichen Bevölkerung und den großen 
Grundeigenthümern fehlt die vermittelnde Gliederung des kleinen 
und mittleren Beſitzes. Es iſt richtig, daß der Werth und die 
Kultur des großen Grundeigenthums, nachdem deſſen Beſitzer ſich 
in den letzten Jahrzehnten des vorigen und in den erſten dieſes 
Jahrhunderts durch Einziehung der Bauerhöfe von allen Ser— 
vituten, wie von anderen Hemmniſſen und Feſſeln der landwirth— 
ſchaftlichen Induſtrie, ingleichen von den für die rationelle Be— 
wirthſchaftung unbrauchbar gewordenen Frohndienſten völlig frei 
gemacht hatten, alsbald einen bedeutenden Aufſchwung nahm, und 
daß damals die mecklenburgiſche Koppel- und Fruchtwechſelwirth— 
ſchaft ein Vorbild der Nachbarländer wurde. Abgeſehen von der 
ſehr erheblichen Verſchuldung einer Mehrzahl dieſer großen 
Güter), find die Beſitzer freilich über die Sorge um das tägliche 
Brod hinaus geſtellt, die viele kleine Grundeigenthümer heimſucht. 
Wie wirkt aber dieſe Grundvertheilung mit ihrem rechtlich oder 
doch thatſächlich geſchloſſenen Großbeſitz, zumal bei einer gleichen 
Geſchloſſenheit der Handwerke und Gewerbe und beim Mangel 
von Fabrikinduſtrie, auf die ſittliche und materielle Entwickelung 
der bürgerlichen Geſellſchaft überhaupt und insbeſondere auf die 
Lage der anderen, wie der dem Landbau angehörigen Volks- und 
Arbeiterklaſſen? Denn zufolge des noch geltenden landesgrund— 
geſetzlichen Erbvergleichs vom 16. April 1756 ſteht ſelbſt der 
Ritterſchaft innerhalb ihrer Territorien nur frei, „ſolche Hand— 

) Hübner, Jahrbuch für Volkswirthſchaft und Statiſtik. Jahrg. II. 1854. 
S. 166 ff. 

2) Au Goetze, Reform des Hypothekenweſens. Berlin. 1857. S. 3 
u. a. a. O. 
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werksfabrikate, welche ihre eigenen Unterthanen und Leute, ohne 
ein Handwerk gelernt zu haben, verfertigen können, durch dieſe 
für ſich und für die Gutsobrigkeit zur eigenen Nothdurft anferti— 
gen zu laſſen.“ So lebt denn die beſitzloſe Maſſe von Tagelöh— 
nern und Knechten im ganzen ohne Ausſicht und Hoffnung, für 
ſich oder ihre Kinder jemals einen eigenen Heerd und Grundbeſitz 
oder auch nur eine ſelbſtſtändige Lebensſtellung im Gewerbeweſen 
ſich verſchaffen zu können. Beſteht zwar auch ſeit länger als 
30 Jahren keine Leibeigenſchaft, Erbunterthänigkeit und Schollen— 
pflichtigkeit mehr, ſo iſt doch die thatſächliche, perſönliche Abhän— 
gigkeit der Einwohner auf den gutsherrlichen Territorien von 
ihrer Dienſt- und Gutsherrſchaft, der gleichzeitigen Gerichts- und 
Polizeiobrigkeit, kaum minder groß wie früher. Denn auch gegen— 
wärtig beſtimmt das Intereſſe und Arbitrium dieſer letzteren über 
die Verheirathung und Gründung eines eigenen Hausweſens der 
Gutseinſaſſen, über deren Anſäſſigmachung am Heimathsorte oder 
deren Niederlaſſung an anderen Orten. Der große, thatſächliche 
Einfluß der Grundeigenthümer und Landherren, der gleichzeitigen 
alleinigen Arbeitsgeber und Wohnungsvermiether, fällt mit der 
Amtsgewalt der konzeſſionsberechtigten Polizeiobrigkeiten in den— 
ſelben Individuen zuſammen. Es konnten deshalb die ebenſowohl 
in ſittlicher, wie in materieller Beziehung ſo ungünſtigen Wir— 
kungen der mecklenburgiſchen Grundvertheilung und Agrarverfaſ— 
ſung in dieſem überdies kleinen, abgeſchloſſenen, ſelbſt nicht ein— 
mal dem deutſchen Zollverein beigetretenen Lande, ohne den Welt— 
handel, die Fabrikinduſtrie und Gewerbefreiheit Englands, nicht 
ausbleiben. Sie zeigen ſich unter anderem in der unverhältniß— 
mäßig großen Zahl außerehelicher Geburten, einer Folge der in 
den Lebensverhältniſſen begründeten Verkümmerung des zur Ver— 
edelung des Menſchen geſchaffenen Inſtituts der Ehe (worin die 
katholiſche Kirche daher ſogar ein Sakrament anerkennt), ferner 
in der maſſenhaften Auswanderung in benachbarte und beſonders 
in überſeeiſche Länder. So gab es im Jahre 1851 in Mecklen— 
burg 260 Ortſchaften, in welchen mehr als ein Drittel, und 209, 


91 


in welchen mehr als die Hälfte aller im Jahre gebornen Kinder 
uneheliche waren, und in 79 Ortſchaften wurden nur uneheliche 
Kinder geboren. Die Auswanderung aber nimmt von Jahr zu 
Jahr in einer exzeptionellen Weiſe zu; ſie betrug in dem einen 
Jahre 1856 (uach den ſtatiſtiſchen Mittheilungen) bei 541000 
Einwohnern 5500, auf den Ritterguts-Territorien namentlich aber 
einen von 56 Einwohnern“) und hat bereits fo überhand genom— 


1) Während ſich in allen anderen deutſchen Ländern (mit Ausnahme von 
Würtemberg) eine Zunahme der Bevölkerung gezeigt hat, in Preußen z. B. 
durch alle Provinzen von Oſten bis nach Weſten, 185%2 um 3,28 und 
1853/55 um 1,58 pCt. ungeachtet der Theurungsjahre (j. Dieterici, Mitthei— 
lungen des ſtatiſtiſchen Bureau's Jahrg. 1857. S. 86), ſteht in Mecklenburg- 
Schwerin die Bevölkerung nicht blos ſtill, ſondern nimmt ſogar ab, ins— 
beſondere auf den ritterſchaftlichen Ortſchaften — daſelbſt ſeit 1851 — 1856 
von 141466 bis auf 136696 Seelen; nur der Zuwachs in den Städten und 
Kämmereigütern erhält einigermaßen im ganzen Lande das Gleichgewicht 
zwiſchen früher und jetzt (ſ. Archiv für Landeskunde in den Großherzogthü— 
mern Mecklenburg. 7. Jahrg. v. 1857. Hft. 8. u. 9. S. 453 u. 454). Wäh⸗ 
rend bei einer Bevölkerung Mecklenburg-Schwerins von 541000 Seelen da— 
ſelbſt die Zahl allein der überſeeiſchen Auswanderer im Jahre 1856 5500, 
noch mehr im Jahre 1853 und faſt ebenſoviel 1851 und 1852, und nur 
1855 bie Hälfte betrug, mithin in einem Jahre über ein pCt., waren da— 
von durchſchnittlich / oder 60 pCt. Tagelöhner und Kuechte, namentlich alſo 
ſolche Arbeiter und Dienſtboten, welche dem Landbau angehörten — und 
kamen davon 30,4 PCt. auf die Domainen, 11,4 auf die Städte, hingegen 
58,2 auf die Gutsbezirke der Ritterſchaft, ſo daß aus dieſen gutsherrlichen 
Territorien, nach der Einwohnerzahl berechnet, 1,78 pCt. oder ein Einwohner 
von 56 auswanderte (vergl. das Archiv für Landeskunde a. a. O. S. 503 ff.; 
ferner Otto Hübner, Jahrbücher für Volkswirthſchaft und Statiſtik Bd. 5. 
pro 1857. S. 289 u. Abth. 2. S. 120); wogegen ſelbſt in Baden, wo die 
Auswanderung früher, bis 1855, von der Regierung durch Staats- und 
Gemeindemittel ausdrücklich unterſtützt und beſonders befördert wurde, die— 
ſelbe von 1840 bis 1855, bei einer Bevölkerung von 1,314837 Seelen, 
durchſchnittlich in einem Jahre nur 5760 betrug und ſeitdem ſehr erheblich 
abnimmt (ſ. Hübner, Jahrg. 5). Allein in Würtemberg iſt durch Auswande— 
rung, zum Theil in Folge wiederholter Mißjahre, in Verbindung mit der, 
ſeit 1817 ſehr (um das Doppelte und Dreifache, ſ. weiter unten) angewachſe— 
nen Bevölkerung, ſucceſſive wiederum eine erheblichere Abnahme derſelben im 
Laufe der letzten Jahre eingetreten (a. a. O. S. 125). In Preußen be 
trug die Auswanderung vom 1. Oktober 1849 bis dahin 1852 während 
drei Jahre nur in einem einzigen rheiniſchen Regierungsbezirk, wo ſie da— 
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men, daß es auf einer Zahl von Gütern an den nöthigen Ars 
beitskräften zur Beſtellung und Einbringung der Ernte fehlt; in 
Folge deſſen mußte die fleißige und ſparſame ländliche Bevölke— 
rung großentheils von kleinen Eigenthümern aus Schleſien für 
die dringendſten Wirthſchaftsperioden zu Hülfe genommen werden. 


mals beſonders ſtark war, ein pCt., jährlich mithin nur 0,33, im ganzen 
Staate aber nur 0,20, und während der vorausgegangenen drei Jahre von 
1846 bis 1849 doch auch nur 0,5, mithin in einem Jahre 0,17 PCt. (ſ. Die⸗ 
terici, Mittheilungen des ſtatiſtiſchen Bureau's Jahrg. 6. 1853. S. 362.) 

Abgeſehen von dem Rückſchritt des Geſetzes vom 9. Februar 1849 be- 
treffend Abänderungen der Gewerbeordnung, gegen das Gewerbepolizeigeſetz 
vom 7. September 1811, ferner von der freilich weit nachtheiligeren Einfüh— 
rung des Einzugsgeldes und ſogar, nach $ 52. der neuen preußiſchen Städte 
ordnung vom 30. Mai 1853, eines Hausſtandsgeldes, ſo wie der um etwas 
eingeſchränkteren Anſiedlungs-Befugniß zufolge des Ergänzungsgeſetzes in Be— 
treff des Dismembrations- und Anſiedlungsweſens vom 24. Mai 1853, — 
paßt, wie auf die maßgebenden Prinzipien der preußiſchen Geſetzgebung von 
1807 u. ff. doch im weſentlichen auch jetzt noch, was a. a. O. Otto Hübner 
ſagt, „daß die Arbeit und die Freiheit der Arbeit, das Recht, von der Got— 
tesgabe ſeiner beiden Arme und ſeines Verſtandes ehrlich Gebrauch zu machen, 
die wahre und große Goldgrube ſei.“ 

Rückſichtlich der Zahl der unehelichen Geburten kommt nur Baiern mit 
ſeiner die Verehelichung und Anſiedlung beſonders erſchwerenden Geſetzgebung 
(daher mit zahlreichen Konkubinaten) dem Großherzogthum Mecklenburg— 
Schwerin am nächſten. Dagegen kommen z. B. in Würtemberg (im Durch⸗ 
ſchnitt eines 12jährigen Zeitraums) auf 100 eheliche Geburten etwa 12 un- 
eheliche (Hübner a. a. O. S. 125); in Preußen im ganzen Staate, ſeit 1816 
bis 1852, durchſchnittlich 7 bis 7,9 und in einzelnen Regierungsbezirken 
(große und kleine Städte, wie das platte Land zuſammen genommen), in 
denen der Rheinprovinz (mit Ausnahme des Regierungsbezirks Köln), wie 
im Regierungsbezirk Münſter nur zwiſchen 3 und 4, auch Arnsberg mit 
zahlreicher Bergbau- und Hütten bevölkerung nur 4,3, Königsberg und Pots— 
dam mit Berlin 10 bis 10,8, Stralſund und Breslau 12,4 und Liegnitz 13,6, 
in allen anderen Regierungsbezirken 5, 7, 8 — 9. Bei der ſtädtiſchen Be⸗ 
völkerung in Preußen leinſchließlich der großen Städte) fällt auf 9,4, bei der 
ländlichen Bevölkerung erſt auf 14 eheliche Geburten eine uneheliche (vergl. 
die offiziellen ſtatiſtiſchen Tabellen und Otto Hübner's Jahrbuch). Wenn 
Würtemberg hinſichtlich der Zahl der unehelichen Geburten ungünſtiger ſteht, 
wie die Mehrzahl der preußiſchen Provinzen, ſo kommt das auf Rechnung 
der auch dort beſtehenden Beſchränkungen der Verheirathung und Anſiedlung 
nach dem Bürgerrechtsgeſetz vom 4. Dezember 1833. ſ. weiter unten. 
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Der Fortſchritt in der Landkultur ſteht im genauen Zuſammen— 
hange mit dem der geſammten bürgerlichen Geſellſchaft. Wo 
dieſer durch die Grundvertheilung und Agrareinrichtung gehemmt 
iſt, hört mit der Zeit auch jener auf. Wenn in andern deutſchen 
Ländern, wie z. B. in Alt-Würtemberg, die außerordentlich ſtei— 
gende Bevölkerung zur Parzellirung und der daraus hervorgehende 
Kleinbeſitz zur Auswanderung Veranlaſſung giebt, ſo iſt es da— 
gegen in Mecklenburg die Geſchloſſenheit der Güter und der Groß— 
beſitz, wodurch dieſelbe Wirkung hervorgebracht wird. 


Zu denjenigen deutſchen Ländern, in welchen Beſchrän— 
kungen der Verfügungsbefugniß über die Grundbeſitzungen, 
insbeſondere über die bäuerlichen, hinſichtlich deren Theilbarkeit, 
Verſchuldbarkeit, privilegirter (Majorats- oder Minorats-) Erb- 
folge u. ſ. w. aus dem älteren Grundbeſitzverhältniß in 
das neue mit hinübergenommen worden, gehören unter an— 
derem Oldenburg), Braunſchweig?) und das Königreich 
Hannover)), zu denen, wo beſchränkende Maßregeln in 
der einen oder anderen Beziehung neu eingeführt ſind, das 
Königreich Sachſen“), während die Berathung über dieſen 

1) Zufolge des Geſetzes vom 14. Oktober 1849. 

2) Zufolge Ablöſungs-Ordnung vom 20. Dezbr. 1834. 

3) Zufolge des Geſetzes vom 23. Juli 1833. Dies Geſetz hebt (8. 3.) 
nach der Ablöſung und Eigenthumsverleihung bezüglich der eigenbehörigen 
und Meier⸗Güter zwar die Befugniß des bisherigen Gutsherru zur Konſens— 
ertheilung in den beſtimmten Fällen auf, verfügt dagegen, daß dergleichen 
Verhandlungen, zu denen früher die gutsherrliche Einwilligung erforderlich 
war, als Hofannahmen, Eheberedungen der Hofeigenthümer oder Anerben, 
Feſtſetzungen über die Abfindungen und über Leibzucht, vor der Ortsobrigkeit 
vorgenommen werden ſollen und dieſer letzteren dabei ein Recht zur Einwir— 
kung dahin zuſteht, daß die wegen Erhaltung der Güter beſtehenden Anord— 
nungen nicht überſchritten werden. In Hannover ſind desgleichen die land— 
tagsfähigen Lehngüter zufolge Geſetzes vom 13. April 1836 für untheilbar 
erklärt. 

3) Zufolge Geſetzes vom 30. Novbr. 1843. 

Auch in einigen thüringiſchen Staaten beſtehen Verordnungen fort, wo— 
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Gegenſtand im Großherzogthum Heſſen ſchwebt, hingegen 
ein Geſetzentwurf über Errichtung bäuerlicher Erbgüter im Kur— 
fürſtenthum Heſſen von der zweiten Kammer abgelehnt iſt, 
auch im Königreich Baiern die wiederholt berathenen Geſetze 
über Errichtung von Fideikommiſſen und bäuerlichen Erbgütern (ſo— 
viel bekannt) noch nicht erlaſſen ſind. 

Es iſt bereits oben darauf hingewieſen, daß die Geſchloſſen— 
heit und Untheilbarkeit der Grundſtücke, wie andere Beſchrän— 
kungen in der Verfügung über dieſelben, mit der Geſchloſſenheit 
und den Monopolien des Gewerbsweſens, — mit Zunft und 
Innungszwang, Realgewerbsberechtigungen, Zwangs- und Bann⸗ 
rechten, — in Verbindung und Wechſelbeziehung ſtehen. Im König- 
reich Hannover ſind bis jetzt (durch das Geſetz vom 17. April 
1852) nur diejenigen Bannrechte und ausſchließlichen Gewerbs— 
berechtigungen und zwar auf Provokation der Verpflichteten erſt 
wiederum für ablösbar erklärt, welche nicht einer Handwerkerzunft 
zuſtehen oder nicht auf beſonderen Konzeſſionen beruhen. 

Wo, wie in Hannover, nach der Befreiung der vormals 
eigenbehörigen und Meier-Güter von den gutsherrlichen Laſten 
und Abgaben und nach dem Uebergang derſelben in das Eigen— 
thum ihrer Beſitzer (zufolge Geſetzes vom 23. Juli 1833), die 
Aufſicht, Prüfung, Kontrolle und Genehmigung wegen der Zu— 
läſſigkeit von Abzweigungen, wegen der Art und Höhe der Leib— 
zucht und des Ausgedinges für den abtretenden Wirth, wegen Ab— 
findung und Ausſtattung der vom Hofe ausgeſchloſſenen Kinder 
reſp. Geſchwiſter, desgl. wegen Aufnahme von Schulden, wegen 
dieſer hauptſächlichſten Privatrechts- und Familienverhältniſſe fort⸗ 
dauert, iſt auch von einer perſönlichen Verfügungsfreiheit und 
Selbſtbeſtimmung der Bauern, mithin von der Emanzipation und 


" 


nach die Zertheilung der Höfe oder gehuften Ländereien von der Prüfung 
und Genehmigung der Regierungsbehörden abhängig iſt. Desgleichen beſteht 
auch in Holſtein und Schleswig Geſchloſſenheit der Höfe, ſodann nach einer 
Geſetzgebung aus dem Jahre 1808 im badiſchen Schwarzwald Geſchloſſenheit 
und beſchränkte Erbfolge bei gewiſſen Güterklaſſen. 
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Erhebung dieſer Volksklaſſe zur bürgerlichen Rechtsgleichheit mit 
anderen Staatsgenoſſen keine Rede, gleichviel, ob die Bevor— 
mundung wie früher vom Gutsherrn oder wie jetzt von den 
Staatspolizeibehörden ausgeübt wird. Derartige Beſchränkungen 
der allgemeinen bürgerlichen Rechte und Eingriffe in die Privat— 
und Familien-Verhältniſſe möchten in einem vollkommen freien 
Staate, z. B. in England nicht wohl denkbar, ſelbſt in Deutſch— 
land auf die höheren intelligenteren Klaſſen von Grundbeſitzern 
und in Preußen ſelbſt auf Bauergutsbeſitzer ſchon gegenwärtig 
nicht mehr anwendbar ſein, wo (ſeit dem Edikt vom 9. Oktober 
1807) zum Eigenthum verliehene Bauerhöfe oft auch in den Be— 
ſitz von ſolchen Perſonen übergehen, welche jenen Klaſſen an— 
gehören. Sie laſſen ſich deshalb gegen eine beſondere, nicht 
mehr, wie früher, ſcharf abgegrenzte Voksklaſſe allenfalls nur ſo 
lange aufrecht halten, als die Betheiligten ſelber ihre Zufrieden— 
heit damit bezeigen, als mithin die alte Sitte und ein traditio— 
nelles Rechtsbewußtſein bei dieſer Klaſſe von ſelbſt fortwirkt und 
ſich die Zuſtände des Landes nicht weſentlich verändern. Nach— 
dem die hiſtoriſchen Gründe und berechtigten reellen Intereſſen 
für die Konſervation der bäuerlichen Höfe hinſichtlich ihrer Un— 
theilbarkeit, der privilegirten Erbfolge in dieſelben u. ſ. w. mit 
der gleichmäßigen Grundbeſteuerung aller Güterklaſſen und mit 
der Ablöſung der gutsherrlichen Laſten weggefallen ſind, muß die 
bureaukratiſche Aufſicht und Kontrolle nothwendig in eine rein 
formelle äußerliche und deshalb in der That nutzloſe Beamten— 
thätigkeit aufgehen, welche nur der Vielregiererei Vorſchub leiſtet!). 
Dergleichen landespolizeiliche Beſchränkungen in landwirthſchaft— 
licher oder gewerblicher Beziehung (alſo auch Zünfte mit Exkluſiv— 
und Realgewerbsberechtigungen) werden nur noch als Proviſorien 
zu betrachten ſein, während eines gewiſſermaßen unfertigen und 
unreiferen Zuſtandes der geſellſchaftlichen und Verkehrs-Verhältniſſe. 

Eine bedingte Geſchloſſenheit, doch ohne privilegirte Erb— 


) Wie dies auch Stüve in feiner angeführten Schrift: Weſen und 
Verfaſſung der Landgemeinden ꝛc. S. 208 ff. anerkennt. 
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folge und gemäßigte Erbtaxen, ift im Königreich Sachſen für 
Güter jeder Art erſt wiederum 1843 dahin angeordnet, „daß 
von jedem Gute nur der dritte Theil, nach der Steuerquote be— 
rechnet, indeß nur einmal abgetrennt werden darf, während die 
übrigen zwei Drittel als unzertrennliches Ganze auf immer einen 
geſchloſſenen Beſitz bilden ſollen.“ Wenn in dieſem ſächſiſchen 
Geſetz „eine richtige Mitte zwiſchen Geſchloſſenheit und Theil— 
barkeit, ſowie ein Akt der politiſchen Selbſterhaltung des Staa— 
tes erblickt wird“), fo dürfte dagegen doch zu erwägen fein, 
1) daß es ſehr bedenklich erſcheinen kann, für alle Zeiten, ſogar 
ohne Rückſicht auf die ſo verſchiedenartigen lokalen Verhältniſſe 
im voraus beſtimmte allgemeine Normen und Schranken für die 
Kultur⸗, Produktions- und Ernährungsfähigkeit des Grund und 
Bodens, ſomit für die Entwicklung und den Fortſchritt der Gefell- 
ſchaft vorzuzeichnen; 2) daß ein ſolches Geſetz, ſelbſt vorüber— 
gehend nur da gerecht und möglich erſcheint, wo, wie in Sachſen, 
eine große Zahl walzender Grundſtücke (von Erb-, Wandel-, 
Kötter⸗Ländereien) exiſtirt, die nicht zu geſchloſſenen Höfen ge- 
hören, welche einestheils den Tagelöhnern oder Fabrikarbeitern, 
überhaupt den ärmeren Volksklaſſen, die Erwerbung eines eigenen 
kleinen Grundbeſitzes noch für lange Zeit offen halten, andern⸗ 
theils dem intelligenten ſtrebſamen Grundbeſitzer die Erweiterung 
ſeines Areals möglich machen; 3) daß daher auch dieſe Einrich— 
tung nur fo lange Beſtand haben kann, als dieſelbe in den Volks— 
ſitten, den Gewerbs- und Bevölkerungs-Verhältniſſen, wie im 
Bedürfniß der Geſellſchaft Anhalt und Stütze findet und ihnen 
entſpricht; 4) daß, wenn ein geſunder Zuſtand der Grundbeſitz⸗ 
und Vertheilungs-Verhältniſſe in angemeſſener Zahl große, mitt- 
lere und kleine Güter vorausſetzt und wenn es die Geſetzgebung 
einmal unternimmt, durch allgemeine poſitive und Normativ⸗ 
Beſtimmungen der Güterbewegung ihre gemeſſenen Bahnen vor— 


1) Vergl. des General-Sekretärs der landwirthſchaftlichen Vereine Sach⸗ 
ſens, Dr. Reuning, intereſſanten amtlichen Bericht, betreffend die Entwickelung 
der ſächſiſchen Landwirthſchaft in den Jahren 1845 — 1854. S. 31. 
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zuſchreiben, dieſelbe alsdann gleichzeitig auch der Zuſammen— 
ſchlagung mehrerer ſolchergeſtalt für geſchloſſen erklärter Beſitzungen 
unter ſich oder mit anderen vorbeugen müßte !); 5) daß jenes 
Geſetz doch wiederum nur eine erneute, etwas veränderte Auflage 
jener älteren kurſächſiſchen Verordnungen enthält, welche, im An— 
ſchluß an das Fundamental-Steuer-Kataſter von 1628, einerſeits 
im Intereſſe des Steuerfiskus, andererſeits in dem des Guts— 
und Gerichts- oder Lehnsherrn Abzweigungen, insbeſondere von 
den bäuerlichen Gütern über ein gewiſſes Maaß hinaus, zum 
Nachtheil ihrer Leiſtungsfähigkeit für Staat, Lehns- und Guts— 
herrſchaft unterſagten?); während im Königreich Sachſen die 
Ablöſung der gutsherrlichen Reallaſten, ebenſo des Lehnsverban— 
des und jedes gutsherrlichen Obereigenthums, in Folge Geſetzes 
vom 17. März 1832 (und vielleicht vermöge ſeiner gleichzeitigen 
muſterhaften Rentenbankeinrichtung am ſchnellſten) erfolgte, in— 
gleichen die Gleichmäßigkeit in der Beſteuerung alles Kulturlan— 
des ohne Unterſchied ausgeführt iſt. 


Am weiteſten unter allen Vorſchlägen der jüngſten Zeit be— 
züglich der Wiederherſtellung der aufgehobenen Beſchränkungen 
aus dem früheren Rechtsverhältniß des (bäuerlichen) Grundbeſitzes 
ging die Vorlage der Regierung im Kurfürſtenthum Heſſen— 
Kaſſel, welche von deſſen erſten Kammer mit ſo großer Zuſtim— 
mung aufgenommen, hingegen von deſſen zweiten Kammer (wie 
unlängſt die Zeitungen meldeten) abgelehnt iſt. Sie bezeichnet 
am entſchiedenſten die Anſchauung, Richtung und Grundſätze, von 
denen die Theorie dabei ausgeht, und worauf die folgerechte prak— 


1) Nur dann kann von einer inneren Konſequenz und einer, wenn auch 
verfehlten, doch gleichmeſſenden Geſetzgebung die Rede ſein, worauf auch 
Stüve a. a. O. S. 230 hinweiſt. 

2) Vergl. Pinder, das Provinzialrecht der preußiſchen, vormals königl. 
ſächſiſchen Landestheile. Th. I. S. 16. Th. II. S. 20 und die Allegate bei 
Lette und v. Rönne, die Landeskulturgeſetzgebung Preußens. Einl. S. LVII; 
desgl. Dönniges, die Landeskulturgeſetzgebung Preußens, im höheren Auf— 
trage ꝛc. herausgegeben. Berlin 1843. Bd. I. S. 111. 112. 

Lette, Vertheilung. 7 
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tiſche Ausführung des Syſtems einer Umkehr derjenigen Prin— 
zipien und Ergebniſſe hinführt, welche ſeit der zweiten Hälfte 
des 18ten und im 19ten Jahrhundert die deutſche Wiſſenſchaft 
erarbeitet und verkündet, und für welche bisher die Erfahrung 
entſcheiden zu ſollen geglaubt hatte. Deshalb iſt es von all— 
gemeinem Intereſſe, auch dieſe Vorlage, der Ablehnung ungeach— 
tet, näher zu betrachten. 

Deren weſentlichſte Beſtimmungen waren folgende: Es ſollte 
jeder Eigenthümer eines laudwirthſchaftlich benutzten Gutes von 
200 Kaſſeler (circa 183 preuß.) Morgen, und nach einem Amen— 
dement der erſten Kammer, jeder ländliche Grundeigenthümer ohne 
Rückſicht auf die Art und Größe ſeines Beſitzthums, berechtigt 
ſein, ſein Gut auf ewige Zeiten für untheilbar (geſchloſſen) zu 
erklären. Ueberdies aber ſollten alle Güter von 60 dergleichen 
Aeckern (etwa 55 preuß. Morgen), bis zu dieſem Maaße, ſchon 
unmittelbar vermöge des Geſetzes für geſchloſſen erklärt werden. 
Ueber die Perſon des Gutsnachfolgers unter den Erben ſollte 
zunächſt zwar der jedesmalige Beſitzer, doch nur nach Prüfung 
und Beſtätigung der Behörde, eventualiter ſollte über die Erb— 
folge und zwar immer nur eines Deſcendenten oder nächſten Ver— 
wandten das Geſetz nach der in ihm vorgeſchriebenen Erbfolge— 
ordnung entſcheiden. Verpfändungen wie Veräußerungen von 
Parzellen ſollten nur mit Genehmigung des Landrathsamtes und 
allein in Fällen nachgewieſener Nothwendigkeit oder überwiegender 
Nützlichkeit für die Erhaltung des Guts, auch nur bis zu einem 
gering beſtimmten Maaße geſtattet, ſelbſt zur Abtretung des Guts 
an den Nachfolger vor dem 60ſten Lebensjahre des Beſitzers der 
Konſens des Landrathsamtes erforderlich ſein; ferner die vom 
Gutsübernehmer zu entrichtenden Abfindungsſummen (einſchließlich 
des Auszugs und von Alimenten) niemals die Hälfte des Guts— 
werths nach Abzug der Schulden überſteigen, und die Abfindung 
der vom Gute ausgeſchloſſenen Deſcendenten für jeden niemals 
mehr als ein Drittel ſeiner Inteſtat-Erbportion vom wirklichen 
Gutswerth nach Abzug der Schulden betragen dürfen. 
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Durch dieſe geſetzlichen Anordnungen ſollte nicht blos „der 
Zerſplitterung des ländlichen Grundbeſitzes, wie der Abnahme des 
Wohlſtandes und der Kultur im Lande begegnet“, ſondern auch 
„dem Staate in der Befeſtigung und Herſtellung größerer und 
mittlerer Güter eine ſichere und feſtere Grundlage wiedergegeben 
werden.“ Inzwiſchen wurde dabei doch anerkannt, „daß der Tage— 
löhner mit Grundeigenthum immer noch beſſer daran ſei, als der 
ohne ein ſolches, und daß auch kleine Güter nothwendig und 
nützlich ſeien.“ 

Darüber freilich, daß kaum in einem andern deutſchen Lande 
der Fortſchritt der Landwirthſchaft, aber auch der Gewerbe und 
Induſtrie ſo gering, die Auswanderung beſonders auch unter den 
höheren und wohlhabenden Volksklaſſen ſo häufig, daß der Wohl— 
ſtand und die Befriedigung der geſellſchaftlichen Zuſtände über— 
haupt ſo zurückgeblieben und ſelbſt zurückgegangen iſt, ſcheint die 
allgemeine Meinung in und außer dem Kurfürſtenthum Heſſen— 
Kaſſel einverſtanden. Nur ſind dagegen die Anſichten über die 
Urſachen dieſer Erſcheinung getheilt. Von einer anderen Seite 
findet man ſie vielmehr in den bekannten Thatſachen der inneren 
Regierungsgeſchichte dieſes deutſchen Landes, welche einerſeits bis 
in das vorige Jahrhundert zurück, audererſeits bis auf die Gegen— 
wart herab führen. Schwerlich wird aber eine Abhülfe allſeits 
anerkannter Schäden und Nothſtände durch Maßregeln zu er— 
reichen ſein, welche der Güterbewegung neue Beſchränkungen auf— 
legen und durch Vinkulirung alles ländlichen Grundeigenthums 
mittelſt fideikommißartiger Inſtitutionen das Kapital, wie die 
Intelligenz und Betriebſamkeit von dieſem wichtigſten Theile des 
Nationalvermögens mehr und mehr entfernen müſſen, während 
die Erfahrung anderer Länder längſt erwieſen hat, daß der Fort— 
ſchritt hauptſächlich durch die Freiheit in der Verfügung, Kultur 
und Benutzung der Grundſtücke, — durch deren Befreiung von 
läſtigen Servituten in Vereinigung mit der zweckmäßigen Zuſam— 
menlegung der zerſtückelten und vermengten Parzellen, wie mit 
gleichzeitigen Meliorationen des Grund und Bodens durch Ent— 
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oder Bewäſſerung, Umſchaffung in Acker oder Wieſen u. ſ. w., 
wozu auch in Kurheſſen, zumal in den ſüdlichen Landestheilen, 
Veranlaſſung iſt, — ebenſo ferner aber auch durch die in Wechſel— 
beziehung mit der Landeskultur ſtehende freie Entwickelung des 
Gewerbsweſens bedingt iſt. In letzterer Beziehung entſcheidet 
die Vergleichung der Zuſtände ſelbſt der dem Fabrikbetriebe an— 
gehörigen Arbeiterbevölkerung Englands mit dem Handwerker— 
Proletariat in einzelnen induſtriell unentwickelten Theilen Deutſch— 
lands, zu welchen großentheils das Kurfürſtenthum Heſſen, ohne 
Gewerbefreiheit, gehört, zu Gunſten der erſteren, dies trotz oder 
vielmehr grade wegen der Innungen und Monopole ). Es iſt 
die Urſache des Handwerker-Proletariats, wie der Hemmniſſe im 
Aufſchwunge einer größeren Induſtrie vielmehr in der fortbeſtehen— 
den Unfreiheit und engen Abgrenzung auch dieſer Nahrungsgebiete 
und Erwerbsverhältniſſe des Volks nachgewieſen. Denn die 
Staatsgeſellſchaft iſt ein lebendiger Organismus, in welchem die 
Schäden an einem Gliede jedesmal auch auf die Geſundheit der 
übrigen nachtheilig zurückwirken. In Preußen ging die Aufhebung 
aller Gewerbsmonopole und Bannrechte, wie der Real-Gewerbs— 
berechtigungen (ſchon 1810 und 1811) der Entwickelung einer 
größeren Induſtrie längere Zeit voraus, und damit die Ablöſung 
der gutsherrlich-bäuerlichen Abhängigkeitsverhältniſſe, der Dienſte 
und Reallaſten, wie anderer Ausflüſſe des Feudalſtaats, insbeſon— 
dere auch die Aufhebung der Gemeinheiten und Servituten nebſt 
der damit verbundenen Zuſammenlegung der von jenen Feſſeln 
der Kultur und Benutzung befreiten Grundſtücke Hand in Hand. 
Alle dieſe Maßregeln der Befreiung waren in Preußen organiſch 
zuſammenhängende Beſtandtheile ein und derſelben (der ſogenann— 
ten Stein-Hardenberg'ſchen) Geſetzgebung, welche bereits 1807 
begann und deren Wechſelwirkung ihren günſtigen Einfluß auf 
den wachſenden Wohlſtand der Nation erſt vollſtändig ſicherte. 
Umgekehrt hatte die kurheſſiſche Regierung ſofort mit ihrer 

1) S. hierüber Hildebrand, die National-Oekonomie der Gegenwart und 
Zukunft. Bd. I. S. 174 186. 


— 


— 
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Wiedereinſetzung (1814) nichts Eiligeres zu thun, als die ganze 
fremdherrliche Geſetzgebung von 1807 — 1812 (doch ausſchließlich 
der Grundſteuern), insbeſondere die Freiheit der Gewerbe und 
des Grundbeſitzes zu beſeitigen und gleichzeitig alle früheren 
Rechtszuſtände wiederherzuſtellen. Erſt ſeit dem Jahre 1830 
mußte ſie ſich endlich zu Reformen entſchließen; dieſe betrafen jedoch 
nur eine partielle Befreiung des Grundeigenthums. Dagegen 
würde ein Geſetz nach dem neueſten Vorſchlage der Regierung zu 
Kaſſel keine geringere Wirkung gehabt haben, als die, daß ein 
großer Theil der mittleren (alſo vorzugsweiſe der bäuerlichen) 
Grundeigenthümer (alle von 55 preuß. Morgen und mehr Beſitz) 
in ſeinen wichtigſten Vermögens- und Familienverhältniſſen unter 
Staatsvormundſchaft (der Landrathsämter) geſtellt, und ſo poli— 
tiſch und bürgerlich in eine völlige Abhängigkeit von der Landes— 
polizeibehörde gebracht worden wäre. 

Von einem allerdings anderen Standpunkt, wie der kur— 
heſſiſche Geſetzvorſchlag, ging der im Königreich Baiern 
den Kammern im Jahre 1851 und wiederum 1854, neben einem 
Geſetzentwurf über die Neubildung von Familienfideikommiſſen, 
vorgelegte Entwurf eines Geſetzes zur Gründung landwirthſchaft— 
licher Erbgüter aus ). Derſelbe überläßt es wenigſtens jedem 
Eigenthümer eines Gutes (von 3 Gulden Steuerſimplum, etwa 
2400 Gulden Werth), daraus, unter gerichtlicher Beſtätigung, 
ein Erbgut zu bilden, welches dann aber auch nur mit Bewilli— 
gung des Gerichts, unter Umſtänden nur mit Zuſtimmung ſämmt— 
licher Anerben aus der vorhandenen nächſten Succeſſionsklaſſe, 
verpfändet, theilweiſe veräußert oder ausgetauſcht und mit beſtän— 
digen Laſten ſoll beſchwert werden dürfen. Danach ſoll ferner 
die Auswahl des Anerben aus der nächſt berufenen Klaſſe dem 


1) Dagegen iſt 1857 den bairiſchen Kammern ein anderer, der neuen 
Agrarverfaſſung entſprechenderer und die freie Kultur fördernder Geſetzentwurf 
über Zuſammenlegung (Konſolidation und Arrondirung) der vermengten und 
zerſtückelten Parzellen deſſelben Beſitzthums oder Eigenthümers zur Berathung 
vorgelegt, nur andererſeits mit zu beſchränkter Provokationsbefugniß. 
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Beſitzer verbleiben, ohne dieſe Wahl aber die im Gefet beſtimmte 
Erbfolgeordnung eintreten, die Abfindung der Miterben nur den 
ten Theil des ſchuldenfreien Erbgutswerthes betragen, außerdem 
indeß der Erbgutseigenthümer ſeinen Söhnen und Töchtern zur 
Ausſtattung, auch dem Vorgänger im Beſitz, deſſen Wittwe und 
minderjährigen Kindern nöthigenfalls zur Alimentation verpflichtet 
ſein. Ein zweites Geſetz will das nach der bairiſchen Verfaſſungs— 
Urkunde vom 26. Mai 1818 (Tit. V. § 4.) nur dem Adel zu⸗ 
ſtehende Recht zur Errichtung von Familienfideikommiſſen aus 
Grundvermögen auf alle Stände ausdehnen.) 


Das Inſtitut der ewigen Familienfideikommiſſe iſt nun aber 
nicht erſt von den Bewegungen der neueren Zeit verurtheilt. Es 
hatte daſſelbe bereits die Stimmen der gewichtigſten juriſtiſchen 
und national-ökonomiſchen Autoritäten einer früheren Epoche gegen 
ſich. Unter anderem verwarfen auch die Verfaſſer des Allgemei— 


1) Auch den Kammern des Großherzogthums Heſſen ſind im April 
1857 zwei Geſetzentwürfe vorgelegt über Errichtung a. von Familienfidei⸗ 
kommiſſen aus freiem Grundeigenthum (zum ſchuldenfreien Werth von 75000 
Gulden) und b. von landwirthſchaftlichen Erbgütern (entweder von 60 Nor⸗ 
malmorgen kultivirten Landes oder 15000 Gulden Werth, — ausſchließlich 
der Hofraithe, Gebäude und Waldungen), deren allgemeine Prinzipien ſich 
den bairiſchen anſchließen und hinſichtlich der Fideikommiſſe zum Theil mit 
der preußiſchen Geſetzgebung übereinſtimmen. Bei beiden Inſtituten ſollen 
dem Uebergeber oder deſſen Wittwe, den anderen Deſcendenten, reſp. Ge— 
ſchwiſtern, Alimentation, Ausſtattung, auch Abfindung, eventuell aus den 
Gutserträgniſſen bis zu einem verhältnißmäßig beſtimmten Maße derſelben, 
bei den Erbgütern ſelbſt der Pflichttheil aus dem Grundvermögen, dem An- 
erben aber wenigſtens die Hälfte des übrigen Werths zum voraus gewährt 
und bei der Succeſſion entfernter Klaſſen ein verſchieden normirter Theil des 
Gutswerths an die Erben herausgezahlt, bei beiden aber ſollen Abveräuße— 
rungen und Verpfändungen nur mit Zuſtimmung aller Betheiligten und An⸗ 
erben, event. in gewiſſen Fällen nach Entſcheidung des Gerichts, geſtattet 
werden. Die Aufhebung iſt beim Einverſtändniß aller Betheiligten zuläßig. 
— Jedoch wird auch ein Geſetz über Konſolidation (Zuſammenlegung) der 
Grundſtücke zur Zeit im Großherzogthum Heſſen ebenfalls berathen. 
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nen preußiſchen Landrechts daſſelbe !), „weil es den Güterverkehr 
in gleicher Weiſe feſſele, wie die Verwendung der Güter zur 
todten Hand, und weil die damit verbundenen Majorate, Mino— 
rate oder Primogenituren zu einer Anhäufung des Vermögens in 
der Hand eines Mitgliedes der Familie, das im Ueberfluß lebe, 
dagegen zur größten Unbilligkeit gegen alle übrigen Familien⸗ 
mitglieder führe, insbeſondere aber auch, weil darin eine große 
Anomalie liege, daß es in der Gewalt eines Menſchen ſtehen 
ſolle, über das Vermögen, welches er bei ſeinem Abſcheiden zu— 
rücklaſſen müſſe und worüber ihm der Tod jedes phyſiſche Ver— 
mögen zu disponiren benimmt, auf viele Jahrhunderte und Ge— 
ſchlechter hinaus Geſetze vorzuſchreiben.“ — Die Weisheit der 
engliſchen Geſetzgebung und Jurisprudenz ſuchte und fand ſchon 
früh vielfache Auskunftsmittel gegen ähnliche Familienſtiftungen, 
deren Anerkennung der engliſche Adel einſt Eduard J. vor länger 
als 500 Jahren abgedrungen hatte, dergleichen Inſtitute, wie ein 
großer engliſcher Juriſt (Blackſtone) ſagt: „in England gebrand— 
markt wurden als eine Quelle vieler Streitigkeiten und Uebel— 
ſtände, die dem gemeinen Rechte fremd ſeien und welche man 
deshalb ziemlich allgemein als ein auf dem ganzen Reiche laſten— 
des Uebel betrachtete.“ — Demgemäß iſt, wie bereits oben be— 
merkt, das Inſtitut der Fideikommiſſe auch in England durch die 
neuere Geſetzgebung unter Wilhelm IV. ausdrücklich aufgehoben 
und deren Errichtung für die Zukunft verboten. 

Aus Baiern, gleichwie auch aus beiden Heſſen, aus Wür— 
temberg und anderen ſüddeutſchen Staaten, in denen man jetzt 
darauf ausgeht, das Grundeigenthum, zur Begegnung der daſelbſt 
vorkommenden Dismembrationen und kleineren Neuanſiedelungen, 
wiederum zu vinkuliren, wird nichtsdeſtoweniger anerkannt, daß, 
wo nicht mächtigere (außer dem Bereich der Geſetzgebung lie— 


N) Vergl. unter anderem Suarez amtliche Vorträge bei der Schlußreviſion 
des Allg. Landrechts in v. Kamptz Jahrb. für preuß. Geſetzgebung ꝛc. Bd. 41. 
H. 81. S. 169. 
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gende) Verhältniſſe, wie z. B. anwachſende Bevölkerung, vers 
änderte Erwerbszuſtände u. ſ. w., die Theilung zur Folge haben 
und darauf hindrängen, die alte Sitte der Ueberlaſſungsverträge 
zwiſchen Eltern und Kindern in vielen Gegenden noch immer 
fortbeſteht und für die Erhaltung des Beſtandes der bäuerlichen 
Höfe und ihres Beſitzes in einer Hand wirkſam geblieben iſt, — 
grade ſo, wie in der preußiſchen Provinz Weſtphalen und in 
allen übrigen öſtlichen Provinzen des preußiſchen Staates. Der— 
gleichen Ueberlaſſungsverträge laſſen, gleich dem engliſchen Sub— 
ſtitutionsſyſtem, den Eltern die volle Freiheit, nach den jedes— 
maligen Bedürfniſſen des Gutes und der Familie über den An— 
nahmepreis des Hofes, die Ausſtattung, Abfindung, Alimentation 
oder Erziehung der übrigen Kinder, über Altentheil und Aus— 
gedinge u. ſ. w. die den fortſchreitend ſich verändernden Zeit— 
verhältniſſen entſprechendſten Anordnungen zu treffen. 

Schiene es wirklich nöthig, hier oder dort durch geſetzliche Be— 
ſtimmungen auf die Erhaltung von mittleren oder größeren Grund— 
beſitzungen hinzuwirken, ſo dürfte man dergleichen Beſtimmungen 
doch nicht, im Rückgriff auf die bis auf die Wurzeln und innerlichen 
Grundlagen beſeitigten Rechtszuſtände der Vergangenheit, auf die 
ihnen angehörigen Beſchränkungen des Grundeigenthums und der 
Perſon ſtützen. Will eine Geſetzgebung, welche einzelnen Uebelſtänden 
zu begegnen unternimmt, auf Wirkſamkeit und auf Dauer rechnen, ſo 
wird ſie vielmehr auf dieſelben Prinzipien zurückgehen und aus den— 
ſelben Quellen ſchöpfen müſſen, aus welchen die freie Agrarverfaſ— 
ſung des gegenwärtigen Jahrhunderts hervorgegangen iſt, woraus 
ſie ſich, trotz aller retrograden Bewegungen, fort und fort weiter 
ausgebildet hat. Denn erſt durch ſie iſt der Begriff des Eigen— 
thums in Beziehung auf Grund und Boden zur vollen Anerken— 
nung und Würdigung gelangt, indem ſie die Kommunitäten der 
Lehns⸗, Erbzins⸗, Erbpacht⸗, gutsherrlichen Laß- und ähnlicher 
gegenſeitiger Abhängigkeitsverhältniſſe, wie von ein- und wechſel— 
ſeitigen Servituten und Nutzungsgemeinſchaften (dieſen legalen 
Sozialismus des Mittelalters) beſeitigt und dabei der Perſon des 
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Eigenthümers die volle und freie Verfügung auch über Grund 
und Boden zurückgegeben hat. 

Deswegen iſt auch zu bezweifeln, daß Geſetze über die Aus— 
breitung des Fideikommiß-Inſtituts oder gar über Einrichtung 
landwirthſchaftlicher Erbgüter im Volke Wurzeln ſchlagen und 
feſten Boden gewinnen werden. Wo einmal (bemerkt auch Stüve) 
auf die hergebrachte und beſtehende freiere Bewegung im Grund— 
beſitz Gewicht gelegt wird ), kann eine Umkehr dieſes Zuſtandes 
nicht mehr in Frage kommen.) 

Man bezieht ſich in Süddeutſchland öfter auf das preu— 
ßiſche Geſetz über die bäuerliche Erbfolge in der Pro— 
vinz Weſtphalen vom 13. Juli 1836. Man kennt aber 
wohl nicht die ſchon bald nach ſeiner Publikation, in Folge zahl— 
reicher Beſchwerden des Bauernſtandes, wiederholter Bedenken der 
Gerichtshöfe der Provinz und vielfältiger Streitigkeiten in den 
bäuerlichen Familien gepflogenen mehrjährigen legislativen Ver— 
handlungen über die von keiner Seite bezweifelte Nothwendigkeit 
weſentlicher Modifikationen dieſes Geſetzes. 

In der Provinz Weſtphalen galt die Theilbarkeit des Bo— 
dens bereits ſeit 1808 ff., beziehungsweiſe in Folge der groß— 
herzoglich-bergiſchen und franzöſiſchen, wie der vormals königlich 
weſtphäliſchen Geſetzgebung und — im Regierungsbezirk Arus— 
berg — der heſſen-darmſtädtiſchen Gemeinheitstheilungs-Ord— 
nung vom 9. Juni 1808. Durch das Geſetz vom 13. Juli 
1836 ſollten nun alle Bauergüter, — Höfe, Kolonate, Kotten 
und andere für ſich beſtehende Ackernahrungen, — deren Sol— 
ſtätten im Jahre 1806 zu ſolchen bäuerlichen Beſitzungen gehör— 
ten, welche damals auf den Grund beſonderer Provinzialgeſetze, 
Statuten oder Gewohnheiten, nach einer vom gemeinen Recht 
abweichenden Succeſſionsordnung vererbt wurden, ſodann auch 


) Und (ift hinzuzufügen) wo das ganze gegenwärtige Staatsweſen und 
der bürgerliche Rechtszuſtand darauf gegründet iſt. 

2) Stüve, Weſen und Verfaſſung der Landgemeinden und des ländlich en 
Grundbeſitzes in Niederſachſen und Weſtphalen S. 210. 


andere bäuerliche Beſitzungen, deren Eigenthümer dieſelben in das 
desfalls anzufertigende Verzeichniß (die Matrikel) eintragen lie— 
ßen, ſoweit ein Eigenthümer, der eheliche Kinder am Leben hatte, 
nicht anderweit unter Lebenden oder von Todes wegen verfügte, — 
ſtets einem der Erben zugetheilt, dieſem auch die eine Hälfte des 
reinen Gutswerths nach einer näher vorgezeichneten gemäßigten 
Taxe (zum 20fachen Betrage des im Grundſteuerkataſter angeſetz— 
ten Reinertrages) zum voraus mit dem Hofe überlaſſen werden. 
Hatte aber ein Beſitzer keine eheliche Kinder am Leben, ſo ſollte 
derſelbe das nach Beſtimmung des Geſetzes übernommene Bauer— 
gut ohne Konſens der Miterben weder an einen Fremden ver— 
kaufen, noch über den Ankaufswerth mit neuen Schulden belaſten, 
noch endlich von Todes wegen darüber verfügen dürfen. Es ſtand 
ihm dann nur die Befugniß zu, das Gut jedem der Miterben 
gegen Uebernahme der mit demſelben übernommenen Verpflich— 
tungen anzubieten. Den Eltern und den noch nicht abgefundenen 
Miterben ſollte, ſoweit ſie deſſen bedurften, freie Wohnung, Be— 
köſtigung und Kleidung, ingleichen den Minorennen unentgeltliche 
Erziehung auf dem Gute gewährt werden. 

Es ging dies Geſetz kaum ſo weit, als die Entwürfe über 
die zu errichtenden landwirthſchaftlichen Erbgüter. 

Dennoch zeigte ſich alsbald die Unvereinbarkeit eines ſolchen 
Geſetzes mit den ſeit 1808 eingeführten neuen Rechts- und 
Lebensordnungen des weſtphäliſchen Bauernſtandes ). Daß bei dem 
inneren Widerſpruch zwiſchen den Grundprinzipien der letzteren 
und des erſteren die erneuerten Berathungen über eine den Ver— 
hältniſſen entſprechendere Modifikation der einzelnen Beſtimmun— 
gen des Geſetzes reſultatlos blieben, mußte im voraus einleuch— 
ten. Zu deſſen völliger Wiederaufhebung wollte man ſich aber 
nicht ſofort entſchließen. Vielfache Beſchwerden und Prozeſſe, 
welche den Frieden in den bäuerlichen Familien untergruben und 


1) Vergl. hierzu und über die neuen, dem Geſetz v. 1836 verwandten 
Anträge des preuß. Herrenhauſes, die Aeußerungen des preuß. Juſtizminiſters, 
S. 128. 129 ſtenogr. Ber. v. 1857 d. Herrenh. 
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ſelbſt den Vermögenszuſtänden derſelben gefährlich wurden, hatten 
dem Banernftande, wie den Gerichten das Geſetz dergeſtalt ver— 
leidet, daß es in Folge wiederholter Petitionen des erſteren auch 
auf den Provinziallandtagen zu denjenigen früheren Geſetzen ge— 
hörte, welche zuerſt dem Jahre 1848 erlagen, indem die Ver— 
ordnung vom 18. Dez. deſſelben J. dies Geſetz endlich ganz aufhob. 

Die Behauptung, „daß die freie Theilbarkeit und die oft 
gedachte Zerſplitterung des landwirthſchaftlichen Grundbeſitzes 
mit einem mäßigen Wohlſtande der Bevölkerung, wie mit einem 
hinreichenden landwirthſchaftlichen Betriebskapital und Viehſtand 
unvereinbar wäre, daß dabei Gemeinden und Familien verarmen 
und daß die Tragung der Laſten und Abgaben an den Staat 
und die Kommune gefährdet würde“), widerlegt unter anderem 
das Beiſpiel der baieriſchen Rheinpfalz). Während in 
Baiern dieſſeits des Rheins, neben Zünften und Innungen, ins— 
beſondere die auf der induſtriellen Entwickelung des Landes 
laſtenden Realgewerbsberechtigungen fortdauern, herrſcht dagegen 
in der baieriſchen Rheinpfalz ſchon lange völlige Gewerbe— 
und Erwerbsfreiheit. Daſelbſt (in zwei in der Anmerkung ge— 
nannten Kantonen) fallen bei einer Volkszahl von mehr als 
8000 Menſchen auf der Quadratmeile und einem Grundverthei— 
lungsverhältniß, das vielleicht bis zur äußerſten Grenze der 
Gütertheilung und des Kleinbeſitzes vorgeſchritten iſt, ſogar 62 pCt. 
der geſammten Einwohnerſchaft auf die ländliche Bevölkerung und 
davon nur ein ſehr kleiner Theil auf Geſinde oder Landbau— 
Tagelöhner ohne Grund- oder Hausbeſitz. Dabei beſitzen von 
den Grundeigenthümern 39 pCt. nur 1 Morgen 26 U Ruthen 
preußiſch, ferner 27 pCt. bis etwa 4 Morgen und weitere 22 pCt. 
von 4 bis etwa 13 Morgen. Bei der freieſten Bewegung im 


1) Siehe darüber die Motive zu den heſſiſchen Geſ.-Entw. 

2) Wir folgen hierbei den „Studien der ſüddeutſchen Landwirthſchaft 
von Dr. Rau, Speier 1852“, und der daſelbſt gegebenen ſorgfältigen Statiſtik 
über einige Kantone der baier. Rheinpfalz, — Frankenthal und Grünſtädt. 
Siehe dagegen weiter unten die Bem. über den Kreis Neidenburg in Oſt-Pr. 
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Grundbeſitz richtet fich deſſen Vertheilungsverhältniß lediglich nach 
dem Bedürfniß und der Beſchaffenheit des Bodens, — Gebirgs—, 
Hügelland oder Ebene. Mit Rückſicht hierauf ſtuft das mittlere 
Beſitzverhältniß von 4 zu einigen 20, hingegen im ſchlechten Ge— 
birge bis auf 60 preußiſche Morgen ab. Ungeachtet jener 
Grundvertheilung iſt nicht blos die Viehzahl, wie die Produktions— 
kraft des Grund und Bodens gewachſen, ſondern es wird auch 
ein ſehr bedeutender Theil der Produkte für den allgemeinen 
Markt erübrigt. Insbeſondere aber iſt ſelbſt die Steuerkraft der 
rheinbaieriſchen Pfalz im Vergleich mit den anderen und älteren 
baieriſchen Landestheilen eine erheblich größere. 

Wie anders und wie viel weniger glücklich würden ſich, 
zumal mit Rückſicht auf die große Bevölkerung, dieſe Zuſtände 
geſtaltet, wie viel ungünſtiger ſich beſonders die landwirthſchaft— 
lichen Kultur- und Anbauverhältniſſe ausgebildet haben, wenn die 
rheinbaieriſche Pfalz überall mit Fideikommißbeſitzungen und land— 
wirthſchaftlichen Erbgütern, mit bäuerlichen Majoraten oder Mi- 
noraten beſetzt und dazu noch die Anſäſſigmachung als Landwirth 
oder Gewerbtreibender oder als Tagelöhner von der vorgängigen 
Genehmigung einer Staats- oder Kommunal-Behörde und wenn 
folgeweiſe von deren Unterſuchung hätte abhängig gemacht werden 
ſollen, ob der Grundbeſitz zum Auskommen der Familie groß 
genug, ob für den neuen Handwerker und Gewerbtreibenden neben 
der Konkurrenz anderer bereits vorhandener Berufsgenoſſen ge— 
nügender Raum und eine hinreichende Zahl von Kunden und 
Konſumenten, ob für den Tagelöhner oder Fabrikarbeiter voll— 
ſtändige Gelegenheit zum Erwerbe und Verdienſt in den beſtehen— 
den Gutswirthſchaften oder Fabriken vorhanden wäre. Wie 
nachtheilig und hemmend würde es andererſeits auf den Betrieb 
der großen Gutswirthſchaften oder Fabrikunternehmungen zurück— 
wirken, wenn von deren Beſitzern unabhängige Staatspolizei⸗ 
behörden (nicht etwa jene Beſitzer ſelbſt in der Eigenſchaft als 
Guts- und Polizei-Obrigkeiten) unmittelbar oder mittelbar, — 
vermöge der ihnen zuſtehenden Konzeſſionirung von Dismembra— 
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tionen und Anſiedlungen oder des amtlichen Konſenſes zur Grün— 
dung eines eigenen Hausſtandes an dieſem oder jenem Orte, — 
über Zahl oder Beſchaffenheit der in den Landwirthſchaften und 
Fabriken zu beſchäftigenden Arbeiter nach amtlichem Ermeſſen zu 
beſtimmen hätten.!) 


Betrachten wir nunmehr die Grundvertheilungsverhältniſſe, 
ihre möglichen Urſachen und ihre Wirkungen, wie ihren Zuſammen— 


1) Das baieriſche Geſetz vom 1. Juli 1834 beſtimmt nämlich vier ver— 
ſchiedene Titel, auf welche hin die Anſäſſigmachung verlangt werden kann, 
1) einen beſtimmten Grundbeſitz, 2) eine Gewerbskonzeſſion, 3) den Beſitz 
eines realen oder radizirten Gewerbes, 4) einen durch Lohnverdienſt oder ſon— 
ſtiges Einkommen geſicherten Nahrungsſtand. Bei Anfäſſigmachungsgeſuchen 
auf die drei erſten Titel entſcheidet die Staatsbehörde auf Erinnerungen der 
Gemeinde, beim vierten Titel hat letztere meiſt ein abſolutes Veto und machen 
die Gemeinden davon oft einen ſehr harten, ihnen ſelbſt ſchädlichen Gebrauch. 
Auch von ſolchen, welche durch Geburt einer Gemeinde angehören, fordert 
das baieriſche Geſetz bei der Niederlaſſung als Landwirth den Beſitz eines 
Grundvermögens von mindeſtens einem Gulden Steuerſimplum (etwa 
1200 Gulden Werth), von auswärtigen Anziehenden 1½ Gulden (1800 Gulden 
Werth) und bei Ausländern von 2 Gulden Steuerſimplum (2400 Gulden 
Grundbeſitz etwa). Hingegen darf zufolge der preußiſchen Geſetzgebung 
(welche in dieſer Beziehung, ſoviel bekannt zu den liberalſten — daher gerech— 
teſten — gehört, nach dem Geſetz vom 31. Dezbr. 1842 — Geſetz-Sammlung 
1843. S. 5. —) „keinem ſelbſtſtändigen preußiſchen Unterthanen an dem 
Orte, wo er eine eigene Wohnung oder ein Unterkommen ſich ſelbſt zu ver— 
ſchaffen im Stande iſt, der Aufenthalt verweigert oder durch läſtige Bedin— 
gungen erſchwert werden.“ Auch ſteht die freie Theilbarkeit und Verfügung 
über das Grundeigenthum nach der Geſetzgebung von 1807 und 1811 im 
allgemeinen bis jetzt noch aufrecht. Das Geſetz vom 13. April 1841 erleichtert 
den Austauſch einzelner Parzellen von Gütern und ein neueres Geſetz vom 
3. März 1850 (für den ganzen Staat, mit Ausnahme der linksrheiniſchen Landes— 
theile) den Abverkauf kleiner Grundſtücke ſelbſt von Lehn- und Fideikommiß— 
Gütern. Nur durch das Ergänzungsgeſetz vom 24. Mai 1853 zum Geſetz betreffend 
die Zerſtückelung der Grundſtücke und die Gründung neuer Anſiedlungen 
vom 3. Januar 1845 für die 6 öſtlichen Provinzen, iſt (wie es 1845 nur 
für die Provinz Weſtphalen geſchehen war) die neue Anſiedlung durch die 
Beſtimmung erſchwert, „daß für den Fall des Aufbaues einer beſonderen 
Stelle, der Anſiedler, beim Widerſpruch der Ortsobrigkeit und Gemeinde, 
hinlängliches Vermögen zur Ausführung des Baues, wie zur Einrichtung der 
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hang mit Geſetzgebung und Volksleben in einzelnen deutſchen 
und preußiſchen Landestheilen, wo über die Zertheilung 
und Verkleinerung der Beſitzſtände von verſchiedenen Seiten be— 
ſonders geklagt iſt, wo bisher aber die Regierungen keine Abhülfs— 
maßregeln oder dergleichen doch jedenfalls nicht im Wege 
beſchränkender Geſetze für gerathen hielten, darunter 1) Würtem- 
berg und 2) einige thüringiſche Kreiſe und das Eichs— 
feld in der preußiſchen Provinz Sachſen. 

Die Verhältniſſe Alt-Würtembergs ſind gründlich und 
eingehend in mehreren Aufſätzen der tübinger Zeitſchrift für die 
geſammte Staatswiſſenſchaft geſchildert). Den engliſchen Zu— 
ſtänden entgegengeſetzt, hatte ſich daſelbſt der landſäſſige Adel 
ſchon ſeit drei Jahrhunderten vom Volke völlig getrennt, indem 
er ſich dem reichsunmittelbaren Adel anſchloß. Dagegen beſtand 
dort (wie in Alt-England) gefetzliche Freiheit zur Veräußerung 
und Theilung des Grund und Bodens rückſichtlich aller grund— 
eigenen, mit Zinſen nicht beſchwerten Güter ſchon ſeit dem 
16. Jahrhundert. Dieſelbe Freiheit war indeß vor länger als 
zwei Jahrhunderten auf Zinsgüter und bei der Begünſtigung 
einer Allodifikation der bäuerlichen Lehne ſchon im 18. Jahrhun⸗ 
dert auch auf dieſe ausgedehnt. Es fand mithin keine Geſchloſſen— 
heit der Höfe, überdies (römiſch — rechtliche) Gleichtheilung 
alles, auch des Grund-Vermögens unter den Kindern ſtatt. 
Zwar verboten ältere Landesordnungen und Exlaſſe (von 1567, 


Wirthſchaft nachweiſen ſolle;!“ — während ſich dies nach dem Geſetz vom 
3. Januar 1845 nur auf den Fall eines neuen Aufbaues in größerer Ent- 
fernung von bewohnten Orten oder ſonſt einer beſonderen Gefahr für die 
öffentliche und polizeiliche Sicherheit beſchränkte. Jene reaktionäre Beſtim⸗ 
mung möchte jedoch feiner Zeit ebenfalls wieder aus der preuß. 
Geſetzgebung zu entfernen ſein. 

1) Vergl. die Aufſätze von Profeſſor Fallati „Beiträge zu der Frage vom 
freien Verkehr mit Grund und Boden“ und von Profeſſor Helferich „Stu⸗ 
dien über die würtembergiſchen Agrarverhältniſſe“ in der Zeitſchrift für die 
geſammte Staatswiſſenſchaft, Jahrg. 1845 Bd. II. S. 319 ff. und 9. Jahrg. 
H. 1. und 2. S. 183 ff., ferner H. 3. und 4. S. 415 ff., endlich Jahrg. 10 
S. 123 ff., auch den Aufſatz im 12. Jahrg. von 1856. 


1610, 1735) den Amtleuten und Gerichten, bei Erbtheilungen 
eine Theilung von Häuſern und anderen Gütern zuzulaſſen, wenn 
eine ſolche mit Schaden geſchehen würde. Sitte und Leben waren 
jedoch mächtiger, als dieſe Verordnungen. 

Selbſt auf die Neu-Würtembergiſchen Gebiete hat 
ſich die Theilung und Verkleinerung der Grundbeſitzungen ſeit dem 
Fortſchreiten der Allodifikation bäuerlicher Lehne bei dem Au⸗ 
wachſen der Bevölkerung fortgepflanzt. Es erlagen hier (ſeit 1817) 
viele früher geſchloſſene größere Güter der, wie es ſcheint, in 
Würtemberg im Verhältniß zum ſtärkeren Begehr nach Grund— 
beſitz um fo ſtärker betriebenen Hofmetzgerei!). Dennoch war 


1) Die ſogenannte Hofſchlächterei wird in den in der vorigen Anmer— 
kung gedachten Aufſätzen ebenſo beſchrieben, wie fie eine Zeitlang in einigen 
öſtlichen Theilen Preußens vorkam. Zu vergl. Fallati, Jahrg. 1845. II. 
S. 328 und 353 mit Lette und v. Rönne, Landeskulturgeſetzgebung des 
preuß. Staates, Bd. II. Abth. I. S. 152. — Mit Recht nahm die preußiſche 
Regierung, wie auch die würtembergiſche Anſtand, den dort ſeit 1823, hier 
etwas ſpäter andrängenden Anträgen auf Wiedereinführung geſetzlicher Be— 
ſchränkungen der Theilbarkeit nachzugeben. Man beſchränkte ſich in Preußen, 
wie in Würtemberg, auf einige formelle Beſtimmungen zur Begegnung von 
Mißbräuchen und beſſeren Ordnung bei den Theilungen und neuen Anſied— 
lungen. Verträge über Zertheilung von Grundſtücken ſollen bei Strafe der 
Nichtigkeit a) in den 6 öſtlichen Provinzen Preußens nach dem durch das 
preußiſche Ergänzungsgeſetz vom 24. Mai 1853 wiederhergeſtellten Geſetze 
vom 3. Januar 1845 gerichtlich, b) in Würtemberg nach dem Geſetz vom 
23. Juni 1853 (wie ſelbſt alle Kauf- und Tauſch-Verträge von Grundſtücken) 
ſchriftlich errichtet werden. 

Gegen die jogenannte Güterſchlächterei oder Hofmetzgerei enthält das 
ſpätere preußiſche Ergänzungsgeſetz vom 24. Mai 1853 im §. 4. und in den 
ss. 6— 9. folgende nähere Beſtimmungen: 

§. 4. Die Aufnahme des Dismembrations-Vertrages darf erſt dann 
erfolgen, wenn der Veräußernde entweder: 
1) ſeinen Beſitztitel bereits in das Hypothekenbuch hat eintragen 
laſſen, oder 
2) ſchon ein Jahr lang ſich im Beſitz des Grundſtücks befindet 
und bei Aufnahme des Vertrages gleichzeitig die Berichtigung 
ſeines Beſitztitels beantragt. 
§. 6. Inſofern eine Zertheilung von Grundſtücken, eine Abzweigung 
einzelner Theile derſelben oder eine Abtrennung von Grund— 
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und iſt namentlich in Alt-Würtemberg jedem Grundbeſitzer (in 
gleicher Art wie dem Adel) geſtattet, ſeinen Grundbeſitz durch 
Fideikommiſſe oder durch gemeinrechtliche Subſtitutionen auf 


ſtücken, die Zubehör anderer ſind, im Wege des öffentlichen 
Aufgebots und der meiſtbietenden Verſteigerung ftatt- 
finden ſoll, darf ſie nicht eher vorgenommen werden, als bis 
den Vorſchriften (des §. 7. No. 1. oder §. 20. des Geſetzes vom 
3. Januar 1845 und §. 4. des Geſetzes vom 24. Februar 1850) 
wegen definitiver oder interimiſtiſcher Regulirung und Ber- 
theilung der öffentlichen, Sozietäts- und Gemeindelaſten auf die 
zu veräußernden Trennſtücke genügt iſt. 

Der dort angeordnete Regulirungsplan muß vor dem Beginn 
des Aufgebots- und Verſteigerungs-Verfahrens vorgeleſen und 
ſpäter ſich einfindenden Kaufluſtigen vor der Zulaſſung zu einem 
Gebot noch beſonders bekannt gemacht werden. 

§. 7. Auch müſſen bei einem ſolchen Ausgebots- und Verſtei⸗ 
gerungs-Geſchäft (8. 6.) vor dem Zuſchlage oder Vertrags» 
abſchluſſe ſtets Beſtimmungen über die Ablöſung, Vertheilung 
oder Uebernahme der auf den Grundſtücken haftenden Reallaſten 
und Renten in Gemäßheit des Geſetzes wegen Ablöſung der 
Reallaſten und Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen 
Verhältniſſe vom 2. März 1850 (S. 93.), desgleichen wegen 
etwaniger Hypothekenſchulden getroffen werden. 

8. 8. Bei dieſen Ausgebots- und Verſteigerungs-Verhand⸗ 
lungen (S. 6.) iſt jedesmal ein Richter zuzuziehen, und dieſer 
von Amtswegen verpflichtet, für die Befolgung der im 8. 6. 
Abſatz 2. und im §. 7. angeordneten Beſtimmungen zu ſorgen. 

§. 9. Wenn die vorſtehenden Beſtimmungen der SS. 6, 7. und 8. nicht 
befolgt worden, ſo iſt jeder Veräußerer mit einer Geldbuße 
bis zweihundert Thaler zu beſtrafen. Auch hat die Ortsbehörde 
die Verſteigerung zu verbieten, ſobald der Vorſchrift des §. 8. 
wegen Zuziehung eines Richters nicht genügt iſt. 

In derſelben Tendenz verbietet dagegen das würtembergiſche Geſetz vom 
23. Juni 1853 bei Geldſtrafe den Wiederverkauf von mehr als dem 4. Theile 
einer Fläche von 10 Morgen ohne Genehmigung der Kreisregierung vor 
Ablauf von 3 Jahren. — 

Indem ſich der Verfaſſer dieſer Schrift als urſprünglicher Autor 
jener FS. 6— 9. des preußiſchen Ergänzungsgeſetzes von 1853 (in Folge 
eines in der zweiten Kammer geftellten Amendements zum Regierungs- 
Entwurf) bekennt, bemerkt er aber, daß bei dem Amendement zugleich 
beabſichtigt wurde, alle anderen Beſtimmungen des neueren Geſetz⸗ 
Entwurfs zum Ergänzungsgeſetz zu beſeitigen. Uebrigens iſt auch das 
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3—4 Generationen hinaus zu binden, wovon jedoch niemals Ge— 
brauch gemacht worden iſt. 

Während nun in England ſchon von den letzten Decennien 
des vorigen Jahrhunderts an ein ungeheurer Abfluß der länd⸗ 
lichen Bevölkerung in die Städte, überhaupt zu der daſelbſt auch 
auf das Land hinausgezogenen Fabrikinduſtrie mit Aufgabe des 
kleinen ländlichen Grundeigenthums und der landwirthſchaftlichen 
Beſchäftigung ſtattfand, fehlt es, zufolge jener Schilderungen, in 
Würtemberg an einer großartigeren Induſtrie; ſtatt jenes Ab⸗ 
fluſſes ſtreben im Gegentheil ſelbſt die geringeren ſtädtiſchen 
Gewerbtreibenden nach kleinem ländlichen Grundbeſitz. Anerkannt 
wird übrigens, daß dennoch auch nach Aufhebung des Lehns— 
verbandes und der ſonſtigen Feſſeln des Grundeigenthums in den 
anderen zum Königreich Würtemberg ſpäter erworbenen Landes— 
theilen, eine im Volke tief eingewurzelte, fortherrſchende Sitte der 
Auftheilung des Grund und Bodens im Erbgange vielfach Wider— 
ſtand leiſtet. Der Bauer errichtet dort zwar ebenſo ſelten Teſta— 


Geſetz vom 3. Januar 1845 nur ſo lange nöthig, als es in den 6 öſtlichen 
Provinzen Preußens an der Ausführung der Verfaſſungsbeſtimmung wegen 
gleichmäßiger Vertheilung der Grundſteuern und an einer Gemeindeordnung 
fehlt. Siehe hierüber die Kritik des Dismembrationsgeſetzes in Lette und 
v. Rönne, die Landeskulturgeſetzgebung des preuß. Staates Bd. II. Abth. J. 
S. 153 ff. — In Preußen hat die Erfahrung gezeigt, daß dieſe Art von 
Spekulation, welche der Sprachgebrauch als Hofſchlächterei bezeichnet, in den— 
jenigen Gegenden von ſelber ein Ende nimmt und mißglückt, in welchen das 
Bedürfniß der Erwerbung von Grundſtücken und der Errichtung kleiner Grund— 
beſitzungen in der Bevölkerung befriedigt iſt; ſie kam überhaupt da am 
wenigſten vor, wo (wie z. B. im vormals ſächſiſchen und in dem zu Thü— 
ringen gehörigen Theile der Provinz Sachſen) durch eine bedeutende Zahl 
walzender Grundſtücke das Verlangen und Bedürfniß der kleinen Leute nach 
eigenem Grundbeſitz ſchon früher und fortgeſetzt leicht befriedigt werden konnte, 
während ſie da, wo ehemals nur geſchloſſener Hofbeſitz beſtand, wo der ländliche 
Arbeiter alſo keinen Grundbeſitz erwerben konnte, hingegen ſpäter, ſeit 181] all- 
mälig die Bevölkerung wuchs und nach eigenem Grundbeſitz verlangte, zwar 
zeitweiſe, im ganzen jedoch nicht ſo häufig, wie von Würtemberg angegeben 
wird, vorgekommen iſt. — Eben ſo oft ſind aber auch die Parzellen zu bereits 
beſtehenden größeren Gütern und bäuerlichen Höfen erworben und zugeſchlagen. 
Lette, Vertheilung. 8 
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mente, deſto häufiger aber Uebertragsverträge des ganzen Hofes 
an ein Kind unter Lebenden (eine Art antizipirter Erbtheilungs— 
verträge und dispositiones parentum inter liberos), wie dies in 
allen öſtlichen Provinzen des preußiſchen Staates auch nach den 
Jahren 1807 und 1811, ſeit mit völliger Aufhebung der Ge— 
ſchloſſenheit der Grundbeſitzungen die Theilbarkeit unter Lebenden 
und von Todeswegen geſtattet wurde, desgleichen in Weſtphalen, 
ſowie in vielen Theilen Baierns, im belgiſchen Flandern, ſogar 
in einigen Gegenden Frankreichs u. ſ. w. hergebracht iſt und noch 
geſchieht!). In Alt-Würtemberg ſoll dieſe Sitte durch die gleiche 
Naturaltheilung im Erbgange mehrentheils verdrängt ſein. 
Ungeachtet die Zuſtände der kleinen Eigenthümer Alt-Wür⸗ 
tembergs, der Schilderung zufolge, in neuerer Zeit ſehr ungün— 
ſtig waren, ſtellt ſich dies Land in Bezug auf ſeine landwirth— 
ſchaftliche Kultur doch den blühenden und vorgeſchrittenen Land— 
ſchaften Deutſchlands durchaus an die Seite. Von um ſo grö— 
ßerem Intereſſe iſt es deshalb, die nächſten Gründe der als ſo 
ungünſtig dargeſtellten Wirkungen der dortigen Grundvertheilung 
ins Auge zu faſſen, wie ſie erſt während der Friedensjahre und 
ſpäter auch hier und dort in Neu-Würtemberg ſeit der vorſchreitenden 
Entfeſſelung des Grundbeſitzes durch Aufhebung des Lehnsverbandes 
u. ſ. w. hervortraten. Dieſe Gründe waren im weſentlichen folgende: 
Es zeigte ſich bei der beſitzloſen Klaſſe ein ſtarker Begehr 
nach eigenem Grundbeſitz. Damit hob ſich der Preis ganz beſonders 
der kleinen Grundſtücke. Gleichzeitig war aber auch mit dem 
Zufluß der Kapitalien auf Grundbeſitz der Realkredit und mithin 
die Leichtigkeit der Erwerbung des kleinen Beſitzes in einem 
außerordentlichen Grade geſtiegen. Hauptſächlich aber hatte ſich 
die Bevölkerung ſeit 1817 um das Doppelte, in manchen Ort— 
ſchaften um das Dreifache vermehrt. Darauf aber entzogen ſich 
ſpäterhin wiederum die Kapitalien dem Grundbeſitz; es ſank der 


1) Siehe hierüber Rau a. a. O. S. 473, und Schwerz, landwirthſchaft⸗ 
liche Mittheilungen I. S. 185, desgl. oben S. 30. 
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Realkredit, wie der Werth der Grundſtücke ebenſo plötzlich, wäh— 
rend das Land mehrere Jahre hintereinander von Mißernten 
ſchwer heimgeſucht wurde. Nun folgten viele Subhaſtationen 
(Gantprozeſſe). Die geſtiegene Bevölkerung führte zu zahlreichen 
Auswanderungen. 

Offenbar kann man hiernach die Schuld der geſchilderten 
Uebelſtände keineswegs, und ſicherlich nicht vorzugsweiſe dem 
Grundvertheilungsverhältniß, — der fortgeſchrittenen Zertheilung 
und Verkleinerung der Grundbeſitzungen, — zur Laſt legen; man 
wird vielmehr umgekehrt dieſe letztere nur als eine Wirkung, be— 
ſonders von der in ſo hohem Grade vermehrten Bevölkerung 
betrachten müſſen. Ueberdies iſt ſpäter in der mehrgedachten 
tübinger Zeitſchrift ſelbſt“) bezeugt: „daß jene Zuſtände neuerlich 
einen überraſchenden Umſchwung zum Beſſeren erfahren haben.“ 
Dazu darf aber auch nicht unbemerkt bleiben, daß?) in Würtem— 
berg bisher keine Geſetze über Zuſammenlegung der ſehr zer— 
ſtückelten Grundſtücke und deren gehörige Zugänglichkeit erlaſſen 
find, ferner, daß, abgeſehen von der ſchon früher für ablösbar 
erklärten Schafhütungsgerechtigkeit, noch die gemeinſchaftliche Weide, 
wenigſtens mit Rindvieh (welche man dort als ein Recht der 
Gemeindekorporation betrachtet), dazu auch noch andere Weide— 
ſervituten und aus Dienſtbarkeits- und Zehntverhältniſſen hervor— 
gegangene Kulturbeſchränkungen fortdauern?), welche vielfach in 
einen Flurzwang auslaufen. „Nur ein ganz kleiner Theil unſeres 
Ackerfeldes genießt Kulturfreiheit“ (heißt es S. 1 der Erläu— 


1) Jahrg. 12. von 1856. S. 536 bei dem Aufſatz „über die Urſachen 
der in den Jahren 1850 — 1854 in Würtemberg hervorgetretenen Zerrüttung 
der bäuerlichen Kreditverhältuiſſe.“ 

2) Wie aus dem reichen Material entnommen wird, welches dem im 
amtlichen Auftrage von der königl. würtembergiſchen Centralſtelle für die 
Landwirthſchaft bearbeiteten Entwurfe eines Landeskulturgeſetzes (Stuttgart 
1855) beigegeben iſt. 

3) Ueber die jedoch neuerdings vorgelegten Geſetzentwürfe zur Servitut— 
befreiung u. ſ. w. ſteht die Berathung bevor. 

8 * 
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terungen zu dem in der Anmerkung gedachten Geſetzentwurf). 
Noch iſt der Behörde über jede Kulturveränderung zur Geneh— 
migung derſelben Anzeige zu machen; die Ausrhodung von Wald 
unterliegt der Entſcheidung der Forſtpolizeibehörde; Zehntäcker 
dürfen nicht mit Obſtbäumen bepflanzt werden u. ſ. w. Unter 
dieſen noch fortbeſteheuden Verhältniſſen greift aber erfahrungs— 
mäßig, bei zuläſſiger Theilbarkeit und ſchon von der älteren 
Agrareinrichtung her vorhandener Zerſtückelung der Grundſtücke, 
die Zertheilung und Verkleinerung der Grundbeſitzungen um ſo 
mehr Platz!). Die Kulturfreiheit iſt eine nothwendige Ergänzung 
der Verfügungsfreiheit über das Grundeigenthum. Was jene 
feſſelt, hemmt auch den Fortſchritt im Wohlſtande der Bevöl— 
kerung.) 


1) Uebrigens iſt es eine bekannte Thatſache (und wir überlaſſen, wie weit 
davon Anwendung auf Würtemberg zu machen ſei), daß in den Weinbau— 
diſtrikten, ſo z. B. auch an der preußiſchen Moſel die Noth periodiſch ſehr 
groß iſt; eine gute Ernte läßt Jahre auf ſich warten und deren Gewinn iſt 
dann oft im voraus ſchon einem Gläubiger oder dem Weinhändler verpfän— 
det. Die Menge von Arbeit, die der Weinbau fordert, verſchränkt dem klei— 
nen Weinbergsbeſitzer die Zeit zu anderer lohnender Nebenarbeit. Wo 
dagegen, wie an der Nahe, Acker- und Weinbau mit einander Hand in Hand 
gehen, ſtellt ſich das Verhältniß der kleinen Beſitzer viel günſtiger. In den 
Moſel-Gegenden, wo überdies Ackerland fehlt, iſt daher auch die Parzellirung 
alles kultivirbaren Landes bis auf Ya Morgen, ſelbſt bis auf Quadratruthen 
herunter zu Hauſe. Dabei findet auch dort eine häufigere Auswanderung ſtatt. 

2) Ein Korrelat beider iſt aber die allgemeine bürgerliche Freiheit, und 
dazu gehört Gewerbe-, Anſiedlungs- und Erwerbsfreiheit. Abgeſehen aber 
von verſchiedenen, auch in Würtemberg noch beſtehenden Beſchränkungen im 
Gewerbsweſen, ſoll ferner zufolge des revidirten würtembergiſchen Bürger- 
rechtsgeſetzes vom 4. Dez. 1833 jeder zum ſelbſtſtändigen Betriebe der Land 
wirthſchaft perſönlich befähigte Staatsbürger bei ſeiner Ueberſiedelung in eine 
andere Gemeinde je nach deren Größe 1000, 800 oder 600 Gulden Ver- 
mögen beſitzen, und es wird ſeitdem auch die Verheirathung aufs neue vom 
Nachweis eines genügenden Nahrungsſtandes und der nach den perſönlichen 
und örtlichen Verhältniſſen verſchiedenen Zulänglichkeit des Vermögens ab— 
hängig gemacht. Das neue Verehelichungsgeſetz vom 5. Mai 1852 verlangt 
von einem heirathsluſtigen Paare den Nachweis einer Vermögensſumme von 
wenigſtens 150, und in Gemeinden erſter und zweiter Klaſſe von 200 Gul- 
den. (Tübinger Zeitſchrift Bd. 9. H. 1. u. 2. von 1853. S. 187 189.) 
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Die Bedenken gegen die Anficht, „daß die Schuld der vor einigen 
Jahren (1850 —- 1854) bei den kleinen, bäuerlichen Grundbeſitzern 
beſonders Alt-Würtembergs herrſchenden Noth und Zerrüttung ihrer 
Kreditverhältniſſe der Zertheilung und Kleinheit des Grundeigen— 
thums zuzuſchreiben ſei“, erhalten noch ein größeres Gewicht durch 
eine Vergleichung jener oben erwähnten Zuſtände in Alt-Würtem— 
berg mit ähnlichen, ſchlimmeren, auch weit länger andauernden 
Zuſtänden in ſolchen Ländern, wo ein dem Alt-Würtembergiſchen 
völlig entgegengeſetztes Grundvertheilungsverhältniß, wo nament— 
lich ein Großbeſitz von tauſend und ſelbſt von einigen tauſend 
Morgen Fläche, und neben ihm weit überwiegend nur ein mitt— 
lerer und größerer Beſitz des Bauernſtandes vorherrſcht. 


Zu einer ſolchen Vergleichung bietet ſich vorzugsweiſe die 
Provinz Preußen an. 

Bei einem Areal von 1178 Meilen und einer Bevölkerung 
von gegenwärtig 2,604748 Seelen!) ſtellt ſich daſelbſt das Grund— 
vertheilungsverhältniß wie folgt, und enthält die Provinz?): 


5 
Güter in preuß. Morgen Flächeninhalt. S = 5 Ss 
= 3. E2 
5 GS 532 
Morgen. Morgen.] PCt. 
— a. 3875 von mehr als 600 pr. M. mit | 7, 6784781982 | 88,4 
— | b. 4230 zwiſchen 300 u. 600 -- 1.661453 393 | 83 
5 c. 83616 „230 u. 3000 = = | 9,830146| 118 49, 
& | d. 39975 Bu e 688134 17 | 35 
ee 55„ L, 118813] 2,69 0,6 
zuſ. 175917 abgeſonderte Beſitzungen. 19.977024 113,56|100,0 3) 


1) Vergl. Dieterici, Mittheilungen des ſtatiſtiſchen Bureau's. 1857. 
Nr. 6. S. 84. 

2) Siehe Schubert im Aufſatz im Archiv für Landeskunde der preuß. Mo— 
narchie Bd. 4. Ates Quartal S. 255 und Tabellen für den preuß. Staat 
de 1849 und 1852 Bd. V. S. 1028 ff. 

3) Nach den Ergebniſſen der 1837 angeordneten amtlichen ſtatiſtiſchen 
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Die Zahl der kleineren (bäuerlichen) Eigenthümer hat 
ſich ſeit der Geſetzgebung von 1807 und 1811 natürlich vermehrt, 
wenn dies auch, eingerechnet die vorher nicht eigenthümlichen 
(laſſitiſchen) bäuerlichen Höfe, hinſichtlich der Zahl der ſelbſtſtän— 
digen bäuerlichen Beſitzungen überhaupt nicht zutrifft, im Gegen— 
theil dieſe Zahl ſich eher nicht unerheblich vermindert haben mag. 
Die Provinz Preußen bietet inſofern eine ähnliche Erſcheinung 
dar, wie Alt-Würtemberg, als auch dort, ſoweit zuverläſſigere 
ſtatiſtiſche Erhebungen zurückgehen, ſeit dem Jahre 1819 bis zum 
Anfange des vierten Jahrzehents (bis 1843), innerhalb eines 
24jährigen Zeitraums, eine außerordentliche raſche Vermehrung 
der Land bewohner, um 53 PCt., gegen die der ſtädtiſchen Be— 
völkerung, letzterer nur um 27 pCt., alſo bei jenen eine doppelt 
ſo ſtarke, eingetreten war. Abgeſehen vom Produktenhandel der 
Seeſtädte (mit Getreide, Holz, Flachs) wie vom Schiffs- und 
Maſchinenbau, fehlt auch dort eine bedeutende Fabrik- Induſtrie 
überhaupt und auf dem Lande ganz und gar; denn ſelbſt die Lei— 
nen⸗ und Halbleinenweberei, die alleinige erheblichere Manufaktur 
in der Provinz, beſchäftigt in Preußen am wenigſten gewerbs— 
weiſe betriebene Stühle '), dagegen freilich am meiſten als Ne— 
benbeſchäftigung hauptſächlich der Landleute (Bauern, Tagelöh— 
ner, Dienſtboten), nämlich 113095), welche aber bekanntlich 
Erhebungen (ſ. die Beilage zum oben angeführten Aufſatz von Schneer im 
Archiv von Rau und Hanſſen) zählte die Provinz Preußen in ihren 4 Re⸗ 
gierungsbezirken 2077 Rittergüter, 71600 größere, mit 2 Pferden oder mehr 
bewirthſchaftete, und dagegen 23132 kleinere, mit geringerer Anſpannung 
verſehene bäuerliche Güter, und ausſchließlich des (kleinſten) Regierungsbezirks 
Danzig, für den die Angabe fehlt, nur 25385 kleine (Häusler- und Eigen⸗ 
käthner⸗) Beſitzungen. 

1) 1041, während in Poſen 1100, in Pommern 2173, dagegen in Bran⸗ 
denburg 6189, in Sachſen und Weſtphalen in jeder Provinz über 8000, und 
in Schleſien über 15000 beſchäftigt wurden. ſ. Tabellen des ſtatiſtiſchen Bu— 
reau's pro 1849. 

2) Während ſelbſt in Pommern nur 49377, in Poſen und Branden- 
burg, in jeder etwa 29000, in Weſtphalen 20266, in Schleſien und Sachſen, 
in jeder zwiſchen 9- und 10000, und in der Rheinprovinz 12498 Stühle 
als Nebenbeſchäftigung betrieben wurden. 
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nur als Füllarbeit im Winter und in ſolchen Perioden, wo feine 
Feld⸗ und anderen wirthſchaftlichen Arbeiten vorzunehmen ſind, 
von Werth iſt, übrigens beim Erwerb zum Lebensunterhalt kaum 
ins Gewicht fällt. Das unverhältnißmäßige Anwachſen der Land— 
bevölkerung hatte nun aber in Oſt- und Weſtpreußen eine faſt 
entgegengeſetzte Wirkung auf das Grundvertheilungsverhältniß, 
wie in Würtemberg. Statt des Ausſchlachtens (der Hofmetzgerei) 
der bäuerlichen Beſitzungen war ein Einſchlachten derſelben zur 
Tagesordnung geworden. Zu den lange nicht überwundenen 
Nachwirkungen der Kriege, der Durchmöärſche feindlicher und 
namentlich der franzöſiſchen Armeen, wie der Kantonirungen gro— 
ßer Heeresmaſſen (1807 und 1812), wodurch das Inventarium 
an Gebäuden, beſonders am Viehſtande “) und in Folge deſſen 
der Ackerbau furchtbar litten, kamen?) weit ſpäter noch andere 
„ungünſtige Verhältniſſe, außerordentlich niedrige Getreidepreiſe 
(welche in den zwanziger Jahren kaum die Produktionskoſten deck— 
ten) ?), dabei ſtockender Getreidehandel, ſowie Mangel an Be— 
triebskapital und Kredit.“ Sehr viele, in Folge der Agrargeſetz— 
gebung ſeit 1807 und 1811 in freies Eigenthum übergegangene 
Bauerhöfe ) wurden von den benachbarten größeren Gutsbeſitzern 
zu den geringſten Preiſen aufgekauft; auch ſpäterhin wurden 
wiederum noch die anfangs zerſplitterten Höfe in den vereinzelten 
Reſten als Pertinenzien größeren Gütern einverleibt. Bei einem 
großen Theile der bäuerlichen Familien trat ein bedrohlicher Zu— 
ſtand der Verarmung ein, während ſich vorzugsweiſe die Zahl 
der auf bäuerlichen Höfen eingemietheten ſogenannten Losleute 
in den Dörfern, die grundbeſitzloſe Klaſſe derjenigen ländlichen 
Bevölkerung vermehrte, welche nicht als Inſtleute, in Litthauen 


1) Vergl. unter anderem Ludwig Häußer, deutſche Geſchichte vom Tode 
Friedrichs des Großen bis zur Gründung des deutſchen Bundes. Th. III. 

2) Wie Profeſſor Schubert zu Königsberg i. Pr. aus ſeiner Landes— 
kenntniß und langjährigen, ſorgfältigen Beobachtung in dem oben gedachten 
Aufſatz berichtet. 

3) Damals nicht Mißjahre, wie in Würtemberg. 

) Berichtet Profeſſor Schubert a. a. O. 
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auch Gärtner genannt — als ſogenanntes Feldgeſinde — in einem 
beſtimmten Jahresdienſtverhältniß zu großen Gutsbeſitzern ſteht 
und in deren Behauſungen Wohnung und Unterkommen hat. 
Wirkten auf der einen Seite jene älteren und neueren Ka— 
lamitäten auf das Verſchwinden vieler kleiner (bäuerlicher) Güter 
nachtheilig ein, ſo hatten ſie auf der andern Seite und zwar nicht 
einmal ſofort nach den Jahren und Leiden der Kriege von 1807 
und 1813, ſondern über 10 Jahre ſpäter und, bis in die drei— 
ßiger Jahre hinein, in einem noch größeren Umfange zahlreiche 
Sequeſtrationen und Subhaſtationen, wie den Ruin ſehr vieler Groß— 
gutsbeſitzer und ihrer Familien zur Folge. „Der größte Theil 
der Gutsbeſitzer in Oſt- und Weſtpreußen !) war entweder in 
Armuth oder eine ihren nahen Ruin drohende Schuldenlaſt ver— 
ſetzt, die beim ſinkenden Ertrage und Werthe der Güter noch 
durch rückſtändig gebliebene Zinſen geſteigert und unerſchwinglich 
wurde. Durch die Güterſequeſtrationen und Subhaſtationen 
wurde der Zuſtand der Güter nur noch mehr verſchlimmert, die 
davon betroffenen Gutsbeſitzer aber ſowohl als ihre Gläubiger 
zu Grunde gerichtet. Auf dieſe Weiſe hatten viele Familien ihr 
altes Beſitzthum verloren und die übrigen ſahen einem gleichen 
Schickſal entgegen. Dieſe Lage der Gutsbeſitzer wirkte auch auf 
die landſchaftlichen Kreditinſtitute verderblich ein.“ Der Kata— 
ſtrophe von 1820 bis 1830 erlagen?) in der Provinz Preußen 
mindeſtens SO pCt. der Rittergutsbeſitzer. Dabei fielen die Hy— 
pothekenſchulden der zur Subhaſtation gekommenen Güter bis auf 
die Pfandbriefe aus (dergleichen ſtatutenmäßig in der Regel nur 
zur Hälfte, in Oſtpreußen jedoch zu % des übrigens nach mäßi— 


1) Heißt es in der den Landesunterſtützungsfonds für die Provinz Preu— 
ßen betreffenden Anlage III. S. 47, zum Bericht der Staatshaushalts-Kom— 
miſſion des preuß. Abgeordnetenhauſes, Druckſ. Nr. 193 von 1856/57. 

2) Nach dem Zeugniß des Berichts der Kommiſſion der 2. preuß. Kammer 
vom 8. Mai 1851 „über die Kreditverhältniſſe des ländlichen Grundbeſitzes“ 
und deren mit den Verhältniſſen dieſer Provinz wohlbekannten Referenten, 
des Abgeordneten Landraths v. Lavergne-Peguilhen. 
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gen Sätzen ermittelten Taxwerths bewilligt werden); ſelbſt meh— 
rere Millionen ausgefallener Pfandbriefe mußten von den land— 
ſchaftlichen Kreditinſtituten anderweit gedeckt werden. Der Kauf— 
preis der Güter war bis unter die Hälfte des landſchaftlichen 
Taxwerths herabgeſunken. Gleichwohl ſtand den Beſitzern damals 
beinahe noch ausſchließlich das preußiſche Kredit- und Pfandbriefs— 
ſyſtem zu Gebote ); überdies waren über 3 Millionen Thaler aus 
Staatsfonds zur Aufhülfe vorſchußweiſe hergegeben, ſpäter gro— 
ßentheils erlaſſen. 

Zur Vergleichung und in Gegenüberſtellung zu den oben 
beſprochenen Verhältniſſen des alt-würtembergiſchen Kleinbeſitzes 
iſt ferner anzuführen, daß in Alt-Vor- und Hinterpommern, wo 
der große (der Ritterguts-) Beſitz dergeſtalt vorherrſcht, daß den 
1636 Rittergütern, im Stettiner Regierungsbezirk über 56, im 
Kösliner Regierungsbezirk beinahe 69 pCt. des Grund und Bo— 
dens gehören ), es eine Zeit gab (wie neuerlich im preußiſchen 


1) Das revidirte oſtpreußiſche Landſchafts-Reglement vom 24. Dezember 
1808 erleichterte in mehrfacher Beziehung die Aufnahme von Gütern in den 
Kreditverband; es geſtattete bei Fideikommiß- und Lehn-Gütern die Beleihung 
ſelbſt der Revenuen mit Pfandbriefen, und indem es die Pfandbriefsfähigkeit 
auch auf köllmiſche und nicht adlige Güter bis zu 500 Thlr. Werth aus— 
dehnte, ſchloß es nur alle Güter aus, deren Hypothekenbuch bei ſtädtiſchen 
und anderen Untergerichten geführt wurde, damals die überwiegende Mehr— 
zahl aller bäuerlichen Grundbeſitzungen, welche zu jener Zeit ohnehin noch 
nicht Eigenthum ihrer Beſitzer waren. Der den Grundbeſitzern gleich nach 
dem Kriege von 180% gewährte, von 1813 ab mehrfach verlängerte General- 
Indult, welcher ſelbſt den oſt- und weſtpreußiſchen Landſchaften gegen ihre 
Schuldner bewilligt war und für die Beſitzer der Güter im weſentlichen erſt 
Ende 1822, für die Landſchaften erſt Ende 1832 aufhörte, kam meiſt doch 
auch nur den großen (den Ritterguts-) Beſitzern zu ſtatten, da ſich bei ihnen 
gleich nach Beendigung der Kriege großentheils noch das Eigenthum des 
ländlichen Grundbeſitzes befand. 

2) Vergl. die ſtatiſtiſchen Erhebungen von 1837 ff. in der Beilage zum 
Aufſatz von Schneer. In beiden Regierungsbezirken gab es außerdem 12546 
größere und 10037 kleinere Bauergüter, reſp. mit 2 Pferden oder mehr und 
mit geringerer Anſpannung, und neben dieſen 22583 bäuerlichen Ackernah— 
rungen nur 13228 kleine Häusler- und Büdnerbeſitzungen ohne Geſpann. 
Die ſpäteren ſtatiſtiſchen Tabellen von 1849 weiſen in beiden Regierungs— 
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Haufe der Abgeordneten verſichert wurde) ), in welcher von den 
etwa 1600 Rittergütern 1300 zur Subhaſtation ſtanden. Da— 
mals war überdies der Grundbeſitz der Rittergüter noch zahl— 
reicher als gegenwärtig durch Lehnsverhältniß und Lehnfolge, 
und außerdem faktiſch durch den Hypothekenverband von Pfand— 
briefen und anderen Schulden geſchloſſen. Dazu haben die Lehns— 
agnaten auf Grund einer alten (der ſogenannten Schweder'ſchen) 
Taxe aus der Mitte des vorigen Jahrhunderts (welche auf Grund 
der damals weitaus niedrigeren Getreidepreiſe angefertigt, ſeitdem 
und bis heute nicht revidirt und nicht berichtigt fortbeſteht) den 
Gutsgläubigern gegenüber das ſolchergeſtalt höchſt privilegirte 
Recht, die zur Subhaſtation geſtellten Güter aus dieſer für den 
geringen Preis jener Taxe an ſich zu kaufen. 

Und wenn, beſonders in Oſt- und Weſtpreußen, der Ruin 
vieler großer Grundbeſitzer und der wirthſchaftliche Verfall zahl— 
reicher großer Güter mehrentheils noch die, wenn auch weit ſpäter 
hervorgebrochene Nachwirkung des Krieges von 180% und des 
Durchzuges der franzöſiſchen Heere nach Rußland im Jahre 1812 
war, ſo gilt daſſelbe doch nicht von Schleſien. Doch mußte für 
die Provinz Schleſien (zufolge Verordnung vom 8. Juni 1835) 
ein beſonderes königl. Kredit- und Pfandbriefs-Inſtitut nebſt 
einem beſonderen Fonds zu Darlehnen gegründet werden, um, 
wie es in jener Verordnung heißt, „den drückenden Vermögens— 
verhältniſſen vieler ſchleſiſchen Gutsbeſitzer, insbeſondere den Nach— 
theilen Abhülfe zu ſchaffen, daß dieſelben ſchwer hinter den land— 
ſchaftlichen Pfandbriefen für die auf den Gütern haftenden Hy— 
pothekenſchulden, im Falle deren Aufkündigung, andere an deren 


bezirken (exel. Neuvorpommern) nach: a. Güter über 600 Morgen 1856, 


jedes durchſchnittlich zu 2748 Morgen, b. von 300 bis 600 Morgen 1159, 
jedes durchſchnittlich zu 400 Morgen, c. von 30 bis 300 Morgen 24427, 
ein jedes durchſchnittlich zu 112 Morgen, d. von 5 bis 30 Morgen nur 
22365, durchſchnittlich zu 14 Morgen, e. unter 5 Morgen nur 23193, durch 
ſchnittlich zu 2¼70 Morgen. 

1) Siehe Stenograph. Bericht aus dem preußiſchen Hauſe der Abgeord— 
neten über die 59ſte Sitzung vom 5. Mai 1857. S. 1041. 
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Stelle aufzunehmende Kapitalien, oder das zur vortheilhafteren 
Bewirthſchaftung ihrer Güter nothwendige Betriebskapital er— 
halten.“ 

Die obigen Beiſpiele werden genügen, um die Anſicht zu 
widerlegen, daß dergleichen Kalamitäten, daß Mangel an Kredit 
und Betriebskapital u. ſ. w. vorzugsweiſe den Kleinbeſitz treffen 
und eine Wirkung der Theilbarkeit ſeien. 

Wie nun aber beim Kleinbeſitz in Würtemberg ſchon 1856 
die ungünſtigen Zuſtände der Jahre 1850 — 1854 „einen über— 
raſchenden Umſchwung zum Beſſeren“ nahmen, ſo haben ſich auch 
die unglücklichen Verhältniſſe der Großguts-, wie der mittleren 
(bäuerlichen) Beſitzer in der Provinz Preußen, und der erſteren 
in den anderen oben gedachten Provinzen ſpäter wiederum 
günſtiger geſtaltet, obſchon einige Mißjahre und ausgedehntere 
Ueberſchwemmungen einzelner Landestheile nebſt deren Wirkungen 
dazwiſchen traten. Was insbeſondere die Rittergüter in der 
Provinz Preußen betrifft, ſo war deren Kaufpreis um das Jahr 
1845 wiederum um 50, 80, 100 pCt. und mitunter mehr und 
zwar über den vollen landſchaftlichen Taxwerth, nach manchen 
Angaben ſogar um 2 — 300 PCt. geſtiegen ). Ueber die ander— 
weiten ländlichen Zuſtände der Provinz Preußen nach 1846 be— 
merkt Profeſſor Schubert: „Der Bauer bleibt jetzt in der Regel 
taub gegen die verlockenden Anerbietungen zum Verkauf, er weiß 
ſich auf ſeinem Eigenthum zu behaupten und daſſelbe beſſer zu 


1) Bezeugt in dem vom Abgeordneten v. Lavergne-Peguilhen erſtatteten 
Kommiſſionsbericht der ten Kammer vom 8. Mai 1851 über die Kredit— 
verhältniſſe der ländlichen Grundbeſitzer. Auch giebt Profeſſor Schubert im 
Archiv für Landeskunde der preußiſchen Monarchie a. a. O. die Preisſteige— 
rung aller Güter, auch der bäuerlichen, in der Provinz Preußen ſeit 1846 
durchſchnittlich auf das doppelte an. Mindeſtens iſt auch eine ſolche Preis— 
ſteigerung während der letzten drei Decennien und zwar im allgemeinen in 
allen Provinzen anzunehmen, dies als die naturgemäße Folge der Ausfüh— 
rung der Agrargeſetze, insbeſondere der höheren und rationelleren Benutzung 
des von kulturſchädlichen und hemmenden Servituten und Gemeinheiten, von 
Frohndienſten, Zehnten u. ſ. w. befreiten Grund und Bodens. 
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ſchätzen.“ Am geringſten erfcheint auch ſeitdem die Vermehrung 
in der Klaſſe der Losleute und Ackerbau-Proletarier. Umgekehrt 
wächſt ſeitdem in der Provinz Preußen die ſtädtiſche Bevölkerung, 
und zwar im Jahresdurchſchnitt um mehr als ein, die ländliche 
hingegen nur um ein halbes pCt.) 

Wie in Würtemberg der früher ſo hoch geſtiegene ländliche 
Kredit und Gutswerth zum Ankauf kleiner Beſitzungen und Par⸗ 
zellen zu hohen Preiſen anreizte, ſo ſind bis vor kurzem, beſon— 
ders in den öſtlichen und mittleren Provinzen des preußiſchen 
Staates, ſehr viele Ritter- und andere große Güter mit einem 
Kapital erworben, das öfter wohl kaum den zehnten Theil des 
Kaufpreiſes und Gutswerths erreichte. Dabei iſt eine Zahl ſol— 
cher neuen Erwerber reich geworden, begünſtigt durch die Fort— 
ſchritte der Kultur, der Gewerbe und der Induſtrie, der Chauſ— 
ſeen und Eiſenbahnen, und durch die damit Hand in Hand gehende 
Steigerung der Grundwerthe innerhalb weniger Jahrzehnte um 
das Doppelte bis Dreifache; wogegen ein anderer Theil jedoch 
bei irgend erheblichen Kalamitäten zu Grunde gehen würde, was 
denn auch bei mehreren Großgutsbeſitzern ſchon bis jetzt bereits wirk— 
lich der Fall geweſen iſt. Hierüber ſpricht ſich unter anderem auch 
der mehrerwähnte Kommiſſionsbericht der Zten preußiſchen Kammer 
vom 8. Mai 1851 über die Kreditverhältniſſe der ländlichen 
Grundbeſitzer aus, indem darin bemerkt wird: „daß ſelbſt der (im 
Verhältniß zu den bäuerlichen Beſitzungen) geringere Zinsfuß bei 
Darlehnen auf Rittergütern oder auch auf ſolchen, jedoch größe— 
ren Landgütern, welche aber — in Ermangelung der vormals 
adligen Qualität — von der Aufnahme in die landſchaftlichen 
Kredit- und Pfandbriefsanſtalten ausgeſchloſſen ſind, weit entfernt 
ſei, dieſen Großgutsbeſitzern in den öſtlichen und mittleren Pro— 


1) Schubert a. a. O. S. 252 und 253. In Memel z. B. iſt die Be⸗ 
völkerung von 1852 — 55 am auffallendſten, — um 51,45 pCt. gewachſen. 
Dieterici, ſtatiſtiſche Mittheilungen von 1857. Nr. 6. S. 96; vielleicht aber 
jo auffallend doch nur durch Vereinigung einer Vorſtadt. Siehe Monats⸗ 
ſchrift f. D. Städteweſen. 1857. S. 731. 


125 


vinzen (mit Ausnahme der Provinz Sachſen!) einen Vortheil 
vor den Bauern zu gewähren. Denn in den öſtlichen und der 
Mehrzahl der mittleren Provinzen des preußiſchen Staats ſei ein 
nicht unerheblicher Theil ſolcher größeren Güter Gegenſtand der 
Spekulation und des Güterſchachers geworden, und bleibe deshalb 
durchſchnittlich nicht länger als 10 — 15 Jahre in derſelben 
Hand.“ Die Quelle der Verſchuldung findet der Kommiſſions— 
bericht ganz allgemein im Ankauf großer Güter ohne ausreichende 
Mittel. „Wo die Betriebskapitalien fehlen, bleibe auch der Vieh— 
ſtand und die Bodenkultur auf einer niedrigen Stufe. Während 
in den öſtlichen Provinzen die bäuerlichen Beſitzer unter dem 
hohen Zinsfuß und Wucher litten, kämpfe die Mehrzahl der gro— 
ßen Grundbeſitzer mit Ueberſchuldung bei ganz ungenügendem 
Betriebskapital?). So würden die Grundbeſitzer durch die Be— 


1) In der Provinz Sachſen beſteht übrigens kein Kredit- und Pfand— 
briefsſyſtem. 

2) Bei einer Anzahl großer Grundbeſitzer trifft dies allerdings zu. Der 
Mangel an zureichendem Betriebskapital wird aber unter den gegenwärtigen 
Beſitzverhältniſſen niemals vollſtändig beſeitigt werden, ſo lange noch die 
Hälfte und in Pommern faſt 3 des Areals zu dergleichen großen und dabei 
ſelbſtadminiſtrirten (nicht in einzelnen Höfen verpachteten) Gutswirthſchaften 
gehört, möchte man auch noch ſo viele ländliche Kreditanſtalten, Hypotheken— 
banken u. ſ. w. mit oder ohne Staatshülfe errichten. Denn es müßte ſich 
ein ganz immenſer Kapitalbeſitz in den Händen der Großgutsbeſitzer kon— 
zentriren, wenn derſelbe zur Kultur und Bewirthſchaftung ſo ausgedehnter 
Beſitzungen von einigen tauſend Morgen und mehr die fortlaufend erforder— 
lichen Betriebskapitale in genügendem Maße auch in Zukunft ſtets darbieten 
ſollte, zumal mit Rückſicht auf den — wie in England — ſtets ſteigenden 
rationelleren und intenſiveren Wirthſchaftsbetrieb, und die bei einem ſolchen 
inskünftige noch mehr und mehr wachſenden Anſprüche auf Betriebskapital. 
Die denkenden Landwirthe werden hiermit übereinſtimmen. In England 
wird dieſem Bedürfniß nur durch das Verpachtungsſyſtem entſprochen. Der 
theilweiſe rapide Beſitzwechſel bei vielen Ritter- und anderen großen Land— 
gütern der öſtlichen Provinzen (wie er bei den bäuerlichen und kleineren Gü— 
tern ſelten, in zahlreichen Dorfſchaften ſo gut wie gar nicht vorkommt) hat 
ſeinen Grund einerſeits allerdings im Mangel an Betriebs- und Meliorations— 
Kapitalien, andererſeits aber in dem mit der ſteigenden Intelligenz, Kenntniß 
und Betriebſamkeit der Landwirthe zunehmenden Bedürfniß ſolcher Ka— 
pitalien. In dieſer wachſenden Intelligenz und Induſtrie, in Verbindung 
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ſorgniß gedrückt und in ihren wirthſchaftlichen Unternehmungen 
gelähmt, daß eine Kapitalskündigung oder eine Mißernte oder 
ein unverhältnißmäßiges Sinken der Fruchtpreiſe fie dem Unter— 
gange entgegenführen müſſe. 


LE 


Die gleichen periodiſch ungünſtigen und periodiſch wiederum 
günſtigeren Erſcheinungen bei gleichwohl ſehr abweichenden Grund— 
vertheilungsverhältniſſen und ſehr verſchiedenen Urſachen beweiſen 
wohl unwiderleglich, daß es nicht der Kleinbeſitz und die Dis— 
membration iſt, welche (wie man ſogar behauptet, um die Er— 
weiterung des Fideikommiß-Inſtituts, wie die Einführung bäuer- 
licher Erbgüter zu motiviren) Verarmung von Familien und 


mit der durch die Geſetzgebung hergeſtellten freien Agrar -Verfaſſung, 
und nicht hauptſächlich in der Spekulation und im Güterſchacher liegt 
vielmehr auch die Urſache der in den letzten Decennien ſo ſehr geſtiegenen 
Güterpreiſe. Denn es iſt oft der Fall, daß ein intelligenter, betriebſamer 
und dabei mit hinreichendem Betriebskapital verſehener neuer Gutsbeſitzer 
den doppelten und dreifachen Kaufpreis an ſeinen Vorbeſitzer zahlt und den— 
noch auf demſelben Gute Vermögen erwirbt, auf welchem jener zu verarmen 
im Begriff war oder doch in fortwährenden Nöthen und Aengſten vegetirte. 
Inſoweit als der Beſitzwechſel, wie bisher häufig der Fall geweſen, auf 
ſolchen Gründen beruht, kann der Staat und das Gemeinweſen dabei 
nur gewinnen, weil dadurch devaſtirte oder doch mit unzureichendem In— 
ventarium verſehene, im gewöhnlichen Schlendrian bewirthſchaftete Güter 
aus den Händen halbbanquerutter oder doch vermögens- und energieloſer 
Beſitzer an andere übergehen, welche die geiſtigen und materiellen Mittel und 
Kräfte beſitzen, um die Güter auf eine höhere Stufe der Kultur zu heben 
und dem Grund und Boden einen größeren Ertrag abzugewinnen. Wo gün⸗ 
ſtigere Verhältniſſe obwalten, wie auch bei vielen Rittergütern und 
z. B. auch bei den (bäuerlichen) Kolonaten in Weſtphalen und vielen Bauer⸗ 
gütern in anderen Provinzen, bleibt deren Beſitz in den Familien. Dies 
wird in weit größerem Umfange dann der Fall fein, wenn die jetzt im ra⸗ 
piden Fortſchreiten begriffene rationellere Landwirthſchaft ſich mehr und mehr 
feſtſetzt, und wenn der Umfang der Güter dem reellen Vermögen und dem zu 
Gebote ſtehenden Betriebskapital ihrer Beſitzer mehr entſpricht. In England 
ſoll ein tüchtiger Pächter ſogar das Mehrfache der Jahrespacht, pro Aere 
(1,58 preuß. Morgen) 8 bis 15 Pfd. Sterl. (56 bis 105 Thlr.) an Betriebs⸗ 
kapital beſitzen (Rau, Volkswirthſchaftslehre 6. A. S. 463). 
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Gemeinden, Mangel an Inventarium und Betriebskapital noth- 
wendig zur Folge hätten. Möchte man bei dergleichen abſtrakten 
Behauptungen, wie ſie z. B. auch in den Motiven zu den Geſetz— 
entwürfen über bäuerliche Erbgüter und Fideikommiſſe in einigen 
ſüddeutſchen Staaten vorkommen, zuvor die ältere und neuere 
Geſchichte der ländlichen Verhältniſſe und die Statiſtik anderer 
deutſcher Landestheile vorurtheilsfrei ins Auge faſſen und zu ver— 
gleichen bemüht ſein. Denn ſo enthält z. B. der Kreis Neiden— 
burg (in Oſtpreußen) auf 29½ U Meile (etwa 640000 preußiſchen 
Morgen, darunter — ausſchließlich der Seen, wie von 39797 Mor— 
gen Wald und 39020 Morgen raumer Hütung und beſtändiger 
Weide — 342000 Morgen Acker und etwa 43000 Morgen 
Wieſen), 62 Rittergüter zuſammen mit 2394 kulmiſchen Hufen, 
zu 67 Morgen!), faſt der Hälfte alles Areals, mithin jedes Ritter— 
gut durchſchnittlich einen Beſitzſtand von 2586 preußiſchen Morgen 
oder?) an Beſitzungen a) von 600 Morgen und mehr - 66, 
b) von 300 — 600 Morgen = 114, c) von 30 —300 Morgen = 
2301, d) von 5—30 Morgen - 189, e) unter 5 Morgen — 
274. Dennoch kommen aber auf den landwirthſchaftlich benutzten 
Boden nur an Betriebsvieh ein Pferd auf 95 und ein Ochſe 
auf 55 Morgen, an Nutzvieh eine Kuh auf 78, ein Schaf auf 
11, eine Ziege auf 408 und ein Schwein auf 68 Morgen; 
dabei ſoll“) die Qualität des Viehes von der Art fein, daß bei 
der neueſten Mobilmachung (vor 1851) nur zwei Prozent der 
Pferde zum Militairdienſt brauchbar befunden wurden. Der 
Acker könne nur alle 18 Jahre einmal gedüngt werden, von Dün— 
gung der Wieſen ſei gar keine Rede. Dieſen Zuſtänden entſpreche 


1) Entnommen aus den dem Antrage Nr. 200. Druckſ. der II. Kam- 
mer vom 6. März 1854 (der ſogenannten Oppoſition) beigefügten ſtatiſtiſchen 
Nachweiſungen behufs Ueberſicht und gerechterer Anordnung der Vertretungs— 
verhältniſſe einerſeits der Rittergutsbeſitzer, und andererſeits der Bauern und 
Städte auf den Kreistagen. 

2) Nach den offiziellen ſtatiſtiſchen Tabellen von 1849 und 1852 V. S. 44. 

3) Zufolge des mehrerwähnten Berichts der Kommiſſion der II. Kammer 
vom 8. Mai 1851 über die ländlichen Kreditverhältniſſe. 
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die phyſiſche Entwickelung der Bewohner; in den Jahren 1847 
bis 1850 ſeien von der militairpflichtigen Mannſchaft durchſchnitt— 
lich 11½ Prozent dienſttauglich befunden worden. Und die Urſache 
dieſer, alſo doch bei überwiegenden Groß- und mittleren (bäuer— 
lichen) Beſitzungen gleichfalls vorkommenden ungünftigen Erſchei— 
nungen, freilich in einer Gegend, welcher die Chauſſeeverbindung 
mit Handelsplätzen fehlt, wird hauptſächlich im Mangel an Be— 
triebskapital gefunden.) 

Im Anſchluß an die obige Darſtellung und im Hinblick auf 
die gleichwohl ſo gründliche Behandlung der Frage in Bezug 
auf die Verhältniſſe Alt-Würtembergs in der tübinger Zeitſchrift, 
werden jedoch noch einige weitere Bemerkungen am Orte ſein. 

Wir glauben kaum, daß die kleinen Grundeigenthümer Wür- 
temberg's mit dem größeren Theile des grundbeſitzloſen ländlichen 
oder Fabrik-Proletariats in England, oder gar der kleinen Päch— 
ter in Irland, oder der gutsherrlichen Tagelöhner in Meck— 
lenburg tauſchen möchten. Das günſtigere oder ungünſtigere Schick— 
ſal des engliſchen Fabrikarbeiters hängt zwar nicht von Mißern— 
ten und den übermäßig ſteigenden und wiederum ebenſo ſinkenden 
Preiſen kleiner Grundſtücke, dagegen oft von den ſeiner Einſicht 
und Einwirkung noch weit mehr entzogenen Schwankungen des 
Welthandels und den Wandlungen in den Verhältniſſen der gro— 
ßen Induſtrie ab. Welche Wirkung würde in einem Lande, wo 
der Welthandel und die große Induſtrie fehlen, eine Beſchrän— 
kung der Theilbarkeit des Grundbeſitzes (die Herſtellung der Ge— 
ſchloſſenheit der Höfe, Gutsminima, beſchränkte Erbfolge u. ſ. w.) 
auf die größere, von der Erwerbung eigenen Grundbeſitzes aus— 


1) Vergl. hiermit S. 107 und 108 die Bemerkungen über einige Kan⸗ 
tone der baieriſchen Rheinpfalz, ſodann weiter unten über die preußiſche Rhein⸗ 
provinz und das Königreich Sachſen, in Beziehung auf letzteres die Zeitſchrift 
des ſtatiſtiſchen Bureau's zu Dresden. Jahrg. 1857. Nr. 1. 

Daraus wird man ſich denn wiederum überzeugen müſſen, daß der 
Mangel oder Ueberfluß an Inventarium und Betriebskapital nicht ein Attri⸗ 
but der einen oder anderen Beſitzthumsklaſſe, vom Groß- oder vom Kleinbeſitz, iſt. 
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geſchloſſene Maſſe der Bevölkerung haben? In demſelben Ver— 
hältniß, wie die Menge des kleinen getheilten Grundeigenthums 
größer iſt, iſt die Zahl der unangeſeſſenen Leute und Dienſtboten, 
für welche die Geſellſchaft doch auch Unterhalt und Nahrung zu 
ſchaffen hat, geringer. Soweit die Mittel dazu in der Gelegen— 
heit zur auskömmlichen Beſchäftigung in Fabriken oder auf gro— 
ßen Gütern, bei Landesmeliorationen, Bauten u. ſ. w. fehlen, 
trägt wenigſtens das kleine aufgetheilte Eigenthum zur Minde— 
rung von Armuth und Noth weſentlich bei, jedenfalls aber auch 
in einer weit wirkſameren, überdies vom ſittlichen Standpunkt 
aus vorzüglicheren und der Staatsgeſellſchaft willkommeneren 
Weiſe, als die öffentliche Armenſteuer. Dies beſonders in den 
Gegenden, wo langjährig hergebrachte Erwerbsverhältniſſe eine 
plötzliche Stockung und Umwandlung erleiden, und dagegen ver— 
änderte neue Nahrungsquellen noch nicht wieder erſchloſſen find ). 
Man müßte denn etwa noch zu draſtiſcheren Heilmitteln gegen 
die vermeintlichen Wirkungen der Parzellirung und des Klein— 
beſitzes greifen wollen, vielleicht etwa zur Verhinderung der Ehen 
durch Staatspolizeigeſetze, dabei jedoch auch — (eine noch ſchwie— 
rigere und unausführbarere Aufgabe) — der Konkubinate oder 
der außerehelichen Zeugungen und Geburten. Oder wollte man 
etwa ein Deportationsſyſtem der armen und überflüſſigen Be— 
völkerung zwangsweiſe anordnen? Weder für die eine, noch für 
die andere Maßregel würde man ſich, wenigſtens vom chriſt— 
lichen, ſittlichen oder allgemein menſchlichen Standpunkt aus, 
beſtimmen können. Billigerweiſe könnte von ſolchen Staatsheil— 
methoden auch nur dann die Rede ſein, wenn zuvor diejenigen, 
welche fie vorſchlügen, — getreu dem Fundamentalgrundſatz der 
Religion und der bürgerlichen Geſellſchaft: „was du nicht willſt, 
daß dir die Leute thun ſollen, das thue ihnen auch nicht“, — 


1) Vergl. hierüber die ſtatiſtiſchen und geſchichtlichen Unterſuchungen und 
die bezeugten Erfahrungen aus dem Königreich Hannover bei Stüve, Weſen 
und Verfaſſung der Landgemeinden ze. S. 147 u. 195; ferner: Audiganne: 
les populations ouvrieres ete. de la France, Paris. 1854. 1.95. 176 u. a. a. O. 

Lette, Vertheilung. 9 


130 


mit deren Anwendung auf ſich felber einverftanden wären und 
über dieſelbe in vorkommenden Fällen unter allen Staatsgenoſſen, 
gleichviel ob Armen oder Reichen, großen oder kleinen Leuten, 
das Loos entſcheiden laſſen wollten. Sodann ſcheint es weder 
ein beſonderes Glück, noch weniger ein Verdienſt der Bevölkerun— 
gen, wenn in ihnen die ſogenannten Zweikinder-Ehen allgemein 
herrſchende Sitte würden !), eingedenk des Lobes, welches einſt 
Tacitus den alten Deutſchen im Gegenſatz zu den unfittlichen 
Zuſtänden Roms ertheilt: „daß ſie es für ſchändlich hielten, der 
Erzeugung der Kinder in ihren Ehen mit bewußter Abſichtlichkeit 
eine Schranke zu ſetzen“?). Dagegen verdient allerdings die Sitte 
Auerkennung, wonach in der Regel die Ehen nicht in unreifen 
Jahren geſchloſſen werden ?). Und auch heutzutage wird unter 
anderem aus der preußiſchen Rheinprovinz bezeugt und kommt 
es überall da vor, wo das Volk bei fortgeſchrittener Bildung 
mit größerem Bewußtſein feine Lebens- und Erwerbsverhältniſſe 


) Was einſt Juſtus Möſer in dem Aufſatz über die Hollandgänger von 
den Heuerlingen ſagte, über deren Anſiedlung und Vermehrung, wie ſpäter 
über Mangel an Arbeitern und Dienſtboten die Stände geklagt hätten: „daß 
man ſie nicht nach Belieben in den Sack ſtecken und wieder herausholen 
könne“, gilt von der Bevölkerung überhaupt, über deren Wachſen und Ab— 
nehmen ein durch viele ineinandergreifende Momente beſtimmtes höheres 
Geſetz entſcheidet. Von den ſogenannten Zweikinder-Ehen, die in Frankreich, 
beſonders beim Bauern, oft vorkommen ſollen, wird mit einer gewiſſen Anprei— 
ſung und anerkennenden Hinweiſung öfter beim altenburgiſchen, auch beim 
weſtphäliſchen Bauernſtande, ſelbſt beim hohen Adel, bei Fideikommißbeſitzern 
u. ſ. w. geſprochen. Doch ſind die Geſetze der göttlichen Weltordnung und 
der ſittlichen Freiheit mächtiger, als kleinliche Maßregeln und Tendenzen der 
Menſchen. Nur zu weiterem Nachdenken ſoll hier bemerkt werden, daß die 
Bevölkerung auf der Quadratmeile während der letzten 30 Jahre ſich ver— 
mehrt hat in England um das Doppelte zu der von Preußen, und in Preu— 
ßen wieder um das Doppelte zu der von Frankreich. Dieterici, Mittheil. d. 
ſtat. Bür. Bd. 6. S. 146. 

2) Germ. 19. „numerum liberorum finire, flagitium habetur.“ Aus 
dem entgegengeſetzten Grundſatz, den ſchon ein Cato, aber am Ende des rö— 
miſchen Freiſtaats, bekannte, leitete Polybius den Verfall Griechenlands ab. 
Mommſen, röm. Geſch. III. 510. 

3) Germ. 20. 
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ordnet und etwas Eigenes zu erwerben nach der beſtehenden Ge— 
ſetzgebung Anreiz und Gelegenheit hat, — daß die Ehen ſpäter, 
nämlich erſt daun eingegangen werden, wenn bereits eine gewiſſe 
Grundlage für die Erhaltung einer Familie gewonnen iſt. In 
denjenigen Ländern dagegen, wo — ſei es vermöge rechtlich oder 
faktiſch geſchloſſener Großgutsbeſitzungen, oder in Folge fideikom— 
mißartiger Geſchloſſenheit der bäuerlichen und anderen Grund— 
beſitzungen, von Gewerbsmonopolen und ausſchließlichen Ge— 
werbs- und Realberechtigungen, oder von landespolizeilichen 
Verordnungen zur Verhinderung oder Erſchwerung der Anſied— 
lung, wie der Begründung eigener Hausſtände, — dem Knecht 
und Tagearbeiter die Ausſicht entzogen iſt, die Früchte von Fleiß 
und Sparſamkeit in einem eigenen Grundbeſitz oder ſonſt auf eine 
ner- oder Knechtsſtande herauszutreten, find einestheils frühe, 
oft auch leichtſinnige Ehen ), anderntheils unerlaubte außerehe— 
liche Vermiſchungen der Geſchlechter an der Tagesordnung.“) 

Alle Staatskunſt hat ihre Grenze in höheren Geſetzen der 
göttlichen Weltordnung. Dieſe Kunſt wird zur dauernden Siche— 
rung des Wohlbefindens, wie der geſunden ſittlichen und phyſi— 
ſchen Entwickelung der bürgerlichen Geſellſchaft und aller ihrer 
Glieder, wie gegen die perennirende Erzeugung und Fortpflan— 
zung des ſogenannten Ackerbau- oder Fabrikproletariats wohl 
niemals allgemein wirkſamere Mittel erfinden können, als (ab— 
geſehen vom guten Volksunterricht) die Anerkennung und Gewäh— 
rung zweier großen menſchlichen und bürgerlichen Grundrechte, 
deren Ausübung aber an keine vorgängige Unterſuchung und Kon— 
zeſſion, ſei es von Staats- oder Gemeindebehörden, geknüpft ſein 
ſollte, nämlich 1) allgemeine Erwerbsfreiheit, welche die Gewerbe— 

1) Wie, nach Juſtus Möſer, auch ſchon vor 100 Jahren bei den Heuer— 
leuten in Niederſachſen und Weſtphalen, die nur zur Miethe oder auf Pacht, 
nicht auf eigenem Beſitz wohnten, — im Gegenſatz zu den Beſitzern der 
Höfe; — die Heuerleute heiratheten oft ſchon mit 20 Jahren.; ſ. Juſtus 
Möſer, patriotiſche Phantaſien (1842). Th. I. S. 180. 

2) Wie in Mecklenburg, auch Baiern, nach den ſtatiſtiſchen Ergebniſſen. 

9# 
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freiheit, wie die Freizügigkeit und uneingeſchränkte Anſäſſigmachung 
jedes arbeitsfähigen Menſchen in ſich begreift, und 2) die jedem 
zuſtehende Befugniß, Grundſtücke zu erwerben, welche ohne 
freie Verfügung über den Grundbeſitz und ohne deſſen Theilbar— 
keit für die weniger vermögenden Volksklaſſen illuſoriſch bleibt. 

Noch beſtehen im weſentlichen dieſe beiden allgemeinen Grund— 
rechte im preußiſchen Staate und ſeit faſt 50 Jahren. 


Von dieſen generellen Bemerkungen wenden wir uns wiederum 
zur ſpezielleren Schilderung einiger Grundvertheilungsver— 
hältniſſe und zwar in preußiſchen Landestheilen, zunächſt 
in einigen thüringiſchen und in den drei zum Eichsfelde 
gehörigen Kreiſen Heiligenſtadt, Worbis und Mühlhauſen. 
Allerdings iſt hier die Grundvertheilung, bei der daſelbſt lange 
vor 1807 beſtandenen Theilbarkeit, auch in Folge der Unſitte 
einer gleichen Auftheilung der einzelnen Stücke unter die einzelnen 
Erben, in der That häufig zu einer Karrikatur ausgeartet.“) 

In dieſen, auch in einigen anderen Theilen Thüringens iſt 
(der Darſtellung zufolge) „die Naturaltheilung des bäuerlichen Grund— 
beſitzes bei den Erbtheilungen nicht etwa nach Werth und Schätzung, 
ſondern, ſo weit es irgend gehen will, die gleiche Auftheilung 
aller einzelnen zur Erbſchaft gehörigen Stücke in ebenſoviel Looſe 
der einzelnen Erben, durchgängige, ſogar nach Ausführung der 
Separation und Zuſammenlegung der Grundftüde?) fortbeſtehende 
Sitte. Ihr zufolge würden z. B. 50 Ackerſtücke des verſtorbenen 
Eigenthümers bei 4 Erben in 200 Stücke getheilt, ſobald nur 


1) Die Thatſachen werden aus den Darſtellungen in den Aufſätzen zweier 
mit den Landesverhältniſſen bekannter preußiſcher Beamten, des Regierungs- 
Aſſeſſors Wißmann „über die Zerſplitterung des bäuerlichen Grundbeſitzes 
und die Mittel zu deren Abhülfe“ und des Regierungsraths Beck „über das 
Eichsfeld und ſeine Bewohner“ im Zten Bande des Archivs für preußiſche 
Landeskunde (1856) entnommen. 

2) Gemäß der preuß. Gemeinheitstheilungs-Ordnung v. 7. Juni 1821. 
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noch deren Beſtellung möglich bleibe, zunächſt der Länge, und, 
wenn das nicht mehr geht, der Quere nach, wobei ſelbſt darauf 
nicht Rückſicht genommen werde, ob der einzelne Erbe ſeinen An— 
theil am Grund und Boden ſelber in Bewirthſchaftung nehmen 
kann und will, oder ob er entfernt vom Orte der Theilung wohnt, 
ein Fabrikbeſitzer, ein ſtädtiſcher Gewerbtreibende oder ein Staats— 
beamte iſt. Theilungen dieſer Art treffen ebenſowohl die ehe— 
maligen Hufengrundſtücke, wie die Wandeläcker, welche letzteren 
in dieſen Landestheilen überwiegend vorherrſchen.“ 

Faſt noch unglücklicher ſtellen ſich die Grundvertheilungs— 
verhältniſſe ſpeziell im Eichsfelde dar. 

„So iſt das Ackerland in der Heiligenſtädter Flur, im Gan— 
zen 6600 Morgen, unter 900 Intereſſenten dergeſtalt vertheilt, 
daß nur 15 Perſonen 2 Morgen und mehr beſitzen. Auch der 
größtentheils walzende Grundbeſitz iſt im ganzen Eichsfelde ſo 
zerſplittert, daß nicht ſelten Ackerwirthſchaften von 20— 30 Mor- 
gen in 150 — 200 Stücken auf einer halben Quadratmeile zer— 
ſtreut liegen; ſelbſt "is, 2, ſogar Yo Theil eines Morgens bil 
den ſelbſtſtändige Beſitzthümer. Eine Gemeinde, welche in frü— 
herer Zeit ein Rittergut mit 18 Hufen Land kaufte, vertheilte 
dies unter die Gemeindeglieder in Yıs Hufen; gegenwärtig be— 
jteht jede ſolche „is Hufe aus 16 bis einigen vierzig Stücken.“ 

Der erſte Aufſatz betrachtet dieſe Auftheilung des bäuerlichen 
Grundbeſitzes als den Urſprung und die eigentliche Quelle einer 
zunehmenden Armuth und proponirt als Mittel, um dieſe Quelle 
für immer zu verſtopfen, ein abſolutes Zwangsverbot jeder über 
ein gewiſſes Maß hinausgehenden Theilung bäuerlicher Stellen; 
er verlangt, daß dieſes Maß auf eine für die ſelbſtſtändige Er— 
nährung einer Familie hinreichende Beſitzung, und zwar auf ein 
Wirthſchafts-Minimum von allgemein 20 Morgen angenommen 
und dabei nur der Ueberreſt einer ſolchen 20 -Morgenſtelle der 
freien Verfügung und Theilbarkeit unterworfen bleiben dürfe. 

Dagegen bemerkt der andere Aufſatz über die Zuſtände im 
Eichsfelde, daß die Noth daſelbſt faſt ebenſo alt ſei, wie deſſen 
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Geſchichte und betrachtet als ein zuläſſiges und zugleich wirkſam— 
ſtes Mittel zur Verbeſſerung der dortigen Agrarverhältniſſe die 
(in mehreren Orten auch bereits bewirkte oder doch eingeleitete) 
Separation (die Servitutablöſung in Verbindung mit der Zu— 
ſammenlegung der Grundſtücke, der Verkoppelung oder Konſolida— 
tion, nach der Gemeinheitstheilungs-Ordnung vom 7. Juni 1821). 

Radikaler und abſoluter iſt freilich jenes erſte Mittel, in— 
ſofern auch leichter, als es dabei nur auf den Erlaß eines Ver— 
botsgeſetzes anzukommen ſcheint. Ob daſſelbe aber aus dem 
Standpunkte des Staatsmanns und Staatswirths zu empfehlen 
ſei, ob es überhaupt von Erfolg, und ob es ſelbſt mit allem 
Aufwande der zu Gebote ſtehenden polizeilichen Maßregeln und 
Exekutionsmittel auf die Dauer ausführbar ſein würde, iſt eine 
andere Frage. 

Es muß vielmehr bezweifelt werden, daß den geſchilderten 
mangelhaften Agrarzuſtänden durch Staatspolizeigeſetze abzuhelfen 
ſei, welche darauf ausgehen, die freie Bewegung und den Ver— 
kehr im Grundeigenthum zu beſchränken. 

Geht man den Urſachen dieſer Zuſtände nach, ſo möchte die 
Zertheilung der bäuerlichen Beſitzthümer nicht ſowohl als die 
Quelle, ſondern eher als eine Folge der von Alters her herr— 
ſchenden Nothſtände zu betrachten ſein. Im Eichsfelde namentlich 
lebt eine verhältnißmäßig ſehr dichte Bevölkerung in einem gro— 
ßentheils wenig fruchtbaren Ländchen, und der dritte Theil der 
erſteren von Spinnerei und Weberei, mithin von einem Nah— 
rungszweige, welcher in früherer Zeit blühte, ſpäter aus bekann— 
ten Gründen immer mehr zurückgeſunken iſt “). Die Bevölkerung 
erlag aber von alter Zeit her, bis zur Einrichtung einer eigends 
für die Eichsfeld'ſchen Kreiſe beſtimmten Ablöſungs- und Tilgungs— 
kaſſe im Jahre 1845, einer enormen Realbelaſtung mit qutsherr- 
lichen Abgaben, insbeſondere Prozent-Laudemien. Letztere traten 


1) Vergl. auch hierüber den Aufſatz im Zten Bande des Archivs für 
preußiſche Landeskunde: „Das Eichsfeld und ſeine Bewohner.“ 
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bei allen Veräußerungen, insbeſondere bei Verkäufen ein, und 
zehrten von einer Periode zur andern an dem Werth der Grund— 
ſtücke und dem Grundvermögen der Verpflichteten, deſſen Werth 
und Kaufpreis dadurch in längeren oder kürzeren Zeiträumen nicht 
blos einmal, ſondern wiederholt und immer von neuem der Be— 
völkerung entzogen wurde und in die Kaſſen der berechtigten Rit— 
tergutsbeſitzer oder der Kirchen und des Fiskus überging. Da 
Grund und Boden für ſich die übermäßigen Reallaſten oft nicht 
ertrug und abwarf, ſo mußten ſie zum Theil aus dem Arbeits— 
verdienſt im Gewerbe oder in anderen Nebenbeſchäftigungen, als 
Tagelöhnerei, Weberei u. ſ. w., alſo mit Zuhülfenahme der per— 
ſönlichen Arbeitskraft der Beſitzer aufgebracht werden, was nur 
bei Parzellirung und Kleinbeſitz möglich war und iſt. Dazu kam, 
daß beim Uebergang der Grundſtücke auf die Kinder bei der 
Erbtheilung in der Regel keine Laudemien zu entrichten ſind; 
daraus erklären ſich die Naturalauftheilungen im Erbgange. ') 
Die Vorſchläge, durch Verbotsgeſetze der Zerſplitterung des 
bäuerlichen Beſitzes entgegenzuwirken, ſind nicht neu. Selbſt die 
Geſetzgebung hat ſchon vielfach, unter faſt gleichen Verhältniſſen, 
wie ſie in einigen thüringiſchen Kreiſen und dem Eichsfelde vor— 
kommen, ihre Macht zur Verhinderung von dergleichen Zerſplit— 
terungen verſucht. Dies zu einer Zeit, als ihr noch ganz andere 
und ſehr reelle Motive und Intereſſen, welche in der früheren 
Geſellſchaftsverfaſſung, wie in den älteren Rechts- und Kultur— 
zuſtänden wurzelten, zur Seite ſtanden. So z. B. unterlagen 
die bäuerlichen Wirthe (Meier u. ſ. w.) im Bisthum Pader— 
born und der Abtei Corvey (in den jetzt zur preußiſchen Pro— 
vinz Weſtphalen gehörigen Kreiſen Warburg, Büren, Höxter und 


1) Nach Stüve, „Weſen und Verfaſſung der Landgemeinden in Nieder— 
ſachſen und Weſtphalen ꝛc.“ S. 212 beſteht in den angrenzenden hannöver— 
ſchen Landestheilen ein gleiches Grundvertheilungsverhältniß, und erklärt 
Stüve die auch hier übliche Auftheilung der Grundſtücke im Erbgange zum 
Theil ebenfalls aus der Größe der Laudemialabgabe in Veräußerungsfällen 
an Fremde. 
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Paderborn) gleich dem Eichsfelde einer enormen Belaſtung mit 
gutsherrlichen und anderen Realleiſtungen ). Inſoweit hatte ſich 
weder hier, noch im früher kurmainziſchen Fürſtenthum Eichsfeld 
das alte Sprüchwort bewährt, „daß unter dem Krummſtab gut 
wohnen ſei.“ Allein der Druck der Realbelaſtung und die da— 
durch entſtandene Armuth und Noth in dieſem, gleichwohl meiſt 
fruchtbaren paderborn'ſchen Lande, wo aber die Viehſtände, wie 
anderes bewegliche Vermögen, ſogar die Stubenöfen der Bauern 
den Juden für Darlehne verpfändet waren, bewog die preußiſche 
Regierung ſchon früher (1834 und 1836), auch für dieſen Lan⸗ 
destheil zu der damals noch ausnahmsweiſen Einrichtung einer 
beſonderen, lediglich für die vier paderborn'ſchen Kreiſe beſtimm— 
ten Ablöſungs- und Renten-Tilgungskaſſe zu ſchreiten. Mit der 
Armuth und Noth und grade in Veranlaſſung derſelben ging da— 
ſelbſt die größte Zerſplitterung der Beſitzthümer durch Theilung 
und Abverkauf, wie die wachſende Zahl der kleinen Kötter- ꝛc. 
Beſitzungen Hand in Hand. Dies trotz aller dagegen erlaſſenen 
Verbotsgeſetze. Denn ſchon die älteſte Polizeiordnung über das 
Meierweſen vom Jahre 1655 beſtimmte, „daß alle diejenigen 
bäuerlichen Wirthe, welche anderen mit Leibeigenthum verwandt 
oder ſonſt Erbmeierſchaft und Lehnſchaft an den Gütern haben, 
ihre Güter und Höfe zum Nachtheil der Guts- und Eigenthums— 
Herren und ohne deren Bewilligung weder zertheilen, noch ver— 
ſetzen, noch veräußern, ſondern ſelbige mit einem ihrer Kinder 
beſetzen und zuſammenhalten ſollen. Abfindung und Heirathsgeld 
der andern Kinder ſollte nur mit der Eigenthums- und Guts— 
herren Genehmigung beſtimmt werden dürfen.“ Auf die Be— 
ſchwerden der Landſtände über Verwirrungen in Pächten und 
Dienſten durch die Parzellirung wurden (1662, 1711, 1720, 


1) Vergl. über die dortigen Zuſtände S. 871 ff. u. 873 ff. Bd. II. 
Abth. I. desgl. S. LX ff. Einleit. Bd. I. des Werks von Lette und v. Rönne 
„Die Landeskulturgeſetzgebung“ und die dort allegirten Stellen aus Wigand, 
„Provinzialrecht des geiſtlichen Fürſtenthums Paderborn und der Abtei Cor- 
vey“ im geſchichtlichen Theile. 
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1726) in Bezug auf alle Kolonen ohne Ausnahme noch weit 
ſtrengere Verbote der Zerſplitterung und Veräußerung der Güter, 
ſoweit ſie hubige Gründe waren, wiederholt erlaſſen. Damit 
verband ſich überdies bei der Anlage der Steuerkataſter das lan— 
desherrliche Intereſſe; es wurde in dieſem öffentlichen Steuer— 
intereſſe ſogar die Reluition veräußerter Abſpliſſe bis zu einem 
beſtimmten Normaljahr zurück geſtattet.“) 

Aehnlich verhielt es ſich im Stifte Osnabrück, über deſſen 
ältere Verhältniſſe Juſtus Möſer ſchon im Jahre 1767 berichtet: 
„daß in Folge unzähliger Beſchwerden der Landſtände über die 
Zunahme der Neubauer der Biſchof Philipp Sigismund durch 
landesherrliche Verordnung zuletzt die Anſetzung eines neuen Hau— 
ſes bei Strafe von 10 Goldgulden verboten und ein Landtags— 
abſchied vom Jahre 1608 buchſtäblich befohlen hatte, „„daß auf 
den ganzen und halben Erben, wo vorhin zwei Feuerſtätten ge— 
weſen, nur die Sohlſtätte und Leibzucht geſtattet ſei, auf den 
Kotten, wo vorhin keine ſolche Feuerſtätte geweſen, auch keine 
neue errichtet und auf jeder Feuerſtätte nur eine Familie geduldet 
werden ſolle.““ Nachdem Verhältniſſe und Anſichten ſich geän— 
dert und der Edelmann und Bauer Geld gebrauchte, derſelbe 
auch die durch die Pachtungen der Heuerleute ſo hoch geſtiegenen 
Landpreiſe wohl zu würdigen gelernt hatte, finde man jene alte 
Verordnung lächerlich. Im vorigen Jahrhundert allein hätten 
ſich im Stift wohl über 4000 Neubauer niedergelaſſen und der 
unmäßige Preis der Ländereien ſei höher als irgendwo in Europa. 
Es ſei kein einziger ſogenannter größerer Haushalt im ganzen 
Stifte mehr, weil kein Pächter das Land ſo hoch bezahlen und 
kein Eigenthümer es ſo theuer nutzen könne, als die Heuerleute 
(die grundbeſitzloſen, zur Miethe wohnenden Arbeiterfamilien). 
Bei der Freiheit, die (unter der ſpäteren Territorialhoheit) im 
Lande herrſche, verheure der Eigenthümer der Ländereien nicht 


1) Vergl. die Landesordnungen in der Urkundenſammlung bei Wigand, 
„Provinzialrechte von Paderborn und Corvey“ Th. III. S. 21. 27. 28. 33. 
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blos fein Land, ſondern auch die freie, edle Luft unter einer mil- 
den Regierung und alle Vortheile der Freiheit.!) 

Im Paderborn'ſchen (wie im Eichsfelde) waren es die Noth— 
ſtände und der Druck der Reallaſten, welche zur Zertheilung der 
Grundbeſitzungen drängten; im Osnabrück'ſchen die Freiheit und 
das Wohlbefinden des Volks, wodurch die vermehrte Zahl von 
neuen Anſiedlungen hervorgerufen wurde. 

Dort, wie hier, unter ganz entgegengeſetzten Erwerbsbedingun— 
gen, ſiegte die Macht der Verhältniſſe über polizeiliche Verbots— 
geſetze. 


Eine Geſetzgebung aber, durch welche ein für allemal eine 
beſtimmte Grundfläche allgemein als Beſitz-Minimum vorgeſchrie— 
ben würde, hat, ſoviel bekannt, zu keiner Zeit und bei keinem 
Volke beſtanden. Die Gegengründe ſind unter anderem vom 
Profeſſor Helfrich in der Tübinger Zeitſchrift?) in jo klarer und 
gründlicher Weiſe entwickelt, daß es genügt, darauf hinzuweiſen. 
Das Ergebniß iſt dahin zuſammengefaßt: „der ganze Gedanke 
eines Minimums trage den Charakter eines kleinlichen und zwar 
rein polizeilichen Aushülfsmittels an ſich, ſo daß damit eine große 
bäuerliche Rechts- und Lebensordnung nicht begründet werden 
könne. Es könne unmöglich die wahre Aufgabe der Gegenwart 
ſein, an vorhandenen Schäden des ſozialen Körpers mit ſolchen 
kleinen Polizeimitteln fort und fort zu flicken, ſondern darauf 
komme es an, daß man eine neue Rechts- und Lebensordnung 
gründe, bei welcher man jedem die Einrichtung feiner Privat 
verhältniſſe frei überlaſſe und nicht zu einer polizeilichen Kontrole 
und Nachhülfe feine Zuflucht nehme". ?) 

Nicht eben glücklicher erfunden, als die oben erörterten 


) Juſtus Möſer, patriotiſche Phantaſien. Th. I. S. 181 ff. 

2) Jahrg. 9. S. 436 ff. im 2ten Artikel des Aufſatzes: „Studien über 
Würtembergs Agrarverhältniſſe.“ 

3) a. a. O. S. 446. 
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Vorſchläge, find die „Vorſchläge zur Beſchränkung der Par: 
zellirungen in Preußen“ 1). Der anonyme Verfaſſer ſcheint 
mit dem Geiſt, den Prinzipien und Wirkungen der preußiſchen 
Agrargeſetzgebung wohl vertraut, giebt alle Vortheile der Par— 
zellirungen und alle Nachtheile ihrer Beſchränkung zu; „weil 
es aber auch an Beiſpielen des Gegentheils nicht fehle“, über— 
raſcht er mit dem Vorſchlage: „die weitere Zertheilung der in 
jeder Gemeinde gegenwärtig vorhandenen ſpannfähigen bäuerlichen 
Höfe unter ein diſtriktweiſe feſtzuſtellendes Normalmaß von einer 
beſtimmten Morgenzahl, ohne Prüfung und Erlaubniß der Ver— 
waltungsbehörde und Anhörung der Gemeinde, zu unterſagen“; 
wobei die ſpeziellere Anwendung des Prinzips den Inſtruktionen 
der Behörden anheimgegeben werden ſoll. 

Es iſt von Intereſſe, die Prämiſſen dieſer Vorſchläge kennen zu 
lernen; ſie enthalten zugleich die beſte Widerlegung der letzteren. Die 
Broſchüre erkennt nämlich an: daß, je kleiner das Grundſtück (voraus— 
geſetzt, daß es noch kulturfähig), deſto größer ſein verhältnißmäßiger 
Kaufwerth ſei, daß das Prinzip der freien Verfügung über Grund 
und Boden ein Hauptgrund des Erblühens der preußiſchen Mo— 
narchie geweſen, daß es Prinzip jedes Staats ſein müſſe, die 
Freiheit des Einzelnen nicht weiter zu beſchränken, als das all— 
gemeine Wohl erfordere, daß von der Aufhebung jenes Prinzips 
der Freiheit nicht die Rede fein und daß dem Geiſt und Zweck 
der Edikte von 1807 und 1811 nicht entgegengetreten werden 
ſolle und dürfe; es ſtehe noch keine Gefahr bevor, daß Grund 
und Boden in lauter kleine Parzellen zerſplittert werden möchte; 
ferner ſei z. B. auch in Schleſien (aus welchem Landestheil und 
Hohenzollern einige Beiſpiele zu weit gegangener, reſp. fortſchrei— 
tender Zertheilungen vorzugsweiſe angeführt werden) die Natural— 
theilung ländlicher Güter in Folge der Erbtheilung noch gegen— 
wärtig entſchieden eine Ausnahme, vielmehr bildeten die — weiter 

1) In der anonymen, in der königlichen Geh. Oberhofbuchdruckerei bei 


Decker, Berlin 1857, erſchienenen Broſchüre: „Vorſchläge zur Beſchränkung 
der Parzellirungen in Preußen.“ 
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oben ihrem Weſen nach geſchilderten — Gutsüberlaſſungsverträge 
an einen Erben die Regel; ſelbſt dann, wenn ausnahmsweiſe der 
Beſitzer vor der Ueberlaſſung des Guts an eins der Kinder ſterbe, 
erfolge dennoch dieſe Ueberlaſſung an eins der Kinder nach der 
Taxe, und zwar an das durch Heirath am wohlhabendſten ge— 
wordene oder an das intelligenteſte, welches ſich am beſten im 
Hofe behaupten zu können vermeint. Es werde dabei nicht ein— 
mal bis auf den Pflichttheil der Miterben zurückgegangen; wenig— 
ſtens gehörten Anfechtungen ſolcher Dispoſitionen wegen Verletzung 
des Pflichttheils zu den ſeltenſten Ausnahmen. Unbedenklich er— 
ſcheine der Zuſtand, in welchem Arme, z. B. Häusler, Tage— 
löhner, Fabrikarbeiter ꝛc., eine kleine Parzelle Land beſäßen, 
wünſchenswerther, als der, in welchem ſie gar nichts beſitzen. 
Die Feſtſtellung von Gutsminima oder die Erlaubniß zur Dis— 
membration nur dann zu ertheilen, wenn das Trennſtück einer 
anderen Stelle wieder zugeſchrieben würde, erſcheine daher un— 
angemeſſen, weil man dadurch zwar neue Anſiedlungen verhin— 
dern, nicht aber die Beſitzloſen beſeitigen würde. Dismembratio— 
nen bei kleineren Nahrungen zu unterſagen, enthielte eine Dis— 
poſitionsbeſchränkung ohne Grund. Die Frage, wie groß oder 
von welcher Beſchaffenheit eine Stelle ſein müſſe, um ihren Be— 
ſitzer als ſelbſtſtändigen Ackerwirth zu ernähren, ſei im allgemei— 
nen nicht einmal für kleinere Diſtrikte, kaum für einzelne Ge— 
meinden zu beantworten. Es hänge dies von den ſpeziellen und 
individuellen Verhältniſſen des Beſitzers ab. Bei Etablirung 
eines ſolchen Grundſatzes werde man dahin gelangen, jede Dis— 
membration von der vorhergegangenen Unterſuchung ihrer Zweck— 
mäßigkeit abhängig zu machen, dadurch aber nicht nur eine un— 
leidliche Bevormundung einführen, ſondern auch der Willkür 
Thür und Thor öffnen. Weder könne dem Rittergutsbeſitzer un— 
terſagt werden, bäuerliche Grundſtücke zu erwerben, noch einem 
Bauergutsbeſitzer, ganz oder theilweiſe andere Bauer- oder Rit— 
tergüter zu kaufen. Selbſt eine Zuſchreibung ſolcher Erwerbungen 
zu anderen Gütern zu verhindern, würde mindeſtens ebenſoviel 
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Schaden als Nutzen ſtiften. Derartige Verbote würden die preit- 
ßiſche Geſetzgebung in ihren Grundprinzipien erſchüttern. Ver— 
ringere ſich durch ſolche Operationen auch die noch vorhandene 
Zahl der ſpannfähigen Güter, ſo entſtänden auf der anderen 
Seite auch wiederum durch Zukauf einzelner Grundſtücke zu grö— 
ßeren, noch nicht ſpannfähigen Beſitzungen neue ſpannfähige Gü— 
ter. Beſchränkungen der Theilbarkeit in Betreff der aus den 
Gemeinheitstheilungen hervorgegangenen Pläne würden von der 
wohlthätigen Separation zurückſchrecken.“ 

Dennoch gelangt, nach allen dieſen vollkommen zutreffenden 
Gründen gegen eine Beſchränkung der Theilbarkeit, der anonyme 
Verfaſſer zu einem entgegengeſetzten Vorſchlage; für dieſen hat 
er kein anderes Motiv anführen können, als: „die Erhaltung von 
ſo viel ſpannfähigen Gütern in einer ländlichen Gemeinde, als 
nöthig ſind, um den Verpflichtungen gegen die Gemeinde als 
Geſammtheit und gegen den Staat, bei Erbauung und Beſſerung 
von Wegen, Brücken Dämmen, Kirchen und Schulen u. ſ. w. 
genügen zu können;“ oder, wie es an einer anderen Stelle heißt: 
„um die wichtigſten Früchte (Getreide) zu erbauen, in Kriegs— 
zeiten dem Heere die nöthige Unterſtützung, oder auch um das 
Beſtehen der auf Handarbeit und Spatenkultur angewieſenen 
kleinen Beſitzer zu ſichern. Sie müßten verhindern, daß nicht 
die ganze ländliche Bevölkerung in Proletarier (?) ſich auflöſe.“ 

Die jetzt zufällig vorhandenen geſpannfähigen Bauerwirthe 
will alſo der Verfaſſer wieder, wie vor 1807, zu den Haupt— 
Trägern der Staats- und Kommunallaſten machen, gleichviel ob 
in der Gemeinde zufällig wenig oder viel ihrer Klaſſe vorhanden; 
er geht davon aus, daß gewiſſe Naturalleiſtungen an Staat und 
Gemeinde ihnen für immer allein obliegen, in dieſer Form auch 
für die Zukunft feſtgehalten werden; die Möglichkeit einer anderen 
Repartition, wie das Bedürfniß einer den gegenwärtigen Landes— 
verhältniſſen und Agrarrechtszuſtänden entſprechenden ländlichen 
Gemeindeordnung ſcheint außerhalb des Kreiſes ſeiner Vor— 
ſtellungen zu liegen, ſo oft auch ſonſt ſchon darauf hingewieſen 
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iſt!). Zu den Proletariern ſcheint der Verfaſſer in ländlichen 
Gemeinden alle zu zählen, welche nicht geſpannhaltende Bauer— 
wirthe (oder Rittergutsbeſitzer?) ſind. Daß aber nicht haupt— 
ſächlich der Bauer den Verdienſt und die Exiſtenz der Arbeiter— 
klaſſe ſichert, und daß die Geſellſchaft mit den nöthigen Lebens— 
mitteln auch noch von anderen Grundbeſitzern verſorgt wird, iſt 


1) Es wären über den Zuſammenhang der preuß. Agrargeſetzgebung 
mit der Reform des Gemeindeweſens ſelbſt ſchon die Motive zum Geſetz 
vom 3. Jauuar 1845 (ſ. Lette und v. Rönne, Landeskulturgeſetzgebung Th. II. 
Abth. I. S. 153 u. a. a. O.); außerdem aber die Motive zu den Vorſchlägen 
eines Geſetzentwurfs für eine ländliche Gemeindeordnung in den 6 öſtlichen 
Provinzen der preuß. Monarchie ꝛc. Berlin, bei G. Reimer 1854, einzuſehen 
und zu beachten geweſen. 

Wenn der anonyme Verfaſſer dieſer Vorſchläge nur die Verkleinerung 
und Zertheilung verbieten, hingegen die Konſolidation und Zuſammenſchla⸗ 
gung ſolcher geſpannfähiger Bauergüter (dieſer ſeiner Anſicht zufolge in Zu— 
kunft hauptſächlichſten Träger von Kommunal- und Spzietätslaften an Ge 
meinde, Kirche, Schule, ja ſelbſt von Kriegsleiſtungen und Vorſpannfuhren 
für den Staat u. ſ. w.) mit den Rittergütern geſtatten will, ſo hat er unter 
anderem auch nicht bedacht, daß in einzelnen Landestheilen, wo die Mitglieder 
von (bäuerlichen) Gemeinden als ſolche, provinziell verſchiedene Sozietätslaſten 
zu tragen haben, von denen die Rittergutsbeſitzer (zur Zeit wenigſtens noch 
immer) eximirt ſind, die übrigen nicht zu Rittergütern geſchlagenen geſpann⸗ 
fähigen Bauergüter ſtatt ſie zu konſerviren, ſehr bald, bei der wider Geiſt 
und Beſtimmung der Verfaſſung noch immer fortbeſtehenden Ungleichheit, 
reſp. der Exemtionen betreffs der Uebertragung öffentlicher und Sozietätslaſten, 
ruinirt werden würden, wie dies, auch ohne daß ſeine Vorſchläge ſchon reali— 
ſirt find, — theilweiſe ſchon gegenwärtig z. B. im Regierungsbezirk Brom- 
berg eintreten ſoll, wo nach anderen Angaben (vergl. dagegen S. 29 ff. und 
37 ff.) — in den letzten 10 Jahren 790 bäuerliche Güter (mit beinahe 
60000 preuß. Morgen) von den Rittergutsbeſitzern (durchſchnittlich der Mor⸗ 
gen für 20 Thlr.) ausgekauft und davon 620 dergl. bäuerliche Beſitzungen 
zu den Gutsvorwerken geſchlagen leingeſchlachtet), dagegen nur 297 Bauerhöfe 
(mit etwa 30000 Morgen) parzellirt (ausgeſchlachtet) ſein ſollen und manche 
Gemeinde ſchon gegenwärtig nicht mehr im Stande iſt, gewiſſe ihr obliegende 
Sozietätslaſten zu übertragen. Ohnehin gereicht es nicht zum Vortheil der 
Landeskultur, daß von den, in Folge des Ablöſungs- und Rentenbank-Geſetzes 
vom 2. März 1850 ſeitdem bis zum 1. April 1857 den zu bäuerlichen Ab⸗ 
gaben und Leiſtungen Berechtigten (meiſt Rittergutsbeſitzern) als Abfindung 
für dieſe Abgaben und Leiſtungen gewährten 74, 266923 Thlr. Rentenbriefen 
und reſp. Kapitalsentſchädigungen — (ſ. S. 192. 193 Bd. X. Hft. 2. der 
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eine bekannte Thatſache. Endlich leuchtet doch wohl ein, daß 
eine einzelne in der Freiheit über ihr Grundeigenthum beſchränkte 
und zum hauptſächlichen Träger der Naturalleiſtungen an Staat, 
Gemeinde, Kirche und Schule ausgewählte Klaſſe von Grund— 
beſitzern (zumal ohne entſprechende politiſche und andere Vor— 
rechte), um ſo ſchneller durch den (nicht gehinderten) Auskauf und 
das Zuſammenſchlagen ihrer Beſitzungen mit Ritter- und anderen 
größeren Gütern verſchwinden würde, ſobald ihre Beſitzungen 
durch die Unfreiheit in der Verfügung über die Subſtanz und 
wegen der Einwirkung von Adminiſtrationsbehörden, wie durch die 
ſpezifiſche Belaſtung — den Ritter- und den anderen größeren 
oder kleineren Gütern gegenüber — denen das Recht der freien 
Verfügung und die Befugniß zur Konſolidation unverſchränkt 
bleibt, — entwerthet worden ſind, da jeder Güterwerth ſtets nur 
ein durch den gegenſeitigen Verkehr bedingter — ein relativer — iſt. 

Der anonyme Verfaſſer der Vorſchläge erkennt es ſelbſt, daß 
ſich in den verſchiedenen Gegenden deſſelben Landestheils, der 
einzelnen Provinzen, Kreiſe, ſelbſt Amtsbezirke und Kantone, 
ſogar in ein und derſelben Ortsflur, die Produktionsfähigkeit und 
der Ertrag eines zum geſicherten Auskommen der bäuerlichen 
Familie (oder zur Bearbeitung mit zwei Pferden) ausreichenden 
Areals ſehr verſchieden beſtimmt. Deſſen Maß und Umfang iſt 
ebenſo verſchieden, wie die Faktoren, welche beim Ertrage und 
Werthe der Bodenprodukte mitwirken. Dabei entſcheidet bald die 
Qualität des Bodens, die leichtere oder ſchwerere Beſtellarbeit 


vom Reviſions-Kollegium herausgegebenen Zeitſchrift für die Landeskultur— 
geſetzgebung der preußiſchen Staaten) — ein nicht geringer Theil zum Aus— 
kaufen von Bauern (zum Einſchlachten von bäuerlichen Beſitzungen) und ſo— 
mit zur Vergrößerung des Areals der Rittergüter verwendet worden iſt. 
Zum Beſten des Gemeinweſens gereicht vielmehr die Entbürdung der Güter 
von Hypothekenſchulden, die Verbeſſerung der Subſtanz und des Inventa— 
riums, und die Anſammlung von Betriebskapitalien behufs intenſiverer Be— 
wirthſchaftung. Der Vorſchlag des anonymen Verfaſſers würde jener für 
das Allgemeine nicht erwünſchten Art der Anlegung von Abfindungskapitalien 
nur Vorſchub leiſten. 
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und das danach abzumeſſende Bedürfniß an Geſinde und Zug— 
vieh, bald die Art und Intenſivität der Kultur, Korn- oder Han— 
delsgewächsbau und Gärtnerei oder Viehzüchterei und Weide— 
wirthſchaft u. ſ. w., bald die Nähe oder Entfernung von Städten 
und Marktorten, wie andere ſich darbietende Gelegenheiten zur 
Verwerthung theils feinerer, theils gewöhnlicher Konſumtions— 
artikel, nicht minder die Entſtehung von Fabriken, Bergwerken 
und Hütten und der hierdurch dargebotene Nebenverdienſt mit den 
bei der Landwirthſchaft periodiſch entbehrlicheren Geſpannvieh— 
oder Menſchenkräften. 

Wie die Agrikultur nur ein, wenn auch wichtigſtes Glied im 
geſammten Organismus des Volkslebens, immer aber nur ein 
lebendiger Theil der ganzen bürgerlich-geſellſchaftlichen Güter— 
und Arbeitsverhältniſſe iſt, ſo bleibt ſie gleich allen übrigen ein— 
zelnen Gliedern von dem Rück- oder Fortſchritt der Geſammt— 
verhältniſſe abhängig. Aus dieſem Grunde kann man nicht abſtrakt 
und von oben her über Beſitzminima und ähnliche Normen ge— 
ſetzlich verfügen wollen. Dergleichen Normen unterliegen viel— 
mehr ſchon aus dieſem allgemeinen Geſichtspunkt den verſchieden— 
artigſten Bedingungen. Sie ſind ganz anderer Art z. B. im 
Bergiſchen und der weſtphäliſchen Mark, wo der Bauer nach 
beendigter Saat- und Erntezeit mit ſeinem deshalb oft ſtärkeren 
Angeſpann, ohne darum ſeine Wirthſchaft zu vernachläſſigen, jähr— 
lich einige 100 Thaler durch An- und Abfuhr von Kohlen und 
Eiſenſtein zwiſchen den Bergwerken und Hütten, verdient, oder 
wo, wie an der Ruhr, Lippe und Lenne, die Sommerweide für 
ein Stück Großvieh zu 1 bis 2 preuß. Morgen an Schlächter 
oder Viehhändler bis zu 25 Thlr. verpachtet wird, ferner in der 
Rheinebene bei Köln, Bonn, Düſſeldorf, wo — bei einer Be— 
völkerung von 6— 10000 Menſchen auf der Quadratmeile, die 
ſich bequem und gut neben einander ernähren und noch jährlich 
bedeutend anwachſen !), — der Ertrag von zwei Kölner (etwa 


1) Vergl. die ſtatiſtiſchen Tabellen und außerdem S. 87 Nr. 6. pro 1857 
der Dieterici'ſchen Mittheilungen des ſtatiſtiſchen Bureau's. 
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2% preußiſche) Morgen Gemüſeland zur ſorgenfreien Unterhal— 
tung einer Familie von 5 Perſonen ausreicht), — als z. B. 
im kösliner Regierungsbezirk (Hinterpommern) bei einer Bevölke— 
rung von etwa 1800 und in Oſt- und Weſtpreußen (excl. des 
danziger Regierungsbezirks) von 1900 bis wenig über 2000 
Menſchen auf der Quadratmeile, denen Fabrikinduſtrie, Berg— 
bau u. ſ. w. fehlt, und wo man vom Getreidebau und von der 
Viehzucht lebt; hier wie in den öſtlichen Provinzen überhaupt 
werden gegenwärtig noch zum ſorgenfreien Lebensunterhalt einer 
bäuerlichen Familie mindeſtens 25 Morgen Mittelboden und zu 
einem verhältnißmäßigen Einkommen ſelbſt 50 bis 80 Morgen 
ſommerungsfähigen Bodens im allgemeinen für nöthig erachtet”); 
und doch giebt es auch in den öſtlichen und mittleren Provinzen 
hiervon abweichende Zuſtände, indem z. B. der Gemüſebauer im 


1) S. 126 der ſtatiſtiſchen landwirthſchaftlichen Topographie des Kreiſes 
Bonn von Dr. Hartſtein zu Bonn und des General-Gartendirektors Lenne 
Vortrag im „Kongreß der Vertreter ſämmtlicher landwirthſchaftlicher Haupt— 
vereine aller preußiſchen Provinzen mit dem königl. Landes-Oekonomie-Kol— 
legium zu Berlin im Mai 1850“, redigirt von v. Lengercke. Abſchn. I. 
S. 139. 

2) Koppe, Beiträge zur Beantwortung der Frage: ſind große oder kleine 
Landgüter zweckmäßiger für das allgemeine Beſte? (S. 92 und 93). Der- 
ſelbe entſcheidet ſich nichtsdeſtoweniger dafür, „daß eine allgemeine Regel für 
die zweckmäßigſte Größe der Landgüter ſich nicht aufſtellen laſſe, daß es un— 
möglich ſei, über das richtige Verhältniß zwiſchen Arbeitskraft und Kapital 
mit der Bodenfläche Zahlen feſtzuſetzen, welche dies Verhältniß angeben, und 
daß es die nachtheiligſten Folgen haben würde, die freie Verfügung über das 
Grundeigenthum durch geſetzliche Beſtimmungen zu erſchweren. Die Erfah— 
rung aller Zeiten und in allen Ländern (ſagt der vielerfahrene Schriftſteller, 
zugleich einer unſerer rationellſten und praktiſchſten Landwirthe), habe dar— 
gethan, daß das Gehenlaſſen im Gewerbeweſen nicht ſo nachtheilig ſei, als 
das Bevormunden und Regeln von Staatswegen. Die Gewerbtreibenden 
könnten zeitweiſe fehlerhaft operiren; ſie würden dies aber einſehen und in 
die richtige Bahn einlenken. Miſche ſich aber der Staat ein und beſchränke 
die freie Verfügung über das Privateigenthum, ſo begebe er ſich auf ein Ge— 
biet, wo ſeine Wirkſamkeit faſt immer ſtörend iſt. — Jedes Eingreifen von 
oben her, um der geiſtigen und Güter-Bewegung Grenzen zu ſetzen, werde 
unangenehm empfunden. Freie Weſen wollten ſich ihr Glück ſelbſt ſchaffen. 
(Koppe a. a. O. S. 101 ff.) 

Lette, Vertheilung. 10 
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Lauſitzer Spreewalde, der Kräuter in der Umgebung von Bres— 
lau!), der Gärtner bei Erfurt ausſchließlich und ohne anderen 
Nebenverdienſt von wenigen Morgen Grundbeſitz bequem lebt, 
oft noch zurücklegt und wohlhabend wird. 

Oben wurde bereits bemerkt, daß innerhalb ein und derſel— 
ben beiden kleinen Kantone der bairiſchen Rheinpfalz (auf 5% 
Meilen), bei freier Bewegung im Grundeigenthum, deſſen Ver— 
theilung ſich lediglich nach Bedürfniß richtet, im Gebirge, ferner 
im Hügellande und in der Ebene das mittlere Verhältniß des 
Beſitzes, wovon ſich eine Familie nährt, ſo erheblich differirt, 
daß daſſelbe von 60 zu 20 und zu 4 Morgen herabſteigt, je nach 
der Beſchaffenheit und der Miſchung des Bodens, der Lage und 
Abdachung u. ſ. w., und je nachdem blos Korn- und Kartoffel-, 
oder auch zugleich Wein- oder Handelsgewächsbau vorherrſchen 
und der Bodenertrag mehr oder weniger ſicher und reich iſt. 

Nach dieſen überall auf Geſchichte, auf Statiſtik, Erfahrung 
und beglaubigte Thatſachen gegründeten Betrachtungen wird man 
zu der Ueberzeugung gelangen müſſen, daß der Zerſplitterung des 
Grundbeſitzes, ſei es im Eichsfelde, wie in den thüringiſchen, 
auch paderborn'ſchen, oder in welchen anderen Landestheilen, 
nicht durch die Rückgriffe der Geſetzgebungswiſſenſchaft auf die 
Agrareinrichtungen des mittelalterlichen Feudalſyſtems oder des 
ſpäteren Polizeiſtaates, ſondern allein durch ſolche geſetzliche Maß— 
regeln abzuhelfen iſt, welche den Prinzipien und Zwecken der freien 
Agrarverfaſſung entſprechen. 

Dahin gehört vorzugsweiſe die (auch in dem Aufſatz über 
das Eichsfeld und ſeine Bewohner empfohlene) Separation, d. h. 
die völlige Servitutbefreiung und gleichzeitige Zuſammenlegung 
der zerſtückelten und vermengten Aecker und anderen Grundſtücke. 
Beides geht nach der preußiſchen Gemeinheitstheilungs-Ordnung 
vom 7. Juni 1821 ſtets Hand in Hand, wogegen die Zuſammen⸗ 
legung (Verkoppelung) öfter auch ohne die Servitut-Ablöſung 


1) Vergl. Schneer in dem Aufſatz über die Dismembrationsfrage. 
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(wenngleich unzweckmäßig) in der Geſetzgebung verſchiedener deut— 
ſcher Staaten angeordnet worden iſt.“) 

Es iſt bereits früher bemerkt worden, daß die Zerſtückelung 
der Grundſtücke zum großen Theil einem unvorbereiteten, gewiſ— 
ſermaßen anarchiſchen Uebergange aus der alten Feldeintheilung, 
wie aus der ſtets mit verſchiedenen Gemeinheiten, als wechſel— 
ſeitiger Hütung u. ſ. w., verbunden geweſenen früheren Agrar— 
einrichtung zur Laſt fällt. In ſolchem Falle dehnt ſich die Zer— 
ſplitterung der Grundſtücke allerdings oft ſo weit aus, daß dabei 
die freie Verfügung über das Grundeigenthum, wie die Möglich— 
keit einer freien, angemeſſenen und möglichſt hohen Kultur und 
Benutzung nicht weniger beſchränkt, die Unſicherheit und Verwir— 
rung in den Eigenthums- und Nutzungsverhältniſſen nicht minder 
groß iſt, als dies während der Fortdauer von Weide- und an— 
deren Dienſtbarkeiten oder ſonſtigen Gemeinheitsnutzungen häufig 
der Fall war. Mit Ausnahme einer Stimme?) herrſcht unter 
den Sachkundigen darüber Einverſtändniß, daß erfahrungsmäßig 
nach einer zweckmäßig ausgeführten Separation (Verkoppelung) 
in der Regel nicht blos die kulturwidrigen Auftheilungen der 
Grundſtücke vermieden, ſondern ſogar die Dismembrationen der 
in wirthſchaftlich arrondirter Lage ausgewieſenen neuen Pläne, 
welche der Eigenthümer fortan nach einem eigenen und anpaſſende— 
ren Wirthſchaftsſyſtem weit höher als früher nutzt, ſeltener werden). 


1) Vergl. über die verſchiedenen deutſchen theils erlaſſenen, theils noch 
in der Berathung begriffenen Geſetze über dieſen Gegenſtand, deren weſent— 
liche Inhaltsbeſtimmungen, ſowie Abweichungen unter einander und die ver— 
ſchiedenen Bedingungen und Vorausſetzungen der Zuſammenlegung, — den 
Aufſatz des Verfaſſers: „Die Zuſammenlegung (Verkoppelung, Konſolidation, 
Kommaſſation, auch Arrondirung) der Grundſtücke“ in dem von Dr. Aren— 
ſtein und Schneitler bei Franz Duncker in Berlin herausgegebenen land— 
wirthſchaftlichen Hülfs- und Schreibkalender auf das Jahr 1858. Th. II. 
S. 54 ff. 

2) ſ. oben den Aufſatz über die Zerſplitterung des bäuerlichen Grund— 
beſitzes und die Mittel zu ſeiner Abhülfe im Archiv für Landeskunde. 

3) ſ. die im oben gedachten Aufſatz über die Zuſammenlegung u. ſ. w. 
S. 57 Th. II. des landwirthſchaftlichen Kalenders angeführten Schriften. 
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Die Separation und Zuſammenlegung iſt insbeſondere aber auch 
für die kleinen Eigenthümer, deren Grundbeſitz von Schaftrift— 
und anderen Grundberechtigungen der größeren befreit wird, eine 
weitere Maßregel ihrer wirthſchaftlichen Emanzipation, und fie 
kommt vorzugsweiſe ihnen, gleichwie dem geſammten National— 
vermögen, beſonders deshalb zu ſtatten, weil dieſelben außer der 
vermehrten Landabfindung (nämlich zugleich für die ihrem Grund— 
beſitz zuſtehenden Gerechtigkeiten), dieſe ihre Pläne in möglichſter 
Nähe der Wohnplätze erhalten; in Folge deſſen können ſie die 
Grundſtücke beſſer kultiviren und höher nutzen, dabei aber auch 
noch erheblich an Koſten, Zeit und Arbeit erſparen, dieſe mithin 
für ſich und ihre Familie anderweit verwerthen. !) 

Ein jahrhundertjähriger Brauch, worauf in einigen Gegen— 
den die Natural-Auftheilung der einzelnen Stücke unter die ein— 
zelnen Erben beruht, mag freilich nicht überall plötzlich verlaſſen 
und umgeſchaffen werden. Auf die vorgedachte Weiſe wird der— 
ſelben jedoch am ſicherſten, weil durch die eigene beſſere Einſicht 
der Betheiligten und durch ihr eigenes Intereſſe entgegen gewirkt, 
ohne die Theilbarkeit und freie Verfügung über das Grundeigen— 
thum zu beſchränken. Dabei aber bliebe eine (auch den Vor— 
ſchriften des Code civil Art. 827. u. 832. gemäße) Beſtimmung 
nicht ausgeſchloſſen, daß die Pläne künftig nicht in einer Weiſe 
aufgetheilt werden dürfen, wodurch deren Zugänglichkeit und 
ſichere Abgrenzung, oder wodurch gemeinſchaftliche Ent- und Be— 
wäſſerungs-, wie ähnliche Kultur-Einrichtungen zum Schaden und 
Nachtheil der Nachbarn geſtört würden. 


1) Auch Stüve, „Weſen und Verfaſſung der Landgemeinden ꝛc.“ bezeugt 
S. 147 hinſichtlich der an das Eichsfeld angrenzenden hannöverſchen Landes— 
theile, „daß der Zuſtand der kleinen Leute durch die Gemeinheitstheilungen 
und Verkoppelungen ſehr gewonnen habe“; — daſſelbe gilt freilich nicht von 
den völlig beſitzloſen Tagelöhnern, welche während der Gemeinheit oft ver— 
günſtigungsweiſe Vieh auftrieben, was nach der Verkoppelung fortfällt, ſofern 
ſie nicht etwa als Gemeindeglieder bei einer (in Preußen nicht geſtatteten) 
Theilung von Korporations-Vermögen Abfindung erhalten. 
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Eine Vergleichung der oben geſchilderten Grundvertheilungs— 
verhältniſſe des Eichsfeldes und einiger preußiſchen Kreiſe von 
Thüringen mit denen anderer thüringiſcher und angrenzender 
ſächſiſcher Landestheile, ſoweit dazu ſtatiſtiſches Material vorhan⸗ 
den und bekannt iſt, bietet ſchon inſofern ein beſonderes Intereſſe 
dar, als auch daraus wiederum erhellt, daß ſelbſt in benachbar— 
ten Landestheilen die gleichwohl abweichenden Verhältniſſe der 
Grundvertheilung, noch mehr aber des Wohlſtandes ihrer Be— 
völkerungen überwiegend in anderen Urſachen ihre Veranlaſſung 
haben, als etwa in beſchränkenden Ge- und Verbotsgeſetzen in 
Betreff der freien Verfügung über das Eigenthum. 

In Sachſen, wie in Thüringen hat ſchon von alter Zeit 
her freies Eigenthum nebſt freier Dispoſitionsbefugniß über daſ— 
ſelbe beſtanden. Ein Ergebniß davon ſind die zahlreichen wal— 
zenden Grundſtücke, aus denen die Mehrzahl der größeren und 
kleineren bäuerlichen Güter, beſonders im ſüdlichen und weſtlichen 
Theile der preußiſchen Provinz Sachſen links der Elbe zuſammen— 
geſetzt iſt, und das Fehlen beſtimmter Klaſſen und Abſtufungen 
im Hofesbeſitz !). Schon die alten deutſchen Volksrechte kannten 
dieſen walzenden Grundbeſitz (die Wandel-, Erb-, Kötter-Aecker) 
als eine Eigenthümlichkeit des ländlichen Beſitzes in Thüringen. 
Dazu hatte ſich hier und dort auch die fränkiſche Sitte und da— 
mit römiſches Erbrecht vom Rhein her in einzelne Theile von 
Weſtphalen, ſelbſt weiter von Thüringen und Sachſen übergeſiedelt 
und ſeit alter Zeit die Theilbarkeit begünſtigt. Die in der einen 
Hälfte der Provinz Sachſen, im Regierungsbezirk Erfurt und dem 
Theile des Regierungsbezirks Merſeburg links der Elbe, bedeu— 
tende und weit überwiegende Zahl von walzenden Grundſtücken 
würde gar nicht haben entſtehen können, wäre daſelbſt die Ge— 
ſchloſſenheit der Beſitzungen eine urſprüngliche und althergebrachte 
Agrareinrichtung geweſen. Es gründet ſich vielmehr umgekehrt 
die relative Geſchloſſenheit der bäuerlichen Beſitzungen, wie ſie 


1) Vergl. auch Stüve a. a. O. S. 12 ff. 
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z. B. nach den ſchon oben erwähnten kurſächſiſchen Schatzregiſtern 
und Steuerkataſtern aus dem Anfange des 17ten Jahrhunderts 
galt, erſt auf ſpätere, poſitiv geſetzliche Anordnungen im Intereſſe 
der ausſchließlich auf den bäuerlichen Beſitzungen radizirten lan— 
desherrlichen Steuern. Wiederum iſt jedoch in den vormals kur— 
ſächſiſchen Theilen der preußiſchen Provinz Sachſen die freie 
Theilbarkeit alles Grundeigenthums ſeit der mit dem allgemeinen 
preußiſchen Landrecht gleichzeitig erfolgten Einführung des Land— 
kultur⸗Edikts vom 14. September 1811), ſeit dem 1. März 
1817, alſo ſeit 40 Jahren, hergeſtellt. Dennoch haben ſich hier 
bei überwiegendem walzenden Beſitz größere und mittlere Bauer— 
güter mit einem kräftigen Bauernſtande gebildet und erhalten. 
So waren (zufolge der im Jahre 1837 u. ff. verordneten 
ſtatiſtiſchen Erhebungen) in beiden Regierungsbezirken Merſeburg 
(von 187 Meilen) und Erfurt (66 Meilen), zuſammen von 
253 Meilen, (welche die thüringer Kreiſe und das Eichsfeld 
mit umfaſſen), vorhanden a. Rittergüter 824, b. größere Bauer— 
güter mit einem Geſpann von 2 Pferden und mehr 
15131, c. kleinere Bauergüter mit geringerer Anſpannung 31390, 
d. kleine Beſitzungen ohne Geſpann (Büdner und Häusler) 32215. 
Während in dem 187 Meilen enthaltenden Regierungsbezirk 
Merſeburg für ſich 11880 größere, mit 2 Pferden oder 
mehr bewirthſchaftete Bauergüter, ingleichen 19770 kleinere bäuer— 
liche Stellen mit einem Pferde oder mit Angeſpann von Ochſen 
und Kühen und gegen beide zuſammengerechnet noch nicht die 
Hälfte (16044) kleine Eigenthumsbeſitzungen, letztere allerdings 
am häufigſten in den thüringiſchen Kreiſen vorkamen (daſelbſt 
200 - 230 auf einer Meile), hatte der Regierungsbezirk Er— 
furt auf 66 Meilen 3251 größere und 11620 kleinere Bauer- 
wirthſchaften und 16171 Häusler- und Büdnerbeſitzungen “), 


1) S. hierüber Lette und v. Rönne a. a. O. II. 1. S. 27 u. 80. 

2) Es find hierüber die in den Jahren 1837 ff. aufgenommenen ftatifti- 
ſchen Erhebungen zu vergleichen, welche Schneer in dem oben gedachten Auf— 
ſatz „die Dismembrationsfrage ꝛc.“ S. 50 mittheilt. 
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wobei einerſeits die von außerpreußiſchen Ländern umſchloſſenen 
Kreiſe Schleuſingen und Ziegenrück mit ihrem unendlich getheilten 
Areal und ihrer dichten Bevölkerung, andererſeits auch die Gärt— 
nereien in der Umgebung von Erfurt eingeſchloſſen ſind und im 
ganzen auf die Quadratmeile 130 kleinere Bauer- und 165 
Häuslerbeſitzungen fallen. 

Nach den vom ſtatiſtiſchen Bureau herausgegebenen Tabellen 
betrugen (1852) ſämmtliche Beſitzungen 1) des Regierungsbezirks 
Merſeburg a. über 600 Morgen 442, b. von 300 bis 600 Mor- 
gen 578, c. zwiſchen 30 und 300 Morgen 17131 = 18151; 
2) des Regierungsbezirks Erfurt zu a. 143, zu b. 159, zu c. 
5972 = 6274; dagegen ihr Antheil an der Geſammtfläche 
1) im Regierungsbezirk Merſeburg zu a. 22,4, zu b. 7,9, zu c. 
53,3 und 2) im Regierungsbezirk Erfurt zu a. ſogar 25,6, aber 
zu b. nur 6,5, zu c. 37 pCt.; andererſeits die kleineren Beſitzun— 
gen 1) im Regierungsbezirk Merſeburg a. zwiſchen 5 und 30 
Morgen 27054, b. unter 5 Morgen 33870 = 60924, hingegen 
2) im Regierungsbezirk Erfurt auf einem Drittel etwa des 
Flächeninhalts zu a. 17120, zu b. 26978 = 44098; dabei aber 
ſtand der Antheil am Areal im umgekehrten Verhältniß mit dem 
der größeren Beſitzungen, und betrug im Regierungsbezirk Mer— 
ſeburg zu a. 13,3, zu b. nur 3, hingegen im Regierungsbezirk 
Erfurt zu a. beinahe 24, zu b. beinahe 7 pCt. 

Vergleichen wir hiermit das Grundvertheilungsverhältniß im 
Kreisamt Altenburg‘), auf deſſen kräftigen Bauernſtand fo 
oft hingewieſen, deſſen Wohlſtand anerkannt iſt. Es ſtellt ſich 
dies Verhältniß dennoch für den größeren und mittleren bäuerlichen 
Beſitz im allgemeinen nicht eben viel günſtiger; dabei beſitzen die 
Rittergüter nur etwas über 8 der Fläche und auch die landes— 
herrlichen Güter ſind, abgeſehen von den Waldungen, im Ver— 
hältniß zum bäuerlichen Grundbeſitz unbedeutend. 


1) Nach dem amtlichen Berichte über die im Septbr. 1843 gehaltene 
VII. Verſammlung deutſcher Land- und Forſtwirthe in Sachſen-Altenburg. 
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In den 256 Ortſchaften des altenburger Kreisamts (auf 
97/8 Meilen) enthalten etwa von der Geſammtzahl der 6500 
Bauergzüter 96 durchſchnittlich je 220 preuß. Morgen, 88 desgl. 

e 175, 177 desgl. an je 144, 225 desgl. je 108, 265 desgl. je 
80, 378 desgl. je 45, 402 ungefähr 22 ½, 683 je 11½, 972 
nur 5 und ſogar 3214, alſo auch beinahe die Hälfte aller bäuer- 
lichen Beſitzungen, weniger als einen preuß. Morgen; es ver— 
theilt ſich die Arealfläche der im bäuerlichen Beſitz befindlichen 
Ländereien in ſehr mannigfacher Abſtufung von größeren und 
kleineren, Anſpann-, Handfröhner-, Gärtner- und Häusler-Gütern, 
mit 95 Prozent auf größere bis herauf zu 200 Morgen, dagegen 
mit nur 5 PCt. auf die kleineren bäuerlichen Beſitzungen von 
7½ bis herunter zu 2½ und unter 2 preuß. Morgen. 

Das Zuſammenhalten der größeren Güter kann auch im 
Altenburgiſchen weit weniger den beſtandenen Dismembrations⸗ 
beſchränkungen zugeſchrieben werden. Denn danach ſollten z. B. 
bei einem geſpannpflichtigen Fe auf jedes Frohnpferd als 
geringſter Grundbeſitz 30 preuß. Morgen Landes, ferner für den 
Fall des gänzlichen Zerſchlagens von Geſpann, Hand- und Görtner— 
gütern, beim Gutsbeſitz mindeſtens 1½ preuß. Morgen Acker 
bleiben; ebenſoviel ſollte auch jedes vereinzelte Stück betragen. 
Vielmehr kommt die Erhaltung des Güterbeſtandes im Amte 
Altenburg überwiegend auf Rechnung einer alten Sitte und des 
Herkommens. Auch dort aber beruhten jene Beſchränkungen der 
Theilbarkeit lediglich auf dem früher beſtandenen, erſt durch die 
neue Agrargeſetzgebung (von 1837 und 1849) aufgelöſten Frohn⸗ 
dienſt- und Reallaſten-Verhältniß. Dabei konnte aber die Res 
gierung ſchon früher unter gewiſſen Vorausſetzungen eine erwei— 
terte Zertheilung und Abzweigung nachlaſſen; ſelbſt das gänzliche 
Zerſchlagen von Anſpann-, Hand- und Gärtner-Gütern war 
gejtattet!). Neben den durch das Reallaſtenverhältniß mehr oder 


er 


1) Vgl. über Obiges S. 67— 71 der Schrift „Einige Nachrichten über den 
Bezirk des Kreisamts Altenburg, für die VII. Verſammlung deutſcher Land⸗ 
und Forſtwirthe zuſammengeſtellt.“ 
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weniger geſchloſſenen, dabei aber dennoch in größter Mannigfal— 
tigkeit abgeſtuften größeren und kleineren, Anſpann- und Hand— 
fröhner-Gütern beſtand überdies ein ſehr umfangreicher walzender 
Grundbeſitz und eine überwiegende Zahl kleiner Eigenthümer. 
Das zu allen Zeiten unabweisbare Bedürfniß der Bevölkerung 
hatte ſich ſonach auch hier von Alters her bei der Grundverthei— 
lung Geltung verſchafft. 

Desgleichen beſitzen im Königreich Sachſen, wo, wie 
oben gedacht, eine modifizirte Geſchloſſenheit der Güter neuer— 
dings wiederum eingeführt iſt, von allen Grundeigenthümern 
45 PCt. unter 3 ſächſiſche Aecker (etwa 6 Morgen preußiſch), 
davon viele weniger als einen preuß. Morgen. Faſt die Hälfte 
aller Grundbeſitzer gehört ſonach auch dort in die Kategorie der 
Häusler. Denn von der Geſammtzahl, welche 129870 beträgt, 
fallen auf die Klaſſe dieſer kleinen Eigenthümer 58915.) 


Im Hinblick auf die gedrückten Verhältniſſe der kleinen 
Grundbeſitzer im Eichsfelde, wie in anderen Gegenden oder 
Orten, iſt auch wohl die Behauptung aufgeſtellt worden, daß der 
kleine Handwerker und ſelbſt der Tagelöhner, wenn er ſich aus— 
ſchließlich auf die Technik ſeines Gewerbes, auf ſein Handwerk 


1) Siehe die im amtlichen Bericht des General-Sekretairs der landwirth— 
ſchaftlichen Vereine von Sachſen, Dr. Reuning, über die Entwickelung der 
ſächſiſchen Landwirthſchaft in den Jahren 1845 — 1854, S. 23 ff. enthaltenen 
ſtatiſtiſchen Mittheilungen, betreffend die Gütervertheilungsverhältniſſe im 
Königreich Sachſen. — Ebenmäßig betrugen 1852 nach den Tabellen des 
ſtatiſtiſchen Bureau's S. 1064. V. in allen 8 Provinzen des preuß. Staates, 
exel. Hohenzollern, die Beſitzungen 


ee pre 92886570 
2) aber a) die von 5-30 Morgen . 565354 
desgl. b) von 30—300 Morgen.. . 382515 
und c) über 300 und reſp. 600 Morgen.. 31023 
978892, 


die ganz kleinen Beſitzungen alſo etwa auch die Hälfte, dagegen in Prozenten 
der ganzen landwirthſchaftlich benutzten Fläche (incl, Wald) in folgenden 
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oder auf Lohnarbeit verlegte, für ſich und feine Familie beſſer 
ſorgen würde, als durch Beſtellung eines kleinen, oft nur zu theuer 
erkauften oder erpachteten Grundbeſitzes. In der Theorie mag dies 
mitunter richtig ſein; die Noth des Lebens verlangt es oft anders. 
Es ſind einmal dieſe Volksklaſſen, ſo lange ihnen die Gelegenheit 
zur Anwendung erhöhter Technik oder dauernder ausſchließlicher 
Lohnarbeit fehlt, darauf angewieſen, eine Ergänzung ihres Lebens— 
unterhalts auf anderen Wegen zu ſuchen. Wenn der Eichsfelder 
neben Spinnerei, Weberei und Handwerk ſeine Kartoffeln und 
Gemüſe auf eigenem und ſchlimmſten Falls auf gepachtetem 
Grundſtück zu erzeugen bemüht iſt, ſo kann er ſich darauf beru— 
fen, daß ſelbſt in der Reſidenzſtadt Berlin, wo ſich doch im all— 
gemeinen Arbeit jeglicher Art anbietet, auch gegenwärtig kleine 
Handwerker, öfter zu Geſellſchaften vereinigt, ingleichen Fabrik— 
arbeiter ihren Vortheil darin finden, Grundſtücke — den preuß. 
Morgen geringen märkiſchen Sandbodens, zu 5 bis ſelbſt 12 und 
feuchteren Gartenbodens gar zu 20 Thlr. Jahrespacht — zum 
Erbau von Kartoffeln und Gemüſe für den Winterbedarf auf den 
der Hauptſtadt nahen Feldern von Bauern und Gutsbeſitzern 
zu pachten und mit Hülfe ihrer Familien zu beſtellen. Sie thun 
dies während der Abendſtunden oder Sonntags Nachmittag, wäh— 
rend einer erübrigten Zeit, welche dagegen mancher andere ihrer 
Standesgenoſſen mit Weib und Kind in Bier- und Branntwein— 
Schänken zubringt. „Es iſt nicht wahrſcheinlich“, ſagte ſchon 
vor faſt hundert Jahren Juſtus Moeſer und hat nach ihm die 


beiſpielsweiſe hervorzuhebenden Provinzen (vergl. ſtatiſtiſche Tabellen und 
Rau, 6. A. der Grundſätze der Volkswirthſchaftslehre S. 477), die Beſitzungen: 


Pommern Preußen Weſtphalen Rheinland 
von 600 Morgen und mehr . 62 15 
von 300 bis 600 Morgen .. 5 8 8 6,8 
von 30 bis 300 Morgen. 28 49 57 34,7 
von 5 bis 30 Morgen. 3 3 15 27 


von 0 bis 5 Morgen 0,78 0, | 3,6 10,8 
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Volkswirthſchaftslehre beftätigt, „daß die Menſchen auf die Dauer 
etwas unternehmen, wovon ſie keinen Vortheil haben.“ 


Unter den gegenwärtigen Verhältniſſen der bürgerlichen Ge— 
ſellſchaft würde die Schließung der bäuerlichen, wie anderer Gü— 
ter, ſei es durch fideikommißartige Inſtitutionen oder durch die 
Vorſchrift eines gewiſſen, durch Abzweigung nicht zu vermindern— 
den Maßes von Grundbeſitz, in ſolchen Gegenden, wo die Be— 
dürfniſſe entweder der beſitzloſen Arbeiter oder einer neuen groß— 
artigen Induſtrie, oder aber des Bergbaues, nach Beſitz und 
Nutzung von Grund und Boden gebieteriſch hindrängen und 
deſſen Werth ſteigern, nur dahin führen, daß die Beſitzer der 
geſchloſſenen Güter dieſe entweder doch wiederum in kleine Par— 
zellen zerſtückelt (anſtatt dieſe zu verkaufen), mit geſteigerten, um 
ſo höheren Preiſen an grundbeſitzloſe kleine Leute, oder ganz oder 
in größeren Plänen an Fabrik- und Bergbauunternehmer ver— 
pachten und ſolchergeſtalt zu Rentnern werden; denn ſchon gegen— 
wärtig geſchieht dies oft am Rhein und Weſtphalen, in der Nähe 
großer Städte oder Fabrikorte, oder in der Umgebung des auf— 
blühenden Bergbaues und Hüttenbetriebes im Herzogthum Berg 
oder der weſtphäliſchen Mark. Daſelbſt verpachten viele große 
Gutsbeſitzer und faſt alle Rittergüter ihr Areal in kleinen Par— 
zellen zu ½, zu einem oder einigen, höchſtens 10 Morgen für 
eine Jahrespacht von 12, 18, 20, ſelbſt 30 bis 40 Thlr. für 
den preußiſchen Morgen an Arbeiter und Tagelöhner, Gewerb— 
treibende oder Gärtner, auch kleine Bauern; in vielen Gegenden 
dieſer Provinzen ſind die Beſitzer großer Güter immer weniger 
im Stande, durch Selbſtbewirthſchaftung oder Verpachtung im 
ganzen oder in größeren Flächen diejenigen Reinerträge und Ein— 
nahmen zu erzielen, welche ſie leichter durch Parzellarverpachtung 
gewinnen; daſſelbe geſchieht z. B. ferner in der Provinz Sachſen, 
in der Nähe von Magdeburg, Halle u. ſ. w., wo viele Bauern 
und andere Grundbeſitzer ihre Grundſtücke au die Rübenzucker— 
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fabrifen für enorme Preiſe (bis 25 und 30 Thlr. Gold pro 
Morgen) in Pacht überlaſſen, oder z. B. bei Waldenburg in 
Schleſien, wo die bäuerlichen Beſitzer ihren Boden den Bergbau— 
unternehmern auf eine Reihe von Jahren verpachten.“) 

Es leuchtet ein, daß auf dieſe Weiſe, wenn man nicht etwa 
auch die Verpachtung, oder doch die Parzellarverpachtung durch 
Staatspolizeigeſetze verbieten will, der Bauernſtand als ſolcher 
ebenfalls aufhören würde; die Erfahrung lehrt, daß einzelne Bauer— 
gutsbeſitzer, die zu Rentnern geworden ſind, trotz der zeitweiſe 
hohen Einnahme durch Verpachtung und vielleicht grade wegen 
ihres ohne Mühe und Arbeit vermehrten Einkommens, welches zu 
ungewohntem Luxus und Müßiggang führt, zu Grunde gehen. 

Die Konſequenz der Prinzipien aber müßte dahin führen, daß 
man andererſeits auch den Beſitzer von Rübenzuckerfabriken und 
den Bergbauunternehmer, den Großgutsbeſitzer und den Kapitaliſten 
an dem Ankauf von Grundſtücken bäuerlicher Höfe, wie anderer 
kleiner oder mittlerer Beſitzungen verhinderte, die erſteren auf 
die bloße Pachtnutzung anwieſe, die letzteren in der Anlage ihres 
Ueberſchuſſes an Gutsrevenuen und ihrer Geldkapitalien auf 
Grundbeſitz beſchränkte und ſolchergeſtalt Fabrikation, wie Kultur 
durch Polizeigeſetze belaſtete und feſſelte. Wir bezweifeln zwar, 
daß das die Tendenz und Meinung bei der Aufhebung des Art. 42. 
der preußiſchen Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 durch 
das nach mehrjährigen Debatten zu Stande gekommene Geſetz 
vom 14. April 1856 geweſen ſei, und daß man auch diejenige 
Beſtimmung des Edikts vom 9. Oktober 1807 und des Land— 


1) So wird z. B. auch in Oldenburg, wo ſeit Aufhebung der guts— 
herrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe nebſt der Hörigkeit oder Unterthänig⸗ 
keit, durch das Geſetz vom 14. Oktober 1849 die Geſchloſſenheit und Un⸗ 
theilbarkeit der Eigenthum gewordenen Bauergüter fortbeſteht, ſchon jetzt — 
nach wenigen Jahren — darüber geklagt, daß dieſe Bauern ihre Güter ver— 
pachten und zum großen Schaden des ländlichen Kommunalweſens in die 
Städte ziehen, wo ſie als Grundrentner von den hohen Pachtzinſen ohne 
Arbeit leben. Siehe die Monatsſchrift für deutſches Städte- und Gemeinde- 
weſen. Band III Jahrgang 1857. H. XII. S. 1184. 
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kultur⸗Edikts vom 14. September 1811 aufheben würde, welche 
neben der Dismembration, im allgemeinen auch ſchon die Kon— 
ſolidation und Zuſammenziehung bäuerlicher Stellen unter ſich 
und zum Areal der Rittergüter und gutsherrlichen Vorwerke er— 
laubt hat. Es würde aber doch nur den Prinzipien einer folge— 
richtigen Politik und gleichmeſſenden Gerechtigkeit entſprechen, daß 
mit den Verboten oder Beſchränkungen der Dismembration auch 
ähnliche Geſetze in Bezug auf die Konſolidation verbunden wür— 
den. Die Konſequenz iſt von den Geſetzen des vernünftigen 
Geiſtes und des menſchlichen Denkvermögens untrennbar. Man 
muß ſie deshalb vorausſetzen. 

Dieſe unausweichliche Konſequenz einer ernſthaft gemeinten 
Geſetzgebung müßte dann aber auch noch viel weiter führen und 
bis auf die Verordnungen vom 12. Februar 1762, 18. Februar 
1775 und 14. Januar 17851) zurückgreifen, wonach die Er— 
werbs- und Lebensverhältniſſe der einen Volksklaſſe ausſchließlich 
auf den Ankauf und Beſitz von Ritter-, einer andern auf den 
von Bauerngütern, einer dritten auf bürgerliche Gewerbe und 
Fabriken angewieſen wurden. Nun iſt es jedoch bei den gegen— 
wärtigen Zuſtänden der bürgerlichen Geſellſchaft ebenſo unmöglich, 
einen ſolchen perſönlichen Berufs- und Ständeunterſchied, als 
den Begriff in Betreff der Güterarten feſtzuſtellen, für welche 
beſondere Maßregeln im Intereſſe ihrer Conſervation nöthig 
ſchienen. Wir wiſſen wohl, daß man gern vor den Konſequenzen 
eines fehlerhaften Prinzips zurücktritt und es aus Sympathie für 
letzteres vermeidet, ſie ſich vollkommen klar zu machen. Wenigſtens 
aber werden die obigen Bemerkungen darthun, wie tief die Fragen 
über Zuläſſigkeit oder Beſchränkung der freien Verfügung in 
Bezug auf das Grundeigenthum, über Theilbarkeit oder Geſchloſſen— 
heit der Grundbeſitzungen, über fideikommißartige oder privilegirte 
Erbfolge in dieſelben, in alle Erwerbs- und Lebensverhältniſſe 


1) Vergl. die betreffenden Jahrgänge des Nov. Corp. Constit. Mar- 
chic. von Mylius. 
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der heutigen Staatsgeſellſchaft eingreifen, und in welcher Wechſel— 
wirkung ſie damit ſtehen. Vielleicht werden ſie auch bei einigen 
vorurtheilsfreien Männern die Ueberzeugung anbahnen, daß alle 
Projekte über die oben gedachten, wie über ähnliche Beſchränkungen 
in der freien Verfügung, mögen ſie noch erſt gewünſcht oder 
ſchon in die Form von Geſetzen gebracht ſein, weil im Wider— 
ſpruch mit den Prinzipien und Elementen, auf denen die heutige 
Staatsgeſellſchaft beruht, ohne dauernden Erfolg bleiben werden. 
Einſtweilen aber greift die Entſcheidung in dem einen oder andern 
Sinne fördernd oder hemmend in die Geſammtentwickelung nicht 
weniger der Groß-, wie der Kleinkultur, der großen Fabrikation, 
wie des kleinen Gewerbes, der Verhältniſſe des vermögenden 
Arbeitsgebers, wie des vermögensloſen Arbeiters ein. Da, wo 
die Parzellarverpachtung der größeren Gutskomplexe und nament— 
lich der Rittergutsbeſitzungen bereits zur Regel geworden iſt, 
(wie in der Rheinprovinz und in den induſtriellen Gegenden der 
Provinz Weſtphalen), kann eine Beſchränkung der Theilbarkeit des 
Grundeigenthums offenbar nur den Erfolg haben, daß der kleine 
Mann ohne oder mit geringem Vermögen, für ſich und ſeine 
Kinder derjenigen Vortheile beraubt wird, welche Gegenwart und 
Zukunft, vermöge des wachſenden Werths und Ertrags des Grund— 
eigenthums, nach bisheriger Erfahrung, jedem Grundeigenthümer 
ſchon ohne ſeine beſonderen Aufwendungen (infolge der ſteigenden 
Bevölkerung und Induſtrie, der Vermehrung der Kommunikation 
durch Eiſenbahnen und Chauſſeen, wie der Erweiterung des 
Marktes), in ſichere Ausſicht ſtellt. Die jetzt beſitzloſen Leute 
und ihre Nachkommen würden von dieſen durch die Agrargeſetz— 
gebung, wie durch die fortſchreitende Intelligenz und Induſtrie 
allen Mitgliedern des Staatsverbandes gewährten Vortheilen in 
Zukunft ausgeſchloſſen; ſie würden genöthigt, den ſteigenden Er— 
trag des Grundeigenthums in den dieſem entſprechenden, ſich 
fortſchreitend erhöhenden Jahrespachten den Eigenthümern der 
geſchloſſenen Beſitzungen zu vergüten; nur den letzteren und ihren 
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Erben käme die ſucceſſive Steigerung der Gelderträge, und zwar 
ohne Arbeit und Mühe zu Gute, obwohl doch jedes andere 
thätige und ſteuernde Mitglied der bürgerlichen Geſellſchaft durch 
ſeine Arbeit, mittelbar und unmittelbar zur Erhöhung der Grund— 
werthe beigetragen hat. Es würde gewiſſermaßen die grund— 
beſitzende Volksklaſſe, insbeſondere die der großen Grundeigen— 
thümer, durch die Reſtauration der Geſchloſſenheit ihrer Beſitzungen, 
die ſie dann in Parzellen zerſtückelt von Jahr zu Jahr höher 
verpachtete, von der Geſetzgebung auf Koſten der jetzt beſitzloſen 
zur Parzellenpacht angewieſenen Klaſſe privilegirt. Während der 
Werth und der Reinertrag der Grundſtücke mit der vermehrten 
Bevölkerung und ihren Bedürfniſſen ſteigt und der große Grund— 
beſitzer ſchon hierdurch bei der Parzellarverpachtung ohne Sorge 
und Arbeit ſucceſſiv reicher wird, würde die jetzt grundbeſitzloſe, 
auf kleine Pachtungen angewieſene Volksklaſſe der unvermögenden 
Leute und Arbeiter ſucceſſiv ärmer. Denn dieſe iſt, um zu 
leben, gezwungen, jede höhere Pacht für den kleinen Beſitz zu 
zahlen, deſſen Eigenthumserwerbung ihr die Geſetzgebung verſagte. 
Darin aber gründen ſich grade die unglücklichen Verhältniſſe und 
Zuſtände der Bevölkerung Irlands, welche durch die wachſende 
Konkurrenz gezwungen iſt, ſich jeder periodiſchen Pachterhöhung 
zu unterwerfen oder maſſenweiſe nach Amerika auszuwandern 
oder nach Altengland in die Fabrikorte überzuſiedeln, wo ſie meiſt 
die untergeordnetſte und troſtloſeſte Klaſſe der engliſchen Fabrik— 
bevölkerung bildet. 

Die Theilbarkeit des Grundbeſitzes iſt aber nicht blos 
durch die Grundſätze einer geſunden Volkswirthſchaft, ſondern 
noch viel mehr durch die Prinzipien der Gerechtigkeit geboten, 
vor deren Richterſtuhl es ſchwerlich vertheidigt werden könnte, 
daß nicht alle Söhne deſſelben Vaterlandes, alle zu den höchſten 
Bürgerpflichten (wenigſtens in Preußen) gleich verbundene Glie— 
der des Staatsverbandes auch an deſſen Wohlthaten und Vor— 
theilen nach Kraft, Fähigkeit und Gelegenheit Theil nehmen 
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dürfen!). Nur die Gedankenloſigkeit kann auf Irland verweiſen, 
wenn von Nachtheilen der Theilbarkeit und des kleinen Eigen— 
thums die Rede iſt. Dieſe Exemplifikation verfehlt ihr Ziel 
und trifft ſich ſelber. Irland leidet vielmehr durch ſeinen Groß— 
beſitz, welcher ſich der Abtrennung kleiner Eigenthumsſtellen ver— 
ſchließt und ſich dabei, mittelſt des dortigen Verpachtungsſyſtems, 
dennoch in eine Form von Kleinkultur auflöſt, die jeden mög— 
lichen Nachtheil einer übertriebenen Zerſtückelung in ſich ſchließt, 
dagegen aller der Vortheile entbehrt, die in ſittlicher und ma— 
terieller Beziehung mit dem kleinen Eigenthum verbunden ſind?.) 


1) Wie nach Niebuhr's Bemerkung in ſeiner römiſchen Geſchichte, „erſt 
durch Servius Tullius Ackerzutheilungen aus dem Domainenlande an die 
Plebejer, die Bildung einer im Kriege gegen die Samniter unentbehrlichen 
Linieninfanterie möglich geworden iſt“, jo wäre die allgemeine Militär- 
pflichtigkeit in Preußen und deſſen Landwehrſyſtem unausführbar geweſen 
ohne das Edikt vom 9. Oktober 1807 und ohne das Regulirungs- und das 
Kultur⸗Edikt vom 14. September 1811, namentlich ohne die vorausgegangene 
Herſtellung von Eigenthum bei dem vormals faſt allein kanton-(militair⸗) 
pflichtigen Bauernſtande und ohne die gleiche Befugniß aller in Reih und 
Glied ſtehender Männer zur Erwerbung von Grundeigenthum und zur Be— 
treibung eines ſelbſtſtändigen Gewerbes, überhaupt ohne Gleichheit der 
bürgerlichen Rechte und Pflichten, — der Bürger-, wie der Waffen-Ehre. 

2) Im Hinblick hierauf wird man die Aeußerung von Stüve (Weſen 
und Verfaſſung der Landgemeinden in Niederſachſen und Weſtphalen S. 211 
und 246) bezweifeln dürfen, „daß Gebundenheit und Geſchloſſenheit der — 
bäuerlichen — Beſitzthümer und Pachtverhältniß für die ärmſte Klaſſe günſti⸗ 
gere Reſultate ergeben, als Veräußerlichkeit“, ingleichen „daß den Grund- 
eigenthümern der Gemeinde der Anbau von Nebenwohnungen mehr erleich— 
tert werden ſollte, als die Anlegung von Anbauereien auf eigene Rechnung 
des Anbauenden.“ — Man ſoll auch in dieſer Beziehung der freien Ges 
ſtaltung der Grnndvertheilungsverhältniſſe durch beſondere Begünſtigung oder 
Erſchwerung (denn beides hätte gleichen Erfolg) der einen oder anderen Art 
der Befriedigung von Lebensbedingungen und Wohnungsbedürfniſſen der 
wachſenden Vevölkerung nicht vorgreifen. Was den letzten Punkt betrifft, ſo 
hat die Erfahrung in Preußen gelehrt, daß hin und wieder die Erbauung 
von Nebenwohnungen auf den Bauerhöfen ſchon als Gegenſtand der Speku⸗ 
lation, um daraus recht viele Miethe zu beziehen, behandelt, dadurch aber, 
bei ungenügendem Verdienſt oder wegen Krankheit und aus anderen Urſachen 
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Wir begannen mit den Verhältniſſen des preußiſchen Staa— 
tes und wenden uns ſpeziell zu ihnen zurück. Die Geſchloſſen— 
heit der Grundbeſitzungen wäre um ſo unzuläſſiger für die 
Rheinprovinz, deren Bevölkerung ſich ſeit länger als zwei 
Generationen der Vorzüge und Wohlthaten der Theilbarkeit des 
Grundeigenthums erfreut, nicht minder aber auch für Weſt— 
phalen und für ſolche andere Gegenden, wo Geſundheit und 
Fortſchritt von Fabrikinduſtrie, Hüttenbetrieb und Bergbau großen— 
theils auf dem Prinzip der Theilbarkeit (der ſogenannten Zer— 
ſplitterung) des Grund und Bodens baſirt ſind. Bewährte und 
ſachkundige Zeugen aus der Rheinprovinz ſtimmen auch heute 
noch mit dem auf Autopſie gegründeten amtlichen Berichte über— 
ein, welcher über dieſe Verhältniſſe der Rheinprovinz in den 
Jahren 1836 und 1857 erſtattet wurde, als es fi um die 
Unterſuchung der Zuſtände in den verſchiedenen Landestheilen 
behufs legislativer Entſcheidung über die Dismembrationsfrage 
handelte. „Ueberall geht“ (wie der Geheime Ober-Regierungs— 
Rath Bethe, damals an der Spitze der Landeskulturverwaltung, 


eintretenden Verarmung, der in ſolchen Nebenwohnungen der Bauern ein— 
gemietheten Einlieger und Heuerlinge, die Gemeinden nur um ſo mehr mit 
der Armenpflege beläſtigt werden. Es kann die Begünſtigung des Erbaues 
von Nebenwohnungen auf bäuerlichen Höfen vielmehr zu einer unverhältniß— 
mäßigen und in dieſem Falle nachtheiligen Vermehrung der ländlichen Be— 
völkerung, eines grundbeſitzloſen ländlichen Proletariats (der ſogenannten 
Losleute), führen, wie es ſich von 1819 — 1843 in der Provinz Oſt- und 
Weſtpreußen zeigte (vgl. Archiv für Landeskunde Bd. 4. S. 251). Denn damals 
ſuchten die Bauerwirthe in der Provinz Preußen ihre Stellung durch Aufnahme 
von Losleuten zu erhalten, weil ſie durch den Miethszins der letzteren einen 
Theil ihrer Renten, Abgaben und Zinſen erfüllen zu können hofften. Deshalb 
nahmen fie auf die Höfe ftatt einer Familie, deren drei und vier auf. Die 
Folge aber war, daß das gemeinſame Zuſammenleben einer zahlreichen Be— 
völkerung in den einzelnen Stuben der Bauerhöfe, ſelbſt auf den Abbauten 
und in den Eigenkäthnerhütten, die Schaam vernichtete und das Aufkommen 
der guten Hauszucht verhinderte. Beſonders in den öſtlichen Provinzen 
Preußens würde die Vermehrung der Zahl der Einlieger, Losleute und 
Heuerlinge im Gefolge einer Begünſtigung des Erbaues von Nebenwohnungen 
auf den Bauerhöfen, mit Beſchränkung der Anlage kleiner Eigenthums— 
Lette, Vertheilung. 11 
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berichtet!) „die Theilung des Bodens und die emporblühende 
Gewerbthätigkeit Hand in Hand, und es würde ſchwer zu be— 
ſtimmen ſein, ob die Rheinprovinz ihre bei der Theilbarkeit und 
Parzellirung des Bodens blühenden, auch in Bezug auf Staats- 
und Gemeinweſen leiſtungsfähigen Verhältniſſe zuerſt und mehr 
der freien Erwerbsfähigkeit von Grundeigenthum oder der Ge— 
werbsthätigkeit zu danken hat. Die Verkleinerung der Wirth- 
ſchaften wird ohne Abbruch am Wohlſtande dieſer zahlreichen 
kleinen Eigenthümer, durch die Mitwirkung der mittleren und 
kleinen Landwirthe bei der Gewerbsinduſtrie der Provinz in der 
einen und anderen Weiſe möglich.“ Allerdings trifft dies nicht 
in allen einzelnen Gegenden der Rheinprovinz zu. In den 
Weinbaudiſtrikten der Moſel, auch auf der Eifel, herrſcht oft 
vielfache Noth; ſelbſt den reichen Fabrikbezirken iſt die Armuth 
nicht fremd?). Allein (wie Juſtus Möſer ſagte, als jemand über 


beſitzungen, doppelt bedenklich ſein, in Rückſicht auf den geringen Umfang der 
einzelnen Armenbezirke, welche zur Zeit mit den oft ſehr kleinen Guts- und 
Gemeindebezirken zuſammenfallen, — ſo lange nicht bei Einführung der noch 
immer vermißten ländlichen Gemeindeordnung nach dem Vorbilde Englands 
bei der neueren Reform des Armenweſens im Jahre 1834, eine Erweiterung 
der Gemeinde- und Armenbezirke eintritt. (Vergl. hierüber des Profeſſor 
Rudolph Gneiſt engliſches Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht. Theil I. 
Seite 477). 

1) Siehe über dieſen Bericht den mehrgedachten Aufſatz von Schneer 
im Rau⸗Hanſſenſchen Archiv a. a. O. S. 32 ff. 

2) An der Moſel iſt die zahlreiche Bevölkerung in dem Thale auf nicht 
umfangreichen Ackerflächen zuſammengedrängt. Der Weinbau fordert viel 
Hände und Arbeit. Deshalb iſt auch wegen des häufigen Ausfalls der Wein⸗ 
ernte jedes irgend kultivirbare Land ſehr geſucht, daher ſo unendlich — bis 
auf Quadratruthen — parzellirt und es liegen ſo die Stückchen buntſcheckig 
untereinander in den kleinſten Parzellen. Wären aber die Moſelaner nicht 
vorzugsweiſe Weinbauer, ſo entbehrten wir auch der Weine der Moſel. Da⸗ 
gegen findet ſich in den Ackerbaudiſtrikten des Mittel- und Niederrheins ſo 
gut wie kein ländliches Proletariat, wenn gleich auch hier kleine Ackerwirthe 
vorkommen, welche auf Kredit gekauft haben und von denen manche, wie es 
überall geſchieht, durch Unglück oder Liederlichkeit der Verarmung anheim⸗ 
fallen. Wo Gemüſe- und Handelsgewächsbau blüht, beſitzen oder pachten 
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die Schäden ſeiner Zeit klagte, dabei aber nur die Zuſtände ſei— 
nes kleinen Dorfes vor Augen hatte und auch dieſe aus ſeinem 
einſeitigen Geſichtskreiſe auffaßte) „die große Staatsrechnung lei— 
det darunter nicht; — ein Baum, von dem viele wurmſtichige 
Aepfel fallen, iſt insgemein fruchtbarer als ein anderer, worunter 
keiner liegt. Wer blos auf die Erde und nicht in die Höhe ſieht, 
der wird leicht unrichtig urtheilen und nicht erkennen, daß jener 
mehr Früchte habe als dieſer.“ 

Seit dem Aufſchwunge der Fabrik-Induſtrie, des Hütten 
betriebes und Bergbaues in der Gegend von Dortmund, Witten, 
Hagen, Iſerlohn u. ſ. w. entſtanden oder erweiterten ſich die 
Ortſchaften durch eine fleißige Bevölkerung von Bergleuten, Hüt— 
tenarbeitern, Schmieden und ähnlichen Gewerbtreibenden. Ein— 
zelne vorher armſelige Kolonien und ſogenannte Diebesneſter bie— 
ten ſeitdem den Aublick von bürgerlicher Behaglichkeit und Sicher— 
heit. Die Ueberzeugung und Erfahrung ſowohl der größeren 
Gutsbeſitzer, als der Fabrik-, Hütten- und Bergwerks-Unterneh— 
mer ſtimmt dahin überein, daß die mit eigenem kleinen Grund— 
beſitz anſäſſigen Arbeiter in der Regel beſſer und zuverläſſiger, 
dabei auch wohlhabender ſind, als die grundbeſitzloſen. Durch 
den eigenen Heerd mit der Heimath enger zuſammengewachſen, 
durch das Bewußtſein eines ihnen zugehörigen Grundbeſitzes zu 
Sittlichkeit, Ordnung und Geſetzlichkeit im höheren Grade an— 
geregt, fühlen ſie ſich um ſo mehr mit den Intereſſen des großen 
Unternehmens ihrer Heimath verbunden, welches für ſie die 
dauernde Quelle des Verdienſtes und Unterhalts iſt. Einſichts— 
volle und gemeinſinnige Guts-, Bergwerks-, Fabrik- oder Hüt— 


kleine Leute oft wenige Morgen, die ſie mit dem Spaten bearbeiten; dazu 
pachten ſie alsdann den Klee- und Grasbedarf für ihre Kühe von anderen 
Beſitzern zu hohen Preiſen, wogegen ſie wiederum aber aus der Milch der 
ſo durchgefutterten Kühe einen bedeutenden Erlös beziehen. Bei Düſſeldorf 
und Köln, auch anderen größeren Städten, treten die kleinen Beſitzer zu Aſ— 
ſoziationen zuſammen, welche den Kloaken- oder Kavallerie Dünger gemein— 
ſchaftlich erſtehen und für Miſtbeet-Anlagen und Treibereien verwenden. (Aus 
handſchriftlichen Mittheilungen eines rheiniſchen Gutsbeſitzers.) 
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tenbeſitzer befördern daher, ſelbſt durch eigene Vorſchüſſe, die 
Anſiedlung ihrer Arbeiter, oder beſtreben ſich wenigſtens, ſoweit 
ſich dazu Gelegenheit bietet, denſelben beſondere Wohnungen in 
der Nähe der Fabrikationsſtätten, thunlichſt mit kleinen Gärtchen, 
ſtets aber doch ſo einzurichten, daß jede Familie ihre beſonderen, 
völlig abgeſonderten Wohnungsräume nebſt Kammer, Küche und 
Bodenraum hat und dieſe mit keiner zweiten Familie zu theilen 
braucht. Ein großer Theil der für Fabrik und Handel beſchäf— 
tigten Arbeiter und Gewerbtreibenden (3. B. Schloſſer, Schmiede, 
Weber) lebt und arbeitet jedoch in eigener Wohnung und Werk— 
ſtätte auf dem eigen gehörigen Grundſtück, deſſen Bearbeitung zu 
ſeiner und ſeiner Familie Geſundheit, deſſen Beſitz zu ſeiner Zu— 
friedenheit und deſſen Ertrag zu ſeinem mäßigen Wohlſtande 
nicht wenig beiträgt. Die Geſchloſſenheit von Ritter- und Bauer⸗ 
gütern durch Fideikommiſſe, Untheilbarkeit oder privilegirte An— 
erbenrechte würde eine derartige Geſtaltung der Verhältniſſe, wo— 
bei Landbau und Gewerbe-Induſtrie innig verwachſen, ſo daß 
beide ſich gegenſeitig fördern und heben, wenn nicht unmöglich 
machen, doch weit ſchwerer erreichen laſſen. Noch aber iſt in 
Preußen die freie Entwickelung des Gewerbsweſens, gleichwie der 
Landkultur, durch das Recht der freien Verfügung über den 
Grundbeſitz und deſſen Theilbarkeit gewährleiſtet. Wenn wirklich 
im Kreiſe Schleuſingen bei Suhl Bergbau und Hüttenbetrieb von 
neuem wiederum im Aufblühen begriffen ſind, ſo würde nicht 
blos die zahlreiche Klaſſe kleiner Grundeigenthümer aus ihrem 
bisher gedrückten Verhältniß alsbald in eine beſſere Lebenslage 
übergehen, ſondern es würde andererſeits auch das daſelbſt unter 
der ärmeren und arbeitenden Bevölkerung gegenwärtig ſehr zer— 
theilte Grundeigenthum eine um ſo ſicherere Stütze für den dauern— 
den Aufſchwung ſeiner Unternehmungen bilden. Hauptſächlich iſt 
es die erleichterte Theilbarkeit des Grundeigenthums, welche 
Preußen vor England voraus hat, ein Vorzug, der vielleicht in 
kritiſchen Zeiten noch vollſtändiger erkannt werden wird. 

In der That entſcheiden aber doch nur die wohlberech— 
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tigten geſellſchaftlichen Bedürfniſſe der Menſchen über die Thei— 
lung des Grundeigenthums. Dies beſtätigen z. B. auch gegenwärtig 
wieder die in der Provinz Weſtphalen vorkommenden Dismembra— 
tionen. Denn nur in den Gegenden, wo das Bedürfuniß zur 
Erwerbung von Grundbeſitz in Folge der zunehmenden Gewerbs— 
Induſtrie oder Bevölkerung hervortritt, kommt ein Abverkauf von 
Trennſtücken alter Bauergüter und Kolonate häufiger vor, wo— 
gegen ſich dergleichen Dismembrationen ſelten oder gar nicht auf 
die von der Fabrik-Induſtrie und dem Bergbau entfernteren Ort— 
ſchaften ausdehnen). Auch in jenem Falle find es aber öfter 
doch nur die unkultivirten Antheile aus den Markentheilungen 
oder andere, dem Bauergutsbeſitzer weniger bequem belegene 
Stücke, welche der Arbeiter und zwar zum großen Segen der 
Landkultur erwirbt, indem er ſie in urbares und ertragreiches 
Fruchtland umſchafft, während ſie der große Grundeigenthümer 
um ſo lieber abtritt, weil nach einer blos ökonomiſchen Berech— 
nung die durch die Urbarmachung zu erwartende höhere Grund— 
rente nicht die darauf zu verwendenden Koſten deckt und lohnen 
würde. Dieſen Aufwand wie den Werth der Beſchäftigung bei 
der Bearbeitung, Saat und Ernte läßt ein ſolcher kleiner Eigen— 
thümer (wie auch ein ähnlicher Parzellenpächter) allerdings außer 
Anſchlag; er kann dies deshalb thun, weil dieſer Kultur und Be— 
ſchäftigung meiſt nur die Stunden der Muße und Erholung ge— 
widmet werden, wobei der Arbeiter den Aufenthalt in der Fabrik 
oder Werkſtätte mit dem in der freien Natur wechſelt. Mit einer 
ſolchen Nebenbeſchäftigung des Arbeiters und deren Veranſchla— 
gung verhält es ſich ähnlich, wie mit der ſogenannten Füllarbeit 
in Feierſtunden und an Winterabenden in den bäuerlichen 
Haushaltungen; z. B. in Oſtpreußen und einem Theile Pom— 
merns, auch in Weſtphalen durch Spinnen und Weben, deren 
Geldertrag, für ſich berechnet, ein ſehr geringer, deren Werth 
hingegen, ſowohl für die gute Sitte und die Tugend des Fleißes 


1) Nach glaubwürdigen Mittheilungen Landeskundiger. 
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und der Sparſamkeit, als beſonders für die Ausnutzung und Ver— 
werthung von Zeit und Kraft überhaupt, und dadurch für das 
Nationalvermögen im großen Ganzen ein ſehr hoher iſt, ſo lange 
nicht andere nützliche Beſchäftigungen an die Stelle treten. Den 
Gewinn, welcher nach allen dieſen verſchiedenen Seiten hin den 
Arbeiterfamilien, wie dem Gemeinweſen aus der Erwerbung eines 
kleinen Eigenthums ſeitens der erſteren erwächſt, wird daher ein 
landwirthſchaftlicher Rechner ſehr niedrig veranſchlagen, hingegen 
der Staatsmann um ſo höher würdigen. 

Hiernach erſcheint bei näherem Eingehen auf die lebendigen 
Zuſtände der bürgerlichen Geſellſchaft und die Exiſtenzbedingungen 
des Volks auch von dieſer Seite betrachtet das oft wiederholte 
Diktum: „daß die Theilbarkeit des Grundeigenthums den Grund 
und Boden in Staubtheile auflöſe und ſelbſt dem Beſtande der 
bürgerlichen Geſellſchaft Gefahr drohe“, inhaltlos und ſelbſt hart. 


Wie thatſächlich unbegründet dieſe Beſorgniß an ſich ſei, iſt 
ſchon weiter oben entwickelt worden. Es iſt bemerkenswerth, daß 
die Anträge auf Beſchränkung der Theilbarkeit und die Anklagen 
ihrer Wirkungen nicht ſowohl aus denjenigen Landestheilen, in 
welchen die Vertheilung und Freiheit des Grundeigenthums, wie 
die perſönliche Freiheit am älteſten und am verbreitetſten ſind, 
ſondern meiſt aus denjenigen Provinzen laut werden, wo der 
Großbeſitz den mittleren und kleineren überwiegt, theilweiſe auf— 
gezehrt und die allgemeine Freiheit des Eigenthums und der Per— 
ſon noch nicht zwei Generationen erlebt hat. 

Zur Würdigung jener Auträge und Auklagen ſcheint daher ein all— 
gemeiner Ueberblick über die ſehr abweichenden Grundvertheilungs— 
verhältniſſe und über einige davon abhängige wichtigſte Erwerbs- und 
Lebensverhältniſſe der verſchiedenen Bevölkerungen im Oſten wie im 
Weſten des preußiſchen Staats nützlich. Um dieſe verſchieden— 
artigen Verhältniſſe recht anſchaulich zu machen, dergleichen aber 
doch auch in mannigfacher Abſtufung wiederum innerhalb aller 
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einzelnen Theile des preußiſchen Staates mehr oder weniger vor— 
kommen, mögen hier extreme Gegenſätze, zwiſchen denen es jedoch in 
Schleſien, Sachſen, der Mark Brandenburg hier und da mancherlei 
Mittelſtufen giebt, auf der einen und andern Seite gegenübergeſtellt 
und die Beiſpiele aus einem der weſtlichſten Landestheile Preußens, 
in denen ſich eine großartige Induſtrie ausgebildet hat, und aus einer 
der öſtlichen Provinzen, wo eine ſolche nicht beſteht, entnommen werden. 

Zufolge der Tabellen des ſtatiſtiſchen Bureau's waren 
1852 im Regierungsbezirk Köslin — Hinterpommern — 
(auf einer Fläche von 258 Quadratmeilen, bei einer Bevöl— 
kerung von 1813 Menſchen auf der Quadratmeile) Beſitzungen 
1) über 600 Morgen = 1067 (mit zuſammen 2,931571 
preuß. Morgen, durchſchnittlich jede Beſitzung zu 2747 
Morgen), 2) von 300 — 600 Morgen = 590 (mit 229216 
Morgen, jede im Durchſchnitt zu 388 Morgen), 3) von 30 bis 
300 Morgen = 11848 (mit 1,309542 Morgen, durch— 
ſchnittlich zu 110 Morgen), 4) von 5—30 Morgen = 
9425 (mit 137469 Morgen, durchſchnittlich zu 15 Morgen), 
5) unter 5 Morgen = 9486 (mit 25288 Morgen, durch— 
ſchnittlich zu 2,67 Morgen), im ganzen 32416 Be— 
ſitzungen und der Antheil dieſer verſchiedenen Klaſſen von 
Beſitzungen an der Geſammtfläche betrug zu 1) = 63; zu 2) 
= 5; zu 3) = 28; zu 4) = 3; zu 5) = 0,581); in der ganzen 
Provinz Pommern (auf 576 Meilen bei einer Bevölke- 
rung von 2174 Menſchen auf der Meile, der geringſten in 
Preußen) 1) über 600 Morgen — 2545 (mit 6,456136 


1) Zufolge der ſtatiſtiſchen Erhebungen von 1837 ff. (ſ. Schneer im Rau⸗ 
Hanſſen'ſchen Archiv) beſaßen im Regierungsbezirk Köslin 1020 Rittergüter 
vom Geſammtbeſitze 69 pCt., 5710 größere und 5329 kleinere, zuſammen 
11039 bäuerliche Güter etwa 30 pCt., und 4587 eigenthümliche Häusler— 
und Büdnerbeſitzungen noch nicht 1 pCt.; es fanden ſich auch nur 
17,7 dergleichen kleine Grundbeſitzer auf der Meile, neben 4 Rittergütern, 
22 größeren und 20, kleineren Bauerwirthſchaften; überdies leben jene klei— 
nen Eigenthümer meiſtentheils als Fiſcher am Oſtſeeſtrande oder als Büdner 
auf königl. Domainen. 
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Morgen, durchſchnittlich jede zu 2537 Morgen), 2) zwi⸗ 
ſchen 300 und 600 Morgen — 1406 (mit 572821 Morgen, im 
Durchſchnitt jede zu 407 Morgen), 3) von 30 bis 300 Mor— 
gen = 26153 (mit 2,951924 Morgen, durchſchnittlich zu 
113 Morgen), J) von 5—30 Morgen S 25086 (mit 354850 
Morgen, durchſchnittlich zu 14 Morgen, 5) unter 5 Morgen 
— 30129 (mit 81371 Morgen, jede Beſitzung durchſchnitt— 
lich zu 2,7), und beträgt der Antheil jeder dieſer Klaſſen von 
Beſitzungen an der Geſammtfläche zu 1) = 62; zu 2) = 5,55 
zu 3) = 28; zu 4) = 3,45 zu 5) = 0, 7s. 

Dagegen enthält z. B. der Regierungsbezirk Köln (auf 
72 Meilen bei einer Bevölkerung von 7085 Menſchen auf 
der Meile) Beſitzungen 1) über 600 Morgen = 133 (mit 
158328 Morgen, jede im Durchſchnitt zu 1190 Morgen), 
2) von 300 — 600 Morgen = 249 (mit 108045 Morgen, durch— 
ſchnittlich zu 433 Morgen), 3) von 30—300 Morgen = 
9252 (mit 573433 Morgen, durchſchnittlich zu 62 Mor— 
gen), 4) von 5— 30 Morgen = 32771 (mit 446135 Morgen, 
durchſchnittlich zu 13,6 Morgen), 5) unter 5 Morgen = 
72353 (mit 170919 Morgen, durchſchnittlich zu 2,36), im 
ganzen 114758 Beſitzungen, und es betrug der Antheil 
am Geſammt-Areal des Regierungsbezirks bei der Klaſſe zu 
1) = 10,3; zu 2) 7,4; zu 3) = 39,8; zu 4) = 30,6; zu 
5) 11,7. In der ganzen Rheinprovinz aber waren auf 
einem Areal von 508 Meilen, bei einer Bevölkerung von 
durchſchnittlich 5874 auf der Meile, Beſitzungen 1) über 
600 Morgen = 1346 (mit 2,018841 Morgen, durchſchnitt— 
lich jede zu 1500 Morgen), 2) zwiſchen 300 und 600 Mor— 
gen — 1520 (mit 635113 Morgen, durchſchnittlich zu 418 Mor- 
gen), 3) von 30—300 Morgen = 48574 (mit 3,256814 
Morgen, durchſchnittlich zu 67 Morgen), 4) von 5 — 30 
Morgen = 195141 (mit 2,568758 Morgen, durchſchnittlich zu 
13 Morgen), 5) unter 5 Morgen = 520303 (mit 1,031396 
Morgen, durchſchnittlich jede zu 1,95 Morgen), im gan- 
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zen 766884 Beſitzungen, und es beträgt der Prozent— 
Antheil dieſer Klaſſen von Beſitzungen an der Geſammt— 
fläche zu 1) = 21; zu 2) = 6,7; zu 3 = 34; zu 4 = 27; 
zu 5) = 10,s. ) 

Hiernächſt werden zur Veranſchaulichung der abweichenden 
Grundvertheilungsverhältniſſe im ganzen Staate noch folgende 
ſtatiſtiſche Angaben dienen: 

Im ganzen Staate ſind 1,790869 einzelne Grundbeſitzungen 
gezählt; davon enthalten: 


871998 (faſt 49 pCt. der Geſammtzahl) unter 5 Morgen, 


a 

5.520499 29 „ - ) von 5— 30 Morgen, 
£55310190,6 e e - 5230 — 300 - 

d. 13486 ( 0,5- - - 52300 — 600 - 

e. 14696 (- 0,82⸗ ) über 600 Morgen. 


Die Größe dieſer Beſitzungen zu e., meiſt Rittergüter, be— 
trägt durchſchnittlich in der Provinz Preußen 1981 Morgen, in 
Poſen 2113, in Pommern 2537, in Brandenburg 2634, in 
Schleſien 2055 Morgen und ſteigt mitunter bis zu einer oder 
mehreren Meilen. In den öſtlichen Provinzen a. Pommern 
(von 577 Meilen)?) iſt deren Zahl 2545, welche zuſammen 62 
pCt. (im Regierungsbezirk Stralſund ſogar 75 pCt.) der Ge— 
ſammtfläche in ſich faſſen; b. in Preußen (auf einer Fläche von 
1178 Meilen) 3875 mit 38 pCt.; c. in Poſen (von 536 
Meilen) 2543 mit 55 pCt.; in den mittleren Provinzen d. in 
Brandenburg (von 734 Meilen) 2152 mit 46 pCt.; e. in 
Schleſien (von 742 Meilen) 2771 mit 50 PCt.; dagegen k. in 
Sachſen (auf 460 Meilen) 1109 nur mit 27 pCt.; in den 
weſtlichen Provinzen g. in Weſtphalen (auf 368 Meilen) nur 
662 mit 15, pCt.; endlich h. in der Rheinprovinz (auf 508 
Meilen) 1346 mit 21 pCt. Antheil an der Geſammtfläche. 

Andererſeits iſt die Zahl der kleinſten Grundbeſitzungen von 

1) Vergl. die Tabellen von 1849 und 1852 Bd. V. S. 1027 ff. und 
Dieterici, Mittheilungen des ſtatiſtiſchen Büreau's in Berlin. Iter Jahrgang. 
1856. S. 122. 

2) Dieterici 6. S. 246. 
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einer Grundfläche unter 5 preuß. Morgen und deren Antheil am 
geſammten Areal am geringſten in den öſtlichen und der Mehr— 
zahl der mittleren Provinzen. Denn davon enthalten a. Oſt— 
und Weſtpreußen nur 44221 mit einem Prozent-Antheil von 
0,0; b. Poſen 20322 mit 0,55; c. Pommern 30129 mit 0,78; 
d. Brandenburg 58744 mit 1,10; hingegen e. Schleſien ſchon 
113995 mit 2, es; weiter k. Sachſen 91553 mit 3,26; fortfchrei- 
tend g. Weſtphalen 107303 mit 3,62; endlich aber h. die Rhein⸗ 
provinz 520303 mit 10,84 pCt. Antheil an der Geſammtfläche. 
Während in Pommern beinahe %, im Großherzogthum Po— 
ſen mehr als die Hälfte, in Schleſien und Brandenburg etwa 
die Hälfte der Geſammtfläche den großen Gutsbeſitzungen gehört, 
find umgekehrt in der Rheinprovinz 66 pCt., alſo % aller länd— 
lichen Beſitzungen, Kleinbeſitz unter 5 Morgen; es überſteigt da— 
ſelbſt auch die überwiegende Mehrzahl aller anderen Beſitzungen 
nicht 30 Morgen, und der Großbeſitz über 600 Morgen dieſen 
Flächengehalt hauptſächlich nur wegen der Waldungen in den drei 
Regierungsbezirken Koblenz, Trier und Aachen. Außerdem ſind 
auch die mittleren Beſitzungen von 5— 30 Morgen am Rhein 
ebenfalls am ſtärkſten vertreten, indem dazu mehr als der dritte 
Theil des Landes gehört, während dieſe Kategorie von Beſitzun— 
gen in Preußen und Pommern zuſammengenommen nur etwa den 
25ſten Theil des ganzen Flächenraums ausmacht. Die ſtärkſte 
Anzahl der Beſitzungen von 300 — 600 Morgen (darunter be— 
ſonders die kölmiſchen Güter, in der Zeit der Herrſchaft des 
deutſchen Ritterordens gegründet) beſitzt die Provinz Preußen; 
nämlich, während es deren im ganzen Staate nur 14020 giebt, 
davon 4230, beinahe ½ allein, und außerdem nehmen daſelbſt 
die großen Bauergüter von 30 — 150 Morgen, wie die kleineren 
Mittelgüter (die Köllmer) von 150 — 300 Morgen zuſammen⸗ 
genommen die Hälfte des Areals mit 49,2 pCt. ein. Die Be— 
ſitzungen zwiſchen 30 — 300 Morgen allein ſind aber in der 
Provinz Weſtphalen am ſtärkſten vertreten; ſie betragen daſelbſt 
beinahe 58 pCt., indem dort der mittlere Beſitz, der Bauernſtand, 
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überwiegend vorherrſcht; hiernächſt auch in Sachſen, worauf be- 
züglich dieſer Güter zwiſchen 30 und 300 Morgen erſt Preußen 
und Brandenburg folgen. 5 

Mit dieſen ſo verſchiedenen Grundvertheilungsverhältniſſen, 
wie ſie ſich nicht blos zwiſchen Pommern, auch Poſen, Oſt- und 
Weſtpreußen einerſeits und dem Rheinlande andererſeits, indeß 
auch nicht blos zwiſchen ganzen Provinzen, ſondern mitunter kaum 
weniger abweichend hier und dort innerhalb des Gebietes dieſer 
einzelnen öſtlichen, mittleren und weſtlichen Provinzen vorfinden, 
ſtehen nun aber Geſittung, Lebens- und Erwerbsverhältniſſe, z. B. 
der Wohnung, der Haupt- oder Nebenbeſchäftigung mit der Land— 
wirthſchaft, das Verhältniß der Anzahl von Dienſtboten wie von 
grundbeſitzloſen Tagelöhnern, welche von anderen Perſonen — von 
Guts- und Dienſtherren — mehr oder weniger abhängig ſind, 
auf der einen, und das der Anzahl der durch eigenen Heerd und 
Grundbeſitz ſelbſtſtändigeren Perſonen und Familien auf der an— 
deren Seite in unmittelbarer Wechſelbeziehung. Wäre man ſich 
derſelben überall deutlich bewußt, ſo könnte die Dismembrations— 
und Anſiedlungsfrage nicht aus einem ſo einſeitigen Geſichts— 
punkt behandelt werden, wie dies vielfach geſchieht. 

Es ſollen nachſtehend, und zwar wieder an der Hand der 
Statiſtik, nur einige dieſer Momente näher betrachtet werden, 
welche mit den Grundvertheilungsverhältniſſen in einem der— 
artigen unmittelbaren Zuſammenhange ſtehen. 

Zunächſt ſind dies die Wohnungsverhältniſſe. 

Jedermann hat wohl bereits erkannt, daß eine geſunde, rein— 
liche und ausreichende Wohnung, und zwar für jede einzelne, be— 
ſondere Familie die wichtigſte Vorbedingung zu einem menſchen— 
würdigen Daſein, der allererſte Ausgangspunkt für die Geſittung 
des Volks ift. ') 

1) Dr. Channing jagt in einem Vortrage „Ueber die Hebung der arbei— 
tenden Klaſſen“: Moral, Sitten, Zucht, Selbſtachtung und geiſtige Bildung 


ſowohl wie die Geſundheit und die phyſiſchen Annehmlichkeiten eines Volks 
hängen von keinem äußeren Umſtande mehr ab, als von der Beſchaffenheit 
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Der preußiſche Staat zählt in ſeinen 82724 Ortſchaften oder 
Wohnplätzen 1,996368 Privatwohnhäuſer und zwar (da Städte 
und Flecken hier weniger intereſſiren) in ſeinen 31819 Dörfern 
deren 1,303460, auf 11663 Vorwerken und Höfen deren 56203, 
in 8738 Kolonien und Weilern deren 100130 und auf 29152 
Etabliſſements deren 85133. In einem einzelnen Privatwohn— 
gebäude wohnen in den Dörfern durchſchnittlich 7,3; auf Vor— 
werken, Höfen, in Kolonien und Weilern, wie auf den Etabliſſe— 
ments 8,7 Menſchen, doch nach den verſchiedenen Theilen des 
Staates ſehr verſchieden vertheilt. Obwohl nun die Bevölkerungs— 
verhältniſſe a) in den vier Provinzen Preußen, Pommern, Poſen 
und der Mark Brandenburg (excl. Berlin) auf der Meile von 
2000 - 2500, b) in Sachſen und Weſtphalen zu etwa 4000, in 
Schleſien etwas darüber (4278), ſodann e) in der Rheinprovinz 
bis auf 5874 (im einzelnen Regierungsbezirk Köln bis 7085 und 
Düſſeldorf ſogar bis 9752) ſteigen,) jo wohnen die Men— 
ſchen dennoch auf dem platten Lande der öſtlichen Provinzen viel 


der Häuſer, in denen fie leben (j. deſſen ſoziale Schriften, aus dem Engliſchen 
überſetzt vom Prediger Dr. Sydow und Stadtſchulrath Schulz, Berlin 1850. 
Bd. II. S. 108). Welchen nachtheiligen Einfluß auf gute Hauszucht und 
Sittlichkeit das Zuſammenwohnen mehrerer Familien in denſelben Stuben 
hat, hat auch der Profeſſor Schubert in dem mehrerwähnten Aufſatze im 
Aten Bande des Archivs für preußiſche Landeskunde über die Entwickelung 
der Landwirthſchaft in der Provinz Preußen geſchildert. Verarmung (ſagt 
er) erzeugte auf der Bildungsſtufe des armen Mannes in der Regel Er— 
ſchlaffung; ſtatt größerer Arbeitsthätigkeit folgte bei ihnen ein Zuſtand des 
ſorgloſen Hineinlebens in den Tag. Die zahlreiche Bevölkerung in den ein— 
zelnen Stuben vernichtete die Schaam im gemeinſamen Zuſammenleben, ge— 
wöhnte den abgeſtumpften Menſchen einem thieriſch-brutalen Verlangen der 
Unſittlichkeit unter dem beſchönigenden Vorwande eines Troſtes der Armuth 
ohne weiteres Bedenken ſich hinzugeben. Buben wurden Väter, ohne um die 
Mittel bekümmert zu ſein, ſich ſelbſt und ihre unglücklichen Kinder ernähren 
zu können. 

Vergl. auch des Prof. V. A. Huber: „Die Wohnungsnoth der kleinen 
Leute.“ „Die Wohnung (ſagt Huber) iſt eine Kernfrage der ganzen ſogenann— 
ten ſozialen Frage im Guten, wie im Schlimmen.“ 

1) Dieterici, Mittheilungen des ſtatiſtiſchen Büreau's. 9. Jahrg. 1856. 
S. 122. 
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dichter in den einzelnen Wohngebäuden zuſammengedrängt, als in 
den weſtlichen. Während!) z. B. in den Dörfern der Regierungs- 
bezirke Bromberg und Köslin 9— 10, des Regierungsbezirks 
Königsberg 8 Bewohner auf jedes ländliche Wohnhaus kommen, 
fallen dergleichen in den Regierungsbezirken Köln und Aachen 
nur etwa 5, in den übrigen Regierungsbezirken der Rheinprovinz 
ungefähr 6 Einwohner auf ein ländliches Wohngebäude. Am 
meiſten mit Wohnhäuſern beſetzt iſt die O Meile gerade in den 
beiden bevölkertſten Regierungsbezirken Köln und Düſſeldorf, am 
wenigſten im menſchenarmſten Regierungsbezirk Köslin. Ungeach— 
tet in der Rheinprovinz überhaupt 3 und 4 mal ſoviel Menſchen 
auf der O Meile wohnen, wie in Preußen, Poſen und dem grö— 
ßeren Theile von Pommern, iſt dort die Zahl der Häufer auf 
der O Meile dennoch oft mehr als 3 und 4 mal fo groß, wie 
in dieſen öſtlichen Provinzen. Beiſpielsweiſe verhält ſich auf der 
Meile die Dichtigkeit der Bevölkerungen der Regierungsbezirke 
Königsberg und Köln wie 2077 zu 6869, d. h. wie 100 zu 331, 
die Häuſerzahl aber wie 482 zu 2258, d. h. wie 100 zu 469, 
und in Bezug auf die Privatwohnhäuſer wie 201 zu 1051, d. h. 
wie 100 zu 522. Trotz der dichten Bevölkerung der Rheinpro— 
vinz wohnt mithin die große Mehrzahl der Menſchen hier im 
ganzen beſſer, namentlich der Moralität, wie der Geſundheit zu— 
ſagender, als in Oſtpreußen und Hinterpommern. 

Vom Landbau als Hauptgewerbe leben — (zufolge der 
ſtatiſtiſchen Tabellen?) — von 250 Einwohner des preußiſchen 


1) Vergl. hierüber und wegen des Folgenden die Tabellen des ftatifti- 
ſchen Büreau's von 1849 und 1852. 

2) Von der ganzen Bevölkerung des ganzen Staats gehören aber dem 
Lande etwas mehr als , dem Landbau insbeſondere etwa 51 Prozent, den 
Gewerben und der Fabrikation 31 pCt. an, außerdem dem Handel 6 PCt., 
wogegen 12 pCt. auf Militär, Beamte, Lehrer, Geiſtliche, Aerzte, Rentiers 
u. ſ. w. fallen; wiederum aber von den 31 pCt. der Gewerbe und Fabri— 
kation — mit Hinzurechnung der Weber — 22 bis 23 PCt. den eigentlichen 
Handwerken, hingegen nur 8—9 pCt. den Fabriken, hiervon überdies 4 pCt. 
dem Bergbau und Hütten-, wie dem hiermit zuſammenhängenden Fabrik— 
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Staates etwa 100, im ganzen 902801 verſchiedene Landeigen— 
thümer, mit Hinzurechnung ihrer Familienglieder von 3,643869 
Perſonen, ferner der Knechte, Jungen und Mägde — 927565 
und der Tagelöhner und Handarbeiter mit 835563, wie be— 
rechnet iſt, im ganzen etwa 6,309798 Menſchen. Das Ver— 
hältniß der Perſonen, welche die Landwirthſchaft als Haupt— 
gewerbe treiben, vertheilt ſich jedoch in den einzelnen öſtlichen 
und weſtlichen Provinzen ſehr verſchieden. Davon fallen auf die 
Meile in Oſt- und Weſtpreußen 998, in der Provinz Poſen 
1090, in Brandenburg nur 867, in Pommern gar nur 749, 
hingegen in Sachſen 1179 und in Schleſien 1737, ſodann in 
den beiden weſtlichen Provinzen Weſtphalen und Rhein beziehungs— 
weiſe 1467 und 2257.) 

Ebenſo verſchieden iſt das Verhältniß derjenigen Perſonen 
vertheilt, welche den Landbau als Nebengewerbe treiben, 
(deren im ganzen Staate einſchließlich Frauen, Kinder, Geſinde 
und Tagelöhner 2,239823 berechnet, worunter aber nicht die auf 
den großen Gütern der öſtlichen und mittleren Provinzen im 
dauernden Vertragsverhältniß ſtehenden Tagelöhner, das ſogenannte 
Feldgeſinde, begriffen find), wovon auf die O Meile kommen in 
der Provinz Preußen 241, Poſen 208, Pommern 259, Branden— 
burg 336, dagegen in Schleſien bereits 576 und in Sachſen 637, 
ferner aber in Weſtphalen 820 und in der Rheinprovinz 873. 


betriebe. In den verſchiedenen Landestheilen aber gehören an 1) dem Land- 
bau von je 100 männlichen Einwohnern über 14 Jahr alt a) in den öſt⸗ 
lichen Provinzen aa) Preußen und bb) Poſen je 69— 70, cc) Pommern 63; 
b) in den mittleren aa) Brandenburg (mit Berlin) 47 — 48, bb) Sachſen 
und cc) Schleſien je 44—45; c) in den weſtlichen aa) Weſtphalen 43 — 44, 
dagegen bb) in der Rheinprovinz nur 38 — 39 pCt., obgleich vom Landbau 
in letzterer vermöge der dichteren Bevölkerung 374547 Perſonen, in Pom— 
mern aber nur 244389 leben; dagegen 2) dem Gewerbe und der Fabri— 
kation in Rheinland und Weſtphalen etwa 40 pCt., in Preußen und 
Poſen nur 15 bis 16 pCt.; 3) dem Bergbau insbeſondere z. B. in 
der Provinz Preußen nur 1,03, während derſelbe im Rheinland 7,15 und in 
Weſtphalen ſogar 8,95 pCt. beſchäftigt. 
1) ſ. S. 69. 
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Während z. B. in dem gewerb- und fabrikreichen rechtsrheiniſchen 
Kreiſe Lennep (auf 5,5 O Meilen mit 67000 Einwohnern) 14660, 
mithin 2651 auf der Meile Landbau als Nebengewerbe trei— 
ben, geſchieht dies im Regierungsbezirk Bromberg (auf 215 U Mei— 
len mit 454000 Einwohnern) nur etwa von 31000 Perſonen, 
alſo von 1145 auf der Meile. 

Nicht weniger bemerkenswerth ſind die Verſchiedenheiten hin— 
ſichtlich der Anzahl der Dienſtboten und des Geſindes im 
Vergleich mit der Zahl der Beſitzer. Es hängt das verſchiedene 
Grundvertheilungsverhältniß mit der Haltung von Dienſtboten 
und ſonach mit der Zahl der zur dienenden Volksklaſſe gehörenden 
Perſonen noch ſichtbarer zuſammen. Daſſelbe ſteht mit der Zahl 
der Grundbeſitzungen (der größeren Vertheilung des Grund und 
Bodens) im umgekehrten Verhältniß. Dabei äußert die verſchie— 
dene Grundvertheilung ihren Einfluß ſogar auf die Zahl derjenigen 
Dienſtboten, welche nicht für laudwirthſchaftliche oder gewerbliche 
Beſchäftigungen, ſondern zur Bequemlichkeit oder beziehungsweiſe 
für den perſönlichen Hausſtand der Dienſtherrſchaft gehalten 
werden, indem von dieſer Klaſſe der Dienenden einer in der Provinz 
Brandenburg ſchon auf 68, in Preußen auf 88, in Pommern auf 90, 
in Poſen auf 103, in Schleſien auf 110, in der Provinz Sachſen erſt 
auf 136, hingegen in der Rheinprovinz (mit ihrem getheilten Grund— 
beſitz, ungeachtet vieler und darunter großer Städte) nur auf 214 und 
in Weſtphalen (bei dem dort vorherrſchenden Bauernſtande) ſogar 
erſt auf 374 Einwohner fällt. Desgleichen iſt die Anzahl der 
für die Landwirthſchaft gehaltenen Dienſtboten, hierunter der 
männlichen im Verhältniß zu den weiblichen, beſonders in den 
öſtlichen Provinzen Oſt- und Weſtpreußen und Poſen, viel be— 
deutender, als in den weſtlichen Provinzen. Hier verhält ſich 
dies in beiderlei Beziehung umgekehrt und es fehlt in den weſt— 
lichen überdies die Klaſſe von Tagelöhnern, welche als ſogenanntes 
Feldgeſinde (in Preußen Inſtleute, in Lithaueu auch Gärtner ge— 
nannt) in einem feſten jährlichen Vertragsverhältnniß zu und auf 
den großen Gutsbeſitzungen der öſtlichen und mittleren Provinzen 


jteht, ganz; denn dazu ſind die Einlieger (Heuerlinge und Kötter) 
auf den bäuerlichen Kolonaten in Weſtphalen nicht wohl zu rech— 
nen. Bei dem kleineren und getheilten Grundbeſitz reichen in 
den weſtlichen Landestheilen meiſt ſchon die Kräfte des Eigen— 
thümers und ſeiner Familie zur Beſtellung aus. Dort nutzen 
auch, wie bereits oben bemerkt wurde, die großen, namentlich die 
Ritter-Güter (nicht ſo die größeren Kolonen in Weſtphalen) ihre 
Aecker und Wieſen meiſt durch Parzellarverpachtung an Arbeiter 
und kleine Bauern. Während deshalb z. B. im öſtlichen Regie— 
rungsbezirk Königsberg über die doppelte Zahl von Handarbeitern 
und Tagelöhnern gegen die der Grundeigenthümer vorkommt, iſt 
das Verhältniß in dem weſtlichen Regierungsbezirk Köln das um— 
gekehrte; hier beträgt die Zahl jener Tagelöhner noch nicht die 
Hälfte von der Zahl der Grundbeſitzer. 


Auch dieſer Ueberblick über die verſchiedenartigen Grund— 
vertheilungsverhältniſſe innerhalb des preußiſchen Staatsgebiets 
und deren Wechſelbeziehung mit den Lebens- und Erwerbs— 
bedingungen des Volks, wird zu der Ueberzeugung führen, daß 
(abgeſehen von der älteſten und bis auf die altgermaniſchen Ge— 
meinden oder auf die urſprünglichen Koloniſationen zurückgehenden 
Landesverfaſſung, deren Spuren beſonders in Weſtphalen und in 
Oſt- und Weſtpreußen am ſichtbarſten ſind), dieſe Verhältniſſe 
nicht das Werk und Produkt einer willkürlichen Kodifikation von 
oben her waren, ſondern daß ſie aus der Sitte, aus den Be— 
dürfniſſen, wie aus den allmälig und fortſchreitend ſich ver— 
ändernden Lebens- und Erwerbsbedingungen des Volks hervor— 
wuchſen; — trotz der in dieſer oder jener Tendenz erlaſſenen 
landespolizeilichen Verordnungen gegen die freie Verfügung über 
das Grundeigenthum. 

Es drängen ſich aber auch noch andere Betrachtungen dabei 
von ſelber auf. 

Allerdings hängt die Grundvertheilung aufs engſte zuſammen 
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mit der Freiheit der Perſon und des Eigenthums. Denn wo 
und fo lange einer Mehrzahl von Gliedern der Staatsgeſellſchaft 
die Erwerbung von Grundeigenthum durch die Geſetze oder Ein— 
richtungen des Staates verſagt iſt, verbietet ſich die Befriedigung 
ihres Verlangens nach eigenem Grundbeſitz und ihres Bedürf— 
niſſes dazu von ſelbſt. Beides konnte erſt mit der Gewährung 
jener Freiheiten erwachſen und hat ſich in denjenigen Landes— 
theilen am meiſten geltend gemacht, wo dieſe Freiheiten bereits 
am längſten beſtanden und wo zugleich das Streben nach Grund— 
beſitz durch die allgemeinen Erwerbsverhältniſſe hervorgerufen 
und gefördert wurde. Der Dienſtbote und gutsherrliche Tage— 
löhner überläßt einen großen Theil der Sorge für ſeinen Lebens— 
unterhalt dem Guts- und Dienſtherrn. Es iſt aber eine bemerkens— 
werthe, hiſtoriſch wie ſittlich berechtigte Erſcheinung der Zeit, 
daß im allgemeinen auch die unteren Klaſſen nach einer ſelbſt— 
ſtändigeren Lebenslage durch Gründung eines eigenen Heerdes 
und Anſiedelung auf eigenem Grund und Boden hinſtreben und 
daß fie die Sorge und Verautwortlichkeit für ihren und ihrer 
Angehörigen Lebensunterhalt und Wohlfahrt lieber ſelber über— 
nehmen wollen. Einen Belag dafür liefert unter anderem die 
in den ſtatiſtiſchen Tabellen nachgewieſene neuerliche Abnahme 
der Zahl bloßer (ländlicher und gewerblicher) Dienſtboten und 
Tagelöhner. Es herrſcht zwar bei manchem die Meinung vor, 
„daß es dem Staate, oder doch den Menſchen (den ſogenannten 
arbeitenden Klaſſen) vortheilhafter ſei, wenn andere begüterte 
Perſonen für ihr Wohl und Leben ſorgten, wenn es alſo z. B. 
neben einem großen Gutsbeſitzer nur Dienſtboten und guts— 
herrliche Tagelöhner gäbe, und außer einigen mittleren Beſitzern 
(„einem kräftigen Bauernſtande“) keine ſolche kleinen Grund— 
eigenthümer (als Häusler, Büdner, Kötter, Brinkſitzer, Eigen— 
käthner) beſtänden, deren Unterhalt doch auch nur und haupt— 
ſächlich von dem Arbeitsverdienſt auf den großen Gütern (oder 
in Fabriken, beim Bergbau u. ſ. w.) abhängig iſt. Dann — meinen 
ſie — könne kein ländliches Proletariat entſtehen, da der große 
Lette, Vertheilung. 12 
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Gutsbeſitzer in Nothfällen ſeinen Tagelöhnern mit billigerem Ge— 
treide und Kartoffeln oder auch mit Vorſchüſſen zu Hülfe komme 
und ſie auf alle Fälle vor Elend und Armuth bewahre, während 
der Arbeiter auf eigenem, aber zum Lebensunterhalt einer Familie 
ungenügenden kleinen Grundeigenthum, bei Mißwachs oder Arbeits— 
loſigkeit, der Noth verfalle. 

Einer ſolchen Meinung, — wie ſie im naiven Glauben an 
ihre Unfehlbarkeit bei den Gegnern des Prinzips der allgemeinen 
Eigenthumsfreiheit und Theilbarkeit exiſtirt, — würde ſchon durch 
Hinweiſung auf eine den gegenwärtigen Zuſtänden entſprechende 
ländliche Gemeindeordnung entgegenzutreten ſein, an welcher es 
aber im größten Theile des preußiſchen Staates und gerade in 
denjenigen (6 öſtlichen) Provinzen noch immer fehlt, wo ein 
ſolcher großer Gutsbeſitz (mit 50—69 Prozentantheil am ge— 
ſammten Areal) in Verbindung mit dem Verhältniß von Guts— 
tagelöhnerfamilien beſteht. Hier ſoll jener Meinung indeß mit 
einigen anderen Bemerkungen begegnet werden. 

Seit Aufhebung der perſönlichen Unfreiheit (der Erbunter— 
thänigkeit und Schollenpflichtigkeit) hat die zahlreiche Klaſſe des 
Volls, welche aus den grundbeſitzloſen Arbeitern beſteht, über 
die moraliſchen und materiellen Bedingungen ihrer Wohlfahrt 
offenbar eine entgegengeſetzte Anſicht gefaßt. Dies läßt ſich ſchon 
daraus erkennen, daß eine große Anzahl jener Volksklaſſe beſtrebt 
iſt, ſich einen eigenthümlichen Beſitz und eine ſelbſtſtändigere 
Lebenslage zu verſchaffen, in welcher ſie die eigene Selbſt— 
verantwortlichkeit und Sorge für ihre und ihrer Familien Exiſtenz 
auf ſich nimmt und ſich zu dieſem Zweck oft Jahre hindurch 
eine große Sparſamkeit und ſogar manche Entbehrungen auflegt. 
Es iſt aber ein von der Wiſſenſchaft anerkannter, durch die Er— 
fahrung bewährter Satz, daß im großen Ganzen die Menſchen 
ſelber ihr Intereſſe am beſten kennen und wahrnehmen, ſobald 
man ihnen dazu nur den gebührenden freien Spielraum läßt. 
In Preußen iſt hierzu nichts weiter nöthig, als daß die Geſetz— 
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geber wie die Regierung ſich des großen Fundamentalprinzips 
der preußiſchen Staatsverwaltung bewußt bleiben, welches unter 
anderem in der Geſchäftsinſtruktion für ſämmtliche Regierungen 
vom 26. Dezember 1808) dahin zuſammengefaßt iſt, „daß bei 
allen Anſichten, Operationen und Vorſchlägen der Regierungen 
der Grundſatz leitend bleiben müſſe, niemanden in dem Genuß 
ſeines Eigenthums, ſeiner bürgerlichen Gerechtſame und Freiheit, 
ſo lange er in den geſetzlichen Grenzen bleibt, weiter einzuſchränken 
als es zur Beförderung des allgemeinen Wohls nöthig iſt, einem 
jeden innerhalb der geſetzlichen Schranken die möglichſt freie 
Entwickelung und Anwendung ſeiner Anlagen, Fähigkeiten und 
Kräfte, in moraliſcher ſowohl als phyſiſcher Hinſicht zu geſtatten, 
und alle dagegen noch obwaltende Hinderniſſe bald möglichſt auf 
eine legale Weiſe hinweg zu räumen.“ Unter dem Einfluß dieſer 
Verwaltungsmaximen iſt die geiſtige Kraft des Volkes erwachſen. 
Daraus iſt das größere Vertrauen auf die eigene, von der Für— 
ſorge eines Anderen unabhängigere Lebensſtellung mit dem 
Streben nach einem eigenen Hausweſen und Heerd hervorgegangen. 
Ein ſolches Beſtreben aber iſt wie bei allen, ſo beſonders auch 
bei den arbeitenden Klaſſen die Grundbedingung zur Entwickelung 
aller geiſtigen und moraliſchen Kräfte, und es ſind wiederum 
dieſe die tiefen innerlichſten Wurzeln, aus welchen alle produ— 
zirenden Kräfte im ganzen Staatsweſen überhaupt emporwachſen; 
nur aus ihnen geht Gewerbfleiß und Induſtrie hervor und er— 
blüht der allgemeiner verbreitete Wohlſtand der Länder. Sie 
ſind es, welche dem wirthſchaftlichen Leben der Völker früher 
nicht geahndete Hülfsquellen erſchloſſen haben. 

„Die Mittel zum Leben“ (ſagt der treffliche Channing) 
„werden in demſelben Maße leichter gewonnen als ein Volk er— 
leuchtet, ſich ſelber achtend, entſchloſſen und gerecht wird; leibliche 
oder materielle Kräfte können gemeſſen werden, aber nicht die 


1) Siehe §. 34. in dieſem Meiſterwerke Stein's. 
12 * 
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Kräfte der Seele, noch kann man die Wirkungen einer erhöhten 
geiſtigen Strebkraft vorher berechnen.“) 

Dieſen ſittlichen Motiven treten ſehr praktiſche Beweggründe 
zur Seite. Denn nicht ſchon überall iſt auch auf den großen 
Gütern der öſtlichen und mittleren preußiſchen Provinzen der 
Maßſtab für Verdienſt und Leben einer bloßen Tagelöhnerfamilie 
erreicht, welchen ein hochgeachteter landwirthſchaftlicher Schrift— 
ſteller und vielerfahrener praktiſcher Landwirth (der Landesökono— 
mierath Koppe) dahin aufſtellte: „daß der geſunde und tüchtige 
Arbeiter bei den Geſchäften des Ackerbaues an den Wochentagen 
ſo viel verdienen müſſe, um dafür die gewöhnlichen Nahrungs— 
mittel, ſowie Kleidung und Brennmaterial für ſich und ſeine Fa⸗ 
milie anzuſchaffen und den Sonntag ausruhen, ſich reinigen und 
der Gottesverehrung beiwohnen zu können, daß die Frau die 
Lebensmittel zum Genuſſe zurichten, die Kinder pflegen, die Klei— 
der waſchen und ausbeſſern, außerdem aber nur ſo viel im Tage— 
lohn arbeiten müſſe, um noch einen Nothpfennig zuzuverdienen, 
womit gewirthſchaftet werden könne, wenn die Familie durch 
Krankheit oder einen anderen Unfall heimgeſucht wird.“ Ueber— 
dies kann aber auch die Lage von gutsherrlichen Tagelöhnern in 
den wenn ſchon jetzt ſeltenen, aber doch immerhin möglichen Fällen!) 
eine ſehr traurige werden, wenn ſie z. B. von der Willkür und 
Rohheit eines ungebildeten Gutsbeſitzers oder gutsherrlichen Ver— 
walters oder Pächters zu leiden haben, oder wenn ihnen von 
einem ſolchen in ſeinen Vermögensverhältniſſen heruntergekommenen 
Gutsbeſitzer oder deſſen Vertreter ihr Tagelohn nicht regelmäßig 


1) Worte Channing's in ſeinem Vortrage „über die Hebung der arbeiten⸗ 
den Klaſſen“, ſiehe Dr. Channing's ſoziale Schriften, überſetzt und heraus— 
gegeben vom Prediger Dr. Sydow und Stadtſchulrath Schulze. 1850. 
2tes Bändchen. S. 98. 

2) Vergl. hierüber die vom königl. Landesökonomie-Kollegium und deſſen 
Generalſekretair v. Lengercke infolge der Berichte der landwirthſchaftlichen 
Vereine vom Jahre 1848 herausgegebene Schrift „die ländliche Arbeiterfrage“. 
Berlin 1849. 
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ausgezahlt, oder ftatt in baarem Gelde durch Naturallieferung 
von ſchlechtem, nicht marktgängigen Getreide, von Kartoffeln oder 
wohl gar von Branntwein und dergleichen gewährt und ver— 
kümmert wird. Auch iſt es hier und da vorgekommen, daß — 
da die Gutsbezirke in der Regel beſondere Armenverbände bilden!) 
— den gutsherrlichen Tagelöhnern, ſobald ſie anfangen, alt und 
untüchtig zu werden, um der Laſt der Armenpflege zu begegnen, 
Wohnung und Aufenthalt gekündigt, oder daß in gleicher Abſicht 
ihre Wohnung auf erkauften Hausſtellen in benachbarten Bauer— 
dörfern angewieſen wurde. Außerdem haben ſich aber auch ſehr 
gewichtige landwirthſchaftliche Autoritäten für die entgegengeſetzte 
Meinung, nämlich dafür ausgeſprochen, „daß es mit Rückſicht 
auf die beim Gewerbsweſen wie bei den landwirthſchaftlichen 
Verrichtungen immer mehr zur Regel gewordene Akkordarbeit, 
dem Intereſſe der großen Gutsbeſitzer ſelber weit mehr entſpreche, 
viele landwirthſchaftliche Arbeiten durch fremde Tagelöhner und 
beſonders durch die ohnehin auf dieſen Nebenverdienſt angewieſenen 
kleinen Grundbeſitzer im freien Lohn leiſten zu laſſen, als die 
Güter mit den immer koſtſpieligen Bauten und Reparaturen von 
Tagelöhnerwohnungen zu belaſten. Endlich iſt es notoriſch, daß 
ſchon gegenwärtig bei einer Mehrzahl großer Güter und Fabriken 
zum Einbringen des Getreides und der Kartoffeln während der 
Erntezeit, ferner zur Bearbeitung der Rübenfelder während der 
ganzen Frühjahrs-, Sommer- und Herbſtperiode, wie zu allen 
außerordentlichen Kultur- und Meliorationsarbeiten die Hülfs— 
leiſtung fremder Arbeiter unentbehrlich geworden iſt. Man be— 
nutzt dazu beſonders die zahlreichen kleinen Eigenthümer und 
deren erwachſene Kinder, z. B. aus dem Oder-, Netz- und 
Warthebruch, oder aus Schleſien, Thüringen oder dem Eichsfelde. 
So iſt z. B. der Betrieb vieler Zuckerfabriken in der Provinz 
Sachſen bei Beſtellung der (zuſammengekauften) eigenen oder von 


1) Zufolge des Geſetzes vom 31. Dezember 1842. Geſetzſammlung für 
1843. S. 8 ff. 


182 


anderen Grundbeſitzern erpachteten Rübenfelder auf dergleichen 
Arbeiter aus Thüringen angewieſen. Der ſchwunghafte Fabrik-, 
Bergbau- und Hüttenbetrieb im Bergiſchen und der weſtphäliſchen 
Mark, wie die Anlage von Eiſenbahnen und Chauſſeen in allen 
Theilen des Landes, auch manche landwirthſchaftliche Ent- und 
Bewäſſerungsunternehmung iſt durch die Arbeitskräfte der oft 
aus ſehr entfernten Gegenden zuwandernden Leute dieſer Volks— 
klaſſe bedingt. 

So wenig es ausführbar iſt, die Bevölkerungen durch Zwangs— 
geſetze in einem der Fruchtbarkeit des Bodens und den ſonſtigen 
Nahrungsquellen jeder einzelnen Gegend genau entſprechenden 
Verhältniß über die verſchiedenen Gebietstheile großer und kleiner 
Staaten zu vertheilen, ſo wenig kann von oben her durch die 
Geſetzgebung eine präſumtiv angemeſſene Grundvertheilung be— 
wirkt werden. Es würde freilich einem idealen Verhältniß des 
Arbeitsmarkts zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer entſprechen, 
wenn der letztere ſtets Verdienſt und Arbeit in der Nähe finden 
könnte. Dies iſt indeß weder ausführbar noch einmal erwünſcht. 
Bei freier Bewegung in der bürgerlichen Geſellſchaft gleicht ſich 
das Angebot von Arbeitskräften und das Bedürfniß derſelben 
häufig nur in weiteren Umkreiſen, auch nur mit Rückſicht auf 
die Unterſchiede in den Arbeitsperioden aus. Dabei kommen die 
Fluktuationen des Weltmarkts, der größere oder geringere Auf— 
ſchwung und die Konkurrenz von Land- und Bergbau, Fabrikation 
und Gewerbe mit in Rechnung. Die Wanderzüge von Arbeitern, 
welche daheim einen eigenen Heerd und Grundbeſitz haben (wie 
dies bei vielen Eichsfeldern und Thüringern ebenfalls der Fall 
iſt), aus ſtark bevölkerten Gegenden nach entfernten Arbeitsſtätten, 
von denen ſie regelmäßig erſt gegen den Winter mit dem mäßigen 
Ueberſchuß der Erſparniß vom Verdienſt zur Familie heimkehren, 
ſind keine neue Erſcheinung. Die Anhänglichkeit an den Heimaths— 
ort gehört aber nicht zu den ſchlechten Eigenſchaften der Menſchen. 
Gleich den Erd- und Mauerſchwalben kehren ſie immer wieder 
zur alten Heimathsſtätte zurück, wo ihre Voreltern das Neſt 
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gebaut, wo dieſe lebten und ſtarben. Dies freilich, ohne zu be— 
rechnen, ob die Bevölkerung der Heimath über die Produktions- 
kräfte des alten Bodens hinaus gewachſen iſt und ob dieſer von 
neuem getheilt werden müſſe, wofern den nachfolgenden Geſchlech— 
tern ebenfalls ein eigener Heerd und Beſitz gewährt werden ſoll. 
Es hieße in der That aber dieſe Liebe der Menſchen für ihre 
Heimath beſtrafen, ihnen dieſe Heimath rauben, wenn man durch 
die Einführung eines Gutsminimums oder einer privilegirten 
Erbfolge oder ſonſtiger landespolizeilicher Beſtimmungen behufs 
Herſtellung geſchloſſener Bauergüter und behufs Beſchränkung 
der Theilbarkeit (wie z. B. für Thüringen u. ſ. w. vorgeſchlagen 
iſt) die Anſiedlung in der Heimath verhindern und ſo zur Aus— 
wanderung zwingen wollte. Man kann über dieſen Gegenſtand 
unter anderem aus dem beherzigungswerthen Aufſatz des alten 
Juſtus Möſer in Betreff des Hollandgehens der osnabrückſchen 
und weſtphäliſchen Heuerlinge, was bereits vor weit länger als 
100 Jahren Brauch war, manche Belehrung ſchöpfen; man er— 
fährt daraus auch, weshalb ein armes Land ſeine wandernden 
Arbeiter in andere reichere Länder ausſendet, und viel eher nach 
der alten Heimath zurückzieht, als ein reiches. Die Befriedigung 
der dringender gewordenen Bedürfniſſe an Arbeitskräften von 
Gutsbeſitzern, Fabrik- und Bergbauunternehmern einerſeits und 
die durch den heimgebrachten Arbeitsverdienſt mögliche Ergänzung 
der Exiſtenzmittel andererſeits, ſind (auch im Hinblick auf Thü— 
ringen und andere Gegenden mit Kleinbeſitz und zertheiltem Grund— 
eigenthum), ebenſowohl Korrelate der daſelbſt beſtehenden Grund— 
vertheilungsverhältniſſe, als Vorausſetzungen für die geſammten 
Güter⸗, Kultur- und Fabrikationsverhältniſſe im Ganzen und 
Großen. Das wird bei einem erweiterten Geſichtskreiſe nicht 
verkannt werden. Ebenſo verhält es ſich umgekehrt oft mit der 
in anderen Gegenden vorkommenden Vergrößerung der ohnehin 
ſchon ſehr großen Guts- und Grundbeſitzungen von Land- und 
Fabrikherren oder Bergwerksbeſitzern. 

An die Betrachtung der oben dargeſtellten, ſo verſchieden— 
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artigen Grundvertheilungsverhältniſſe knüpfen ſich aber ferner 
noch andere Folgerungen. Aus ihnen ergiebt ſich gleichfalls die 
Verderblichkeit und ſelbſt die Nutzloſigkeit und Schwäche der 
Wiederbelebungsverſuche von Kodifikationen, welche in der früheren 
Zeit des Feudalſyſtems oder Polizeiſtaats Sinn und innere Be— 
deutung hatten, hingegen mit den Güterverhältniſſen und Zuſtänden 
der bürgerlichen Geſellſchaft des neunzehnten Jahrhunderts un— 
vereinbar geworden ſind. 

Die Grundvertheilungsverhältniſſe im Großen wie im Einzel— 
nen können nicht durch poſitive Geſetze gemacht und willkürlich 
geformt werden. An ihrer Geſtaltung hat vielmehr auch die 
Beſchaffenheit des Grund und Bodens einen bedeutenden und 
ſogar weſentlichſten Theil. Deshalb giebt es Gegenden, wo die 
größeren oder mittleren Güter, ſelbſt bei zuläſſiger Theilbarkeit, 
dennoch zuſammengehalten werden und in ihrem alten Beſtande 
verbleiben, wo neben großen und gleich belaſteten Hofesſtellen 
wenig oder gar keine Kleinbeſitzungen und Neuanſiedlungen ent— 
jtanden ſind, ungeachtet neben den Beſitzern der alten Höfe ein 
zahlreicher Stand von Tagelöhnern und Heuerlingen erwachſen 
iſt. Dies, weil bei der Schwere des Bodens und der durch 
ſeine Beſchaffenheit bedingten Kulturart ſtarke Zugviehkräfte nöthig 
ſind, deren Haltung nur auf größeren Gütern möglich iſt, oder 
weil die auf den Grundſtücken ruhenden, oft wiederkehrenden 
Damm⸗- und Deichlaſten Geſpannleiſtungen und konzentrirtere 
Kräfte vorausſetzen, wie ſie im Falle des plötzlich eintretenden 
Bedürfniſſes nur ein großer oder mittlerer Grundbeſitzer in 
Bereitſchaft hat!). Aehnliche auf der Natur der Dinge beruhende 
Urſachen lagen ſogar großentheils auch den in den Provinzen 
Pommern und Preußen, wo Chauſſeen und Eiſenbahnen bis vor 
kurzem fehlten, notoriſch umgekehrten Erſcheinungen einer über— 
mäßigen Konſolidation durch Auskaufen der Bauergüter ſeitens 


1) Vergl. hierzu auch Stüve, Weſen und Verfaſſung der Landgemein⸗ 
den ꝛc. S. 12 ff., wo dies bezüglich verſchiedener zum Königreich Hannover 
gehöriger Landestheile entwickelt und beſtätigt wird. 
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der Rittergutsbeſitzer oder durch Zuſammenſchlagen der erſteren 
zu daraus gebildeten größeren Beſitzungen zum Grunde, wobei 
öfter die ſämmtlichen bäuerlichen Hofgebäude niedergeriſſen wur— 
den und ganze Dörfer bis auf das letzte bäuerliche Erbe ver— 
ſchwanden !). Denn in verſchiedenen öſtlichen Landestheilen ver— 
langt ein ſtrenger, oder doch der Kultur erſt aufzuſchließender 
Boden, ingleichen das rauhere Klima, wobei Beſtellungs- und 
Erntearbeiten auf den kürzeren Zeitraum von 5 Monaten zuſam— 
mengedrängt ſind, die Anſchaffung und Haltung von verhältniß— 
mäßig vielem Inventarium, Zugvieh und Geſinde zur kräftigen 
Bewirthſchaftung der Güter. „In ſchwach bevölkerten, für ent— 
fernten Abſatz angebauten Ländern iſt diejenige Bewirthſchaftungs— 
art”), welche auf die ſtärkſte Benutzung des Bodens berechnet 
iſt (die intenſive Kultur) noch nicht belohnend genug; daher pflegt 
die Verkleinerung der Güter erſt bei einem gewiſſen Grade von 
Wohlſtand und Bevölkerung zu beginnen und fortzuſchreiten, 
wenn die Landwirthe denkend und unterrichtet ſind. Unter dieſer 
Vorausſetzung muß auch die Grenze, bei welcher die Zertheilung 
aufhört, ſich von ſelbſt geltend machen. Iſt ſie überſchritten 
worden, ſo können, wenn verſtändige und mit beträchtlichem 
Kapital ausgerüſtete Unternehmer ſich der Landwirthſchaft widmen, 
leicht wieder größere Beſitzungen entſtehen, weil die kleinen Land— 
wirthe ihre Grundſtücke bei der Konkurrenz der Begüterten nicht 
zu behaupten vermögen; hierdurch ſtellt ſich dann der größte 
Reinertrag des Bodens wieder her, die zahlreichen kleinen Land— 
wirthe aber werden augenblicklich in eine bedrängte Lage ver— 
ſetzt“?). So etwa lagen und wirkten die natürlichen Verhältniſſe 


1) Siehe den oben angeführten Aufſatz des Profeſſor Schubert. 

2) Sagt der Profeſſor Rau in ſeinen Grundſätzen der Volkswirthſchafts— 
lehre. 6. Ausg. S. 473. 

3) In den gut bewäſſerten Gegenden von Spanien iſt der Kleinbau 
herrſchend und zweckmäßig, in den trockenen Gegenden ſind größere Güter, 
weil man nur eine Ernte jährlich nehmen kann und Mühe hat, den Futter— 
bedarf jährlich zu gewinnen. Rau a. a. O. S. 474. 
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auch in der Provinz Preußen; andererſeits löſten ſich daſelbſt 
aber auch manche große Guts- und Domainenkomplexe in ſelbſt— 
ſtändige mittlere Güter (von etwa 600 Morgen, auch darüber) 
auf. Dieſe Beſitzthumsklaſſe war ohnehin dort durch die Kölmer 
von Alters her ſtärker vertreten. Beides dient denn gleichzeitig 
zur Erklärung des ſtarken Prozentſatzes dieſer Provinz hinſichtlich 
der Güter zwiſchen 300 und 600 Morgen. 

Es iſt eine bekannte Thatſache, daß der Werth und Kauf— 
preis von kleineren Grundſtücken und Parzellen verhältnißmäßig 
bei weitem größer iſt, als der von mittleren und größeren Gütern, 
oder ganzer und geſchloſſener Wirthſchaften. Dies wiederum 
jedoch vorzugsweiſe nur da, wo Bevölkerung, Induſtrie und 
intenſive Kultur bereits weiter vorgeſchritten oder im Wachſen be— 
griffen ſind. Am Rhein zerlegt man oft die Beſitzungen vor 
deren Verkauf erſt in kleinere Parzellen (auch bei erbtheilungs— 
halber veranlaßten Verkäufen), um für das Ganze einen höheren 
Kaufpreis zu erzielen). Außerdem ſinkt der Werth und Kauf⸗ 
preis gebundener oder geſchloſſener Beſitzungen ſtets im Vergleich 
zu denen herab, über welche dem Eigenthümer die völlig freie 
Verfügung zuſteht. Dies lehrte die Erfahrung ſchon in den 
letzten Dezennien vor 1807 und 1811 ſowohl bei den Ritter— 
gütern als bei den frei veräußerlichen kleinen Eigenthums— 
beſitzungen. Durch eine Beſchränkung der Theilbarkeit wird ſo— 
nach dem kleineren oder mittleren Beſitzer die Gelegenheit ent— 
zogen, vermöge der Abtrennung von Parzellen ſeines Hofes 
höhere Kaufpreiſe zu erlangen, und ſich ſolchergeſtalt in Noth— 
fällen, ohne die Veräußerung ſeines ganzen Beſitzthums, zu 
helfen, Schulden abzuzahlen, Meliorationsgelder ſich zu ver— 
ſchaffen, den Verluſt von Vieh und Inventarium zu erſetzen, 
verfallene Gebäude wieder aufzubauen oder ſeine Kinder aus— 


1) Vergl. hierüber Dieterici. Mittheilungen des ſtatiſtiſchen Büreau's. 
Jahrg. 6. von 1853. S. 206 ff., 209 ff., 214, wo obiges mit Angabe der 
bei den Parzellarverkäufen am Rhein gewonnenen Preiſe u. ſ. w. erfahrungs⸗ 
mäßig nachgewieſen iſt. 
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zuſtatten. Das aber wird nur dazu beitragen, dem großen 
Gutsbeſitzer oder Kapitaliſten den Ankauf und die Zuſammen— 
ſchlagung der ganzen kleineren oder mittleren (bäuerlichen) 
Beſitzungen zu erleichtern, die ohnehin weniger vermögende Volks— 
klaſſe der kleineren und mittleren Grundbeſitzer ärmer, hingegen 
die vielbeſitzende der großen Grundeigenthümer noch reicher zu 
machen. Maßregeln der Staatsgeſetzgebung oder Staatsverwal— 
tung, wenn nicht gerade von gleicher Art, ſo doch von gleicher 
Wirkung, führten in Rom mit dem Verfall des älteren römiſchen 
Staatsweſens zu jener verderblichen Zuſammenhäufung von Lati— 
fundien, in England zu den Großbeſitzungen, von denen hier 
faſt alle kleinen Freiſaſſengüter verſchlungen ſind. 

Noch muß einem Irrthum über die Folgen der Theilbar— 
keit begegnet werden, der bei Staats- und Landwirthen Eingang 
gefunden zu haben ſcheint. 

Man meint nämlich, dem jetzt fühlbaren Mangel an Arbeits— 
kräften, wie der Steigerung der Tagelöhne und Wirthſchafts— 
koſten durch Verbote oder Beſchränkung der Parzellirungen begegnen 
zu können. Bereits oben wurde erwähnt, daß eine Mehrzahl, 
beſonders der rationellen und ſolcher großen Grundbeſitzer, welche 
landwirthſchaftliche Nebengewerbe, z. B. Brennereien und Kar— 
toffelbau, Zuckerfabriken mit Rübenbau, in größerer Ausdehnung 
betreiben, oder umfangreichere Meliorationen, Urbarmachungen, 
Ent⸗ und Bewäſſerungen unternehmen oder große Forſten beſitzen 
und viel Holz ſchlagen laſſen, bei weitem nicht mehr mit den 
Arbeitskräften ihrer eigenen Gutstagelöhner auskommt, vielmehr 
ſchon jetzt, ſelbſt im gewöhnlichen Gange der Wirthſchaft, zur 
Verrichtung der Ernte, zur Beſtellung von Rübenfeldern u. ſ. w. 
die Arbeiter, und namentlich die kleinen Grundbeſitzer aus Thü— 
ringen, Schleſien, dem Oder- und Warthebruch u. ſ. w. heran— 
ziehen muß. In Mecklenburg, wo die kleinen Grundbeſitzer 
ganz fehlen und die Auswanderungen überhandnehmen, war 
man genöthigt, freie Arbeiter aus fernen preußiſchen Landestheilen 
zur Einbringung der Ernten herbeizuholen. Es leuchtet hiernach 
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ein, daß eine Verhinderung oder Erſchwerung der Dismembra— 
tionen und Neuanſiedlungen für den großen Landwirth grade um— 
gekehrt die Folge haben würde, daß mit der Verminderung der 
Zahl und Konkurrenz der Arbeiter die unentbehrlichen Menſchen— 
kräfte nur ſeltener und deshalb theurer werden würden. 

Im übrigen aber hängt die Steigerung des Preiſes der Ar— 
beit von ganz anderen Bedingungen ab, und deren Wirkungen wer— 
den ſich auch die deutſchen und preußiſchen Landwirthe nicht 
entziehen können. „So oft man in England (bemerkt der mehr— 
mals zitirte erfahrene Gewährsmann E. Chadwick) beim Ackerbau 
wie bei der Fabrikinduſtrie Maſchinen oder andere Mittel anwen— 
dete, um die Muskelkraft des Menſchen entbehrlicher zu machen, 
hat man geſchicktere Arbeiter gebraucht und demgemäß auch ihren 
Lohn erhöhen müſſen. Jede Verbeſſerung des Ackerbaus durch 
Maſchinenkraft hat daher von ſelbſt eine Verbeſſerung der Lage 
und Löhne des Landbauarbeiters zur Folge. Die engliſchen Land— 
wirthe, welche in dieſer Beziehung ſparen, täuſchen ſich und kom— 
men nicht voran. Arbeit für niedrigeren Lohn beim Ackerbau, 
wie bei der Fabrikinduſtrie, iſt oft keineswegs die wohlfeilſte; viel— 
mehr entſcheidet meiſt der Arbeitslohn (natürlich im Akkord) zu⸗ 
gleich über das Produkt und die Güte der Leiſtungen des Ar— 
beiters. Man ließ ſogar für die Erdarbeiten in der Krimm bei 
der Belagerung von Sebaſtopol Arbeiter aus England kommen 
(die ſogenannten Navvies — Kanal- und Erdarbeiter), welche 
mehr ſchafften, als ſelbſt zwei nicht eingeübte engliſche Soldaten, 
und bei weitem mehr, als die eingeborenen mit 6 Pence bezahl— 
ten Tagelöhner, ſo daß ihre Arbeit, der Transportkoſten und der 
weit höheren Löhne ungeachtet, dennoch weit billiger zu ſtehen 
kam. Dabei lebt freilich ein ſolcher geſchickter, intelligenter und 
eingeübter engliſcher Arbeiter auch ganz anders. Die Mittel 
dazu müſſen im Lohne gewährt werden. Bei franzöſiſchen Eiſen— 
bahnarbeiten z. B. verdienten jene Navvies täglich 7 — 8 Franks 
(1 Thlr. 26 Sgr. bis 2 Thlr. 4 Sgr.).“ — 

Dieſe Erfahrungsſätze, zu denen Chadwick die ausführlichen 
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Beläge liefert, find übrigens auch bereits bei Eiſenbahnbauten 
und anderen größeren Arbeiten in Preußen, ſo z. B. in Weſt— 
phalen und am Rhein, anerkannt. Einſichtsvolle Unternehmer 
akkordiren ſelber für ihre aus Schleſien, Thüringen, Heſſen u. ſ. w. 
herbeigezogenen Arbeiter die Beköſtigung beim Speiſewirth in 
einer den Anforderungen an die Arbeitsleiſtungen entſprechenden 
Weiſe und zahlen dafür unmittelbar. Danach geben ſie aber auch 
höhere Löhne. 

Dieſen naturgemäßen Bedingungen einer Lohnſteigerung 
unterliegt auch der große Grundbeſitz, gleichviel ob die Theil— 
barkeit beſchränkt, oder ganz verboten wird oder nicht. 

Doch laſſen wir über die verſchiedenen Seiten, welche dieſer 
Gegenſtand darbietet, auch hier, ſtatt unſerer, Juſtus Möſer!) 
ſprechen, welcher gewiß nicht in dem Verdachte des Liberalismus 
ſteht und der ein halbes Jahrhundert vor der Stein-Harden— 
bergiſchen Geſetzgebung gelebt hat. Man wird freilich dabei wieder 
ſehen, daß ſich im Kreislauf der Welt dieſelben Motive, dieſelben 
Beſchwerden und Befürchtungen von denſelben Geſichtspunkten 
aus von Zeit zu Zeit immer wiederholen. 

Die osnabrück'ſchen Stände und Gutsherren hatten ſich häu— 
fig Schon in alter Zeit beim Biſchof und Landesherren beſchwert, 
bald über die wachſende Anzahl von neuen Anſiedlungen oder 
Miethswohnungen auf bäuerlichen Höfen, bald über die übermä— 
ßigen Löhne von Arbeitsleuten, Tagelöhnern und Dienſtboten, 
die ſo üppig, widerſpenſtig und muthwillig wären, daß ſie ſich 
hier und dort in Dörfern und Städten auf eigene Hand nieder— 
ließen, ſelbſt ihren Unterhalt ſuchten und niemandem mehr dienen 
wollten, vielmehr frei nach Belieben ſich vermietheten oder wohl 
gar nach Holland und Weſtfriesland auf Verdienſt und Arbeit 
ausgingen, woher ſie dann des Winters wieder zurückkämen und 
das Korn (über deſſen Wohlfeilheit doch zu anderen Zeiten ebenfo 
geklagt worden war) vertheuerten. Gegen alle ſolche Uebelſtände 


N) Patriotiſche Phantaſien. Th. I. S. 184 ff. 
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verlangten die ſtändiſchen Petitionen, unter anderem im Jahre 
1608, eine beſtändige Polizeiordnung, „„dem gemeinen Nutzen 
zum Beſten.““ Darauf wurde nun auch die Errichtung von 
neuen Anſiedlungen und ſelbſt Wohnungen auf den bäuerlichen 
Höfen ganz verboten. Man meinte ferner und ſuchte auch durch 
Erſchwerung der Heirathen, durch Verminderung der Anbauer, 
wie durch Einſchränkung des freien Erwerbes der Heuerleute wohl— 
feiles Geſinde zu erhalten. Späterhin aber, im Jahre 1671, 
als die ganz natürlichen Folgen ſolcher Verbote und Beſchrän— 
kungen zu Tage traten (erzählt Möſer) „wünſchte man im Ge— 
gentheil wieder recht viele Miteſſer zum Korn, um gute Preiſe, 
recht viele Heuerlinge, um theures Land zum Verpachten und viele 
Menſchen, um deſto leichter und wohlfeiler Geſinde zu bekommen.“ 

Nun war (ſagt Möſer weiter), „der Sack zugeknöpft und 
man war auch nicht zufrieden. Schade, daß das Land kein Sack 
iſt, worin man die Heuerleute (die unangeſeſſenen Tagelöhner, 
Arbeiter und Dienſtboten) nach ſeinem Gefallen ſchütten kann.“ — 
„Zur Bequemlichkeit des Großen ſei vielleicht ein niedriger Lohn 
das beſte; die kleine Menge aber, die den Geſetzgeber mit er— 
nährt und daher deſſen vorzügliche Aufmerkſamkeit auch verdient, 
möchte wohl eine andere Sprache führen. So viel aber ſei doch 
allezeit gewiß, daß ein Land, wo die Handarbeit wohlfeil iſt, 
die wenigſten, und wo ſie theuer iſt, die mehrſten Einwohner 
ernähre; — dieſer Satz gründe ſich in der Erfahrung und Ver— 
nunft; — endlich ſei auch gewiß, daß das Tagelohn nicht niedrig 
ſein könne, ohne daß das Korn und mithin auch die Länderei 
im Preiſe falle. Diejenigen alſo, welche die Tagelöhner und 
Knechte für den niedrigſten Lohn, zugleich aber doch für ihr 
Land den höchſten Preis haben wollten, forderten etwas Wider— 
ſprechendes!“ Unter den Nomaden (3. B. den Zulukaffern in 
Südafrika) werden die blutigſten Bürgerkriege geführt, und 
Tauſende von Männern, Weibern und Kindern hingemetzelt, nur 
um auf den gleichwohl himmelweiten Weiderevieren Raum für 
die Heerden der wachſenden Bevölkerung zu gewinnen, welche 
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dort zu verarmen oder wohl gar zu verhungern befürchtet). 
In der civiliſirten Welt hingegen zeigt ſich die merkwürdige Er— 
ſcheinung, daß die Arbeit wiederum die Arbeit erzeugt und 
ernährt, daß das Wachſen des Wohlſtandes, wie die Blüthe der 
Induſtrie und Landwirthſchaft auf der einen und die Vermehrung 
der Bevölkerung auf der anderen Seite im großen Ganzen Hand 
in Hand gehen und ſich wechſelſeitig bedingen und fördern.“) 


Stillſtand oder Rückſchritt in Beziehung auf Kultur, Ge— 
werbe und Induſtrie können periodiſche Nothſtände und Verlegen— 


1) Zeitſchrift für allgemeine Erdkunde, herausgegeben von Dr. K. Neu— 
mann, neue Folge B. II. H. 3. (1857) S. 276. 

2) Dies zeigt ſich bei ganzen Völkern, wie in einzelnen Diſtrikten, in 
der Weltgeſchichte im großen, wie in kleinen Zeitabſchnitten. Bei Theuerung 
und Mißwachs werden weniger Ehen geſchloſſen und weniger Menſchen ge— 
boren, während es ſich in den Jahren ſchwunghafter Fabrikinduſtrie oder 
Bodenkultur umgekehrt verhält. Das Wachsthum der Bevölkerung ſteht da— 
gegen aber auch mit der relativen Beſchränkung oder Erweiterung der Quellen 
und Bedingungen zur Ernährung der Menſchen im Zuſammenhange. Denn 
bei ſchon vorhandener großer Zertheilung des Bodens, wie in Frankreich, 
nimmt daſelbſt die Bevölkerung ſehr langſam zu, hingegen in Preußen weit 
raſcher, ſiehe oben S. 85 Anmerkung und vergl. unter anderem Dieterici, 
Mittheilungen des ſtatiſtiſchen Büreau's. Jahrg. 6. (1853) S. 142 ff.; die 
Vergleichung zwiſchen der Bevölkerungszunahme in Frankreich, England und 
Preußen und wiederum in den verſchiedenen preußiſchen Provinzen, auch im 
Jahrgang 10. (1857) S. 86. In den drei Jahren 1850/52 betrug die Be⸗ 
völkerungszunahme in Pommern, Oſt- und Weſtpreußen an 4,7 pCt., in 
Brandenburg und Schleſien 3,6, am Rhein etwa 3,3, ſonſt überall mehr als 
2 pCt.; hingegen 1852/55 weit weniger, beſonders da, wo Kalamitäten und 
Theuerung hemmend einwirkten, was, abgeſehen von Pommern, in den 
verkehrs- und fabrikreichen Regierungsbezirken in geringerem Grade der 
Fall war. 

Welchen Einfluß übrigens das Maſchinenweſen, wie jeder Fortſchritt der 
Geſellſchaft auf die Vermehrung der Arbeit und die Verbeſſerung des Schick— 
ſals der Arbeiter hat, iſt von dem vielerfahrenen, um die arbeitenden Klaſſen 
und England hochverdienten M. Edwin Chadwick in dem geiſtvollen Memoir 
Th. II. S. 185 ff. des Congrès international de Bienfaisance von 1856 
dargeſtellt. 
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heiten auf dieſer oder jener Seite hervorrufen; jedoch können Ge— 
ſetze keinerlei Art da Abhülfe ſchaffen, wo bei dem unantaſtbaren 
Rechte der freien Verfügung und Theilbarkeit des Grundbeſitzes 
eine über den Grund und Boden hinaus wachſende und dabei 
anderer Nahrungsquellen entbehrende Bevölkerung zur Zerſtücke— 
lung der Beſitzungen hindrängt. Hier ſchiene es, — nach dem 
Vorbilde der Regierungen des Alterthums, — Beruf und Auf— 
gabe der in der Bundesverſammlung vereinigten deutſchen Regie— 
rungen, in der Fürſorge für die Bevölkerungen ihrer Länder, Ko— 
loniſationen auf ſolchen Gebieten anzubahnen, wo dieſelben deut— 
ſche Sitte und Sprache bewahren, auch ſonſt dem deutſchen 
Vaterlande nicht verloren gehen. Die Donauländer böten dazu 
Raum und Veranlaſſung. 

Dagegen iſt oben dargethan, daß ſowohl die geſetzliche Feſt— 
ſtellung eines geringſten Maßes der ländlichen Beſitzungen, als 
die Wiedereinführung der Geſchloſſenheit, gleichviel ob ganz oder 
theilweiſe, ob von bäuerlichen oder von allen Gütern, daher auch 
die Vinkulirung des Grundbeſitzes durch fideikommiſſariſche oder 
dem ähnliche Inſtitutionen, den völlig verſchiedenen Verfaſſungs— 
zuſtänden der Vergangenheit angehört. Sie iſt theils unaus— 
führbar, theils ſchädlich, und weil den Güter- und Verkehrs— 
verhältniſſen der bürgerlichen Geſellſchaft des Jahrhunderts wi— 
derſprechend, auch auf die Dauer unhaltbar, — ſoweit nicht etwa 
dergleichen Inſtitutionen vereinzelte Ausnahmen bilden und in 
dieſem Falle für das bürgerliche Gemeinweſen keine beſondere 
Bedeutung haben. Mit der Reſtauration der Geſchloſſenheit des 
bäuerlichen oder anderen Grundbeſitzes müßte man zugleich Be— 
ſchränkungen und Verbote der Verſchuldung, ſelbſt der Verpach— 
tung in einzelnen Parzellen, verbinden, wenn der Zweck nicht 
vereitelt oder das Geſetz nicht umgangen werden ſollte. Man 
müßte ſomit ſehr tief zugleich in die perſönliche Selbſtbeſtimmung 
und Freiheit des Bauernſtandes oder des Standes aller Grund— 
beſitzer eingreifen. Die Wiedereinführung gemäßigter Erbtaxen 
und niedrigerer Annahmepreiſe bei Ueberlaſſung der Höfe an einen 


Erben, mit der fortbeſtehenden Befugniß zur freien Verfügung 
unter Lebenden und von Todes wegen, hätte keine andere Folge, 
als einerſeits die Annullirung des elterlichen Willens und die Un— 
tergrabung der väterlichen Autorität, andererſeits die Beeinträch— 
tigung der übrigen Miterben. Wo bäuerliche Höfe auf Spe— 
kulation des Wiederverkaufs und der Ausſchlächterei ausgekauft 
worden, geſchah der Verkauf an Spekulanten mehrentheils von 
ſolchen Beſitzern, denen die Höfe von ihren Eltern weit unter 
dem wahren Werthe überlaſſen und welche durch das darüber 
ſo weit hinausgehende Gebot geblendet, oder welche durch Faul— 
heit, Liderlichkeit oder Dummheit in ihren Vermögensverhältniſ— 
ſen heruntergekommen, deshalb außer Stande waren, ſich beim 
Beſitz der Höfe als tüchtige Landwirthe ferner zu behaupten. 
Die Wiedereinführung gemäßigter Erbtaxen bei den durch die 
neuere Agrargeſetzgebung in freies und echtes Eigenthum ver— 
wandelten, allodial gewordenen bäuerlichen Beſitzungen wäre auf 
alle Fälle eine halbe und ſchon deshalb ihres Zweckes verfehlende 
Maßregel. Sie müßte nothwendig, bei folgerichtiger Anwendung 
des Prinzips, mit fideikommiſſariſchen Einrichtungen in Bezug auf 
die Erbfolge, wie mit Verboten oder Beſchränkungen der Theil— 
barkeit und Veräußerlichkeit, der Verpfändung und Verſchuldung 
enden. Dabei wäre dann ferner auch eine Bevormundung und 
Mitwirkung von Verwaltungs- oder Gerichtsbehörden, ſowohl bei 
Verfügungen über die Subſtanz der Güter, als ſelbſt bei deren 
Adminiſtration in erheblichen und Nothfällen, unvermeidlich. Alle 
Gründe gegen das Inſtitut der Fideikommiſſe überhaupt ſprechen 
überdies in erhöhtem Grade gegen deſſen allgemeinere Ausdehnung 
auf die größere Zahl mittlerer oder kleiner (bäuerlicher) Grund— 
beſitzungen. 

Will man einer Mißanwendung des Prinzips der Theilbar— 
keit entgegenwirken und dabei auf dauernden Erfolg rechnen, ſo 
muß man einestheils an Sitte und Volksbewußtſein ſich anſchlie— 


ßen und in dieſem die Wurzel und Stütze ſuchen, anderentheils 
Lette, Vertheilung. 13 
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dem Grundſatz der Freiheit ſelber, auf welchem die gegenwärtige 
Agrarverfaſſung beruht, entgegenkommen. 

Ein Verſuch in dieſer Richtung iſt das preußiſche Geſetz vom 
4. Juni 1856, „betreffend die Abſchätzung von Landgütern zum Be- 
hufe der Pflichttheilsberechnung in der Provinz Weſtphalen.“ Ab— 
geſehen jedoch von deſſen provinziell beſchränkter Anwendung (und 
nicht blos bei Grundbeſitzern, ſondern auch bei Fabrikanten, Handels— 
häuſern u. ſ. w. kann ein gleiches Bedürfniß vorliegen), hat dies Geſetz 
auch nur ſolche Landgüter zum Gegenſtande, welche beim Grund— 
ſteuerkataſter mit einem Reinertrage von mindeſtens 25 Thlr. 
angeſetzt ſind; es ſchließt ferner die im Bezirke einer ſtädtiſchen 
Feldmark belegenen, nicht bäuerlichen Grundſtücke aus und ſtellt 
in ſeinem weiteren Verlaufe nur ermäßigte Taxprinzipien für Be⸗ 
rechnung des Pflichttheils auf, indem es in Streitfällen über letz— 
teren den 16fachen Betrag des beim Grundſteuerkataſter angenom— 
menen Reinertrages der Taxe zum Grunde legt. Uebrigens be— 
ruht daſſelbe im Prinzip allerdings auf einer erweiterten Auto— 
nomie des Gutsbeſitzers und Vaters, beziehungsweiſe der Eltern. 
Es hat dies Prinzip in der Beſtimmung ausgeſprochen, „daß 
Verfügungen unter Lebenden und von Todes wegen, durch welche 
ein Landgut einem Deſcendenten oder dem Ehegatten des Beſitzers 
eigenthümlich zugewendet worden, wegen behaupteter Verletzung 
im Pflichttheile von einem anderen dazu Berechtigten nicht ſollen 
angefochten werden können.“ Damit ſchließt ſich das Geſetz der 
allgemein herrſchenden Sitte der Ueberlaſſungsverträge zwiſchen 
Eltern und Kindern an und ſetzt dieſen Verträgen auch letzt— 
willige Verordnungen an die Seite. In beiden Fällen will es 
die Autorität des elterlichen Willens gegen deſſen Anfechtung durch 
Pflichttheilsberechtigte ſicherer ſtellen. Mit dieſer Ausdehnung 
der väterlichen Autonomie übertrüge die Geſetzgebung dem deut— 
ſchen Bürger und Bauern kein anderes Recht, als was jeder 
Unterthan der Königin von England und jeder Bürger der nord— 
amerikaniſchen Freiſtaaten auszuüben berechtigt iſt. Denn in 
England, wie in Nordamerika, beſteht vollkommene Teſtirfreiheit 
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und keine Pflichttheilsberechtigung. Es begreift dieſe Autonomie 
aber ferner kein anderes und geringeres Recht in ſich, als was 
dem hohen deutſchen Adel zuſtand und was, vermöge Kabinets— 
Ordre vom 16. Januar 1836), einem Theile des ritterbürtigen 
Adels in der preußiſchen Rheinprovinz erneuert beigelegt wurde. 
Hingegen widerſpräche es ebenſo dem in Deutſchland beſtehenden 
und eingelebten gemeinen Rechte wie dem Volksbewußtſein, eine 
bevorzugte Erbfolge nach Primogeniturrecht oder ſonſt (wie ſie 
in England beſteht) bei der Erbfolge in den Privatgrundbeſitz 
für den Fall eintreten zu laſſen, daß die Eltern weder unter 
Lebenden, noch von Todes wegen eine anderweite beſondere Ver— 
fügung getroffen haben. Das in England allgemein und ohne 
Unterſchied des Standes geltende Subſtitutionsſyſtem in Bezug 
auf den Grundbeſitz gründet ſich nicht ſowohl auf eine geſetzliche 
Vinkulirung, ſondern auf die gemeinrechtliche Verfügungsfreiheit 
in Betreff alles Grundeigenthums. 

Steht wirklich eine ähnliche Einrichtung hier oder dort, wo ſie nicht 
exiſtirt, mit den Bedürfniſſen, mit der Sitte und dem Rechtsbewußtſein 
des Volkes im Einklange, ſo würde ſie in Deutſchland doch nur 
dann auf Erfolg rechnen können, wenn zuvor alle großen Grund— 
beſitzer ihre beſondern Inſtitute und Rechte aufgäben und ſich (wie in 
England) ein und demſelben, für große und kleine Eigenthümer gleichen 
gemeinen Rechte unterwürfen. Denn dann allenfalls könnte er— 
wartet werden, daß der Vorgang der höheren Stände auf das 
Rechtsbewußtſein und die Sitte der mittleren und kleinen (bäuer— 
lichen) Grundbeſitzer einwirke, während dieſe mit Mißtrauen und 
Widerſtreben allen ſolchen Geſetzen und Einrichtungen begegnen, 
welche von einzelnen, ſei es politiſchen oder ſtaatswirthſchaftlichen 
Tendenzen oder von Traditionen der Vergangenheit getragen, in 
der That nur als Singularrechte für ſie berechnet ſind und, wie 
auch die Fideikommiſſe oder die geſchloſſenen Bauergüter des 
heſſiſchen oder wie ſelbſt die Erbgüter des bairiſchen Geſetzentwurfs, 


) Jahrbücher für preuß. Geſetzgebung ꝛe. Bd. 47. H. 93. S. 399. 
13 * 
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mit ihren neuen Lebensordnungen und Beſitzverhältniſſen nicht im 
Einklang ſtehen; — und welche überdies dem Bauern die unlängſt 
erſt gewonnene, allgemeine ſtaatsbürgerliche Freiheit und Rechts— 
gleichheit wieder verkümmern, indem ſie ſeine Selbſtbeſtimmung über 
die wichtigſten Privat- und Familienverhältniſſe einer erneuer— 
ten Kontrolle und verſtärkten bureaukratiſchen Einwirkung, wenn nicht 
mehr des Gutsherrn, ſo fortan von Staatsbeamten und Landes— 
polizeibehörden unterwerfen. 

Wir haben bisher die Frage nach dem größeren Rein— 
oder Rohertrag großer, mittlerer oder kleiner Be— 
ſitzungen unerörtert gelaſſen und wollen uns darüber auch jetzt 
nur auf einige Bemerkungen beſchränken. Denn es iſt überhaupt 
eine abſolute Entſcheidung über dieſe Frage nach der einen oder 
anderen Seite hin nicht möglich. Vom ökonomiſchen Geſichts— 
punkt betrachtet, iſt anzuerkennen, daß in verſchiedenen Dertlich- 
keiten die großen Landwirthſchaften einen höheren Reinertrag ab— 
werfen und einen größeren Ueberſchuß von Produkten dem all— 
gemeinen Markt zuführen. Dies unter anderem deswegen, weil 
ſie im Verhältniß zu ihrem Umfang mit verhältnißmäßig weniger 
Inſtrumenten und Arbeitskräften, auch mit einer relativ geringe— 
ren Zahl von Zugvieh und Geſinde auskommen, als mittlere und 
kleine Bauerwirthſchaften. Ihr größerer Ueberſchuß von Pro— 
dukten bezieht ſich im allgemeinen aber allerdings nur auf die 
Erzeugniſſe des Ackerbaues, auch der Viehzucht, wo letztere mit 
Weidewirthſchaft im großen oder mit Maſtung, vermöge land— 
wirthſchaftlicher Nebengewerbe, als z. B. Spiritus- oder Zucker⸗ 
rüben-Fabrikation, verbunden iſt. Dagegen erzielen kleine, ſelbſt 
ganz kleine Wirthſchaften von wenigen Morgen nicht blos einen 
größeren Rohertrag, ſondern auch mehr Reinertrag, wo der Er— 
bau von Handelsgewächſen, von Taback, Flachs, Farbekräutern, 
wie von feineren Gemüſen am Orte iſt und letztere einen nahen, 
oder vermittelſt der Eiſenbahnen doch bequemen und geſicherten 
Markt haben. Dabei leben dann die Beſitzer ſolcher kleinen 
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Güter nebſt Familie beſſer, als in anderen Gegenden manche 
mittlere Bauern von 50 und 100 Morgen Grundbeſitz!). Die 
geiſtreiche Schrift unſeres Freundes Peter Reichenſperger: „Die 
freie Agrarverfaſſung“ hat die Frage, ob der Groß- oder der 
Kleinbeſitz der Produktion und dem allgemeinen Wohlſtand mehr 
zu ſtatten komme, ausführlich behandelt und ſich in Uebereinſtim— 
mung mit angeſehenen Statiſtikern und National-Oekonomen, ges 
ſtützt auf Wiſſenſchaft und Erfahrung, für den Kleinbeſitz ent— 
ſchieden. Unter gewiſſen Vorausſetzungen iſt dies auch von an— 
deren in Deutſchland anerkannten, gewichtvollen Autoritäten der 
Staats- und Landwirthſchaft geſchehen, jo von Thaer, Schwerg, 
Koppe, Rau ꝛc. ). Auch Edwin Chadwick !), welcher ſonſt der kleinen 
Kultur, — (ohne Intelligenz, ohne phyſiſche und moraliſche Energie 
und ohne Betriebskapital, wie namentlich in Irland), — nicht das 
Wort redet, giebt doch zu, daß das intereſſante, nach den neue— 
ſten Erfahrungen in England wirkſamſte Meliorationsſyſtem des 
Ackers und der Wieſen durch ſofortige Benutzung des flüſſigen 
und flüſſig gemachten Düngers, mit Hülfe hinreichenden Kapitals 


1) Vergl. unter anderem die ſchon oben angeführte Topographie des 
Kreiſes Bonn von Dr. Hartſtein und den Aufſatz von Schneer: „Die Dis— 
membrationsfrage ꝛc.“ 

2) Vergl. z. B. Dr. Rau, Grundſätze der Volkswirthſchaftslehre. 6te A. 
1855. 8 371. u. S. 469 ff.; Thaer's Engliſche Landwirthſchaft; desgl. Schwertz, 
über Vortheile und Nachtheile großer und kleiner Wirthſchaften und über die 
zweckmäßige Größe der Pachthöfe in feiner Anleitung zur Kenntniß der bel— 
giſchen Landwirthſchaft. Bd. 2. S. 355 ff. u. Bd. 3. S. 460 ff., desgl. 
S. 490. In dem nicht ſo gut als Flandern kultivirten Hennegau, wo bis 
gegen die Hälfte des vorigen Jahrhunderts noch Dreifelderwirthſchaft mit 
Brache getrieben wurde, ſeitdem aber die Bevölkerung ſehr anwuchs und da— 
mit gleichzeitig, neben der Vermehrung der Gebäude, auch die Theilung der 
Pachthöfe und deren Verkleinerung Hand in Hand ging, wo die Steigerung 
des Einkommens der Grundeigenthümer, bis auf das Doppelte, mit dem 
ungemeinen Fortſchritt der Kultur zunahm, beantragten die Staaten ſogar eine 
landesherrliche Verordnung zur allgemeinen Verkleinerung der Pachthöfe und 
Feſtſetzung eines geringeren Umfangs derſelben. 

3) Memoir deſſelben im Congres international de Bienfaisance de 
Bruxelles. 1856. S. 215 ff. 228. 
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und geeigneter Maſchinen, in höherem Maße als man gewöhnlich 
vorausſetze, ſelbſt in den Diſtrikten der Kleinkultur vollkommen 
anwendbar ſei. Derſelbe entnimmt ſogar ſeine Beläge über den 
außerordentlichen Erfolg dieſes Kulturmittels bezüglich der Ver— 
mehrung des Fruchtgewinns und Viehſtandes hauptſächlich aus 
kleineren Wirthſchaften von 18 — 25 Acres (28 — 39 ½ preuß. 
Morgen), ſelbſt aus Gärtnereien um London von 2½ — 3 Acres 
(4 bis gegen 5 preuß. Morgen). Dabei erkennt er überdies, in 
Uebereinſtimmung mit anderen kompetenten Sachverſtändigen, 
welche ſich vielfach mit der Vervollkommnung des Landbaues be— 
ſchäftigt haben, an: „daß eine ſolche Gartenkultur Muſter und 
Vorbild der künftigen Fortſchritte des Ackerbaues ſei, daß auch 
bei dieſer Kulturart Maſchinen einer geſchickten und gut bezahlten 
Handarbeit zu Hülfe kommen und einen großen Theil der nöthi— 
gen Arbeit dereinſt übernehmen können.“ Es iſt wenigſtens That— 
ſache, daß in der Rheinprovinz, auch in manchen Gegenden der 
Provinz Weſtphalen, ſeit dem progreſſiv fortſchreitenden Wachs— 
thum der Städte, wie der großen Induſtrie und ſeit deren immer 
höher geſteigerten Anſprüchen an die ländliche Umgebung und 
deren Produktion, ſeit der dauernden Preisſteigerung faſt aller 
landwirthſchaftlichen Produkte, bei dem Zuſammenſchwinden der 
Entfernungen durch die Eiſenbahnen, die Beſitzer großer Güter 
nicht mehr im Stande ſind durch Selbſtbewirthſchaftung dieſelben 
Reinerträge, wie durch Parzellarverpachtung zu erzielen. In— 
gleichen iſt feſtgeſtellt, daß an der außerordentlichen Zunahme 
des Grundwerthes und Reinertrages in Frankreich die kleinen 
Beſitzungen einen überwiegend bedeutenderen Antheil haben, als 
die größeren ). Endlich iſt in einer gründlichen und lichtvollen 
ſtatiſtiſchen Darſtellung des Dr. Engel zu Dresden?) dargethan, 


1) Vergl. Wolowski Congres internat. ete. Th. I. S. 205 ff. und 
oben S. 85 Anm. 

2 Vergl. die Zeitſchrift des ſtatiſtiſchen Büreau's des königl. ſächſiſchen 
Miniſteriums des Innern Nr. 1. vom 8. Februar 1857 und den Aufſatz 
„der Viehſtand auf dem großen und kleinen Grundbeſitz im Königreich Sachſen; 
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daß auf derſelben Grundfläche, welche in lauter kleine Beſitzungen 
ſelbſt bis zu einem halben preußiſchen Morgen herunter zerfällt, 


ein Beitrag zur Beantwortung der Frage: iſt die Großkultur oder die Klein 
kultur dem Staate nützlicher“? Von dieſer Seite iſt der Gegenſtand in ſo geiſt— 
voller Weiſe bisher noch nicht erörtert. Das Königreich Sachſen hat eine 
Einwohnerzahl von durchſchnittlich 7500 Menſchen auf der Quadratmeile und 
bei Berückſichtigung allein des landwirthſchaftlich benutzten Bodens von nahe 
an 10,000, ſo daß auf einen ſächſiſchen Acker (gleich 2,16 preußiſche Morgen) 
ein Bewohner fällt; nur durch die Wechſelwirkung der intenſiven gewerblichen 
Thätigkeit und der Landwirthſchaft (letztere produzirt gegenwärtig im Durch— 
ſchnitt pro Acker 8,1 Dresdener Scheffel, alſo etwa vom preußiſchen Morgen 
8 preußiſche Scheffel) iſt die Ernährung der Bevölkerung möglich. Auf Grund 
offizieller ſtatiſtiſcher Erhebungen berechnet Dr. Engel durch alle Größen und 
Klaſſen von Grundbeſitzungen von einem halben preußiſchen Morgen und 
darunter abwärts bis über 2000 preußiſche Morgen aufwärts (in Abſtufungen 
von unter 0,25, ſodann von 0,25 — 0,50 u. ſ. w. bis 750 — 1000 und über 
1000 ſächſiſche Acker), einestheils die Anzahl der Grund- und Viebbeſitzer, 
anderntheils die Viehzahl aller Sorten, worauf er nach Maßgabe der von dieſen 
ſo abgeſtuften und klaſſifizirten Beſitzungen wirklich gehaltenen Viehſtände die 
Frage rechnungsmäßig beantwortet: wie viel Viehbeſitzer und wie viel Stück 
Vieh befinden ſich auf einer beſtimmten Fläche (auf je 1000 Acker), je nach— 
dem dieſelbe in lauter Beſitzungen von unter Ya, ½, ½, 1 Acker und jo fort 
bis über 1000 Acker getheilt iſt? Es werden allerdings am meiſten Pferde 
auf den Bauergütern zwiſchen 20 — 75 Acker (40 — 150 preußiſche Morgen), 
am meiſten Schafe auf den Rittergütern — dieſe Vieharten für ſich genommen 
— gehalten; dagegen überwiegt nicht blos die Haltung von Rindvieh, Schwei— 
nen und Ziegen, ſondern auch die geſammte Viehzahl nach Reduktion auf Rind— 
vieh, bei den kleinſten und kleinen Grundbeſitzern ſehr beträchtlich die der 
größeren. Sogar bei der Klaſſe der Rittergüter für ſich genommen, iſt der 
Viehſtand verhältnißmäßig um ſo geringer, als der Umfang des Grundbeſitzes 
größer wird und bei allen Güterklaſſen und Abſtufungen zeigt ſich eine um— 
gekehrte Proportionalität. „Dieſen Zahlen gegenüber (bemerkt Dr. Engel) ſei 
es nur als Kurioſum zu erwähnen und verfalle der Lächerlichkeit, wenn man 
ſogar den Futterdiebſtahl als die Urſache und Möglichkeit der größeren Vieh— 
haltung bei den kleinen Leuten bezeichnen wolle.“ Zufolge ſeiner auf den Befund 
gegründeten Berechnung kommen auf je 1000 Acker an Viehbeſitzer 1) beim 
kleinſten Grundbeſitz bis und unter ¼ Acker, a. einzelne Pferdebeſitzer — 444 mit 
779 Stück, ferner b. einzelne Beſitzer von Rindvieh — 2254 mit 3054 Stück, 
c. desgl. von Schweinen — 1878 mit 2819 Stück, d. desgl. von Ziegen — 
6390 mit 7969 Stück und an auf Rindvieh reduzirtem Vieh aller Sorten 
— 5613 Stück; 2) dagegen beim größten Grundbeſitz über 1000 Acker nur zu 
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nicht blos an Rindvieh und beſonders an Kühen (an dieſen Säug⸗ 
ammen des menſchlichen Geſchlechts, wie ſie ein geiſtreicher land— 
wirthſchaftlicher Schriftſteller nennt), ſondern an allen Vieh— 
ſorten, dieſe auf Kühe reduzirt, bedeutend mehr gehalten werden, 
als auf derſelben Grundfläche, welche von großen Gütern von 
hundert und mehreren hundert oder gar tauſend Morgen ein— 
genommen wird, abgeſehen davon, daß die Zahl der Grund- und 
gleichzeitigen Viehbeſitzer eine viel größere iſt, als die der großen 
Grundbeſitzer und ihrer zahlreichen Dienſtboten zuſammengenommen. 

Die Frage über den größeren oder geringeren Reinertrag 
großer oder kleiner Güter trifft hauptſächlich jedoch nur die Art 
der Kultur, „ob Groß- oder Kleinkultur, ob große oder kleinere 
Landwirthſchaften vortheilhafter?“ nicht unmittelbar die Frage über 
die Dimenſionen des Grundeigenthums. In Irland, zum 
Theil auch im ſüdlichen Frankreich jenſeit der Loire (bei den dort 
noch vielfach beſtehenden ſogenannten Halbpachten) würde un— 
bedenklich gegen dieſe Art von Kleinkultur, dagegen im belgiſchen 
Flandern und in allen Flachsbau wie Gartenbau treibenden Gegen— 
den gegen die Großkultur überhaupt zu entſcheiden ſein. Wenn 
aber auch wirklich unter gewiſſen Umſtänden und Vorausſetzungen 


a. 0,67 Viehbeſitzer mit 9½ Stück, zu b. desgl. 0,73 mit 51,8 Stück, 
zu c. desgl. 0,58 mit 12,19 Stück, zu d. desgl. 0,25 mit 0,60 Stück, zwar 
an Schafbeſitzern 0,35 mit 407 Stück, aber an auf Rindvieh reduzirtem Vieh 
aller Sorten doch nur = 110 Stück. Auf den am meiſten zertheilten Grund⸗ 
beſitz kommt über die Hälfte der viehbeſitzenden Bevölkerung und ein 
Drittel des geſammten Viehſtandes; erwieſenermaßen ruht alſo der Schwer- 
punkt und das Uebergewicht der Haltung, wie der Ernährung und Aufzucht 
von Vieh nicht auf dem großen, auch nicht einmal auf dem mittleren, ſon⸗ 
dern auf dem kleineren Grundbeſitz. Für Preußen ergiebt die Statiſtik rück⸗ 
ſichtlich des Rindviehſtandes und der Kühe, bei Vergleichung der am dichteſten 
bevölkerten und zugleich am meiſten parzellirten Provinzen mit den geringſt 
bevölkerten, in welchen der Großbeſitz über die Hälfte bis zu 2) des Areals 
einnimmt, Aehnliches, während ſich die Ziegen (das Milchvieh der beſitzloſen 
Tagelöhner) ſeit 1819 bis 1855 in der Mark Brandenburg von 100 zu 1292, 
in Poſen und Pommern von 100 zu 908 reſp. 841, hingegen in der Rhein⸗ 
provinz und Schleſien nur von 100 zu 262 reſp. 210 vermehrt haben.“ 
Vergl. hierzu oben S. 153 und dagegen S. 127; ferner Dieterici, Mitth. 
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der Großbeſitz mehr wie der Kleinbeſitz zur Ernährung der 
ſtädtiſchen Maſſen erübrigte, ſo iſt doch nicht abzuſehen, wie 
man es rechtfertigen wollte, daß der größere Theil der ländlichen 
Bevölkerung um der ſtädtiſchen Menge willen die mit eigenem 
kleinen Grundbeſitz verbundenen ſittlichen und materiellen Vor— 
theile entbehre. 

Während der Eigenthümer eines großen Guts in gewöhn— 
lichen Zeiten verhältnißmäßig wohlfeiler zu wirthſchaften, außer— 
dem der intelligente und gemeinſinnige Gropßbeſitzer durch koſt— 
ſpieligere Muſtereinrichtungen und Verſuche, wie durch ſein 
Beiſpiel auf die Landeskultur- und Wirthſchaftsverbeſſerungen 
einer ganzen Gegend fördernder einzuwirken im Stande iſt, ſo 
wird es hingegen dem kleinen Beſitzer in ſchlechten Zeiten er— 
fahrungsmäßig viel leichter, ſeine Ausgaben, ſeine perſönlichen 
wie wirthſchaftlichen Bedürfniſſe vorübergehend einzuſchränken. 
Dazu lehrt die Erfahrung, daß die Geſammtleiſtungskraft vieler 
kleinerer und wenigſtens mittlerer Beſitzer auf gleicher Fläche in 
Bezug auf die verſchiedenen Bedürfniſſe des Staates, der Ge— 
meinde und bürgerlichen Geſellſchaft in der Regel eine größere 
iſt, als die eines einzelnen großen Gutsbeſitzers von gleicher 
Fläche, und es iſt anerkannt, daß ſich in dem denkwürdigen Frei— 
heitskriege die kleinen Eigenthümer, gleich wie die beſitzloſen 
Knechte und Tagelöhner Preußens als Vaterlandsvertheidiger 
ebenſo tapfer bewieſen und bewährt haben, als die Söhne der 
Begüterten.“) 


Es iſt aber bei weitem nicht die land- oder ſtaatswirth— 
ſchaftliche Seite der Frage, von deren Beantwortung die Ent— 
ſcheidung über die Theilbarkeit und Freiheit des Grundeigen— 
thums abhängt. Man kann die relativen Vorzüge großer Güter 


1) Wie Koppe beſtätigt. Siehe Beiträge zur Beantwortung der Frage: 
ſind große oder kleine Landgüter zweckmäßiger für das allgemeine Beſte. 
Berlin 1847. S. 96. 


* 255 


202 


in der einen und anderen Beziehung zugeben, dergleichen ſelbſt 
vom politiſchen Standpunkt aus für wünſchenswerth und nützlich 
erachten und dennoch jede Geſetzgebung aus höheren und all— 
gemeineren politiſchen, wie ſtaats- und landwirthſchaftlichen Grün— 
den für verwerflich halten, welche die, vielmehr gleichfalls der 
freien Bewegung im Güterleben zu überlaſſende Bildung großer 
Beſitzungen, — die Konſolidation und Zuſammenſchlagung ver— 
ſchiedener kleiner Güter, — begünſtigte, hingegen die Bildung 
kleinerer Beſitzungen durch Beſchränkung der Dismembrations— 
befugniß, wie durch andere bevormundende Staats- und Polizei— 
einrichtungen hemmte, jede Geſetzgebung, welche es unternehmen 
will, der Güterbewegung ihre gemeſſenen Bahnen vorzuſchreiben. 
Denn allein die freie Verfügung über das Grundeigenthum, wozu 
ebenſowohl die Verkleinerung, wie die Vergrößerung deſſelben ge— 
hört, trägt das Prinzip der Ausgleichung und Verſöhnung zwiſchen 
dem großen und kleinen Grundbeſitz, zwiſchen Reichhum und 
Armuth in ſich und hebt jene kaſtenartigen, bürgerlichen und po— 
litiſchen Gegenſätze auf, welche da nur zu leicht hervortreten, wo 
zwiſchen dem durch Fideikommiß, Lehn oder auf andere Weiſe ge— 
ſchloſſenen Grundbeſitz und einem beſitzloſen Stande von Arbeitern, 
Tagelöhnern und Knechten, die Bildung vermittelnder Zwiſchenglieder 
unmöglich geworden iſt. Sie befreit das wichtigſte und weiteſte 
Gebiet des Kulturlebens der Völker von der Beſorgniß eines 
Klaſſen- und Parteienkampfs, wie er jo manche Staaten der alten 
Welt zu Grunde gerichtet hat, deſſen Gefahren daher in Zeiten 
tiefgehender politiſcher oder ſozialer Bewegungen ſich auch er— 
neuern und wiederum, wie vor Alters, den Beſtand der Staats— 
geſellſchaften bedrohen können. Nur durch ſie wird der Staat 
allen ſeinen Bewohnern, den ländlichen wie den ſtädtiſchen, den 
vermögenden wie den vermögensloſen Volksklaſſen auf gleiche 
Weiſe gerecht. 


Druck von Duncker & Weidling in Berlin. 
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